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Zur Einführung

Zur Eröffnung unseres Kolloquiums strahlte München in der Pracht eines bayeri
schen Föhntages und ließ in der Hoffnung, dies möge nicht der einzige Glanz
punkt bleiben, die Mühen der Vorbereitung einer Tagung über Gestaltungs- und 
Veränderungsprozesse des europäischen Staatensystems vergessen, einer Tagung, 
die zunächst unabhängig von dieser Veranstaltung des Historischen Kollegs ge
plant war und einen kurzen Rückblick auf die Vorgeschichte angebracht sein läßt. 
Das Kolloquium bildet nämlich zugleich den Abschluß einer ersten Entfaltungs
phase der 1989 von mir an der Universität Marburg gegründeten Arbeitsgemein
schaft mit dem Ziel, Forschungen über die Geschichte von Außenpolitik und in
ternationalen Beziehungen unter systematischen Gesichtspunkten, vor allem dem 
der Spannung zwischen Stabilisierung und Veränderung im Kontext eines Staa
tensystems voranzutreiben. Zu dieser Marburger Gruppe gehören der Politikwis- 
senschaftler Wilfried von Bredow und die Neuhistoriker Elans Lemberg, Klaus 
Malettke, Hermann-Josef Rupieper (jetzt Universität Halle) und Heinz Schilling 
(Universität Gießen, jetzt Humboldt-Universität Berlin), der am Kolloquium lei
der nicht teilnehmen konnte, so daß sein Schüler Holger Gräf über die gemein
same Thematik vortrug.

Die entscheidende Unterstützung für unsere weitläufigen Unternehmungen in 
Marburg und Gießen -  Ringvorlesungen1, Kolloquien, Vorträge und Lehrveran
staltungen ebenso wie die Förderung von Magisterarbeiten, Dissertationen und 
einer ansehnlichen Reihe von Publikationen samt allem, was zur Grundlegung der 
Forschungen in Archiven und Bibliotheken dazugehört -  kam mit der Anerken
nung als hessischer Forschungsschwerpunkt (unter dem Titel: „Geschichte und 
Struktur internationaler Systeme“) und der damit verbundenen jahrelangen För
derung durch das Hessische Ministerium für Wissenschaft und Kunst. Ihm ver
danken wir viel, und ich möchte unseren Dank bei dieser Gelegenheit noch einmal 
zum Ausdruck bringen. Der Forschungsschwerpunkt soll unter veränderten Be
dingungen und mit spezielleren Themen fortgesetzt werden, besonders aussichts
reich auf dem Gebiet der Geschichte der europäischen Integration.

Kurz, das Kolloquium wäre auch dann abgehalten worden, wenn ich nicht das 
Glück gehabt hätte, auf dieser Insel der Seligen für Historiker, dem Historischen 
Kolleg, zu landen. Dieser Institution, unter der Geschäftsführung von Herrn

1 P e t e r  K r ü g e r  (Hrsg .) ,  Kontinuität  und Wandel in der Staatenordnung der N euzeit .  Beiträge 
zu r  Geschichte des internationalen Systems (M arburger  Studien zu r  N eueren  Geschichte 1, 
M arb urg  1991), mit einführenden H inw eisen  über Ziele, Schw erpunkte  und M ethodik ,  die 
auch die Basis dieses K olloqu ium s bildeten.
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Georg Kalmer, danke ich von Herzen, vor allem auch für die beständige Unter
stützung durch ihre Mitarbeiterinnen, insbesondere die Sachkunde, Umsicht und 
Tatkraft der Mitherausgebern! dieses Bandes, Frau Dr. Elisabeth Müller-Luckner. 
Den Referenten danke ich sehr für die Bereitwill igkeit , recht arbeitsintensive The
men übernommen und sich neuen Fragen gestellt zu haben. Es freut mich, daß die 
Verklammerung der gesamten Neuzeit einschließlich der osteuropäischen Ge
schichte in diesem Kolloquium zustande gekommen ist; ich erhielt dafür aus dem 
Kreis der Teilnehmer Zustimmung und Ermunterung. Das Interesse der zahlrei
chen Gäste an der Veranstaltung weiß ich sehr zu schätzen; unser Thema hat das ge
rade in Deutschland verdient, wo die Vertrautheit mit auswärtigen Angelegenhei
ten noch alles andere als gang und gäbe ist. Geschichte und Analyse der Außenpo
litik und der internationalen Beziehungen finden trotz ihrer methodischen Moder
nität und des überall spürbaren dringenden Bedarfs noch zu wenig Beachtung.

Aber worum ging es in unserem Kolloquium besonders? Sein Thema sagt dar
über schon, sofern es als Herausforderung zum Uberdenken der Problematik an 
Hand einiger wesentlicher Epochen und verändernder Kräfte betrachtet wird, ei
niges aus. Einführende Hinweise mögen das noch veranschaulichen.

Als 1577 die Gefahr drohte, daß es zu einer Verquickung des neu entfachten 
Hugenottenkriegs in Frankreich mit den wieder aufgenommenen militärischen 
Maßnahmen und Vorsteißen der Spanier in den Niederlanden kam, wo der 
schwierige, fragile politische Kompromiß zwischen den Religionsparteien sowohl 
an der Unnachgiebigkeit Philipps II. als schließlich auch an der Haltung der radi
kalen Calvinisten zerbrach, da war eine für Demonstrationszwecke mit aller w ün
schenswerten Kompliziertheit ausgestattete internationale Lage entstanden, die 
am Anfang des Zeitraumes, der in diesem Kolloquium behandelt werden sollte, 
schon typische Merkmale aufweist, die bis heute von Bedeutung sind und Gegen
stand unserer Untersuchungen bilden. Es traten auf -  das hört sich an wie der 
Theaterzettel eines Welttheaters eine Macht mit hegemonialem Anspruch -  Spa
nien; einige weitere aufsteigende Mächte, die dagegen ankämpften -  England, 
Frankreich, die Niederlande; Könige, Fürsten von Geblüt, Hochadelsfamilien, die 
um Macht und Einfluß rangen; Parteiungen und Fraktionen aller Art, regionale 
Vereinigungen, Städte, Gemeinden und Kaufmannschaften; Reichsfürsten, Söld
nerführer, Adlige, Abenteurer und letzte Ritter -  oft schwer zu unterscheiden - ,  
die sich dreinmischten, Macht, Prestige und Gewinn suchten, aber auch den Sieg 
des rechten Glaubens, denn der konfessionelle Gegensatz lag über allem; deshalb 
auch Kardinäle und Bischöfe, Priester Und Mönche; Söldner und Schiffsleute; D i
plomaten, Agenten, Spione und Projektemacher; reisende Wissenschaftler und 
Poeten, Theologen, Pamphletisten, Drucker und Verleger und all das übrige bunte 
fahrende Volk, das von den Zentren der Ereignisse und im Sog der Kriegszüge an
gezogen wurde2.

“ An H and  gedruckter  Q ue llen  sind die kom pliz ie r ten  Konste llat ionen und Ereignisse jener 
Jahre am besten zu verfo lgen in: C a len d ar of State Papers, Foreign Series,  of the R eign  of Eli
zabeth, Bd. XF 1575-1577 (London  1880) und Bd. XIF 1577-1578 (London  1901).
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Gerade die Tatsache, daß die verwickelten Fronten und Interessen in den sich 
erst allmählich zuspitzenden westeuropäischen Auseinandersetzungen doch noch 
keine dramatischen Veränderungen erfuhren und viele Unternehmungen ergeb
nislos blieben, macht die damals in Betracht gezogenen Antworten auf die H er
ausforderungen der internationalen Lage für uns interessant. Denn die Reaktion 
der Protestanten in diesem konfessionellen Ringen und in der Phase der Formie
rung der Kräfte auf beiden Seiten war in einem Punkte einheitlich: Alle maßge
benden Akteure sahen m einem protestantischen Bündnissystem, einem engeren 
Zusammenschluß, eine dem drohenden katholisch-spanischen Übergewicht ange- 
messende Entgegnung. Aber welche Unterschiede zeigten sich bei der Ausgestal
tung dieser Bündnisprojekte! Radikale Calvinisten, aber auch macht- und presti
gesüchtige calvinistische Fürsten, wie der Pfalzgraf Johann Casimir, bemühten 
sich allenthalben, eine mächtige Kriegsallianz zur Zerschmetterung der „Papi
sten“ zusammenzubringen, auch auf die Gefahr des großen, unkalkulierbaren eu
ropäischen Krieges. Politisch und nicht nur theologisch ausgerichtet war das Be
streben der Gemäßigten, zunächst eine Vertiefung der Spaltung zwischen Luthe
ranern und Calvinisten im Zeichen der Concordienformel von 1577 zu verhin
dern und dann dem protestantischen Bekenntnis als Voraussetzung einer von den 
anhaltenden theologischen Streitigkeiten unbelasteten politischen Zusammenar
beit größere Geschlossenheit zu verschaffen.

Kurzfristig versuchte das sogar Elisabeth von England, um eine Basis für die 
Heranziehung der militärisch und strategisch so wichtigen lutherischen Reichs
fürsten zu gewinnen. Ihr wäre es am willkommensten gewesen, den bedrohten 
Hugenotten und niederländischen Protestanten eine starke und geschützte, heute 
würde man sagen: international garantierte Stellung im Rahmen der bestehenden 
staatlichen Ordnung zu sichern und damit Frankreich und Spanien zu schwächen, 
eine gewaltige, sie selbst bedrohende spanische Machtentfaltung und völlige U n
terwerfung der abtrünnigen niederländischen Provinzen zu verhindern, aber auch 
che andere Möglichkeit, den beunruhigenden Aufstieg einer unabhängigen, w irt
schaftlich überlegenen niederländischen See- und Handelsmacht zu vermeiden. 
Ein Bündnis also in subtiler, den Handlungsspielraum der anderen begrenzender 
politischer Absicht zur besseren eigenen Absicherung und Einflußnahme war ihr 
Ziel -  und nach Möglichkeit eines, hinter dem sie selbst zurücktreten konnte -  
„such as not to cause war whether with the French or others“J . Eine politische 
Verständigung schwebte auch Heinrich von Navarra vor, um seine Friedenspoli
tik in den zerrütteten, teilweise chaotischen französischen Verhältnissen auch 
nach außen vor Interventionen zu decken und die radikalen Calvinisten im Zaum 
zu halten, während Wilhelm von Oranien ebenfalls den großen europäischen 
Krieg vermeiden, in der militärisch rasch bedrohlich werdenden Lage jedoch zur 
Unterstützung des Krieges gegen die Spanier in den Niederlanden eine engere 
Hilfsall ianz mit englischen Subsidien zustande bringen wollte.

Alle drei besaßen allerdings -  und das ist für die Frage nach dem Funktionieren

3 Ebd. Bd. XII , Dok, Nr. 269 (27. 9. 1577).



X Peter Krüger

internationaler Systeme bemerkenswert -  eine ausgeprägte Fähigkeit des Diffe- 
renzierens und abwägenden Prüfens außenpolitischer Sachverhalte, ein Gespür 
nicht nur für die wechselnden Umstände, Kräfteverhältnisse und Interdependen
zen der einzelnen Problemfelder, sondern auch für die Konsequenzen einzelner 
Maßnahmen über die ursprüngliche Absicht hinaus. Dies ist Denken m System
zusammenhängen, gegründet auf die Kenntnis internationaler Strukturen und 
Kräfte: Es ist systemisches Denken4 im Gegensatz zum eingleisigen, auf den kon
kreten Fall und nicht auf die weitreichenden Folgen ausgerichteten Denken jener, 
die mit einer möglichst großen Streitmacht die Lage klären und den Protestantis
mus zum Siege führen wollten. Zwar gab es noch kein Staatensystem im moder
nen Sinne; Akteure waren -  wie heutzutage wieder -  nicht bloß die Regierungen. 
Sie waren erst auf dem Wege, sich allein die Kompetenz zur Führung der Außen
politik zu sichern. Aber internationale Systeme gab es eben doch, auch wenn der 
zeitweise dominierende Orientierungspunkt konfessioneller Systemzusammen
hänge3 schon im Zeichen der Suche nach einem übergreifenden, konfessionell 
nicht gebundenen Bündnis- oder Ordnungssystem unabhängiger Staaten frühzei
tig in Frage gestellt wurde; Zusammenhänge und Interdependenzen hätten sonst 
gar nicht in solcher Subtilität erkannt werden können. Ein Beleg dafür ist die Tat
sache, daß man das Reich als eigenständiges System erfaßte und Bündnissondie- 
rungen -  etwa Elisabeths von England -  dementsprechend formulierte, vor allem 
sich an die Gesamtheit der protestantischen Fürsten mit einem reduzierten, ak
zeptablen Programm wandte.

Die Gemäßigten wollten keine Vorherrschaft oder völlige Vernichtung des 
Gegners, sondern ausgewogene, auf Kompromissen beruhende, den eigenen In
teressen gemäß eingerichtete Machtverhältnisse. Dem standen die Verfechter kon
fessioneller Geschlossenheit gegenüber, zwei konfessionelle Lager, die im Grunde 
auf gegenseitige Überwindung und universalistischen Geltungsanspruch der eige
nen Ordnungsvorstellungen bis hin zur Auslöschung aller Feinde angelegt waren
-  eine bis heute geläufige internationale Grundfigur in wechselnder Gestaltung, 
deren Entstehungsursachen und Dynamik so schwer zu erklären sind.

Eine Konstellation, die ebenfalls zu den Grundthemen der Untersuchung von 
Staatensystemen gehört: So wie es auch auf dem Höhepunkt der Konfessionalisie- 
rung niemals nur die beiden extremen Lager, sondern immer eine die Extreme ab

4 J a ck  Snyd er ,  R o b e r t  J e r v i s  (Hrsg .) ,  C o p ing  with Complexity in die  International System 
(Boulder 1993). -  N euansatz  und Erörterung der Forschungsen tw ick lung  in der  politikwis- 
senschaklichen A nalyse  der  internationalen Beziehungen: Yale H. F e r gu so n ,  R i c h a rd  W. 
M ansba ch ,  The State, Conceptual Chaos ,  and the Future of International Relations T h eo ry  
(Denver 1989); dies .,  Between Cc lebrat ion  and Dcspair. Construct ivc Suggest ions for Future 
International Rela tions Theorv, in: In ternational Studics Q uar te r ly  35 (1991) 363-386 ; dies. , 
The Subject is Politics. A N ew  Research A genda in Internat ional Poli tics ( Inaugura l Pan-Eu- 
ropean Conference,  European C o nso r t ium  for Politica l Research, Stand ing G roup on Inter
national Relations,  H eide lberg  16.-20. 9. 1992).
5 H einz  Sch i l l in g ,  Konfessionahsierung und Form ierung eines internationalen System s w ä h 
rend der frühen N euze i t ,  in: Arch iv für Reformationsgesch ichte , Sonderband: Die R eform a
tion in Deutschland und Europa. Interpretationen und Debatten (Güters loh 1993) 591-613.
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lehnende, mittlere, konfessionell schließlich nicht einseitig gebundene Gruppie
rung gab mit nicht in erster Linie konfessionell bestimmten Zielen, so tauchten 
ähnliche Konstellationen bis in unser Jahrhundert immer wieder auf. Daran 
schließen sich zwei weitere Phänomene an, die bei einer Analyse der verändern
den Kräfte in einem Staatensystem Aufmerksamkeit verdienen: Zum einen die 
Überlappung verschiedener Systeme oder Funktionskreise und die Tatsache, daß 
die Akteure in mehrere von ihnen eingebunden sind, etwa ein und dieselbe w ich
tige Persönlichkeit als Protestant, speziell als Lutheraner oder Calvinist, als 
Reichsfürst, als Vertreter fürstl ich-dynastischer Familieninteressen, als bedeuten
der Faktor in regionalen wirtschaftlichen und politischen Zusammenhängen etc. 
Zum anderen die Frage, unter welchen Bedingungen es tatsächlich zu einem auf 
gemeinsamen Wertvorstellungen und Interessen beruhenden dauerhaften Bünd
nissystem wie dem immer wieder angestrebten großen protestantischen Bündnis 
kommen kann und wie umfassend solche Gebilde überhaupt sein dürfen -  man 
denkt an die Probleme der NATO und ihrer Erweiterung heute.

Schließlich hat die internationale Lage von 1577 -  neben vielen hier nicht er
wähnten Aspekten -  noch etwas gezeigt: Die Bedeutung der wirtschaftlichen Res
sourcen als wesentliche Kraft der Bewegung und Ermöglichung von Veränderung 
im Staatensystem. Großen Raum bei den Verhandlungen über internationale Zu
sammenschlüsse 1577 nahm die Frage ein, wie und wo man sich die notwendigen 
Gelder für militärische Unternehmungen beschaffen könne. Bei der noch unent
wickelten Militärorganisation und der üblichen Finanzschwache der Regierungen 
waren Bündnispartner gefragt, die über die notwendigen Mittel oder über die 
Möglichkeit verfügten, rasch größere Kontingente von Söldnern anzuwerben. 
Wie nah oder fern diejenigen, die beides brauchten, zu denen standen, die beides 
besaßen, und welchen Einfluß das auf die außenpolitischen Absichten und Optio
nen hatte, ist eine der wesentlichen Fragen, die in den Bereich der politischen 
Strukturen und sozio-ökonomischen Kräfte, welche die Staaten bewegen, in ihre 
vorwaltenden Interessen und inneren Abhängigkeiten führen.

Hier spielten nun die Dynastien in der Ausformung sowohl des frühmodernen 
Staates als auch des Staatensystems, ein untrennbarer Prozeß, über Jahrhunderte 
hinweg eine maßgebende Rolle, und der Flöhepunkt ihres Beitrags zur Organisa
tion von Staat, Macht und Herrschaft lag im Absolutismus. „Denn“, so formu
lierte es Franz Schnabel6 eindrucksvoll, „die Staaten, die es in Europa gab, standen 
nicht isoliert nebeneinander, sie waren in einem Jahrtausend geschaffen worden 
von Staatsgründern, Königen und Staatsmännern, zunächst als dynastische und 
diplomatische Zusammenballungen, also ganz zufällig und willkürlich. Wahllos 
durch Kaut, Pfand, Erbschaften, Raub waren die Gebiete erworben, aber im Laufe 
der Zeit waren Plan und Weitsicht in diese Erwerbungen gekommen, eine Staats
idee war zugrunde gelegt worden. Es war ein politisches Verhalten in Übung ge-

!’ Vorlesungsreihe Franz Schnabels im Bayer ischen  R undfunk  im W in ter  1959/60 über: „Die 
letzten hundert J a h r e“; aus der  ersten Sendung am 5. 10. 1959: „Das europäische S taatensy
stem “, gedruckt  in: Gehört -  ge lesen 6 (1959),  Zitat S. S6S f.
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kommen, ganz vorzugehen nach den Interessen der Staaten, nach der sogenannten 
Staatsraison. Und so rückten diese europäischen Dynastienstaaten oder Fürsten
staaten durch ihren Ausbau nahe aneinander, sie wurden Nachbarn neben Nach
barn in ihrem steten Wetteifer [..

Aber das Beispiel aus dem Jahre 1577 bleibt sowohl unausgcschöpft als auch be
grenzt. Erst die späteren Jahrhunderte liefern die weiteren Schwerpunkte unseres 
Themas. Sie müssen ausgehen von einer ganz banalen Schlußfolgerung aus den an
gedeuteten Vorgängen. Der sich unter Mühen und Widersprüchen entwickelnde 
frühmoderne Staat befand sich zwar auf dem Wege zum rechtlich-formal souverä
nen, aber selbstverständlich niemals zum völlig unabhängig handlungsfähigen 
Staat. Er blieb stets gebunden und verflochten in systemische Zusammenhänge, 
ganz bestimmte Aktionsbedingungen, Aktionsfelder und Wechselwirkungen, in 
Systeme demnach, deren Grundform geprägt ist von bestimmten Elementen oder 
Einheiten, eigentümlichen Relationen unter ihnen und einer aus den eigenen 
Grundlagen heraus deutlich wahrnehmbaren Abgrenzung zu ihrer Umwelt, auch 
wenn es zu mehr oder weniger intensiven Wechselbeziehungen mit ihr kommt. 
Also muß, wenn w ir von Staatensystem sprechen, darunter ein besonderes System 
gemeint sein, eines, das über die übliche Eingebundenheit der Staaten in ver
schiedene Systemzusammenhänge -  rechtliche, regionale, konfessionelle, w ir t
schaftliche etc. -  hinausgeht. Daher ist es unbefriedigend, wenn in der älteren Li
teratur, häufig aber auch bis heute, der Ausdruck Staatensystem ziemlich undiffe
renziert, manchmal gedankenlos wie eine Art Restgröße verwendet wird, mit der 
man alles umschreibt, was an internationalen Angelegenheiten und Einflüssen üb
rigbleibt, wenn man sich mit anderen Fragen oder auch einem begrenzten außen
politischen Problem befaßt hat. Oder auf einer höheren Bewußtseinsstufe wird 
das Staatensystem gleichgesetzt mit dem „Spiel“ von Hegemonie und Gleichge
wicht als nervus rerum, als einziger Fortschritt, als Seele und Naturgesetz interna
tionaler Beziehungen, wobei der Begriff Gleichgewicht meistens derselben undif
ferenzierten Betrachtungsweise unterworfen wird wie der des Staatensystems, 
und noch in neuen Veröffentlichungen wird es als eine Art segenspendender Leit
stern vernünftiger Außenpolitik seit dem Dreißigjährigen Krieg beschworen7. 
Davon kann derart pauschal gar keine Rede sein; häufig handelt es sich bloß um 
Reaktionen auf die stärkste Macht, und so sehr Gleichgewichtselemente selbst in 
hegemonial organisierten Ordnungen unentbehrlich sind, so wenig gibt es pure 
Gleichgewichtssysteme. Schon theoretisch ist ein reines Gleichgewichtssystem 
nicht zu begründen, jedenfalls nicht als dauerhafte Einrichtung; man kommt nicht 
ohne zusätzliche Prinzipien und Postulate, ohne weitergehende Fundierung aus.

Eine unserer Hauptaufgaben besteht infolgedessen darin, zentrale Ideen wie 
Staatensystem und Gleichgewicht als vielgestaltig und nicht ohne zusätzliche

7 W o l f g a n g -U w e  F r i e d r i c h , G le ichgew ichtsdenken  und G le ichgew ich tspo l i t ik  zu r  Zeit des 
Teutschen Krieges, in: W ol f  D. G r ü n e r  (Hrsg .) ,  G le ichgewicht  in Geschichte und Gegenwart  
(H am b urg  1989) 57. -  Zum  Problem  des Gle ichgewichtsbegriffs  P a u l  W. S ch r o ed e r ,  The 
N ineteen th  C en tu r y  System: Balance of Pow er  or Poli tical E q u ilib riu m ?, in: Rev iew  of In
ternational Studios 15 (1989) 135-153.
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Prinzipien verwendbar zu behandeln. Das variiert nach den historischen Umstän
den, und deswegen erscheint die Frage nach den Triebkräften und Leitvorstellun
gen bei der Entstehung, Entfaltung und dem Wandel des europäischen Staatensy
stems für die historische Untersuchung so wichtig. Die Bedeutung der Verände
rungen und Wandlungsphasen dieses Systems für seine Struktur- und Entwick
lungsgeschichte liegt auf der Hand. Erste Voraussetzung für eine differenzierte 
Auffassung ist also eine strikte begriffliche Trennung zwischen dem synthetischen 
Begriff von Staatensystem einerseits, der ein Untersuchungsinstrumentarium be
reitstellt und die Fierausarbeitung von systemischen Zusammenhängen in den in
ternationalen Beziehungen einer bestimmten historischen Periode erlaubt, ganz 
unabhängig davon, ob die Zeitgenossen ein klares Bewußtsein, den Begriff oder 
gar den Willen zur planvollen Organisierung eines Staatensystems hatten; und auf 
der anderen Seite eben diese bewußte Gestaltung eines Staatensystems als poli
tisch geschaffene, akzeptierte Ordnung des internationalen Zusammenlebens. Da
mit gewinnt man zugleich ein erstes Kriterium zur Beurteilung der bewegenden 
politischen Kräfte im Staatensystem: Hatten sie einvernehmlich getroffene, ge
meinsam zu verantwortende europäische Regelungen, rechtliche Bindungen, Ver
fahrenswege und Verhaltensnormen zum Ziel -  oder nicht? In Anbetracht zuneh
mender internationaler Verflechtung und sozio-ökonomischer Verdichtung in 
Europa erhält diese Frage besondere Bedeutung, ebenso die Frage nach der Wahr
nehmung der mit einer gewissen Organisierung des Zusammenlebens verbun
denen Probleme -  vor allem in Zeiten anwachsender Partizipation breiterer 
Schichten am politischen Leben und ihres zunehmenden Einflusses auf che 
Außenpolitik ferner nach dem möglicherweise stattfindenden oder erforderli
chen Bewußtseinswandel und nach der Bündelung von Interessen für oder gegen 
eine die einzelnen Regierungen stärker bindende internationale Ordnung. Beides 
fordert gründliche Erklärung aller Kräfte, die zur Entstehung und Entfaltung 
eines Staatensystems beitragen, aber auch aller derjenigen, die dessen Verpflich
tungen zu reduzieren trachten. Damit ist zugleich die Wechselwirkung zwischen 
innerer -  gesellschaftlicher und verfassungsmäßiger -  Ordnung der Staaten und 
der internationalen Ordnung, zwischen Innen- und Außenpolitik berührt. Und 
schließlich stehen die Wirkungen aller Veränderungen des europäischen Staaten
systems zur Debatte, gerade im Flinblick darauf, wieweit sie intendiert sind und 
auf abwägender Berücksichtigung der wesentlichen systemischen Interdependen
zen beruhen oder nicht, und wie überhaupt Stabilität und Sicherheit -  Grundfor
derungen staatlicher und nichtstaatlicher Akteure an jedes internationale System -  
in der Dynamik sich beschleunigender Veränderungen zu gewährleisten sind.

Weitere Fragen betreffen die sich verändernde Belastbarkeit des Staatensystems 
wie seiner wesentlichen Elemente, der Staaten; sie betreffen ihre geographische 
Lage, Machtbasis, Verfassung, innere Festigkeit und ihre Fähigkeit zur Organisie
rung und Ausschöpfung ihrer Ressourcen im weitesten Sinne. Sie beziehen sich 
außerdem auf die Erfassung der unterschiedlichen, im Laufe der Zeit wechselnden 
Konfliktdichte und Entwicklungsdynamik einzelner Regionen im Staatensystem, 
auf die Ursachen und Auswirkungen dieses Phänomens und damit auf die Gründe
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für die ungewöhnlich lange Dauer bestimmter Strukturen und Problemlagen: 
Etwa der Habsburger Monarchie als Großmacht sui generis, der Krisenträchtig
keit Südosteuropas, der Bedeutung der sogenannten Flügelmächte England und 
Rußland in ihrer lang anhaltenden Unangreifbarkeit oder der Tatsache, daß offen
bar das europäische Staatensystem immer dann eine gewisse Festigkeit aufwies, 
wenn es gelang, Mitteleuropa im gesamteuropäischen Interesse zu organisieren -  
in Ansätzen schon im alten Reich seit dem Westfälischen Frieden, dann vor allem 
seit dem Wiener Kongreß in der Zeit des Deutschen Bundes und, nach einer be
sonderen Phase der zweigeteilten Lösung im Zeichen der Supermächte und des 
Kalten Krieges, gegenwärtig möglicherweise in der Europäischen Union,

Schließlich aber geht cs auch um die sich wandelnden Auffassungen und Per
zeptionen von einer europäischen Staatenordnung, von den jeweils als angemes
sen betrachteten Zielen und Methoden in den internationalen Beziehungen, von 
dem wachsenden Einfluß der außereuropäischen Welt und von den folgenreichen 
Veränderungen der Außenpolitik unter dem Druck des sozio-ökonomischen 
Strukturwandels, dem wachsenden Gewicht breiter Schichten im politischen Ent
scheidungsprozeß, der modernen Massenbewegungen und Ideologien und der 
zunehmenden internationalen Verflechtung bei gleichzeitigem, vor allem nationa
listischem Widerstand dagegen. Und es geht als Folge alles dessen um die Periodi- 
sierungen, um die Frage, wann die großen Einschnitte und Wandlungsphasen in 
der Geschichte des europäischen Staatensystems anzusetzen sind.

Es wäre aber eine völlige Überforderung eines einzelnen, noch dazu recht klei
nen Kolloquiums, es mit der Gesamtentwicklung der Neuzeit auf dem Gebiet des 
europäischen Staatensystems aufnehmen zu wollen. Weitgehende thematische Be
schränkung ließ sich nicht vermeiden. Unentbehrlich schienen mir allerdings der 
Gesamtzusammenhang und die Entwicklungslinien seit der frühen Neuzeit -  
trotz des tiefen Epocheneinschnitts um 1800. Den unmittelbaren Einfluß des Ver
laufs und der Erfahrung der großen europäischen Kriege, vom Dreißigjährigen 
Krieg bis zum Zweiten Weltkrieg, auf die Veränderungen des europäischen Staa
tensystems zum Gegenstand der Untersuchungen zu machen, unterblieb jedoch 
zugunsten der auf längere Sicht wirksamen Ursachen und Folgen, und zwar vor 
allem deswegen, weil es sich bei den komprimierten widersprüchlichen W irkun
gen von Kriegsentscheidungen und bei der eingehenden Analyse der großen 
Kriege und Staatenkonflikte um ein eigenes großes Thema für ein umfangreiches 
Symposium handelt, das im übrigen der Friedens- und Konfliktforschung beson
dere Impulse zu geben vermöchte. Indessen sollte zum Abschluß wenigstens an
deutungsweise die Auszehrung des europäischen Staatensystems sowohl auf 
Grund der internationalen Umwälzungen durch die beiden Weltkriege als auch 
auf Grund der strukturellen Veränderungen der Welt im 20. Jahrhundert sichtbar 
gemacht werden, eine Auszehrung und Wandlung, die sich in der Dynamik so un
terschiedlicher Erscheinungen manifestiert wie den modernen Ideologien, dem 
folgenreichen Zerbrechen der Klammern, die von den alten Großmächten um 
Ostmittel- und Südosteuropa gelegt worden waren, der die Außenpolitik verän
dernden beträchtlichen Zunahme transnationaler Beziehungsgeflechte, der west
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europäischen Integration oder dem ganz uneinheitlichen, Gegenbewegungen her
ausfordernden Prozeß der Globalisierung. Insgesamt sollte eine möglichst große 
Zahl typischer Phänomene und Vorgänge im Staatensystem zur Erörterung kom
men, und sei es nur in Fallstudien und Schlaglichtern. Trotzdem scheint, ange
sichts der einheitlichen Fragestellung, der Auswahl der Referatsthemen und der 
Erfahrungen während des Kolloquiums, die Hoffnung nicht unbegründet, daß es 
ein einigermaßen geschlossener Band wird. -  Die Manuskripte wurden im Herbst 
1994 abgeschlossen.

Marburg, im Frühjahr 1995 P e t e r  K r ü g e r
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I. Frühe Neuzeit

Heinz Duchhardt

Das Reich in der Mitte des Staatensystems

Zum Verhältnis von innerer Verfassung und internationaler 
Funktion in den W andlungen des 17. und 18. Jah rhunderts ’

In dem Bemühen, bisherige Forschungsdehzite m bezug aut die staatenpolitische 
Einbindung und die Aktivitäten der Reichsstände und des Reiches als Corpus aus
zugleichen, und in dem gleichzeitigen Bemühen, dies aut einer relativ hohen theo
retischen Ebene zu versuchen und sozialwissenschaftliche Theoreme auch für die 
mit der Vormoderne befaßte Geschichtswissenschaft fruchtbar zu machen, findet 
seit einigen Jahren der Begriff des „Systems“ verstärkt Aufmerksamkeit und An
hänger. Dabei tut sich die Forschung allerdings nach wie vor schwer, die sehr ab
strakten sozialwissenschafthchen Systemtheorien zu adaptieren bzw. auf ihre spe
zifischen Bedürfnisse hin umzuformen. Gelegentlich drängt sich der Eindruck 
durchaus noch aut, daß „System“ für manche nur eine modische Umschreibung 
dessen ist, was man früher vielleicht als „Organismus“ oder als „Staatengemein
schaft“ zu bezeichnen pflegte.

Dennoch soll an der Fruchtbarkeit des „System“-Ansatzes kein grundsätzli
cher Zweifel geübt werden, um so weniger als manche inhaltlichen Aspekte -  z. B. 
das von Peter Krüger entwickelte1 und von Floiger Thomas Gräf an einem Fall-

Der nachfolgende Text w a r  für das Eröffnungsreferat des M ünchener  Kolloquiums ko nz i
piert worden, konnte wegen einer kurzfr ist igen Erk rankung aber nicht vorgetragen und d is 
kutiert werden. Ich bin dem H erausgeber  außerordentl ich  verbunden, daß er den Beitrag 
trotzdem in den Tagungsband aufzunehm en  wünschte. -  D er Aufsatz entstand im Zuge von 
Arbeiten an einem Band des von Franz Knipping und mir  selbst herausgegebenen „H and
buchs der Geschichte der in ternationalen Bez iehungen“, dessen M anuskr ip t  im Frühsomm er 
1995 abgeschlossen w urde und das 1996 im D ruck erscheinen soll. Ich verweise vorab auf 
diesen Band und habe deshalb  auch die Belege auf das unbed ingt  N otw en d ige  beschränkt.

P e t e r  K rü g e r ,  Internat ionale Sys tem e als Forschungsaufgabe, in: d e n .  (Hrsg.) ,  Kontinuität 
und Wandel in der S taatenordnung der Neuzeit  (M arburg  1991) 9-18, hier 13 f.
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beispiel2 in die Praxis umgesetzte Moment, bei der Erforschung von „Systemen“ 
weitgehend auf Staaten und Regierungen zu verzichten und stattdessen von „Ak
teuren“ auszugehen, die Individuen, aber auch nichtstaathchc Organisationen und 
Institutionen umfassen -  in der Tat einen wesentlichen Erkenntnisfortschritt ver
sprechen. Wenn im folgenden von „System“ gesprochen wird, dann wird darunter 
eine durch zahlreiche kulturelle, ökonomische und politische Verflechtungen ver
bundene Vielheit von politischen Organismen verstanden, deren mehr oder weni
ger ausgeprägte Interaktionen auf Dauer angelegt sind und nicht in erster Linie 
auf die Vernichtung des Partners und damit des Systems zielen.

Daß das Heilige Römische Reich, System so verstanden, ein hochdifferenziertes 
Binnensystem war mit einem hohen Grad an Verflechtungen, einem breiten Fun
dus an gemeinsamen Interessen und einem weitgehend identischen Weltbild der 
Einzelglieder sowie funktionierenden Konfliktlösungsmechanismen, unterliegt 
überhaupt keinem Zweifel. Die andere Frage hat sich freilich sogleich anzuschlie
ßen, ob ein solches Binnensystem mit einer vergleichsweise schwachen Außendy
namik eine Chance hatte, als vollgültiger Partner in ein -  wie auch immer geartetes
-  internationales System hineinzuwachsen. Die Vorgabe, dies für die Zeit ab dem 
Westfälischen Frieden zu untersuchen, hat vieles für sich, wurde doch damals 
nicht nur das Reichssystem in semer „Zweipoligkeit“ -  hier Kaiser, dort Territo
rien -  bestätigt und neu austariert, sondern wurden gleichzeitig Reich und Einzel
glieder ausdrücklich in die internationale Politik einbezogen.

Was die internationale Politik betrifft, so waren die beiden letzten Drittel des 
17. Jahrhunderts, völlig unabhängig vom Reich, per sc eine „spannende“ Uber- 
gangsphase. Man wird sagen können, daß bis zum frühen 17. Jahrhundert das eu
ropäische Staatensystem im wesentlichen bipolar angelegt war, also vom Dualis
mus und Antagonismus Habsburg -  Valois/Bourbon strukturiert wurde3. Anders 
formuliert: Frankreich und die Casa d ’Austria waren die beiden „Leit“- und 
„Orientierungsmächte“, im Pro oder Contra orientierten sich an ihnen und nur an 
ihnen die anderen staatlichen Einheiten, sie und nur sie konkurrierten auch in den 
nichtverdichteten Zonen Europas miteinander, ob das nun die italienische Halb
insel oder das deutsche Reich samt Eidgenossenschaft war. Allerdings waren im 
frühen 17. Jahrhundert zu diesen beiden „Leitmächten“ nun doch, zum Teil be
dingt durch den Prozeß der Expansion nach Ubersee und das neue Gewicht kom 
merzieller Interdependenzen, einige neue Mächte mit Großmachtanspruch hinzu
getreten, die hier als „Schwellenmächte“ bezeichnet werden sollen und die das eu
ropäische Staatensystem für eine begrenzte Zeit außerordentlich unübersichtlich -  
im Sinn des Systems würde man sagen: multipolar -  machten. Hier ist an die 
kleine, in Ubersee so überaus dynamische Republik der Vereinigten Niederlande

2 H o l g e r  T h om a s  Graf ,  Konfession und internationales System . Die A ußenpo l i t ik  Hessen- 
Kassels im konfessionellen Zeitalter (Darmstadt,  M arb urg  1993).
3 Zur S taatenpol it ik  im 17. Jah rhundert  vgl. jetzt Luci en  B é ly ,  J e a n  B é r e n g e r ,  A nd r é  C o r v i -  
s ier,  Guerre et paix dans l ’Europe du 17e siècle (Paris 1991); L uc i en  B é l y , Y v e s -M a r i e  B e r c é ,  
J e a n  M cy e r ,  R e n é  Q u a t r e f a g e s ,  Guerre et paix dans l ’Europe du 17e siècle (Paris 1991); Lu
c i e n  Bé ly ,  Les re la tions in ternationales en Europe (XV IP '-X VIIIe siècles) (Paris 1992).
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u  d e n k e n , die lange vor ihrer formellen Unabhängigkeit zu einem beneideten 
Orientierungsstaat“ geworden war, hier ist an das polnisch-litauische Riesen

reich zu denken, dessen polit ischer und territorialer „Hunger“ noch nicht gestillt 
zu sein schien, es ist schließlich an Schweden mit seiner schmalen Population und 
seinen »roßen Ressourcen zu denken, das für zwei Generationen das im Prinzip 
noch träge Kräftespiel im Ostseebereich zu dominieren wußte, das aus dem Balti
schen Meer ein schwedisches Binnenmeer zu machen suchte und sogar weite Teile 
des Reiches gegen den Kaiser zu aktivieren verstand.

Dieses in starker Bewegung befindliche System, an dem aus diesem oder jenem 
Grund die Flügelmächte England und Rußland nur begrenzt oder noch gar nicht 
teilhatten, ermangelte freilich noch des ausgeprägten Systemcharakters, den auch 
der Westfälische Friede nicht herstellen konnte. Es hatte zwar im Vorfeld der Ver
handlungen in Münster und Osnabrück manche interessante Zielperspektive ge
geben, zu einer dauerhaften, auf der gegenseitigen Respektierung der territorialen 
Integrität der Staaten beruhenden Friedensordnung vorzustoßen, aber am Ende 
war doch eine in internationaler Sicht eher unbefriedigende Lösung herausge
kommen, deren „Philosophie“ die Kontrolle der befriedeten Mitte des Kontinents 
durch zwei angrenzende Groß- bzw. Schwellenmächte und die Annahme war, daß 
der für Zentraleuropa gefundene Fnedenszustand friedewirksam auf die anderen 
Teile des Kontinents ausstrahlen würde.

Damit war indes keine internationale Ordnung gefunden worden, die den Na
men Friedenssystem verdient hätte, und es erwies sich dann auch sehr rasch, daß 
noch nicht einmal ihre Garanten -  Frankreich und Schweden -  bereit waren, Ar- 
rondierungs- und Expansionspläne ihretwegen zurückzustellen. Eine wirkliche 
Ordnung und ein höheres Maß an Stabilität waren in das nach wie vor außeror
dentlich bewegte und oszillierende Staatensystem mit den westfälischen Verträgen 
nicht hineingekommen, und schon allein von daher war Skepsis angebracht, ob 
gerade der lockere Reichsverbund einen Platz zur aktiven Mitgestaltung des „Sy
stems“ finden würde. Immerhin: An sich hatte der Westfälische Friede ja dauer
hafte und fruchtbar erscheinende Wegmarken gesetzt, indem -  auf französischen 
und schwedischen Druck -  nicht nur dem Reich als Corpus durch das Ius belli ac 
pacis ein neues außenpolitisches Gewicht zuerkannt worden war, sondern die 
Reichsstände auch individuell durch das -  durch den Treuevorbehalt gegenüber 
dem Kaiser freilich wesentlich „entschärfte“ -  Bündnisrecht außenpolitisch an 
Beweglichkeit gewonnen und in dieser Hinsicht die Qualität einer Beinahe-Sou- 
veränität erreicht hatten4. Die Frage war mit dem Art. VIII/2 des Osnabrücker 
f'riedensinstrumcnts freilich noch nicht beantwortet, wie sich diese Weichenstel
lung hin zu einer stärkeren außenpolitischen Aktivierung des Reiches und seiner 
Linzelglieder in die politische Praxis würde umsetzen lassen. Und hier zeigte es 
sich nach 1648 dann sehr rasch, daß der Kerngedanke von IPO VIII/2 aus der 
Sicht der beiden Garantiemächte weitaus stärker der der Kontrolle und der Re-

Zum Westfä lischen Frieden nach wie vor unverz ichtbar Fritz D ick m ann ,  Der Westfä lische 
Fnede (M ünster  1959, 6 1992).
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duktion der kaiserlichen Reservatrechte denn der der Schaffung neuer, gleichwer
tiger und gleichrangiger Völkerrechtssubjekte gewesen war; die potentiell kon
struktiven Ansätze von IPO VIII/2 kamen jedenfalls in der Praxis nicht zum Tra
gen. Gewiß, die Kurfürsten versuchten sich als Corpus oder in ihrem katholischen 
Teil eineinhalb Jahrzehnte auf internationaler Bühne als Friedensvermittler, aber 
dies, ohne jemals einen wirklichen oder gar spektakulären Erfolg erzielen zu kön
nen5. Gewiß, manche Stände bemühten sich, auf den großen Friedenskongressen 
in der ludovizianischen Ära ihre Interessen selbst zu vertreten, aber sie blieben -  
wie in Nijmegen -  regelmäßig vor der Tür6. Gewiß, das Reich rang sich bei ver
schiedenen Gelegenheiten -  erstmals nach neueren Untersuchungen wohl doch 
bereits 16747 -  zu förmlichen Reichskriegserklärungen durch, war aber in keinem 
Fall imstande, seine Interessen auf den sich anschließenden Friedenskongressen 
allein und selbständig zu verfechten. Reich und Stände gelangten niemals in den 
Stand voller völkerrechtlicher Parität und vermochten aus vielerlei Gründen -  
u. a. wegen der Ineffizienz der Reichskriegsverfassung, aber auch weil über jeder 
(außen-)politischen Entscheidung des Reichstags von Relevanz das Damokles
schwert der drohenden Intervention der Garantiemächte von 1648 hing, der 
Handlungsspielraum des Reiches also sehr begrenzt war -  auch politisch in den 
turbulenten Jahrzehnten der Ära Ludwigs XIV. keinen wirklich tragenden Part zu 
spielen.

Bei der Beantwortung der Frage, warum das Reich als Corpus die in der Frie
densordnung von 1648 angelegten Chancen nicht zu nutzen verstand und warum 
die Masse der Reichsstände trotz aller wachsenden diplomatischen und vertragli
chen Vernetzung mit den europäischen Mächten auf einem völkerrechtlich und 
mächtepolitisch inferioren Status blieben, müssen zumindest zwei Aspekte ge
wichtet werden. Zum einen unterliegt es keinem Zweifel, daß sich in der Frage der 
völkerrechtlichen Parität von Reich und Ständen rasch eine ganz erstaunliche 
Große Koalition der europäischen Monarchen mit Einschluß des Kaisers bildete, 
die den Kreis der Völkerrechtssubjekte klein, überschaubar und damit elitär zu 
halten versuchte. Was die Reichsstände betraf, so war die Argumentation ja auch 
durchaus leicht zu führen, denn das weiterbestehende Lehensverhältnis der

~ H einz  D u ch h a r d t ,  Der Kurfürst  von M ainz  als europä ischer Vermitt ler,  in: d e n . ,  Studien 
zu r  Fr iedensverm itt lung in der  Frühen N euze i t  (Wiesbaden 1979) 1-22.
6 Vgl. The Peace of N ijm egen/La Paix de N im ègue 1676-1678/79 (Am sterdam  1980), msbes. 
d ie Beit räge von R e n e  P i l l o r g e t  und B ru n o  N e v eu .
' K laus  M ü l l e r  hatte in e inem wicht igen  Aufsatz „Zur Reichskr iegserk lärung im 17. und IS. 
J ah rhu nd er t“ , in: Zeitschrift der  Sav igny-St if tung  tür Rechtsgeschichte , Germanist ische 
Abt. 90 (1973) 246-259 die M e inung  vertreten , daß es 1674 wohl noch nicht zu einer fö rm li
chen R eichskr iegserk lärung gekom m en  sei. Ich selbst habe bei verschiedenen Gelegenheiten 
diese These zust im m end übernomm en, ohne a llerdings jemals zu diesem Komplex eigene 
Q uellenforschung betrieben zu haben. Mit -  w ie mir  scheint -  guten und überzeugenden  
Gründen  ist C h r i s t o p h  K a m p m a n n  vor kurzem  zu der Einschätzung gelangt,  daß das Reich 
1674 doch förmlich den R eichskr ieg  beschlossen habe, und zw a r  nach dem herköm mlichen  
Verfahren der Publ ikat ion  eines Avocatoria lmandats: Reichstag und R eichskr iegserk lärung 
im Zeitalter  Ludwigs  XIV., in: His torisches Jah rbuch  1 13 (1993) 41-59,

4  H e inz  Duchhardt
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Reichsstände zum Reichsoberhaupt l ieß  die Theorie der Vollsouveränität eben 
■ -hlechterdings nicht zu. Zum anderen scheint das -  um es nochmals zu betonen: 
"in s ta rk e r  Bewegung befindliche -  Staatensystem des ausgehenden 17. Jahrhun
derts die Notwendigkeit gespürt zu haben, daß es für das System unabdingbar 
w i r  n ich tv e rd ich te te  und nicht-dynamische Zonen zu bewahren, in denen Inter
essenausg le iche  stattfinden konnten. N ic h tv e rd ich te t e  und nicht-dynamische Zo
nen mit einer Funktion für das Gesamtsystem waren die italienische Halbinsel 
und eben das deutsche Reich; später, nach dem Aufstieg Rußlands zu einer euro
päischen Großmacht, sollte auch noch Polen in diese Rolle einrücken (bzw., in 
diesem Fall wohl besser so formuliert, absinken). Es scheint, daß Staatensysteme, 
wollen sie leidlich funktionieren, immer solcher Regionen bedürfen, in denen 
K räftev e r sch ieb u n g en  dezent oder massiv s ich tb a r  gemacht werden können bzw. 
die als „Pufferzonen“ zwischen zwei dynamischen Anrainern dienen.

Reichscorpus und die Vielheit der Stände vermochten aber nicht nur deswegen 
auf der internationalen Bühne nicht Fuß zu fassen, weil es ihnen von dritter Seite 
verwehrt wurde, sondern weil sie auch selbst struktureller Mängel und defizitärer 
Ressourcen wegen nur höchst bedingt zu einer aktiven Außenpolitik in der Lage 
waren. Der Reichstag als außenpolitisches Entscheidungsorgan war trotz seiner 
Verstetigung8 ein schwer handhabbares und tief zerklüftetes Gebilde, das nicht 
nur seiner archaischen Beratungsformen, sondern auch der vielen vertikalen und 
horizontalen potentiellen Bruchstellen wegen -  zwischen Corpus Evangelicorum 
und Corpus Catholicorum, zwischen Reichsfürsten und Kurfürsten, zwischen 
altfürstlichen und neufürstlichen Häusern, zwischen kaiserternen und kaiserna
hen Territorien usw. -  kaum geeignet war, auf außenpolitische Herausforderun
gen rasch und effizient zu reagieren. Effizient -  das hätte zudem auch bedeutet, 
über ein wirkungsvolles militärisches Potential zu verfügen, an dem es aber trotz 
der Reichsmilitärverfassung von 16819 unverändert mangelte. Was die Stände be
traf, so entbehrten die weitaus meisten von ihnen eines geschulten diplomatischen 
Personals, entbehrten einer außenpolit ischen Entscheidungsbehörde, entbehrten 
oft auch noch der Konstanz des Heeres, dessen Loslösung von den landständi
schen Finanzzusagen trotz einer an sich günstigen, tendenziell fürstenfreundli
chen Rechts- und Gesetzeslage längst nicht überall gelang. Es gab zwar seit dem 
späteren 17. Jahrhundert eine ganze Gruppe von ambitionierten Ständen, die dank 
ihrer Truppen zu gesuchten Bündnispartnern europäischer Staaten aufstiegen, 
aber über einen längeren Zeitraum hinweg fiel es den weitaus meisten doch sehr 
schwer, den hohen militärischen Standard zu halten. Viele Beispiele zeigen, daß 
das auch mit Subsidien fremder Mächte nicht auf Dauer gelang10.

* Zum Immerwährenden  Reichstag in der  ersten Phase seiner Verstet igung vgl. je tzt  A nton  
S ch m d l i n g , D ie  Anfänge des Im m erw ährenden  Reichstags zu Regensburg .  S tändevertretung 
und Staatskunst nach dem Westfä li schen Frieden (M ainz  1991).
’ H e inz  A n g e rm e i e r ,  D ie  Reichskr iegsverfassung in der  Poli t ik  der  Jah re  1679-1682, in: Zeit 
schrift der Sav igny-St if tung  für Rechtsgeschichte , Germanist ische Abt. 82 (1965) 190-222.

Vgl. etwa P e t e r  C. H a r tm a n n , Geld  als Instrument europäischer M ach tpo l i t ik  im Zeitalter  
des Merkantil ismus (M ünchen  1978) (betr. Kurbayern) .
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Da sich im Ancien Régime mächtepolitische Akzeptanz und Dignität aber nun 
einmal nicht nach dem Bruttosozialprodukt oder der Güte des kulturellen Lebens 
bemaß, sondern nach der militärischen Potenz und dem Rang des Fürsten, ver
mochten nur ganz wenige Stände zeitweise oder dauerhalt in den Kreis der „Ak
teure“ vorzustoßen. Versucht haben es seit den 1690er Jahren viele, wobei das Pa
radigma immer die Kombination von militärischer Kraftanstrengung und Ranger
höhung war. Die zahlreichen Bemühungen deutscher Fürsten um (völkerrechtli
che Parität und politische Akzeptanz verheißende) Königskronen ist in diesem 
Kontext zu sehen, wobei es zu den Prozeßhaftigkeiten gehörte, daß diejenigen 
deutschen Fürsten und Dynastien, denen der Erwerb einer ausländischen Krone 
glückte (Großbritannien, Polen, Schweden), relativ rasch freiwill ig oder gezwun
gen aus der Reichspolitik herauswuchsen bzw. nur noch bedingt als Reichsfürsten 
zu agieren vermochten.

Brandenburg-Preußen machte in mehrfacher Hinsicht hier eine Ausnahme, ein 
Reichsstand, dem dank einer ganz ungewöhnlichen, mit innenpolitischer Straf
fung emhergehenden militärischen Kraftanstrengung und dank einer geschickt 
herbeigeführten Rangerhöhung der Sprung in den Kreis der „Akteure“ des inter
nationalen Systems und schließlich sogar in den exklusiven Zirkel der Groß
mächte, also der eigentlichen Träger des Staatensystems, gelang. Das zog für das 
Reich, aber auch für das Staatensystem Konsequenzen nach sich.

Das Staatensystem hatte sich m einer Spanne zwischen ca. 1690 und ca. 1720 in 
ganz signifikanter Weise gewandelt, indem seine bisherige Offenheit und Mult i
polarität einer neuen Konzentration und zugleich einer regionalen Ausweitung 
gewichen war. Dem raschen Hineinwachsen Englands m die Rolle einer F'iih- 
rungsmacht seit der Glorious Revolution war das Ausscheiden sowohl Schwedens 
und der Niederlande als auch Spaniens aus der Gruppe der Führungsmächte des 
Systems fast parallelgelaufen, Österreich hatte trotz seiner strukturellen Defizite 
nach dem Rückzug der Türken 1683 vor dem Hintergrund seiner gewaltigen Er
folge auf dem Balkan an politischer Durchschlagskraft gewonnen, im Nordischen 
Krieg war faktisch das neue Rußland Peters I. in die Großmachtrolle Schwedens 
eingetreten, und m dieses im Prinzip noch ungefestigte System von dominieren
den Großmächten trat nach 1740, nach einer langen Phase militärischen Aufbaus 
und politischer Fast-Abstinenz, dann auch Preußen ein.

Strukturgeschichtlich gesehen ist neben der Metamorphose der bisherigen ver
schiedenen Subsysteme zu einem einzigen, den gesamten Kontinent erfassenden 
und abdeckenden „Mächtesystem“ die Konzentration der Staatenpolitik auf eine 
kleine Gruppe von Hauptakteuren, die Großmächte („Pentarchie“), das herausra
gende Ereignis des 18. Jahrhunderts. Selbst Staaten mit einem am Anfang des Jah r 
hunderts noch gewissen staatenpolitischen Ehrgeiz wie etwa Sachsen-Polen oder 
Savoyen fallen als Akteure nun weit hinter die Ordnungsmächte zurück ins dritte 
Glied und vermögen das System nicht mehr zu ihren Gunsten zu verändern; an
dere Staaten wie Venedig oder Dänemark, die im 17. Jahrhundert das Staatenleben 
durchaus noch aktiv mitgestaltet hatten, werden von der Entwicklung völlig über
rollt. Das 18. Jahrhundert wird zum Jahrhundert der Großmächte, deren Abstand
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zu den »anderen" sich ständig vergrößert und die die Fäden des Kontinents fest in 
ihrer Hand zu halten suchen, allerdings hin und wieder doch erleben müssen, daß 
ihnen die Dinge durch die Unberechenbarkeit von Ministern dritter Staaten (Al- 
beroni) oder die emotionalisierte öffentliche Meinung (Großbritannien 1739) ent
gleiten.

Die Existenz zweier Hauptakteure mit einem ungebremsten Antagonismus aus 
dem bisher so undynamischen Reich warf nun allerdings sowohl für das System 
ils auch für das Reich Probleme auf. Für das System insofern, als der unüber
brückbare Gegensatz zwischen Wien und Berlin als eine Folge der Annexion 
Schlesiens zu den Grundgegebenheiten des Staatensystems wurde, zu den Invaria
blen, und daß sich um diese starren Pole die anderen Mächte so oder so ordneten, 
nach 1763 dann in der Kombination Preußen/Rußland und Österreich/Frank
reich (bei gleichzeitigem Rückzug Großbritanniens vom Kontinent, was cs im üb
rigen verfehlt erscheinen läßt, gerade für diese Phase die Pentarchie auf ihrem H ö
hepunkt zu sehen). Die „Philosophie“ des Großmächtesystems des 18. Jahrhun
derts, der nicht durch einen Willensakt geschaffenen, sondern sich durch che Pra
xis des zwischenstaatlichen Verkehrs und die militärische Potenz konstituieren
den, aber niemals als „Leitungsorgan“ der europäischen Politik gemeinsam auftre
tenden „Pentarchie“, war ja die Offenheit der Beziehungen und die grundsätzli
che Koalitionsfähigkeit jedes mit jedem gewesen, was u. a. sogar eine lange Phase 
britisch-französischer Kooperation ermöglicht hatte1 bis in die 1740er Jahre hin
ein hatten umgekehrt selbst dauerhaft erscheinende Großmächteverbmdungen 
wie etwa zwischen Wien und Petersburg niemals den Charakter der Exklusivität 
und der Unverbrüchlichkeit angenommen. Das alles hatte sich mit den 1740er 
Jahren an einem Punkt, der aber entscheidend war, geändert. Es w u r d e  zu  e i n e r  
der Merkwürdigkeiten des Staatensystems nach der Mitte des 18. Jahrhunderts, 
daß die beiden relativ schwächsten Glieder letztlich die Struktur des Systems be
stimmten, weil ihr Gegensatz im Unterschied zu allen anderen Staatenbeziehun
gen innerhalb des Systems als unversöhnbar erschien und damit als irreversibel- 
fix.

Das andere war, daß nun auch das an sich am Prinzip der Wahrung des Status 
quo orientierte Alte Reich ungewollt in diesen säkularen Antagonismus hineinge
zogen wurde, daß sich Khentellager bildeten, die im übrigen nicht nur konfessio
nell bedingt waren, daß sich der unpolitische und sich im Kern lediglich als Ver
bund zur Wahrung des Rechts verstehende Organismus mehr und mehr politi
sierte und zu Optionen in dieser oder jener Richtung gezwungen wurde. Daß die 
Hofburg gegen den rein politisch bedingten und als Maßnahme der Existenzsi
cherung verstandenen Angriff Preußens auf Sachsen 1756 mit den Mitteln des 
Reichsrechts reagierte und das Gesamtreieh mit dem für Landfriedensvergehen 
vorgesehenen Instrumentarium gegen Preußen zu aktivieren suchte, zeigte ebenso 
den unüberbrückbaren Graben zwischen Reichsherkommen und Großmachtpo

11 Vgl. u. a. J e r e m y  Black ,  N atu ra l  & N ecessary  Enemies. A ng loT 'rcnch  Relations m the 
fc.iglncenth C en tu r y  (Athens 1986).
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litik auf wie die Bemühungen Preußens, gegen Josephs II. Versuch einer Kompen
sation des Verlusts Schlesiens in Bayern einen reichsrechtlichen Widerstand zu o r
ganisieren. Österreich und Preußen blieben insofern immer Großmächte eigenen 
Typs, die ihre Reichspflichten zwar oft genug als lästig empfanden und zu mini
mieren suchten, sie dann aber doch auch immer wieder als Chance verstanden, um 
zusätzliche politische Abstützung zu erhalten1-. Aus dem Dilemma, Optionen 
vornehmen zu sollen, die man eigentlich nicht wollte, entwickelte sich der Ge
danke einer deutschen Trias, die zwischen Wien und Berlin unter Wahrung ihrer 
Eigenständigkeit einen Mittelweg suchte. Aber da keine außerdeutsche Macht 
willens war, diese Gruppe von Staaten wirklich zu schützen und mit ihr zu koope
rieren, blieb der Triasgedanke im Ancien Regime eine Sackgasse13.

Man wird sagen können, daß das Reich als Corpus spätestens seit der Wende 
zum 18. Jahrhundert faktisch aus der Mächtepolitik ausgeschieden war, ohne je
mals voll in sie integriert gewesen zu sein. Man kann das u. a. daran erkennen, daß 
es auf den großen Friedenskongressen bzw. den Sicherheitskongressen von Cam- 
brai und Soissons nun endgültig nicht mehr in Gestalt von Reichsfriedensdeputa- 
nonen zwecks Wahrung seiner eigenen Interessen erschien, daß es die kaiserlichen 
Friedensschlüsse -  wie in Baden 1714 -  nur noch nachvollzog, aber nicht mehr im 
eigentlichen Sinn mitverhandelte, usw. Der Rückzug des Reiches aus der großen 
Politik konnte auch durch die zeitweisen militärischen und politischen Aktivitä
ten der Reichskreise nicht mehr wettgemacht werden14. Die These, daß Systeme 
Regionen benötigen, in denen sie (bescheidene) Krälteverschiebungen demon
strieren können, scheint sich ein weiteres Mal zu bestätigen, übrigens daun vor al
lem auch für die Zeit nach dem einschneidenden Renversement des alliances, als 
das Reich zwar jede Funktion in dem zu einem Ende gekommenen österreichisch- 
französischen Antagonismus verlor, dafür aber nun eine neue Funktion für den 
preußisch-österreichischen „Dualismus“ gewann; Österreich vermochte Bayern 
nicht mehr zu erwerben, wohl aber konnte Preußen seine Anwartschaft auf Ans
bach und Bayreuth durchsetzen.

Es war wohl gerade diese Spannung zwischen der Nichtzugehörigkeit des Reiches 
zum Mächtesystem und seiner Fähigkeit, interständische Konflikte mittels eines 
breiten juristischen oder politischen Instrumentariums beilegen zu können, die 
viele Denker im Reich ein Modell einer künftigen Friedensgemeinschaft der Staa
ten sehen ließ. Man mag hier an William Penn, den Abbe de Saint-Pierre oder 
selbst Rousseau denken: Für sie waren Reichssystem und Mächtesystem kein Wi
derspruch in sich selbst, vielmehr waren sie, ernüchtert darüber, daß selbst hehre

12 Vgl. Volker Press,  Fr iedr ich der  G roße als Reichspolit iker , in: Fr iedr ich der Große, F ran 
ken und das Reich, hrsg. von H ein z  D u ch h a r d t  (Köln, W ien  1986) 25-56.
1 ’ Vgl. P e t e r  B u r g ,  D ie  deutsche Trias in Idee und W irk l ichkeit .  Vom Alten Reich zum deu t
schen Zollverein  (Stuttgart  1989).
14 Vgl.  N otk e r  H a m m e r s t e in ,  Z u r  Geschichte der K re is -Assoz ia t ionen  und der A ssoz ia t i 
onsversuche zw ischen  1714 und 1746, in: Der Kurfürst  von M a inz  und die Kreisassoz iat io
nen 1648-1746, hrsg. von K a r l  O t m a r  Frhr. v o n  Aret in  (W iesbaden  1975) 79-120.
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Schlagworte wie ,Gleichgewicht“ und ,Convenance‘ Selbstsucht und Konflikte 
nicht zu unterdrücken vermochten, fest davon überzeugt, daß das mächtepoliti
sche System Europas in hohem Maß erneuerungsbedürftig war. Und für cm sol
ches zu planendes System sah man in Europa bemcrkenswerterweise kein geeig
neteres Modell als das des reichischen Rechtsverbundes. Die geistesgeschichthche 
Affinität von Reichssystem und Mächtesystem kontrastiert extrem mit der Real
politik. So schält sich als Ergebnis heraus, daß das Reich qua Corpus in jenem 
Staatensystem, das nach 1648 noch eine gewisse Offenheit und Fluktuation gehabt 
hatte und das sich in der Zeitspanne zwischen 1690 und 1720 zu einem Groß
mächtesystem verfestigte, allenfalls eine indirekte Funktion hatte: als Organismus 
ohne politische Dynamik einen Raum abzugeben, m dem die Trägerstaaten des 
Systems miteinander wetteifern konnten, m dem sie begrenzt Überlegenheit de
monstrieren konnten. Insofern trug das Reichssystem, das von seinen Strukturen 
her nicht auf Wettbewerb und Konflikt angelegt war, gerade seiner Passivität w e
gen letztlich sogar zu einer Stabilisierung und Stärkung des internationalen S y 
stems bei, dessen Begriffliehkeit („Pentarchie“) im übrigen eine Geschlossenheit 
und Konstanz assoziiert, die so sicher nicht gegeben war. Dieser Funktionalität 
des Reiches im Staatensystem wegen dachte im Grunde von den politisch Verant
wortlichen auch niemand ernsthaft daran, das Reich förmlich zwischen den an
grenzenden Großmächten aufzuteilen, auch wenn das im Gefolge der 1. Teilung 
Polens -  wie in anderen nichtverdichtetcn Zonen -  gelegentlich befürchtet w or
den ist13.

15 Tadeu sz  C eg i e l sk i ,  Das A lte  Reich und die Erste Teilung Polens 1768-1774 (Stuttgart,  
W arschau 1988).
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Gestaltende Kräfte und gegenläufige Entwicklungen 
im Staatensystem des 17. und 18. Jahrhunderts: 

Die Republik der Vereinigten Niederlande 
als Macht des Übergangs1

Vorüberlegungen

Die Entwicklung des internationalen Systems seit der frühen Neuzeit ist durch 
wesentliche Veränderungen in realpolitischcr, perzeptioneller wie auch s truk tu
reller Hinsicht gekennzeichnet": Der Wechsel der Leitmächte, der der herkömm
lichen Periodisierung zugrundehegt, wurde durch einen Wandel der jeweilig s til
bildenden Leitkategorien im außenpolitischen Handeln begleitet. Bis Mitte des 
16. Jahrhunderts wurde das europäische Mächtesystem wesentlich bestimmt 
durch den neuzeitlichen Universahsmus und Gradualismus der Karolinischen 
Kaiseridee bzw. durch den Kampf oder die Opposition gegen dieses Konzept. In 
der Zeit der spanischen Hegemonie und deren Herausforderung durch die prote
stantischen Seemächte Niederlande und England war die Konfession stilbildende 
Leitkategoric -  und che Religion galt bald als „das härteste vinculum stabiliendi 
foederis“3. Seit den 1620er Jahren vollzog sich dann im Chaos des großen europäi-

1 Für Hil fen bei der tei lweise schwier igen  Beschaffung der meinen A usführungen  zugrunde
hegenden Litera tur  danke ich der wissenschaft lichen Hil fskraft  Frank Jung ,  Gießen. .
- ich folge hier im wesentl ichen  den Über legungen  von Herrn Prof. H e inz  Schil ling, dem ich 
im übrigen für w ichtige krit ische A nm erkungen  verpf lichtet bin. Vgl. H einz  S ch i l l in g ,  Fo r 
mung und Gestalt des in ternationalen Systems in der werdenden  N euzeit  -  Phasen und be
wegende Krälte, in: P e t e r  K r ü g e r  (Hrsg .) ,  Kontinuität  und Wandel m der Staatenordnung der 
N euze i t .  Beit räge zur Geschichte des in ternationalen Systems (M arbu rger  S tudien zu r  neue
ren Geschichte,  Bd. 1, M arb u rg  1991) 19-46;  im folgenden zitiert:  Sch i l l in g ,  Form ung; d e n . ,  
Konfessionalis ic rung und Form ierung eines in ternationalen Systems während der frühen 
Neuzeit ,  in: H ans R. G u g g i s b e r g ,  G o t t f r i e d  G. K r o e d e l l  (Hrsg .) ,  Die Reformation in 
Deutschland und Europa: Interpretationen und Debatten (AR G -Sondcrband :  Beiträge zur 
gemeinsamen Konferenz, der  Soc ie ty  for Reformation Research und des Vereins für Refor
mationsgeschichte, 25 .-30 .  September 1990, im Deutschen Histor ischen Institut, W ash ing
ton, D .C . ,  Güters loh 1993) 591-613 ; im folgenden zitiert : Sch i l l in g ,  Konfessionalis icrung.

G u i l la u m e  G r o en  v a n  P r in s t e r e r  (Hrsg .) ,  Arch ives au C orrespondance  inedite de la Mai-  
son d ’O range-N assau ,  Erste Serie, 13 Bde. (Leiden 1835-1860) Bd. 6, 427, Landgraf  Wilhelm 
IV, an Anto ine de Traos, F n edew a ld  31. Ju l i  1577. Zu diesem Bereich fehlen nach w ie vor
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sehen Krieges die Säkularisierung des Politischen und der Aufstieg des autono
men Staatsinteresses als treibende Kraft in der Außenpolitik der europäischen 
Mächte. Zusammen mit anderen, teilweise darauf bezogenen Ordnungsbegriffen, 
wie etwa „Barriere“ und „Gleichgewicht“, bestimmten sie, entsprechend dem 
neuzeitlichen Gesetz von Fläche und Zahl, schließlich das Mit- und Gegeneinan
der im europäischen Mächtesystem der späteren Frühneuzeit4.

Uber che genannten Brüche hinweg spielte in Alteuropa stets die Kategorie 
„Dynastie“ eine wichtige Rolle, in der Regel allerdings in funktionaler Zu- oder 
Unterordnung zu den genannten Leitkatcgorien3. Generell ist festzuhalten, daß 
die Leitkategorien nie völlig verloren gingen, sondern nur in den Hintergrund tra
ten und von dort unter der Vorherrschaft der neuen, nun das Mächtespiel domi
nierenden Kraft weiterwirkten*’.

Außer diesem Wandel der Leitkräfte sind im Laufe der frühen Neuzeit zwei 
weitere, die Geschichte des internationalen Systems maßgeblich bestimmende 
Kardinalentwicklungen zu nennen: Erstens  die Herausbildung einer professiona-

größere systematische U ntersuchungen. Vgl. H ors t  L a d em a c h e r ,  Die  Konfession in der  A u 
ßenpoli t ik  der europä ischen  Staaten im  16. und 17. Jah rhundert ,  in: S t e g f r i e d  Q u a n d t  
(Hrsg.) ,  Luther,  die Reform at ion  und die Deutschen (Paderborn  1982) 53-60 ;  A ndrea s  Wir- 
s e b i n g , Konfessionalis ierung der A ußenpoli t ik :  Die Kurpfa lz und der Beginn der französi
schen Rel ig ionskr iege (1559-1562),  in: H istorisches Jah rbuch  106 ( 1986) 333-360 ; S. L. 
A dams,  The Protestant Cause : Rel ig ions All iance with  the European C alv in is t  Com m unit ies  
as a Politica l Issue in England 1585-1630 (Diss. Phil . Oxford 1973) und d ie  in Anm. 2 ge
nannten Arbeiten  mit weiteren L iteraturhinweisen .
4 Der allgemeinen Frage nach Rel ig ion  und Konfession als Fak to ren  a lteuropäischer Poli t ik 
und der besonderen nach D ynast ie ,  Tradition, Staatsinteresse und Konfession als Faktoren  in 
der  Entw ick lung  des in ternationalen Systems bin  ich in meiner Giessener Dissertation nach
gegangen. Vgl. H o l g e r  Th, Gra f ,  Konfession und internationales System . Die A ußenpoli t ik  
Hessen-Kasse ls  im konfessionellen  Zeitalter (Q uel len  und Forschungen  zu r  hessischen Ge
schichte 94, Darmstadt,  M arb u rg  1993) bes. 22 -43 ,  2 2 5 ff. und 33 1-338; im fo lgenden zitiert : 
Gräj,  Konfession; hier auch ausführl iche H inw eise  zu r  e inschläg igen Literatur. Zu den ver
schiedenen machtpolit ischen O rdnungsbegr if fen  in der frühen N euzeit  liegen eine ganze 
Reihe von Untersuchungen  vor. Ich nenne: Ernst K a e b e r ,  Die Idee des Gle ichgewichts  m der 
publiz ist ischen L itera tur  vom 16. bis zu r  Mitte des 18. Jah rhunderts  (Berl in  1907, N eudruck  
H ildeshe im  1971); H ein z  D u cb h a r d t ,  G le ichgewicht  der  Kräfte, Convenance,  Europäisches 
Konzert (Darm stadt  1976); erhellend auch Hans Fenske,  Art.  „G le ichgew ich t“, in: G e
schichtliche Grundbegrif fe , Bd. 2 (Stuttgart  1975) 959-996 ; W ern e r  F la b lw e g ,  Barrière- 
G le ichgewicht-S icherheit .  Eine S tudie über die G le ichgew ich tspo l it ik  und die S truktur-  
wandlungen  des S taatensysten is  in Europa: 1646-1715, in: H is tor ische Zeitschrift (1959) 5 4 -  
89; im folgenden zit iert : F la b lw e g ,  Barriere; M ich a e l  B e h n e n ,  „Arcana -  haec sunt ratio s ta
tus“ -  Rag ion  di Stato und Staatsräson. Probleme und Perspektiven (1589-1651) ,  in: Zeit 
schrift für H istor ische Forschung 14 (1987) 381-396 ; H e r f r i e d  M ünk ler ,  Im N am en  des Staa
tes. D ie  B egründung  der S taatsräson in der Frühen N euzeit  (Frankfurt/M. 1987).
3 Etwa H erm a n n  Weber ,  D ie  Bedeu tung der Dynast ien  für die  europäische Geschichte in 
der frühen N euzeit ,  in: Zeitschrift für Bayer ische Landesgesch ichte 44 (1981) 5 - 3 2 - J o h a n n e s  
Klin i s ch ,  Staatsverfassung und M ächtepoht ik .  Zur Genese von Staatenkonfl ikten  im Zeitalter  
des A bso lut ism us (Berl in  1979); K o n r a d  R e p g e n ,  K r i e g s l e g i t im a t i o n e n  in A lteuropa .  Ent
w u r f  einer h is torischen Typo logie ,  in: H istor ische Zeitschrift 241 (1985) 27-49.
6 So die  A rgum enta t ion  bei Sch i l l in g ,  Form ung, 22; d e n . ,  Konfessionalis ie rung, 594 f.; vgl. 
auch Greif, Konfession, 37-43 mit realh istorischer U nterm auerung .
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lisiei'ten diplomatischen Elite, die eng an die staatsmteressengeleitete Politik der 
Z e n t r a l m a c h t  gebunden w ar7; z w e i t e n s  die Monopolisierung der Außenpolitik 
durch die Souveräne, und zwar im Selbstverständnis der außenpolitischen Ak
teure als auch bei der Legitimation und den Zielen ihres Handelns. Neben der 
administrativen und herrschaftlichen Verdichtung nach innen markieren diese 
£ntwicklungen zusammen mit der territorialen, zwischenstaatlichen Abgrenzung 
o-ewissermaßen die außenpolitische Seite des frühmodernen Staatsbildungs- 
prozesses.

Die Republik der Vereinigten Niederlande, die im Zentrum der nachfolgenden 
Überlegungen steht, spielte bei dem Übergang vom konfessionell bestimmten S y 
stem der ersten Frühneuzeithälfte zum säkularen Mächteeuropa des 18. Jahrhun
derts eine besondere Rolle8. Besonders die Engländer sahen bereits Ende des 16. 
und während des 17. Jahrhunderts in den Vereinigten Provinzen so etwas wie eine 
Modell- und „Vorreitergesellschaft“9. Neben dem gesellschaftspolitischen und 
wirtschaftlichen Vorsprung hatte sich die Republik im jahrzehntelangen Kampf 
aegen Spanien auch als militärische Groß- oder Leitmacht profiliert. Zwar zeich
nete sich im letzten Drittel des Jahrhunderts ein spürbarer Rückfall gegenüber der 
Dynamik in den zentralistischen Fürstenstaaten ab, s o  daß sie zu einer zweitran
gigen Macht absank. Das war aber kein totaler Bruch. Auch in der zweiten Hälfte

7 Die meisten der zah lreichen Arbeiten zu r  Dip lomatiegesch ichte weisen ,  sow e it  ich sehe, 
für die hier behandelten Problem e zwei Defiz ite auf: Erstens beschränken sie sich in der R e 
gel räumlich meist aut Italien und Frankre ich ;  zweitens verfo lgen sie en tw eder  eher poli t ik- 
oder institut ionengeschichtl iche Interessen. Die kombin ierten  systematischen , sozia l-  und 
strukturgeschichtlichen Fragen nach der Zusamm ensetzung des d ip lomat ischen  Korps und 
dessen Bedeutung für die frühmoderne S taatsbi ldung werden  meist nur am Rande berührt.  
Vgl. G aret t  M att in g ly ,  Renaissance D ip lom acv  (London 1935); im folgenden zitiert:  M att in -  
g l y, Dip lomacv; O tto  K ra u sk e , Die Entw ick lung der ständigen D ip lom at ie  vom fünfzehnten 
Jahrhundert bis zu den Beschlüssen von 1815 und ISIS (Le ipz ig  1885); William R o o s c n , La 
diplomatie  du 17enie siècle fut-elle française ou européene? , in: Revue d ’H is to ire  D ip lom a
tique 93 (1979) 5-15;  J a c q u e s  D roz ,  H isto ire  d ip lomat ique de 1648 à 1919 (Paris ‘ 1959); z u 
letzt M a t th ew  S. A n d e r s o n , The Rise of M odern  Dip lomacv 1450-1919 (London  1993); vgl. 
auch die Bemerkungen  zu d iesem Problem bei Greif, Konfession, 225-238 , 244-247 , 252-258. 
s In Anbetracht der  kaum  überschaubaren L itera tur  beschränkt sich der A nm erkun gsap pa
rat aut die neuesten Arbeiten  bzw. auf die jeweils  e inschlägigen S tandardw erke .  Als  Einstieg 
H orst  l . n d e m a c h e r , Geschichte der  N ieder lande (Darm stadt  1983), zu r  A ußenpoli t ik  130 ff. 
und 197 ff.; im fo lgenden zit iert : L a d em a c h e r , Geschichte.  Den besten, neueren Überb lick  
über d se A ußenpoli t ik  m der zw eiten  Frühneuzeithälf te  bietet Alice C. Carter ,  N eu tra l i tv  or 
Comm unient :  l he Evolution of Dutch l'o re ign  Policv, 1667-1795 (London  1975); im fo l
genden zmert :  Carter ,  Neutral itv. Immer noch brauchbare, m atena lre iche  Überb licksdar-  
stcllung G e o r g e  W. Vreede ,  In le iding tot eene Gesel iiedenis  der N eder landsche D ip lomatie ,  3 
Bde. (Utrecht 1856-1861). Vgl. auch die zusammenfassende Darste l lung der n ieder länd i
schen Außenpoli t ik  in: A lgem ene Geschicdenis  der  Neder landen, Bd. 8 (H aar lem  1979) 
273 ff. und 292 ff.
’ H e inz  S ch i l l in g ,  Die Repub l ik  der  Vereinigten Nieder lande -  ein bew underte r  und bearg
wöhnter Nachbar, in: H e in z  D t i c h h a rd t  (Hrsg .) ,  In Europas Mitte.  Deutschland und seine 
Nachbarn (Bonn 1988) 20 -28 ;  ders . ,  Die Geschichte der nördlichen N ieder lande und die 
Modernis ierungstheorie , in: Geschichte und Gesel lschaft  8 (1982) 475-517 ; im fo lgenden z i 
tiert: Sch i l l in g ,  Geschichte.
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der frühen Neuzeit blieb die Repubhk stets mehr als eine beliebige Kleinmacht 
ohne besonderes Interesse für die Geschichte des europäischen Mächtesystems. 
Vielmehr bietet sie sich dem Historiker förmlich als Beispiel zur Untersuchung 
der Übergangsphänomene im internationalen System des 17. und 18. Jahrhun
derts an1“': Innenpolitisch war die Situation seit dem Unabhängigkeitskampf gegen 
Spanien durch die Spannung zwischen der zentralistischen, oranischen Militärari
stokratie und der sie unterstützenden calvinistischen Predigerschaft einerseits und 
dem ständisch-partikularistischen, regentischen Handelspatriz iat andererseits ge
kennzeichnet. Besonders während der statthalterlosen Zeit von 1650-1672 stellte 
sich die Frage, inwiefern die niederländische Entwicklung der föderalen Politikva
riante der Regenten oder inwiefern sie den gesamteuropäischen Zentralisierungs
und Monopolisierungsprozessen der politischen Entscheidungskompetenzen fol
gen sollte. Aus dieser innenpolitischen Kräfte- und Interessenkonstellation resul
tierte ein heftiger Widerstreit in der Begründung der Außenpolitik und den Bünd
nisprogrammen. Scheint zunächst die Zuordnung der konfessionellen Interessen 
zu der calvinistisch ausgerichteten Oranierpartei bzw. der wirtschafts- und han
delspolitischen Interessen zur Regentenpartei durchaus einleuchtend, so offenbart 
sich bei genauerem Hinsehen die paradigmatische Ablösung der vorrangig kon- 
fessions- durch staatsinteressengeleiteten Argumente in der Außenpolitik im 
Laufe der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts.

Aus dieser Perspektive, die einerseits den Zusammenhang zwischen Innen- und 
Außenpolitik und andererseits den Zusammenhang zwischen Leitkategorien und 
konkreter Außenpolitik berücksichtigt, ergeben sich eine Reihe von Fragen und 
Untersuchungsansätzen, die sowohl auf die Geschichte der Niederlande als auch 
auf diejenige des europäischen Staatensystems in der frühen Neuzeit neues Licht 
werfen können. Ich wähle folgende aus: e r s t e n s  den Übergang von einer kontessi- 
ons- zu einer von säkularen Interessen geleiteten Politik und die Konsequenzen, 
die sich aus diesem niederländischen Befund für die Struktur und die Mechanik 
des europäischen Mächtesystems in der 2. Hälfte des 17. und dem 18. Jahrhundert 
ergaben; z w e i t e n s  den Wechsel von einem noch disparaten, in seinen Gliedern oft 
konkurrierenden diplomatischen Netzwerk hin zu einem tendentiell uniformen, 
auf das außenpolitische Monopol des frühmodernen Staates ausgerichteten diplo
matischen Korps; d r i t t e n s  die insbesondere für die Phase der frühmodernen 
Staatsbildung unvermeidbare Frage nach dem Zusammenhang zwischen der au
ßenpolitischen Position und den innenpolitischen Konfigurationen der N ieder
lande. Aufbauend auf der Analyse dieser drei Sachzusammenhänge, werde ich

10 Vgl. dazu etwa die Vorüber legungen  bei H einz  S ch i l l in g ,  The O range Court .  The Conf i-  
guration of the Court  in an O ld  European Republie , in: R o n a ld  G. Asch  und A dol f  M. Birke  
(Hrsg.) ,  Princes, Patronage, and the Nobil i ty .  The C our t  at the Beginning of the M odern  Age 
c. 1450-1650 (Oxford 1991) 441-454 , hier 441 ff.; im folgenden zit iert : Sch i l l in g ,  Court ;  und 
O la f  M örk c ,  Souveränität  und Autor i tä t .  Zur Rolle  des Hofes in der  R epub l ik  der Vere in ig
ten Nieder lande in der ersten Hälf te des 17. Jahrhunderts ,  in: Rhe in ische V ierte ljahresblätter 
53 (1989) 1 17-139; im folgenden zitiert:  M örke ,  Souveränität.
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v i e r t e n s  einige Konsequenzen formulieren, die sich aus der Betrachtung der N ie
derlande im internationalen System der späteren Frühneuzeit ergaben.

1. D e r  Ü b e r g a n g  v o n  k o n f e s s i o n s -  zu  i n t e r e s s e n g e l e i t e t e r  Polit ik

Die während des letzten Drittels des 16. Jahrhunderts rasch voranschreitende 
konfessionelle Blockbildung sowie die konfessionell-weltanschauliche Perzep
tion des internationalen Systems machten die niederländische Republik als 
Hauptgegner der katholischen Hegemonialmacht Spanien zu einem exponierten 
Stellvertreter der reformiert-protestantischen Partei in Europa11. Die konfessio
nell ausgenchtcte und legitimierte Politik der Oranierstatthalter bestimmte dem
entsprechend die niederländische Position während des Dreißigjährigen Krieges. 
Charakteristisch in dieser Phase war auch die energische Unterstützung der ora- 
nischen Außenpolitik durch die calvinistischen Prediger als wichtige nichtstaatli
che Akteure in dem vor- bzw. protoetatistischen internationalen System 12.

Die Fundierung der Republik allgemein, wie besonders der Kriegsfinanzierung 
in der Wirtschaftskraft des holländischen Regentenpatriziats sorgte jedoch dafür, 
daß in den Niederlanden deutlicher als in anderen Ländern die von Wirtschafts
und Handelsinteressen bestimmte Unterströmung m der Außenpolitik neben der 
Leitkategorie der Konfession stets erkennbar blieb. Der berühmte „Handel op 
den vijand“ sei als die spektakulärste Ausprägung genanntl j .

Als die Regentenpartei 1648 den Friedensschluß mit Spanien gegen die orani- 
sche Kriegspohtik durchsetzte, öffnete sie damit die niederländische Außenpolitik 
gleichzeitig einer deutlichen Säkularisierung, und zwar sowohl bei den Zielen als 
auch bei der Begründung14. Die Konfession trat in der Hintergrund und wurde 
nun ihrerseits zu einer Unterströmung. Ohne Behinderung durch konfessionelle 
Rücksichtnahmen verfolgte die Republik jetzt für gut zwei Jahrzehnte ihre säku
laren Wirtschaft?- und Machtintcressen und kämpfte dabei gerade gegen prote
stantische Mächte: gegen England während der Seekriege und gegen Schweden 
während des schwedisch-polnischen Krieges*3. Nicht das konfessionelle Argu-

11 So warnte  Rf. Friedrich III. von der Pfalz  den hessischen Landgrafen  W ilhe lm  IV. bereits 
1569, daß die Spanie r nach der N iedersch lagung des niederländischen Aufstandes auch „der 
Deutschen furter nach Gefal len sich [be ]m äch t igen“ möchten. A ugu s t  K lu ck h o b n  (Hrsg.) ,  
Briefe Fncdrichs  des Frommen, Kurfürsten von der Pfalz, Bd. 11,1 (B raunschw eig  1870) 
Nr. 608, 371. Vgl. zu den Vorstellungen des Ste l lvertre terkneges auch Graf,  Konfession, 85.
12 Zur Funktion ealvin is t ischer Theo logen  als nichtstaatliche A kteure  im internationalen S y 
stem des konfessionellen Zeitalters vgl. Sch i l l in g ,  Konfessionalis ierung, 595 ff. und unten bei 
Anm. 25.
,J J o h a n n e s  H. K e r n k a m p , De handel op den vi jand, 1572-1609, 2 Bde. (Utrecht  1932 und 
1934).
14 M art inu s  A. M. t r a n k e n ,  The General Tendencies and S tructura l Aspects of the Foreign 
Po licy  and D ip lom acy of the Dutch  R epub lic  in the Latter Half  of the 17th Century ,  in: Acta 
H is tor iae  N eer land ica  3 ( 196S) 1-42; im folgenden zitiert:  Frank en ,  Tendencies.
13 N ico laas  E N o o r d a m ,  De Repub l iek  en de N oordsc O otiog ,  1655-1660 (Assen 1940) und 
übergreifend w icht ig  S v e n  G öran ss on ,  Den europe iska  konfess ionspoli t ikens upplösn ing
1654-1669 (Uppsa la  1956).
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ment wurde ins Feld geführt, sondern die Forderung des „mare librum“, des 
freien Meeres, gleichbedeutend mit dem freien Handel, auf dem der holländische 
Wohlstand beruhte.

Allerdings konterkarierten dem höfischen Absolutismus innewohnende, irra
tionale Verhaltensweisen diese rationale, von Wirtschafts- und Staatsinteressen 
geleitete Außenpolitik. So spielte die Abneigung der Fürsten gegenüber der rei
chen Kaufmannsrepubhk eine erhebliche Rolle bei der zeitweiligen außenpoliti
schen Isolation der Niederlande und trug wesentlich dazu bei, daß die Politik des 
Ratspensionärs De Witt scheiterte und die Republik 1672 ohne englische Rücken
deckung dem französischen Zugriff offenstand16.

Bereits während der statthalterlosen Zeit hatte De Witt versucht, mit einer Bar
riere in den spanischen Niederlanden und der englisch-schwedisch-niederländi
schen Allianz von 1668 dem Ludovizianischen Expansionsstreben zu begegnen17. 
Der Franzoseneinfall hatte den maritim orientierten Holländern gezeigt, daß die 
Sicherung ihres Hinterlandes eine existentielle Frage war und so die Bereitschaft 
der Regenten zur Finanzierung einer eher kontinentalen Politik vergrößert. Diese 
machtpolitischen Überlegungen waren zwar Voraussetzung für die neue nieder
ländische Politik unter Wilhelm III. und milderten den Kontrast zwischen der 
Außenpolitik von vor und nach 16721 s. Die intensive konfessionell geprägte Pro
paganda zeigt allerdings, daß die Konfession auf internationaler Ebene durchaus 
noch als identitätsstiftendes Band wichtig und vor allem tragfähig geblieben war19. 
Voraussetzung war aber eben die Deckungsgleichheit zwischen machtpolitischer 
Frontstellung und konfessioneller Gegnerschaft. Darüber hinaus zeigt sich auch 
gerade in der niederländischen und englischen Propaganda, wie die Konfession -  
auserwähltes Volk und neues Jerusalem waren hier die Stichwörter -  letztlich ei
ner zunehmend staatlichen, m Ansätzen nationalen Perzeption des internationa
len Systems funktional zugeordnet und die universale Dimension der konfessio- 
nell-weltanschaulichen Konfrontation aus der zweiten Hälfte des 16. und dem er
sten Viertel des 17. Jahrhunderts nicht wiederbelebt wurde20. Die Neokonfessio-

lf) J o h a n  C. B o o g m a n ,  Johann  de Witt  -  Staatsräson als Praxis,  in: R o m a n  S ch n u r  (Hrsg.) ,  
Staatsräson. Studien zu r  Geschichte eines poli t ischen Begriffs (Berl in  1975) 481—496; im fol
genden zitiert:  B o o g m a n ,  de Witt .

H a h lw c g ,  Barrière, 54-89.
18 S im on  G r o e n v e l d ,  Evidente factiën in de S taa t .  Sociaa l-po l it ieke verhoudingen  in de 17c- 
eeuwse R cpub lick  der Verenigde Ncder landen  (H ilversum  1990) 6.
19 Nico las  J ap ik se ,  Prins W il lem  III, de-stadhouder-koning,  2 Bde. (Am sterdam  1930-1933) 
hier Bd. I, 159f. und 168f.; B e rn h a r d  E rdm a n n sd ö r j c r ,  Grat G eorg Fr iedr ich  von Waldeck 
(Berl in  1869) 178-188. Vgl. e twa die Pamphlete Willem P. C. K n ü t t e l ,  Ca ta logus  van de Pam- 
ffetten-Verzameling berustende in de Konin li jke B ibliotheek (s ’G ravenhage 1890-1920); im 
fo lgenden zitiert : K nü t t e l ,  Cata logus ;  Nr. 1 1654: Waerachtig  Verhael, Van het schr ickel i jck 
Verraet, En Samen sw een n g  van de Paepsche Partye ,  tegens het leven van svne geheyhgde 
M ajesteyt ,  de Regerttig , eil de Protestantische Rel ig ie (1679) und Nr. 1 1656: Roomsch Mee- 
ster-Stüek. Ofte De G roote Consp ira t ie  van de Paus, ende sijne Jesuyt ische  Instrumenten 
(1679). Von englischer Seite ano n ym  erschienen D an ie l  D e f o e ,  The D anger of the Protestant 
Rel ig ion consider ’d, from the present prospect of a Rel ig ions War in Europe (London  1701).

G err i t  G ro en h u i s ,  Ca lv in ism  and N ational Consciousness : the Dutch Republic as the
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nalisierung der niederländischen Außenpolitik unter Wilhelm III. war also ledig
lich ein Gebrauch der konfessionellen Semantik zu propagandistischen Zwecken. 
In diesem Sinne blieb die Konlession im internationalen System des 18. Jahrhun
derts wichtig und dementsprechend kommentierten die Pamphletisten etwa auch 
noch den Ausgleich zwischen Österreich und Frankreich beim großen ,Renversc- 
ment des Alliances“ 1756, das für sie eine katholische Blockbildung in Europa an
zukündigen schien21. Hinter der oranischen Außenpolitik stand also -  unbelassen 
der konfessionellen Argumentation -  eine am niederländischen Staatsinteresse 
und an der Herstellung eines Gleichgewichtes in Europa orientierte Abwehrpoli
tik gegen das hegemoniale Streben Frankreichs.

Es kommt nicht von ungefähr, daß das konfessionelle Argument während einer 
Oranierregierungszeit auflebte und zu statthalterlosen Zeiten wieder abflaute. Die 
jeweils gegebene Deckungsgleichheit zwischen all ianzpolitischer und konfessio
neller Frontstellung habe ich genannt. Dazu kommt, daß den Oraniern durch ihre 
Rolle als Beschützer und Verteidiger des Glaubens -  ein wichtiges Attribut ihrer 
fürstlichen Reputation -  der Apparat der gesamtniederländischen „Offentlich- 
keitskirche“ wie der internationalen konfessionellen Propaganda verfügbar war. 
Dem konnten vor allem die partikularistischen, religiös eher libertären holländi
schen Regenten kein vergleichbares Potential entgegensetzen22.

N ew  Israel, in: Alasta ir  C. D uk e  und C o en r a a d  A. Tamse  (Hrsg .) ,  Britain and the Nether- 
lands VII: Church  and State since the Reformation (Den H aag  1981) 1 18-133; D er ek  Hirs t,  
A uth o r i t y  and Conflict .  England 1603-1658 (London 1986) 69 f. und 85 f.; Caro! Z. W ien er , 
The Beleaguered Isle. A S tudy  of Elizabethan and Ear ly  Jacobean Anti-Catholicism, in: Past 
&  Present 51 (1971) 27-62.  A l lgem ein  zu d iesem Problem  H ein z  S ch i l l in g ,  N ationa le  Identi
tät und Konfession in der  europäischen N euze i t ,  in: B e r n h a r d  G ie s en  (H rsg .) ,  N ationa le  und 
ku lture l le  Identität . S tudien zu r  En tw ick lung  des ko llekt iven Bewußtse ins in der  Neuzeit  
(Frankfurt/M. 1991) 192-252. A lle rd ings  tauchten nach dem Dreiß ig jähr igen  Krieg auch 
konfess ionsübergreifend im m er w ieder  eschatologisch bzw. chil iastisch ausgerichtete Pam 
phlete auf. Zur katholi schen Seite etwa K n ü t t e l ,  Cata logus ,  Nr. 7734 „Kort Bevvorp vande 
d ry  Teghenwoordghe aenm erckens-w eerd ighe  W onderheden  Des Wereld ts  . . .  Ten eersten, 
w ord t  probabel uy t  Godts W oordt  bewesen, dat w y  het uytters te  deel vande laetste Eeuwe 
des were ldts  beleven, ende met ons voeten betreden. Ten tweeden, dat C ro m -g hew e l t  op ten 
rechten tydt  ghekom en is, te weten, als den ooprechtcn Antichrist  . . .  Ten derden, wordt  
bethoont, hoe dat Godt de Godtsa l ighe bekeer inghe vande i l lustrc Chr is t ina  . . .  Koninghinne 
van Sweden . . .  ghestelt heeft . . .  tot een over-tuyghende beschaem t-m aeck inghe vanden  Ver- 
bondtbrekenden  Komngh van Sweden, C rom -g hew e lt ,  met M as - ru in .“(1656). Zur prote
s tantischen Seite besonders anschaulich, aber eben nicht außenpol it isch gepolt  K nü t t e l ,  
Cata logus ,  Nrn. 16849-57 aus den frühen 1730er Jahren , die von den Schif fsbohrmuscheln  
(Teredo Navalis)  angerichteten katastrophalen  Schäden an Schiffen, D eich- und H afenan la 
gen als Strafe Gottes interpret ierend.
21 K nü t t e l ,  Cata logus ,  Nr. 18501: De tegenw oord ige  verwarde Staat Van het Protestanten
dom, En her zekerste m iddel tot desselvs R edd ing  voorgeste ld  (Am sterdam  1756) und K n ü t 
t e l ,  C ata logus ,  Nr. 18561: O n tw erp  tot H ereen ig ing  der C a th o lyke  Vorsten, en voortzett inge 
der oogm erken  van den Aposto l ischen  Stoel te Rome; Gesmeedt b innen R om e door de 
Congrega t ie  de p ropaganda Fide, A rnhe im  1757. Zum  Rel ig ionsargument im S iebenjährigen 
Krieg a l lgemein  J o h a n n e s  B u rkha rd t ,  A bsch ied  vom Relig ionskr ieg .  D er  S iebenjähr ige Krieg 
und die  päpstl iche D ip lom at ie  (Tüb ingen  1985).
22 M örk e ,  Souveränität ,  120 ff., 137 ff.; Sch i l l in g ,  Court ,  449 ff. und 452.
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2. D er  Ü b e r g a n g  v o m  i n f o r m e l l e n  d i p l o m a t i s c h e n  N e tz w e r k  d e s  k o n f e s s i o n e l l e n  
Z ei ta l t e r s  z u m  d i p l o m a t i s c h e n  K o rp s  d e s  s äku la r en  M ä c h t e e u r o p a

Als Leitmacht im Mächtesystem des konfessionellen Zeitalters sammelte die nie
derländische Außenpolitik beachtlichc diplomatische Erfahrungen und entwik- 
kelte eine bedeutende diplomatische Elite. Weil die O ranier die auswärtigen Be
ziehungen bereits in dieser Zeit zu einem ihrer zentralen Tätigkeitsfelder machten, 
verdichtete sich im Gegensatz zu den europäischen Monarchien das außenpoliti
sche Handeln aber nicht bei den Inhabern der Souveränität, also bei den Regenten 
der einzelnen Städte und Provinzen, sondern im Umfeld des Trägers der fürstlich- 
herrschaftlichen Autorität23. Ungeachtet dieser strukturellen Besonderheit läßt 
sich die niederländische Entwicklung durchaus an gemeineuropäische Prozesse 
anbinden, die den Übergang von den nicht- bzw. protostaatlichen Akteuren m der 
internationalen Politik zu der Monopolisierung der Außenpolitik durch den früh- 
modernen Staat markieren24.

In der ersten Phase unter Wilhelm dem Schweiger stützte sich die oramsche D i
plomatie ganz wesentlich auf Kanäle und Personen, die ihnen durch ihre dynasti
schen Verbindungen ins Reich, die Internationalität ihres Offizierskorps und vor 
allem auch durch die über ganz West- und Nordeuropa verstreuten reformierten 
Exulantengemeinden zur Verfügung standen25. Aber bereits unter Moritz von 
Oranien taucht zu Beginn des 17. Jahrhunderts daneben auch der neuzeitliche Di
plomatentyp auf wie ihn etwa Pieter Cornelisz van Brederode verkörperte26. So
zialgeschichtlich bestanden zwischen diesen Diplomaten und den Regenten enge 
Verbindungen. Zu einem wesentlichen Teil gehörten sie aber jener neuen intellek
tuellen und sozialen Elite an, die „über den Hof an den neuen Staat gebunden“ 
war27. Drei strukturelle Gegebenheiten bestimmten diese Entwicklung.

Erstens  gaben die Oranier der jungen Republik nach außen hin den Glanz und 
das Ansehen einer alten hochadligen Dynastie. Im Bereich der Diplomatie war 
dies besonders wichtig, war doch das Gesandtschaftswesen ein wesentliches R e
servat der adligen und höfischen Welt des Barock28. Dem konnte die frugale bür
gerliche Welt der holländischen Regenten nichts entgegensetzen. Im Gegenteil 
wird überliefert, wie Regentengesandte immer wieder das Erstaunen, wenn nicht

2> M örk e ,  Souveränität, 119, 125.
24 Vgl. dazu Graf,  Konfession, 341 ft. und 343 ff.
25 S ch i l l in g ,  K onfessionalis ierung, 597-602 ; M örk e , Souveränität ,  127f.
2IS Vgl. vorläufig  G e o r g e  W. Vreede ,  Pieter Corn . Brederode, in: B ijdragen  voor vaderlandse 
Geschiedenis  en O u dhe idkunde  3 (1842) 266-272 und R o b e r t  F een s t ra ,  P ieter Corn . Brede
rode als rechtsglieleert  schrijver,  in: T ijdschrif t  voor Rechtsgcschiedenis  27 (1959) 412-468. 
Derzeit  w ird  am Lehrstuh l für Geschichte der Frühen N euze i t  der  H um bo ld t-U n ivers i tä t  zu 
Berlin  eine Edition der Relationen und Korrespondenzen dieses, für d ie Vorphase des D re i
ß ig jähr igen Krieges überaus w icht igen  D ip lomaten vorbereitet.
2/ M örk e ,  Souveränität ,  124.
28 Mattingly, Dip lomacy ,  211ff. ;/<i» F le r in ga ,  De Eer en H ooghe id  van de Staat.  O ver de 
Plaats der  Vcrenigdc N eder landen  in het d ip lomat icke leven van de I7de eeuw (Groningen 
1961) 494-502 und Franken ,  ' [ 'endendes, 2 0 ff.
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gar den Spott der Diplomaten anderer europäischer Länder provozierten29. Die 
1650er Jahre dürfen in zweierlei Hinsicht als Umbruch gelten. Zum einen ver
drängte jetzt das kulturelle Diktat des Hofes von Versailles den bis dahin durchaus 
gängigen Typ des nichtadligen, humanistisch gebildeten Gesandten. Zum anderen 
hatten die Regenten gerade jetzt, 1650, die Statthalterschaft ausgcschaltet und sich 
damit ihres aristokratischen Repräsentationsorganes beraubt. Allerdings waren 
sie nicht in der Lage, das gesamte diplomatische Korps zu ersetzen und blieben 
besonders in diesem Bereich letztlich auf die Oranierklientel angewiesen30.

Z w e i t e n s  ist bei den meisten holländischen Regenten eine grundsätzliche A b
neigung gegen Gesandtschaftsreisen an die europäischen Höfe festzustellen. Das 
dort übliche höfisch-aristokratische Zeremoniell widerstrebte ihnen31. Außerdem 
galten Gesandtschaften in der Regel als „Verlustgeschäfte“, das heißt, der Ge
sandte mußte zur Sicherung der Dienstgeschäfte und insbesondere des standesge
mäßen Unterhalts teilweise auf sein Privatvermögen zurückgreifen32.

D ri t t en s  bot der Oranierhof besonders den südniederländischen Flüchtlingen, 
später aber auch den Regenten kleinerer niederländischer Städte Karrieremöglich
keiten, die sie im oligarchischen Regentenpatriziat der großen holländischen 
Städte nur schwer fandetr’3. So stammten zwar viele Diplomaten aus dem bürger
lichen Milieu, waren aber politisch eng mit dem Oranierhaus verbunden und nah
men rasch aristokratische Lebens- und Verhaltensformen an. Einigen wurde sogar 
ein Adelsprädikat verliehen. Da in der Republik die Nobilitierungschancen gering 
waren, erfuhren sie diese Standeserhöhung oft in ihren Gastländern34. Bemer

29 S ch i l l in g ,  Court ,  449 f.
’u So unternahmen z. B. W il lem  Boreel (London  und Paris),  A lbert Jo ach im i (London) ,  G o 
dard A dnaan  van Reede (D änem ark  und norddeutsche Reichsstände),  die bereits  alle unter 
Friedrich H einr ich  w ichtige außenpol it ische Missionen erfüllt hatten,  auch nach 1650 im mer 
w ieder bedeutende Gesandtschaftsreisen. O tto  S ch u t t e ,  Repertor ium  der N eder landse Verte- 
genwoord igers ,  Res iderende in het Buiten land 1584-1810 ( s ’Gravenhage 1976) Nrn. 13, 56 
und 169; im fo lgenden zitiert:  S ch u t t e ,  Repertorium.

Vgl. e twa das Urteil  A braham  de W icqueforts  zu seinem Aufenthalt  in Versail les:  „.. .ceux 
qui ont du mérite a iment m ieux faire valoir  leur talent dans le pais p arm y leur parents et amis, 
que de faire une vie de comédien pendant quelques  années .“ A brah am  d e  W iequ e fo r t ,  H i
sto ire des Provinces Unies, 4 Bde. (Utrecht  1861-1874) Bd. 4, 77.
’2 Franken ,  ' [endendes ,  37 f.
”  Aus den Südn ieder landen  stammten  etwa Constanti]n  H uygens ,  Francois  van Aerssen, 
Johannes  Po lyander  van Heenvliet ,  Noel de Caron ,  A lbert  Joach im i,  Johan  N otton  und Va
ter und Sohn Bilderbeeck. M ärke ,  Souveränität ,  131 f. mit Anm. 48 und 50; S ie t sk e  B a r e n d -  
r e ch t ,  François  van Aerssen, d ip lomaat  aan het Franse Hof. 1598-1613 (Le iden  1965); 
S chu t t e ,  Repertor ium , 87-93,  18 1 f. und 244. -  Zu den Dip lomaten  aus dem kleinstädtischen 
Regentenbürger tum  vgl. D a v id  J. R o o rd a ,  The Rul ing Classes in H olland in the Seventeenth 
Century ,  in: J o h n  S. B r o m l e y  und Ernst FL K o s sm a n n  (Hrsg .) ,  Brita in and the Nether lands,  
Bd. II (Groningen  1964) 109-132, hier 127.
>! Adriaen Pauw, Johan  van O ldenbarneve ld t  und Constant i jn  F luygens  wurden  in England 
geadelt ,  Francois  van Aerssen und Corne li js  van der Mij le  trugen französische A delsp räd i
kate und Johan  H u yd ek o p er  w urd e  in Schweden zum R itter  geschlagen. A b  den 1670er J a h 
ren traten dann auch verstärkt nordn ieder ländische A dlige in den auswärt igen  Dienst ein, 
e twa Everhard van Weede, W il lem  van Wassenaer, Adriaan und Phil ip Jacob  van Borsse le van



kenswerterweise schuf weder die politische Nähe zum „Prinsgezinde“ noch die 
Adaption aristokratisch-höfischer Lebensformen eine größere Distanz zum R e
gentenpatriziat. Denn bereits in der ersten Hälfte des 17. Jahrhunderts hatte eine 
sozialgeschichtliche Nivellierung bzw. Amalgamierung zwischen dem Regenten
patriziat insgesamt und der Oranierklientel eingesetzt33. Vor und während der er
sten statthalterlosen Zeit hatte sich ein nicht unbeträchtlicher Teil gerade des Am 
sterdamer Kaufmannbürgertums von seinen Handelsgeschäften zurückgezogen, 
einen quasi-aristokratischen Lebensstil auf den erworbenen Landgütern ange
nommen und führte den „ H e e r e n “ -T ite l .  So wenig der Oranierhof eine adlige Ge
genwelt zum Regentenpatriziat bildete, so wenig blockierte dieses Regentenbür
gertum die Aristokratis ierung des diplomatischen Korps. D.h., daß sich die innen
politisch dominierende Amsterdamer Regentenelite von der Außenpolitik mehr 
oder weniger selbst ausschloß und letztlich die auf den Oranierhof fixierten Re
genten- und Exulantendiplomaten die Niederlande im gegenseitigen Einverneh
men nach außen repräsentierten36.
Das „Kapital“, das die Niederlande in ihrer Großmachtzeit an diplomatischem 
Sachverstand und Können, qualif iziertem Personal und außenpolitischer Reputa
tion angehäuft hatten, wurde für ihre Rolle im Mächtesystem der zweiten Hälfte 
des 17. und der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts entscheidend. Mag die Repu
blik zwar machtpolitisch hinter die Entwicklung der neuen Großmächte zurück
gefallen sein, ihre Bedeutung für das Mächtesystem ging aber nicht abrupt verlo
ren. Die Niederlande schrumpften nicht unmittelbar zur Kleinmacht, die nur als 
Allianzpartner einer Großmacht und als Objekt der internationalen Politik be
rücksichtigt werden sollte. Es gelang vielmehr, einen beträchtlichen Teil ihrer au
ßenpolitischen Geltung von vor 1650 in die neue, vom „Gesetz von Fläche und 
Zahl“37 bestimmte Zeit hinüberzunehmen und eine durchaus selbständige Inter
essenpolitik zu betreiben38. Trotz der politischen und kulturellen Hegemonial- 
stellung von Versailles blieb daher bis ins 18. Jahrhundert hinein „the Flague . . .  , 
the diplomatic centre of Europe, the town where the greatest accumulation of d i
plomatists and half-diplomatists were always to be found“39.

der H ooghe, Godard  A dr iaan  Baron van Reede und A dolf  H en d r ik  Reichsgraf van R echte
ren. Vgl.  d ie  e inschläg igen Artike l  zu ihnen in S chu t t e ,  Repertor ium .
3’’ M örk e ,  Souveränität ,  133.
36 George N. Clark, The Dutch A ll iance and the W ar against French Trade. 1688-1697 
(Manchester  1923) 144 f.; im  fo lgenden zit iert : Clark,  Dutch  All iance.
37 H ein z  S ch i l l in g ,  Höfe und Allianzen. Deutsche Geschichte 1648-1763 (Berlin 1989) 
194 ff.
38 Dieses Interesse w a r  eine entschiedene Neutra l i tä tspol it ik ,  d ie  den niederländischen H a n 
dels interessen en tgegenkam  und von den meisten Zeitgenossen w ie  vielen H is tor ikern  g le i
chermaßen als eine Po li t ik  der  Schwäche interpretiert wurde .  A lle rd ings  ste llte Carte r ,  N e u 
trality, 61, schlüssig  heraus: „The neutra l i ty  wh ich  the R epub lic  m ainta ined in the eighteenth  
centu ry  was neither pro-French  nor pro-English .  It was p ro -D utch .“
39 Zitat: Clark,  D utch  All iance, 96; zu r  Bedeutung der n ieder ländischen D ip lom at ie  vgl. 
auch D a v i d  B. H o rn ,  T he Brit ish  Dip lomatie  Service 1689-1789 (O xford  1961); sow ie  d e n . ,  
Experience of Secretaries of State, 1660-1852, in: H is to ry  41 (1956) 88-99.
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3. I n n e n p o l i t i s c h e  K o n f i g u r a t i o n e n  u n d  a u ß e n p o l i t i s c h e  P o s i t i o n e n  
d e r  N i e d e r l a n d e

Ungeachtet der Kontinuitätslinien, die sich sowohl in der Außenpolitik als auch 
bei der Herausbildung des diplomatischen Korps gezeigt haben, bestand eine enge 
Abhängigkeit der niederländischen Außenpolitik von den innermederländischen 
Konfigurationen. Dabei greift es zu kurz, wenn man von einem bloßen Gegensatz 
von Wirtschafts- und Konfessionsinteressen bzw. von „Staats- und Prinsgezinde“ 
ausgeht. Gewiß setzten sich besonders die Regenten im Vorfeld des Waffenstill
standes von 1609 und später des Westfälischen Friedens für Verhandlungen mit 
Spanien ein und hatten dabei mit dem entschiedenen Widerstand der Oranier und 
der sogenannten „präzisen“ Calvinisten zu kämpfen. Einige Punkte scheinen aber 
dafür zu sprechen, daß es dabei nicht um grundsätzlich verschiedene außenpoliti
sche Konzepte ging. Ê s fällt auf, daß sich der Konflikt zwischen „Staats- und 
Prinsgezinde“ um die Inhalte der niederländischen Außenpolitik meist parallel 
mit der innenpolitischen Souveränitätsfrage zuspitzte. So waren Moritz von Ora- 
nien, Oldenbarneveldt, das Handelspatriz iat und die calvimstischen Prediger 1607 
noch durchaus geschlossen gegen spanische Waffenstillstandsangebote aufge
treten, und der Konflikt brach erst in aller Schärfe auf, nachdem Moritz den Waf
fenstillstand offiziell abgelehnt und damit gewissermaßen die außenpolitische 
Souveränität der Generalstaaten in Zweifel gezogen hatte. Ähnliches ließe sich 
zum Umfeld des Westfälischen Friedens sagen40. Es wird deutlich, daß der 
Bereich der auswärtigen Politik hier als Prüffeld der prinzipiellen Frage diente, 
ob die Souveränität bei den Generalstaaten liegen oder in die Hände des Statt
halters als Inhabers der militärischen und herrschaftlichen Autorität übergehen 
würde41.

Abgesehen von Grotius und van Marselaer wurde auch die wissenschaftliche 
staats- und politiktheoretische Literatur in der frühen Republik vorrangig von der 
Souveränitätsfrage und dem Verhältnis von Staat und Kirche beherrscht42.13as in-

40 Ü berb l ick  bei L ad em a ch e r ,  102 f., 113 ff.; M örke ,  Souveränität ,  133 und vor  a llem H einz  
Sch i l l in g ,  Der l ibertär-rad ikale R epub l ikan ism us  der holländischen Regenten, in: Geschichte 
und Gesel lschaft  10 (1984) 498-533 , hier 505 ff.; im folgenden zitiert:  S ch i l l in g ,  R epub likan is-  
mus.
41 Diese Dichotomie zwischen  Souverän itä t  und A utor i tä t  in der poli t ischen Verfassung der 
R epub l ik  w urd e  bereits Ende der  1660er von dem  englischen Gesandten im H aag  beobach
tet; William T em p le ,  O bservat ions upon the United  Provinces of the N ether lands,  hrsg. von 
G e o r g e  N. C lark  (Oxford  1972) 53. Zur Souverän itä tsproblem atik  S y b r a n d u s  ] .  F o ck em a -  
A ndrea e ,  De N eder landse Stat onder de R epub l iek  (Am sterdam  1 ° 1985) 3; Ernst H. Koss -  
m a n n ,  V olkssouverc in ite it  aan het begin  van het N eder landse ancien regim e, in: Bi jdragen en 
M cdedel ingen  betreffende de G eschiedems der N eder landen  95 (1980) 1-34. Die  Aufgaben 
der Statthalter beschreibt L a d em a ch e r ,  Geschichte, 80-84;  F o ck em a -A n d r ea e ,  De N ed e r 
landse Stat, 6-11 .
42 Die  folgenden Ü ber legungen  s tützen sich im  wesentlichen auf eine erste Durchsicht der 
A bte i lungen  2,1 bis 4 von K nü t t e l ,  Cata logus .  Der mir  zur Verfügung s tehende Zeitraum ließ 
nur in den seltensten Fällen d ie  e ingehendere Lek tü re  der insgesamt rund 12.000 e inschläg i
gen Pamphlete zu. G er t  O. v a n  d e  K la sho r s t  u. a. (Hrsg .) ,  Bibliograph}-- of Dutch Seven-



p

ternationalc Rccht, die Diplomatie, die Frage der Allianzen sowie von Krieg und 
Frieden traten erst mit den großen Entwürfen Pieter de la Courts in den Vorder
grund. Der vor allem in dem großen Traktat „Interest van Holland"43 formulierte 
spezifisch „holländische Machiavellismus“ wurde angesichts der Bedrohung 
durch Ludwig XIV. 1675 in ,,’t Verwerd Europa“ (Das verwirrte Europa) des D i
plomaten und Publizisten Petrus Valckenier zu einem „gcsamtniederländischen“ 
fortentwickelt. Es war Valckenier, der das Staatsinteresse und das B a l a n c c - o f - 
P ow e r -P r in z ip  als zentrale Leitkategorien in das politiktheoretische Denken der 
Niederlande einführte, Kategorien, nach denen die praktische Politik allerdings 
schon seit Jahrzehnten handelte44.

Im Gegensatz zur wissenschaftlichen Politiktheorie fand die Diskussion um die 
außenpolitische Rolle der Konfession und der dynastischen Verbindungen in der 
politischen Pamphletistik, d. h. im tagespolitischen Diskurs, seit der Frühzeit der 
Republik breite Beachtung43. Dabei tritt der Ubergangscharaktcr in der niederlän
dischen Außenpolitik insofern deutlich hervor, als sich die im wesentlichen säku
lare, staatsinteressengeleitete Grundströmung der niederländischen Außenpolitik 
in zunehmendem Maße auch in der Pamphletistik nachweisen läßt. Allerdings lief 
die Konfession gewissermaßen unterflung bis weit ins 18. Jahrhundert mit und 
wurde besonders von Oranier-Statthaltern als außen- und bündnispolitisches A r
gument und als Legitimation ins Feld geführt46. Dies entspricht einerseits der 
Rolle der Statthalter, deren Autorität wesentlich auf ihren militärischen Funktio
nen zur Bestandssicherung sowohl des neuen Gemeinwesens als auch des rechten 
Glaubens beruhte. Andererseits tritt gerade im Widerstreit der säkularen, neuzeit
lichen Staatsinteressen und der konfessionellen Interessen und Argumente das 
noch eindeutig alteuropäische Politikkonzept zutage, das die Konfession als inte
gralen Bestandteil kannte, im Falle der niederländischen Außenpolitik -  im U n
terschied zu der Innenpolitik -  offensichtlich sogar brauchte47. Denn anders als

teenth C en tu r y  Politica l Thought  (Am sterdam  1986) bietet einen ersten verläß lichen Zugriff 
auf che zentralen W erke der n iederländischen Pohuktheorie .
'b P i e t e r  d e  la C o u r t , Interest van H o lland , ofte Gronden van H o llandsw c lvaren  (A m ster
dam 1662); d e n . ,  Cons iderat ien  van S taa t ,  ofte Po l i tyke  weeg-schaa l (Am sterdam  1661); 
d e n . ,  Po li t ieke d iscoursen (Am sterdam  1662). Zur Bedeutung d ieser Schriften B o o g m a n ,  de 
Wit t ,  483 f.; Ernst El. K o s sm a n n ,  Sorne late 17 th-century D utch Writ ings on Raison d ’F.cat, in: 
Schnu r ,  Staatsräson, 496-504 , bes. 498 ff.
44 P e t ru s  Valckenier, \ Verwerd E u r o p a . . .  (Am sterdam  1675). H ie rzu  B o o g m a n ,  de Witt , 
481 und F ri ed r i ch  M e in e ck e ,  Petrus Valckeniers Lehre von den Interessen der Staaten, in: Aus 
Poli t ik und Geschichte, Gedächtnisschrift  für Georg von Be low (Berl in  1928) 146-155.
4:1 Dies bedeutet nicht , daß die großen  innenpoli t ischen Them en -  Souveränitätsfrage , Ver
hältnis Staat-Kirche etc. -  nicht auch in der  Pamphlet is t ik  in tensiv d iskut ier t  w orden  wären. 
Vgl. z. B. K nü t t e l ,  Cata logus ,  Nr. 6740, 6824, 6852, 6899 und Sch i l l in g ,  R epub likan ism us ,  
511 ff., 515 f., 5 1 9 ff. Zum tagespoli t ischen D iskurs  und zu r  poli t ischen Öffentl ichkeit  in den 
N ieder landen  vgl. Sch i l l in g ,  Geschichte, 4 9 4 f. mit Anm. 53.
46 Vgl. oben bei A nm . 18—20.
4/ Vgl. H einz  S ch i l l in g ,  Rel ig ion  und Gesel lschaft  in der ca lvin is t ischen R epub l ik  der  Vere i
nigten N iederlande, in: Franz P e t r i  (Hrsg .) ,  Kirche und gese ll schaftl icher W ande l in deu t 
schen und n iederländischen Städten der werdenden  N euzeit  (S tädteforschung A10, Köln,
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mit den Handels- und Wirtschaftsintercssen, mit denen nur die regentische Elite 
angesprochen werden konnte, ließen sich mit dem konfessionellen Argument 
breitere Bevölkerungskreise erreichen und mobilisieren und vor allem gesamtnie
derländische Interessen formulieren, was die maritimen Interessen der Holländer 
alleine nicht konnten.

Erst in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts kamen grundlegend neue Inter
essen und Kräfte zur Geltung. Bereits in den Wirren zu Ende der zweiten statthal
terlosen Zeit 1747/48 tauchten im Streit zwischen „Staats- und Prinsgezinden“ 
Forderungen nach einer naturrechtlich begründeten, politischen Partizipation 
breiter Bevölkerungsschichten auf48. Angesichts des ab der Jahrhundertmitte im
mer deutlicher zutage tretenden ökonomischen Niedergangs verband sich 
schließlich in den 1770er Jahren der aufklärerische Enthusiasmus für Volkssouve
ränität und Konstitutionalismus sowie die Sympathien der sogenannten „Patrio
ten“ für die amerikanischen Rebellen mit den holländischen Flandelsmteressen zu 
einem gefährlichen Stimulans49. Für annähernd zwei Jahrhunderte war die nieder
ländische Außenpolitik im durchaus kontroversen Diskurs zwischen Oranier- 
statthaltern und Regenten formuliert worden30. Dabei hatte man stets den S y 
stemzwängen und den machtpolit ischen Gegebenheiten im internationalen S y 
stem Rechnung getragen. Dieses System der außenpolitischen Entscheidungsfin
dung wurde nun gewissermaßen durch die Rückkehr nichtstaatlicher Akteure, die 
bewußt das Risiko eines Krieges in Kauf nahmen, außer Kraft gesetzt, so daß ein 
Einlenken gegenüber England unmöglich wurde. So wie zu einem ganz wesentli
chen Teil nicht- bzw. protostaatliche Akteure zur ideologisch-weltanschaulichen 
Totalkonfrontation des konfessionellen Zeitalters beigetragen hatten, wirkten 
jetzt also nichtstaatliche Akteure auf dem Weg zur außenpolit ischen Bankrotter
klärung der Niederlande auf dem Pariser Friedenskongreß 1784. Die Republik 
konnte zwar den Paradigmenwechsel um die Mitte des 17. Jahrhunderts trotz der 
offenen innenpolitischen „Vertassungsfrage“ relativ unbeschadet überstehen, ja 
sogar im internationalen System bis weit ins 18. Jahrhundert hinein eine promi
nente Rolle spielen. Anders als in den europäischen Fürstenstaaten wurde über die 
außenpolit ischen Fragen in den Niederlanden zwar nicht vom Souverän und ei
nem engen Beraterkreis entschieden. Aber dennoch war eine Konzentration und 
Monopolisierung der Außenpolitik bei der Zentrale -  Ratspensionär, Statthalter

W ien 1980) 197-250. Zum epochenspezif ischen, Rel ig ion  und Kirche m itumfassenden Be
gr iff des Poli tischen d er s . ,  Konfessionskonfl ikt  und Staatsbildung. Eine Fal ls tudie über das 
Verhältnis von relig iösem und soz ia lem  Wandel in der  Frühneuzeit  am Beispiel der Graf
schaft L ippe (Q uel len  und Forschungen  zu r  Reformationsgeschichte 48, G üters loh 1981) 
23-34.
48 Träger waren hier zunächst d ie  sogenannten „Doehsten“ . Vgl. L a d em a ch e r ,  Geschichte,  
178-180.
49 L a d em a ch e r ,  Geschichte,  187-197 ; J o h a n  d e  Vries, De economische achteru itgang der Re- 
pub liek  in de achtiende ecuw  (Am sterdam  1959).
x ' Die Rival ität  zw ischen  R egenten  und O ran iern  im poli t ischen Entsche idungsprozeß gilt 
für M örk e ,  Souveränität ,  139 als ein wesentliches S truk tu rm erkm al der  n iederländischen 
Frühneuzeit .
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oder beide zusammen -  festzustellen51. Diese innenpolitische Balance zwischen 
Regentenelite und der Oranierklientel wurde aber ab der Mitte des 18. Jahrhun
derts gestört durch die tiefgreifenden sozioökonomischen Umbrüche zum neu
zeitlichen Europa. Angesichts der fundamentalen Bedeutung dieser Balance für 
die Außenpolitik der alteuropäischen Republik mußte das zwingend zum außen
politischen Kollaps führen.

4. D ie  B e d e u t u n g  d e r  N i e d e r l a n d e  f ü r  da s  i n t e r n a t i o n a l e  S y s t em  -  
K o n s e q u e n z e n  f ü r  d i e  P o l i t ik - u n d  D ip l o m a t i e g e s c h i c h t e

Drei allgemeine Beobachtungen lassen sich aus dem geschilderten Befund ablei
ten. Versteht man das konfessionelle Zeitalter als Inkubationsphase der Enstehung 
des neuzeitlichen Mächteeuropa, dann läßt sich in bezug auf die Rolle der nieder
ländischen Republik in dieser Phase sagen, daß sie als ein Katalysator für wichtige, 
das neuzeitliche internationale System kennzeichnende Prozesse fungierte. Das 
zeigte sich u. a. darin, wie die Niederlande als „Stellvertreter“ im Kampf gegen 
Spanien die perzeptioneile Ausbildung eines konfessionalistischen, bipolaren 
Mächtesystems beschleunigten und als Kristallisationskern bei der damit einher
gehenden Blockbildung dienten. Darüber hinaus förderten sie die forcierte Aus
bildung des diplomatischen Verkehrs und der diplomatischen Kommunikation in 
Europa und setzten hier auch noch in der Säkularis ierungsphase des internationa
len Systems modernisierende Impulse. Wesentlich ist, daß sich die Niederlande 
selbst nicht grundlegend veränderten und sich den „modernen“ Verhältnissen 
nicht vollständig anpaßten. Sic blieben in der Organisation sowie der Zielsetzung 
ihrer Außenpolitik eine Macht des „Übergangs“ . Der untrennbare Zusammen
hang zwischen internationaler Politik und innerer Verfassung im weiten Sinne 
wird hier deutlich.

In bezug auf die Niederlande läßt sich lesthalten, daß die nordniederländische 
Gesellschaft insgesamt, die staats- und gesellschaftstheoretischen Konzepte der 
Regenten-Republikaner wie der freiheitlich-libertäre Gehalt des Regenten-Repu- 
blikanismus ihren Ubergangscharakter zwischen frühneuzeit lich-alteuropäi- 
schem und neuzeit lich-modernem Charakter bewahrten und dadurch ab der 
zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts in den entwicklungsgeschichtlichen Wind
schatten Englands auf der einen und Frankreichs auf der anderen Seite gerieten. In 
bezug auf die Historiographie des internationalen Systems weist uns das Beispiel 
der Niederlande wegen der aufgezeigten Bedeutung von kirchen- und konfessi-

51 Franken ,  Tcndcncies,  22 -23 .  Das k lassische Gegenbeisp ie l  zu  den N ieder landen , das Lu- 
doviz ianischc Frankre ich ,  zeigt auf K laus  M a le t tk e ,  Ludw igs  XIV. A ußenp o l i t ik  zwischen 
Staatsräson, ökonom ischen  Zw ängen  und Sozia lkonfl ikten ,  in: H einz  D u ch b a r d t  (Hrsg.) ,  
Rahmenbedingungen und F land lungssp ie lräum e europäischer A ußenpo l i t ik  im Zeitalter 
L udw igs  XIV. (=ZHF-Beiheft  11, Berlin  1991) 43-72 hier 43 ff.; die persönliche Entschei
dungsgewa l t  des Königs,  in provoz ie render  Weise gegen strukturgesch icht l iche Ansätze ab 
setzend, betont P a u l  S o n n i n o , Louis  XVI and the Orig ins  of thc Dutch  W ar (C am br idge  
1988).
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onsgeschichtlichen, wirtschafts- und sozialgeschichtlichen sowie politik- und ver- 
fassungsgeschichthehen Faktoren für die Außenpolitik nachdrücklich darauf hin, 
daß auch und gerade für die frühe Neuzeit die Geschichte des internationalen 
Systems als Gesamtgeschichte konzipiert werden muß.





Klaus Malettke 

Grundlegung und Infragestellung eines 
Staatensystems: 

Frankreich als dynamisches Element in Europa

„Ich weiß  ein a l lgewalt ig  Wort, 
auf Meilen  h ö r t ’s ein Tauber!
Es w irk t  geschäftig fort und fort 
mit unbegriffnem Zauber; 
ist n irgends und ist überal l, 
bald lästig, bald bequem; 
es paßt aut ein und jeden Fall, 
das Wort, es heißt: S ys tem .“ 1

Mit diesem Epigramm machte sich der österreichische Dichter, Franz Grillparzer, 
über das aus der Sprache der Aufklärung stammende Modewort „System“ lustig, 
das bereits zu seiner Zeit im sozial-politischen Kontext mit einer Vielzahl anderer 
Begriffe wie Kredit, Regierung, Herrschaft, Verwaltung usw. assoziiert und so zu 
einem Schlagwort in der politischen Alltagssprache wurde2. Die in diesen ironi
schen Zeilen formulierte Kritik an der Vieldeutigkeit, an der mangelnden Präzi
sion dieses Modewortes ist auch heute noch gültig. Dies gilt nicht nur für die po
litische Alltagssprache, sondern häufiger, als man es erwarten sollte, auch für die 
wissenschaftliche Terminologie von Historikern und Politologen.

Will man dem -  häufig gerechtfertigten -  Einwand begegnen, sich in der A rgu
mentation einer unpräzisen und unreflektierten Begrifflichkeit zu bedienen, so re
sultiert aus dieser Überlegung für unseren Kontext, daß der Begriff „europäisches 
Staatensystem“ für den im folgenden zu behandelnden Zeitraum, d. h. für den 
Zeitraum zwischen dem Anfang des 17. Jahrhunderts und der Mitte des 18. Jah r
hunderts, inhaltlich präzisiert, definiert werden muß. Erst vor diesem Hinter
grund können dann die in unserem speziellen Thema enthaltenen Fragen und Ent
wicklungen behandelt werden.

1 Franz Gril lparzer ,  Ep igram m e (1844),  hrsg. v. P e t e r  Frank, Ka r l  P o m b a c h e r ,  Bd. 1 (M ü n 
chen o j .  [ 1960j) 463.
2 M a n f r e d  R i ed e l ,  System , S truktur ,  in: Geschichtliche Grundbegrif fe . Histor isches Lexikon 
zu r  poli t isch-sozia len  Sprache in D eutschland, hrsg. v. O tto  B ru n n e r , W ern e r  Ganze , R e in 
b a r t  K o s e l l e ck ,  Bd. 6 (Stuttgart  1990) 285..322, insbes. 316 f.
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Eine erste Annäherung an eine unserem Zeitraum angemessene Definition bie
ten moderne Begriffsbestimmungen. So wurde in einem im Jahre 1980 veröffent
lichten Lexikon ein Staatensystem definiert als „die auf Gleichheit der politischen 
Interessen, geopolitischer Zusammengehörigkeit oder ideologischer Gemeinsam
keit beruhende, nicht rechtlich geordnete Verbindung von Staaten“3. Diese Defi
nition wird den Gegebenheiten im Beziehungsgeflecht der Staaten der Frühen 
Neuzeit nicht gerecht und ist insofern für jene Epoche so nicht operationalisier- 
bar, weil damals von einer „Gleichheit der politischen Interessen“ -  wenn über
haupt -  nur partiell die Rede sein konnte. Den Realitäten der Staatenbeziehungen 
in der Frühen Neuzeit eher angemessen erscheint auf den ersten Blick der Vor
schlag von Peter Krüger, der im Anschluß an Eberhard Kolb und dessen Arbeiten 
über den Krieg von 1870/71 ein Staatensystem definiert „als eine, wie straff oder 
locker auch immer gestaltete Organisationsform, die den wachsenden Anforde
rungen von immer komplizierter werdenden internationalen Beziehungen und 
Verflechtungen gerecht wird und rationellen Methoden der Konfliktregelung 
dient in Zeiten, in denen der Krieg immer kostspieliger und schwerer kalkulierbar 
und seine Beendigung zu einem immer größeren Problem w ird“4. Aber auch bei 
dieser Definition stellt sich die Frage, ob bei der Gestaltung des europäischen 
Staatensystems der Frühen Neuzeit bzw. während der Phase des monarchischen 
Absolutismus die zunehmende Problematik der Kalkulierbarkeit des Krieges und 
seiner Beendigung eine wesentliche Rolle gespielt hat. Ist es nicht gerade -  von 
Ausnahmen abgesehen -  ein Charakteristikum des monarchischen Absolutismus, 
daß er „Kabinettskriege“ führte, die um begrenzter Ziele willen begonnen und mit 
begrenzten Mitteln geführt wurden? Beim Friedensschluß ging es den Beteiligten 
in erster Linie darum, einen Kompromiß über widerstreitende Machtansprüche 
zu finden. Dem Sieger ging es nicht mehr um eine Bestrafung des Besiegten, ja 
überhaupt nicht mehr um eine Rechtsentscheidung, wie es noch v o r  der Ü berw in
dung der scholastischen Lehre vom gerechten Krieg durch das im 16. Jahrhundert 
sich entfaltende europäische Völkerrecht, durch das „jus publicum Europaeum“, 
der Fall war, das durch den spanischen Theologieprofessor Francisco de Vitoria 
(1486-1546) und den spanischen Juristen und Kriegsrichter Balthasar Ayala 
(1548-1584) grundlegende Impulse erhielt3.

Welche Elemente hat nun die neuere Forschung als wesentliche Bestandteile des 
europäischen Staatensystems der Epoche des monarchischen Absolutismus her
ausgearbeitet? Welche Entwicklungen und Hauptfaktoren haben seine Entste
hung grundlegend gefördert? Es herrscht weitgehende Einigkeit in der For-

J Der Große Brockhaus,  Bd. 10 (W iesbaden  181980) 665.
4 P e t e r  K r ü g e r  in seinen e inführenden Bem erkungen  zum G enera lthem a dieser Tagung; im 
folgenden zitiert:  K rü g e r ,  E inführende Bemerkungen.
3 Fritz D i ck m ann ,  Krieg und Frieden im Völkerrecht  der  Frühen N euze i t ,  in: ders . ,  Fr ie 
densrecht und Friedenss icherung. Studien zum  Friedensproblem m der neueren Geschichte 
(Göttingen 1971) 118-131, im folgenden zit iert : D ick m a nn ,  Krieg und Frieden; ders . ,  V ö l
kerrecht und Seerecht im Zeitalter des A bsolut ism us ,  in: ebd. 140-144, im  folgenden zitiert : 
D ick m ann ,  V ö lkerrecht  und Seerecht.
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schung, daß die Entstehung des europäischen Staatensystems der Neuzeit unlös
bar verknüpft ist mit der Ausbildung und dem Aufstieg des frühmodernen souve
ränen Staates6. Der in seinen Vorstufen bis ins späte und hohe Mittela lter zurück
reichende Prozeß der Herausbildung des frühmodernen souveränen Staates be
schleunigte sich in Reaktion auf die konfessionell und politisch bedingte Krise 
von Staat und Gesellschaft des 16. Jahrhunderts. Vor dem Hintergrund dieser 
Krise und der dadurch verursachten Bürgerkriege im Frankreich der zweiten 
Hälfte des 16. Jahrhunderts hat Jean Bodin seine Souveränitätslehre entwickelt, 
die seither nicht nur zum unverzichtbaren Bestandteil moderner Staatlichkeit, 
sondern auch zu einem Grundprinzip im Verkehr zwischen den Staaten geworden 
ist, worauf später noch näher einzugehen ist. Indem Bodin den französischen Kö
nig mit dem Gesetzgebungsmonopol, mit der alleinigen Kompetenzkompetenz, 
kurz: mit der Souveränität ausstattete, die jedoch nicht Omnipotenz oder gar 
Willkürherrschaft bedeutete, wollte er den Monarchen befähigen, Frankreich von 
dem Krisensyndrom zu befreien und die auf Konsens zwischen Krone und Unter
tanen angelegte Renaissance-Monarchie wiederherzustellen. Für die generelle 
Entwicklung irühmoderner Staatlichkeit hatten Bodins „Six livres de la Républi
que“ (1576) zur Folge, daß die höchste und keiner institutioneilen Kontrolle un 
terworfene Gewalt nach innen und die Unabhängigkeit nach außen zum notwen
digen Attribut, ja zum konstitutiven Bestandteil des souveränen Staates wurden7. 
Daraus resultierte eine neue Qualität in den zwischenstaatlichen Beziehungen der 
Glieder des sich formierenden Mächte-Europa. Es ergaben sich aber auch nicht zu 
überschätzende Konsequenzen für dessen Struktur. „Als Glied der Gemeinschaft 
souveräner Staaten konnte nur gelten, wer keinem Höheren unterworfen war 
(weshalb Bodin z. B. den deutschen Reichsfürsten die Souveränität absprach).“8 
Außerdem genügte fortan der Besitz der Souveränität, um einen Staat als prinzi-

6 P e t e r  K r ü g e r , In ternationale Sys tem e als Forschungsaufgabe, in: d e r s . ,  Kontinuität  und 
Wandel in der  Staatenordnung der N euzeit .  Beiträge zu r  Geschichte des internationalen S y 
stems (M arburger  Studien zu r  N eueren  Geschichte 1, M arburg  1991) 9 f.; H ein z  S ch i l l in g ,  
Form ung  und Gestalt  des in ternationalen Systems in der  w erdenden  N euze i t  -  Phasen und 
bewegende Kräfte, in: P e t e r  K rü g e r ,  Kontinuität  und Wandel in der Staatenordnung der 
N euzeit ,  19-46, im folgenden zit iert : Sch i l l in g ,  Fo rm ung  und Gestalt:  A lfr e d  K öh l e r ,  Das 
Reich im Kampf um die  H egem on ie  in Europa 1521—1648 (E nzyk lopäd ie  Deutscher G e
schichte 6, M ünchen  1990) 49-53 ,  im fo lgenden zitiert:  K öh le r ,  Das Reich; M art in  Lunitz, 
D ip lom at ie  und D ip lomaten  im 16. Jah rhundert .  Studien zu den ständigen Gesandten Kaiser 
Karls  V. in Frankre ich  (Konstanz 1988).
' Zum Souveränitätsbegriff Jean  Bodins: H e lm u t h  Q ua r i t s ch ,  Staat und Souveränität  1: Die 
Grundlagen  (Frankfurt  am M ain  1970); d e n . ,  Souveränität.  Entstehung und Entw ick lung  des 
Begriffs in Frankre ich  und D eutschland vom 13. Jah rhundert  bis 1806 (Schrif ten zu r  Verfas
sungsgeschichte 38, M ünchen  1986). -  Der monarch ische Absolut ism us w a r  nur eine der 
M ögl ichke i ten  frühm oderner Staatsbi ldung. Die herrschaft liche Sphäre m oderner  Staatsbil- 
dun g  hat jedoch durch den werdenden  Absolut ismus wesentliche Impulse erhalten. A llen  
Erscheinungsformen frühm oderner  Staat l ichkeit  gemeinsam w ar die Versach lichung der ge 
sel lschaft lichen Beziehungen, ohne daß d ie  das M itte la lter  kennzeichnenden S trukturen  be
reits völl ig  verschwunden waren.
8 D iek m ann ,  Krieg und Frieden, 142.
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picll gleichberechtigtes und gleichrangiges Glied der Staatengesellschait auszu
weisen. Daraus ergab sich weiterhin die prinzipielle Gleichberechtigung aller s o u 
veräner Staaten „ohne Rücksicht auf ihre Macht oder Größe, Staatsform oder Ver
fassung“. Das „bedeutete aber auch die Verpflichtung aller zu wechselseitiger Re
spektierung ihrer Souveränität und das [zumindest prinzipielle] Verbot der Ein
mischung m die inneren Angelegenheiten anderer Staaten“9.

Die damit nur skizzenhaft angesprochene Fortentwicklung des „jus publicum. 
Europaeum“ war natürlich nicht in erster Linie eine Folge von Fortschritten auf 
dem F'elde der Theorie, sondern vielmehr einer sich verändernden politischen 
Wirklichkeit, der die politische Theorie immer erst Rechnung trägt. Die Entwick
lung des Souveränitätsbegriffs und der Souveränitätslehre durch Bodin belegt dies 
ebenso wie andere Beispiele. Generell wird man aber „neben den realpolitischen 
Ereignissen und Strukturen wie frühmoderne Staatsbildung, frühkapitalistische 
Wirtschaftsdynamik, Revolution der Militärverfassung, die jede für sich und in 
enger wechselseitiger Verschränkung diesen Prozeß vorantrieben [ . . . ]  auch den 
geistigen Veränderungen entscheidenden Anteil an der neuen Qualität der zw i
schenstaatlichen Beziehungen zubill igen“ lu.

Aut der Basis des bisher Dargelegten lassen sich erste Charakteristika des euro
päischen Staatensystems der Frühen Neuzeit fcststellen. Nehmen mehrere seit 
dem Ende des 15. Jahrhunderts klar hervortretendc, voneinander unabhängige 
politische Einheiten miteinander Kontakt auf und unterhalten regelmäßige, auf 
gemeinsamen, anerkannten Rechtsprinzipien beruhende Beziehungen, kann man 
von einem sich formierenden Staatensystem sprechen. Als weiteres charakteristi
sches Element dieser Staatenbeziehungen tritt seit der zweiten Hälfte des 16. Jahr
hunderts die Souveränität der Glieder dieses Staatensystems hinzu. Der Besitz der 
Souveränität ist Voraussetzung für die Akzeptanz der Staaten als gleichberechtigte 
Glieder dieses Systems. Auf der Souveränität der Staaten basierte ihre prinzipielle 
Gleichberechtigung, ungeachtet ihrer realen Macht oder Größe, ihrer Staatsform 
oder Verfassung. Ausdruck eines sich zumindest in Ansätzen herausbildenden Be
wußtseins europäischer Gemeinsamkeit war weiterhin die Entstehung der ständi
gen Diplomatie. „Im späteren 16. Jahrhundert finden wir jedenfalls das Institut 
der ständigen Diplomatie voll ausgebildet, fast alle Staaten miteinander in unun
terbrochenem Kontakt und Europa mit einem dichten Netz diplomatischer Ver
bindungen von Hauptstadt zu Hauptstadt“11 überspannt. Gefördert wurde das 
sich formierende Bewußtsein europäischer Zusammengehörigkeit aber auch noch 
durch weitere Faktoren, auf die hier im einzelnen nicht eingegangen werden kann. 
Es kann jedoch kein Zweifel daran bestehen, daß die latente oder manifeste äußere 
und innere Bedrohung der Freiheit der europäischen Staatenwelt im 17. Jahrhun
dert -  zunächst durch Habsburg-Spanien, dann durch die zunehmend m einen 
konfrontativ-aggressiven Kurs umschlagende Außenpolitik Frankreichs unter

I Ehd.
S ch i l l in g ,  Form und Gestalt , 19.

II D iekm ann ,  Völkerrecht  und Sccrecht, 145.
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{ vja XIV. und schließlich durch die von den Osmancn ausgehende G efahr-
C h r is te n h e i t  -  die Entfaltung der Idee einer europäischen So lidarge-

L ■** -Inft « 'fördert und zu einer zunehmenden p o l i t i s c h e n  Instrumentalisierung mcnis n  >7 *■
des E u r o p a - B e g r i f f e s  geführt hat

Aus der Souveränität der Staaten, aus dem darauf basierenden Prinzip absoluter 
S e lb s tbes t im m u ng  resultierte eine folgenschwere Konsequenz für die Beziehun
gen zwischen den Gliedern des europäischen Staatensystems, die als ein weiteres 
C h a r ak te r i s t ik u m  dieses Systems zu werten ist. Die Realisierung des im Prinzip 
s ta t t l ich er  Souveränität angelegten Rechts auf absolute Selbstbestimmung, auf 
rücks ich ts lo se  Durchsetzung seiner Ansprüche nach außen brachte den souverä
nen Staat in letzter Konsequenz in eine existentielle Gefahr, weil er geradezu 
zw an gs läu f ig  auf den gleichen Machttrieb und Lebenswillen anderer souveräner 
Staaten stoßen mußte. Damit ist ein Problem angesprochen, das seit dem 16. Jahr
h u n d e r t  als das der „Staatsräson“ bezeichnet w ird b .

Eine egoistische und rücksichtslose Anwendung des Prinzips der Staatsräson 
mußte zur Vergewaltigung der kleinen Staaten fuhren, insbesondere dann, wenn 
das eine oder andere Glied des Staatensystems entschlossen war, Pläne zur Errin- 
<uinlT der Vorherrschaft in Europa zu realisieren. Den Termini Vorherrschaft, Vor
machtstellung oder Hegemonie, die m die Geschichte der internationalen Bezie
hungen seit langem eingeführt sind, „entsprachen im 16. und 1 7. Jahrhundert die 
Begriffe .Monarchia universalis', .Dominium mundi', d. h. Universalmonarchie, 
Suprematie und Weltherrschaft“ 14. Zwar ist zu Recht darauf hingewiesen worden, 
daß für eine Behandlung des vielschichtigen Komplexes Staatensystem und seiner 
wesentlichen Funktionsmechanismen „eine nur am Widerspiel von Hegemonie 
und Gleichgewicht orientierte Betrachtung nicht mehr (genügt)". Gleichwohl 
„bilden militärisches Gleichgewicht und Machtbalance bis heute maßgebende 
Voraussetzungen für ein funktionierendes Staatensystem, ebenso wie eine wenig
stens in Grundfragen gegebene Ausgewogenheit der Interessen und Handlungs- 
spiclräume, der Sicherheit und Kooperationsmöglichkeiten, und ebenso wie die 
allgemeine Anerkennung und die Flexibilität des Gesamtsystems im Hinblick auf 
notwendige Anpassungen an veränderte Bedingungen“13. Inwieweit in dem hier 
zur Diskussion stehenden Zeitraum, in dem die Souveränität des Einzelstaates 
wenn nicht den höchsten, so doch einen zentralen politischen Wert darstellte, sich 
ein Bewußtsein der Solidarität, der Zusammengehörigkeit , der Rechtsgemcin- 
schaft unter den Staaten erhalten und durchgesetzt hat, wird im folgenden unter 
dem Aspekt der französischen Außenpolitik zu erörtern sein. In diesem Kontext 
wird auch die These Fritz Dickmanns zu prüfen sein, daß dieses „Bewußtsein von

*' Dazu demnächst ; K lau s  M a le t tk c ,  Europabewußtse in  und europäische Fr iedenspläne im 
17. und IS. Jahrhundert ,  m: Francia. Forschungen zur westeuropäischen Geschichte.

t r i e d r i c h  M ein e ck e ,  Die Idee der Staatsräson in der  neueren Geschichte (Friedrich  M ein- 
ecke, Werke, hrsg. von W alth er  H o f e r ; M ünchen  J 1963); A ugus t  Buck, Machiavei l i  (Erträge 
der Forschung 226, Dannstaclt 1985).

Köhle r ,  Das Reich, 2.
Kri ig e r , L infüh re nde 13 e m erku nge n.
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der geistig-sittlichen Gemeinschaft aller“ einen „höchst bedeutsamen Ausdruck 
[ . . . ]  in der Doktrin vom europäischen Gleichgewicht“ gefunden habe16.

Die folgenden Ausführungen sind in drei Teile gegliedert. Im ersten werden die 
Grundzüge und Leitlinien der Außenpolitik sowie deren politische, rechtliche 
und religiöse Fundierung der französischen Hauptakteure skizziert. Der zweite 
Teil ist der zentralen Fragestellung meines Themas gewidmet, in dem die Proble
matik Universalmonarchie, multipolares System, Gleichgewicht der Kräfte eine 
kaum zu überschätzende Rolle spielt. Im dritten und letzten Teil meiner Darle
gungen, die wegen der im Rahmen eines Vortrags gebotenen zeitlichen Beschrän
kung nur recht skizzenhaft sein können, werden thesenartig einige Ergebnisse 
formuliert. Dem Wunsch des Veranstalters entsprechend soll in den folgenden 
Ausführungen das Hauptaugenmerk auf zeittypische Strukturen, bewegende 
Kräfte, auf folgenreiche Entscheidungen, Mechanismen der Konfliktregelung, auf 
das Problem der Einbindung des frühmodernen souveränen Staates in neue For
men einer internationalen Ordnung sowie auf den Prozeß der Entfaltung und des 
Aufstiegs der Gleichgewichtsdoktrin gerichtet werden.

1. G r u n d ü b e r z e u g u n g e n  d e r  f r a n z ö s i s c h e n  H a u p ta k t e u r e  u n d  
L eit l in i en  i h r e r  A uß enpo l i t ik

Wenn es zu den methodischen Grundprinzipien und Einsichten historischer For
schung gehört, „daß die Außenbeziehungen von Staaten nur in engem Zusam
menhang mit ihrer inneren Entwicklung gesehen und beurteilt werden können“17, 
so muß hier aus Zeitgründen auf eine Analyse des damit angesprochenen Komple
xes verzichtet werden. Er kann nur insofern kurz thematisiert werden, als es für 
die Klärung der Gründe und Motive fundamentaler außenpolitischer Entschei
dungen der Hauptakteure unumgänglich ist.

Zu Unrecht ist Ludwig XIII. in der älteren Literatur häufig als ein unbedeuten
der und insgesamt schwacher König beurteilt worden. Inzwischen weiß man, daß 
es auch diesem König ein fundamentales Anliegen war, seine Autorität in jeder 
Hinsicht zu wahren. Er war deshalb nicht bereit, die allein ihm als absolutem 
Monarchen zukommende Entscheidungskompetenz an einen anderen zu delegie
ren. Richelieu hat dieser Grundeinstellung des Königs stets Rechnung getragen. 
Dies geschah aber nicht so sehr aus egoistischen Motiven, etwa um sich in seiner 
Position als „Prinzipalminister“ halten zu können. Vielmehr stimmten der Kardi
nal und der König in dem zentralen Anliegen überein, die Autorität der Krone zu 
erhalten und gegen Angriffe entschieden zu verteidigen. Trotz aller im Verhältnis 
zwischen dem König und dem Minister gelegentlich auftretenden Differenzen ist 
festzustellen, daß beide in wichtigen Situationen die einmal getroffene politische 
Entscheidung mit einer Stimme vertraten. In Grundfragen der französischen Po
litik herrschte zwischen Ludwig XIII. und seinem Prinzipalminister ein hohes

16 D ick m a n n , Völkerrecht  und Seerecht, 144 f.
17 Köh le r ,  Das Reich, 3.



Maß an gegenseitigem Vertrauen und Übereinstimmung. Zu Recht ist das Mini- 
steriat Richelieus als eine „two-headed-monarchy“, als eine Regierung der Mon
archie durch den König und den Kardinal, bezeichnet worden18.

Aus dem spezifischen Charakter des Verhältnisses zwischen Richelieu und 
Ludwig XIII. resultiert für die Außenpolitik des Kardinals, daß damit nicht eine 
Politik gemeint sein kann, bei der in jedem Fall und in allen Details die „authenti
sche Urheberschaft Richelieus nachzuweisen ist“ 19. Wenn also im folgenden von 
dessen Außenpolitik, verstanden „als Versuch zur Steuerung internationaler S y 
steme“20, gesprochen wird, so ist damit im wesentlichen eine Politik gemeint, die 
vom Geist des Kardinalpremiers geprägt und seinem Verantwortungsbereich zu 
zuordnen ist.

Nach seiner Berufung in den Staatsrat (Conseil d ’Etat) am 29. April 1624 been
dete der Kardinal die kurze Phase einer akzentuiert katholisch-spanischen Politik 
und knüpfte wieder an die außenpolitischen Grundkonzeptionen Heinrichs IV. 
an. Die französische Außenpolitik wurde seither wieder bestimmt vom Kampf ge
gen Flabsburg, gegen Spanien zunächst, dann aber auch gegen das Gesamthaus. 
Dieser Kampf gegen eine tatsächliche oder potentiell drohende habsburgische 
Vormachtstellung in Europa blieb eine Konstante in der französischen Außenpo
litik bis 1756, worauf später im einzelnen näher einzugehen ist.

Das noch detaillierter zu erörternde außenpolitische Programm Richelieus ba
sierte nicht allem auf machtpolitischen Erwägungen. Es ist vielmehr auch -  und 
nachhaltig -  gekennzeichnet durch den ständigen Rekurs aut allgemeine Rechts
prinzipien und durch die Orientierung an konfessionellen Überlegungen sowie an 
einem „theologisch fundiertefn] Staatsethos“21. Richelieu blieb eingebunden im 
traditionellen Bezugssystem von Staat und Kirche, auch wenn er „die Interessen 
der französischen Krone nach innen und außen durchaus im Rahmen weitsje- 
spanntcr Konzeptionen von Ordnung, Recht und Frieden verfolgte“22.

Handlungsleitend für die Außenpolitik des Kardinals waren ebenso traditio
nelle Gründe wie Fragen des Rechts. Welch’ hohen Stellenwert er Fragen des 
Rechts bei seiner Außenpolitik einräumte, verdeutlicht seine intensive Beschäfti
gung mit der Problematik des Interventionsrechtes. Die Intervention stellte für

1S A. L lo y d  M oo t e ,  Louis  XIII, Richelieu, and T w o-H eaded  M onarchy ,  in: Proccedings of
the lQth A nnual Meeting of the Western Soc ie ty  for Frcnch H istorv  (W inn ipeg  1982) 198-
207; vgl. auch J e a n  B é r e n g e r ,  Pour  une enquête  européenne: Le problème du m in is ténat  au
X V IIe siècle, in: Annales E.S .C. 29,1 (1974) 166-177.
19 H erm a n n  W ebe r , R ichelieu und das Reich, in: H e in r i c h  l.utr/., F r i ed r i c h  F i e rm a n n  S c h u 
b e r t ,  F l e rm a n n  W eb e r  (Hrsg .) ,  Frankre ich  und das Reich im 16. und 17. Jah rhundert  (G ö t
tingen 1968) 36-52 u. 60, Zitat: 36; im folgenden zitiert:  Weber,  R ichelieu und das Reich.

E rn s t -O t t o  C z em p i e l ,  Fr iedensstrategien. Sys tem w ande l  durch In ternationale O rgan isa 
tionen, D em okrat is ie rung und W irtschaft  (Paderborn  u. a. 1986) 56.
' 1 K o n r a d  R ep g e u ,  Der Westfä lische Friede und die U rsprünge des europäischen G le ichge
wichts , in: M a n f r e d  Sp i ck er  (Hrsg .) ,  Fr iedenss icherung 1: Sozia lw issenschaft l iche ,  h is tor i
sche und theologische Perspektiven (M ünste r  1987) 76.
22 H e in r i c h  l .u tz ,  Reformation und Gegenreformation  (O ldenbourg  G rundr iß  der G e
schichte 10, München, Wien 1979) 176.
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Frankreich ein unentbehrliches Instrument in seinem Kampf gegen das Haus 
Flabsburg dar. Es ist deshalb verständlich, daß sich Richelieu mit den völkerrecht
lichen Aspekten einer Einmischung eines Staates in die inneren Angelegenheiten 
eines anderen auseinandersetzte, zumal Rechtmäßigkeit und Grenzen der Inter
vention im politischen Schrifttum der Zeit häufig erörtert wurden.

Grundsätzlich sprach sich Richelieu gegen ein Interventionsrecht aus. „Es ist 
nicht recht,“ so führte er einmal aus, „daß die Untertanen Beziehungen zu einem 
fremden Fürsten unterhalten und von ihm ihr Heil erwarten, das allein von ihrem 
rechtmäßigen König abhängen darf.“2"’ Der Kontext, in dem diese Aussage steht, 
läßt klar erkennen, daß sie für den Kardinal allgemeine Geltung besaß und nicht 
nur an die Adresse der Untertanen des französischen Königs gerichtet war. Den
noch bedarf diese Aussage Richelieus einer einschränkenden Präzisierung. Gene
rell abzulehnen sei nämlich ein Interventionsrecht nur bei solchen Staaten, in de
nen die Untertanen zu unbedingtem Gehorsam gegenüber ihrem Fürsten ver
pflichtet seien und der Herrscher ein absoluter Monarch, ein Souverän, im Sinne 
Bodins sei. „Wo dagegen die monarchische Gewalt beschränkt war, erkannte R i
chelieu [■ ■ ■] in Übereinstimmung mit der Lehre vom Herrschaftsvertrag den U n
tertanen bei Verletzung ihrer Rechte durch den Fürsten ein Widerstandsrecht zu. 
Und wenn die Untertanen in Ausübung eines solchen rechtmäßigen Widerstands
rechtes den Beistand einer fremden Macht anrufen, dann, aber auch nur dann, ist 
ein Interventionsrecht gegeben.“24 Mit dieser Auffassung, die exakt den völker
rechtlichen Konsequenzen der Souveränitätslehre Bodins entsprach, stand der 
Kardinal nicht allein. Sie war im damaligen Völkerrecht weit verbreitet25. Für R i
chelieus Außenpolitik war das Interventionsrecht nur mit der dargelegten Ein
schränkung verwendbar. Erst diese Einschränkung ermöglichte es ihm, auf das 
Recht der Einmischung als Waffe im Kampf gegen Spanien und den Kaiser zu
rückzugreifen, es den Feinden Frankreichs aber unter Berufung auf die absolute 
Gewalt des französischen Monarchen abzusprechen.

Handlungsleitend für Richelieus Außenpolitik war zunächst sein Streben, den 
europäischen Konflikt des Dreißigjährigen Krieges mit diplomatischen Mitteln zu 
beenden, einen Generalfrieden zu erreichen und so ein direktes Eingreifen Frank
reichs in den Krieg zu vermeiden. Vor einem offenen Kriegseintritt sollten erst alle 
Möglichkeiten ausgeschöpft werden, durch Verhandlungen und Bündnisse einen 
allgemeinen Frieden zu erreichen. Eine Entscheidung für den offenen Krieg war

23 A rm a n d  d u  Pless is C a rd in a l  D u c  d e  R i ch e l i e u ,  Lettres , instruct ions d ip lom at iques  et p a 
piers d ’Etat 3, hrsg. von D en i s -L ou i s -M a r t i a l  A v en e l  (Co llect ion  des docum ents  inédits sur 
¡ ’h isto ire de France I, 29, Pans ,  Gesamtausgabe 1853-1877) 505.
24 Fritz D ickm ann ,  Rechtsgedanke und M ach tpo lit ik  bei Richelieu. Stud ien  an neu en tdeck
ten Quellen ,  in: ders . ,  Friedensrecht und Friedenssicherung. Studien zum  Friedensprob lem 
in der neueren Geschichte (Göttingen 1971) 36-78 ,  160-171, Zitat 42; im folgenden zitiert : 
D ick m ann ,  Rechtsgedanke und Machtpolit ik .
2:1 Vgl . J e a n  Bod in ,  Six livres de la R épub l ique  11,5 u. V,6 (Paris  1583) 300 f., 787, 823 ff.; J o 
h a n n e s  Althusius ,  Politica methodice digesta , ed. quarta , VIII, Nr. 92 (H erborn  1625) 165; 
H ipp o l i th u s  a Fapu ie ,  De rat ione status in Imperio nostro R om ano-G erm anico ,  pars I, cap. 
IX (Ausgabe 1640) 114 ff.
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also für Richelieu nur als „ultima ratio“ akzeptabel, wenn der von ihm so ent
schieden angestrebte Generalfrieden mit anderen Mitteln von den beiden Häusern 
Habsburgs nicht zu erzielen war.

Wie die von Mazarin für die französische Verhandlungsdelegation bestimmte 
Friedensinstruktion vom September 1643 und die Zusatzinstruktion, die inhalt
lich jedoch von seinem Amtsvorgänger maßgeblich konzipiert worden waren, er
kennen lassen26, verfolgte Richelieu in der Frage territorialer Erwerbungen kein 
festes Programm. Es ging ihm dabei vor allem um die Realisierung eines politisch
strategischen Zieles, nämlich um die dauerhafte Öffnung der Frankreich umge
benden Grenzen. Damit sollten die Voraussetzungen für permanente diplomati
sche bzw. militärische Interventionen Frankreichs geschaffen werden. Dieses ge
nerelle Konzept ermöglichte Richelieu eine bemerkenswerte Flexibilität in der 
Behandlung der Problematik territorialer Arrondierung. Zur Realisierung dieses 
Konzeptes war nicht unbedingt der Erwerb eines ganz bestimmten Grenzgebie
tes, einer ganz bestimmten Stadt oder Festung erforderlich.

Bei seinen Überlegungen, welche die Frage möglicher territorialer Erwerbun
gen betrafen, ließ sich Richelieu aber auch wiederum von rechtlichen Erwägungen 
leiten, nicht allein von der Staatsräson, der Machtpolitik und vom „ius belli“ . 
Durch neuere Forschungen konnte nachgewiesen werden, daß der Kardinal Ju r i
sten damit beauftragt hat, Rechtstitel für französische Gebiets- und Herrschafts
ansprüche zu ermitteln und auf ihre Rechtmäßigkeit hin zu überprüfen. Diese 
stützten sich bei ihren Nachforschungen auf das Fundamentalgesetz von der U n 
veräußerlichkeit des französischen Krongutes, der königlichen „Domäne“. Im 
Edikt von Moulins aus dem Jahre 1566 wurde alles zur Krondomäne gezählt, was 
ihr entweder ausdrücklich einverleibt oder über einen Zeitraum von zehn Jahren 
von königlichen „officiers“ verwaltet worden w a r 7. Unter Rekurs auf dieses Fun
damentalgesetz konnten die Kronjuristen eine große Anzahl von Gebieten und 
Rechten auch außerhalb der Grenzen für den französischen König beanspruchen. 
Die Ergebnisse ihrer Nachforschungen lieferten dafür die erforderlichen Rechts
titel.

Daß der Rückgriff auf derartige Grundsätze zu einer nicht zu unterschätzenden 
Einschränkung des außenpolitischen Handlungsspielraumes führen mußte, liegt 
auf der Hand. Der Verzicht auf anerkannte Rechtstitel der Krone war infolgedes
sen nicht allein eine Frage des politischen Kalküls. Sie war auch -  und vor allem -  
eine Frage des Gewissens. Auch Richelieu hat diesem Rechtsgrundsatz bei seinen 
Erwägungen über die Politik territorialer Ansprüche Rechnung tragen müssen. Er

26 Acta Pacis Westphalicae (A P W ),  Ser ie I, Instruktionen I: Frankre ich, Schweden, Kaiser, 
bearb. v. Fritz D i ck m a n n , K r i e m h i l d  G o r o n z y ,  Em il  S cb i e c b e ,  Elans Wagner , Ernst  M a n f r e d  
W erm te r  (M ünste r  1962) 21-127 , 150-158, Nr. 2-6 u. 11; im folgenden zit iert : A P W  1,1: 
Frankre ich.
■/ F ran ço i s -A nd r é  I s a m b e r t ,  A lp h on s e -E lo n o r é  Ta i l land ie r  (Hrsg.) ,  Recuei l  généra l des an 
ciennes lois françaises depuis l ’an 420 ju s q u ’à la Révolution de 1789 X IV ,1 (Paris  1829) 185 ff.; 
vgl. auch A n d r é  E emair e ,  Les lois fondamentales  de la monarch ie  française d ’après les théo
riciens de l ’ancien régime, thèse pour  le doctorat (Paris 1907).
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bekannte „sich [ . . . ]  vorbehaltlos zu der Theorie von der Unveräußerlichkeit und 
Unverjährbarkeit dieser Rechte und erklärtje] wie die Legisten alle Verträge für 
nichtig, in denen ein König von Frankreich auf solche Rechte verzichtet hat[te] 
oder künftig etwa verzichten sollte“2S.

Aber der Staatsmann Richelieu erkannte auch an, daß er bei dieser Position 
nicht haltmachen konnte, weil sie die Handlungsfreiheit des Politikers lähmte. Er 
prüfte deshalb die Frage, ob nicht unter bestimmten Umständen doch ein Verzicht 
auf solche Rechte erlaubt, ja geradezu zwingend erforderlich sein könne. Dabei 
kam er zu folgendem Schluß: „Man muß den Grundsatz so verstehen, daß er die 
Freiheit zur Veräußerung von Kronrechten nicht ganz und gar aufhebt, sondern 
nur auf solche Fälle beschränkt, wo diese Maßnahme unbedingt notwendig er
scheint, um den Staat vor völl igem Ruin zu bewahren.“29

In den Grundlinien französischer Außenpolitik änderte sich unter Kardinal 
Mazarin, dem Nachfolger Richelieus als Prinzipalminister nichts Wesentliches. 
Das ist verständlich, wenn man sich vergegenwärtigt, daß Richelieu spätestens seit 
Anfang 1640 Mazarin an der Ausarbeitung der Friedensinstruktionen von 1641/ 
42 beteiligt hat. Mazarin kannte also die außenpolitischen Grundgedanken seines 
Vorgängers und hat diese fast wörtlich in seine Hauptinstruktion vom 30. Septem
ber 1643 eingearbeitet. „So gesehen erweist sich die Pax Westfalica als glanzvoller 
Abschluß einer gemeinsamen, lange vorbereiteten Politik von Richelieu und M a
zarin.“30

In den ersten Jahren seines Ministeriats war Mazarin nach Art des Regierens 
und der Führung der Staatsgeschäfte ganz der Nachfolger Richelieus. Die Siche
rung und der Ausbau der Macht der Krone nach innen und außen waren auch 
seine Hauptanliegen. Habsburg-Spanien und das mit ihm verbündete bzw. dyna
stisch verbundene Haus Österreich und der Kaiser blieben für ihn die traditionel
len Gegner Frankreichs.

Trotz des uneingeschränkten Vertrauens, das die Königin-Regentin Anna von 
Österreich Mazarin entgegenbrachte, hat dieser nicht über die gleiche Fülle an 
Machtmitteln verfugen können, wie sie sein Vorgänger besessen hatte. Dies gilt in 
noch höherem Maße für die Haltung des volljährigen Ludwigs XIV. (1651) gegen
über seinem Paten. Der König überließ diesem seit 1653, nachdem der Kardinal
premier aus seinem zweiten Exil nach Frankreich zurückgekehrt war, nur den An
schein absoluter Gewalt. In der Realität vertraute Ludwig XIV. seinem Prinzipal- 
minister auf den Feldern der Außenpolitik, der Diplomatie und des Kriegswesens.

'!!! D iekm ann ,  Rechtsgedanke und M ach tpo lit ik ,  67.
Ebd. 68; zum  G esam tkom plex  der pol it ischen G rundüberzeugungen  Richelieus und zu 

den Leitl in ien seiner A ußenpoli t ik :  K laus  M a le t tk e ,  R ichelieus A ußenpo l i t ik  und sein P ro 
jekt  ko llekt iver  Sicherheit , in: P e t e r  K r ü g e r  (Hrsg .) ,  Kontinuität und W andel in der  Staaten
o rdnung der Neuzeit .  Beit räge zu r  Geschichte des internationalen Systems (M arbu rger  S tu
dien zu r  N eueren  Geschichte 1, M arb urg  1991) 47-68 ;  im folgenden zit iert : M alet tk e ,  R iche
lieu s Außenpoli t ik .
’u J ö r g  W o l l e n b e r g ,  Richelieu. Staatsräson und Kircheninteresse. Zur Leg it im ation  der Po l i 
tik des Kard ina lprem ier  (Bielefeld 1977) 65.
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Hingegen schien er mit dessen Leistungen auf den Sektoren der Innenpolit ik, der 
Finanzen, der Verwaltung und der Justiz weniger zufrieden zu sein, denn in seinen 
„Memoiren“ beklagte der König später die „Unordnung, die überall herrschte“31.

Neben dem Friedensschluß von 1648 bedeutete der Pyrenäenfrieden von 1659 
einen großen Erlolg der Außenpolitik Mazarins. Dieser Frieden beendete ein 
Jahrhundert spanischer Weltgeltung, machte den politischen Abstieg Spaniens of
fenkundig und die Bahn frei für den Aufstieg Frankreichs und Englands, der für 
einige Jahre verbündeten Sieger. Generell läßt sich teststellen, daß die Außenpoli
tik Mazarins im Vergleich zu derjenigen Ludwigs XIV. erheblich zurückhaltender 
und vor allem geschickter war in der Wahl ihrer Mittel, wie es z. B. die Reichspo
litik des Kardinals bis 1661 erkennen läßt. Er verstand es weitaus besser, auf diplo
matischem Wege und mit Hilfe der im Westfälischen Frieden für die französische 
Politik angelegten Möglichkeiten Frankreichs Einfluß auf die Verhältnisse im 
Reich nicht nur zu festigen, sondern weiter auszudehnen32.

Ludwig XIV. hat auf dem Felde der Außenpolitik kein langfristig konzipiertes 
Programm, keinen „grand dessein“ verfolgt. Bei nächster Betrachtung erweist er 
sich sowohl im Bereich der inneren als auch auf dem Sektor der äußeren Politik als 
Pragmatiker, der die in den jeweil igen politischen Konstellationen angelegten 
Handlungsmöglichkeiten im Interesse der Krone und des Staates aufzugreifen 
entschlossen war. Dabei verhielt er sich aber keineswegs abwartend, sondern war 
stets bestrebt, für Frankreich günstige außenpolit ische Konstellationen herbeizu
führen, antifranzösische Koalitionen im Ansatz zu verhindern oder -  wenn dies 
nicht möglich war -  sie durch präventive militärische Aktionen zu zerschlagen33. 
Während der gesamten Zeit der persönlichen Regierung Ludwigs XIV. lag die 
Verantwortung für die französische Außenpolitik beim König. Er allein traf ent
weder im „Conseil d ’En H aut“, dem wichtigsten Gremium des Königlichen Rats 
(Conseil du Roi), oder nach Beratungen mit einzelnen Ministern die Entscheidun
gen in auswärtigen Angelegenheiten.

Lassen weder die Quellen noch die konkrete Außenpolitik auf die Existenz ei
ner längerfristig zu realisierenden Gesamtkonzeption schließen, so sind doch in 
den außenpolitischen Aktivitäten des Königs einige charakteristische Merkmale, 
einige handlungsleitende Grundüberzeugungen erkennbar. Allgemein herrscht in 
der Forschung Einigkeit darüber, daß sich der König von einem stark ausgepräg-

31 Louis  XIV, M émoires  pour  l ’in struct ion du Dauphin ,  hrsg. v. P i e r r e  G o u b e r t  (Paris  1992) 
46.
32 R o m a n  S chnur,  D er  Rhe inbund  von 1658 in der  deutschen Verfassungsgeschichte (R h e i
nisches Arch iv 47, 1955); im folgenden zit iert : S chnur ,  Rhe inbund; Max B ra u b a cb ,  W ilhe lm  
von Fürstenberg (1629-1704) und die französische Poli t ik  im Zeitalter L udw igs  XIV. (B on 
ner H istor ische Forschungen 36, Bonn 1972); P i e r r e  G oub e r t ,  M azar in  (Paris  1990) 149-183, 
417-429 .
33 Zum G esamtkom plex  der G rundelem ente und G rundzüge  der A ußenpo l i t ik  Ludw igs  
XIV: K laus  M a le t tk e ,  Ludw igs  XIV. A ußenp o l i t ik  zwischen Staatsräson, ökonomischen  
Zwängen  und Sozia lkonfl ikten ,  in: H e in z  D u ch h a r d t  (Hrsg .) ,  R ahm enbed ingungen  und 
H and lungssp ie lräum e europäischer A ußenpol i t ik  im Zeitalter Ludw igs  XIV. (Zeitschrift für 
Histor ische Forschung, Beiheft  11, Berlin  1991) 45 -53 ,  hier auch wei tere  L iteraturangaben.
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ten Bedürfnis nach Ruhm und Reputation leiten ließ. Persönlicher Ruhm, persön
liches Ansehen waren für Ludwig XIV. mit der Macht und dem Wohl des Staates 
auf das engste verknüpft. Aber das Interesse des Staates hatte stets vor dem des 
Königs zu rangieren. Ludwig XIV. war trotz der bei ihm nicht zu leugnenden Ten
denz, seine Reputation und seine Interessen mit denen des Staates gleichzusetzen, 
durchaus fähig, zwischen seiner Person und dem Staat zu differenzieren.

Bei seinen Entscheidungen in Staatsangelegenheiten hielt sich Ludwig XIV. an 
einige allgemeine Prinzipien. Natürlich war ihm die zeitgenössische Konzeption 
der Staatsräson als der Maxime staatlichen Handelns vertraut. Charakteristisch fin
den König waren weiterhin seine tiefempfundene Verantwortung für sein Han
deln gegenüber Gott, seine hohe Meinung von seinen Pflichten als König und 
seine Entschlossenheit, m allen Belangen die Interessen des Staates wahrzuneh
men. Nach seiner Überzeugung waren die Verteidigung des Staates und dessen 
territoriale Ausdehnung nicht nur ein Gebot der Staatsräson, sondern sie gehörten 
auch zu den Pflichten, die dem französischen König durch die „Fundamentalge
setze“ der Monarchie auferlegt waren. So sehr er aber im Verlauf seiner Arrondie- 
rungs- und Expansionspolitik bemüht war, die Rechtmäßigkeit seines Handelns 
für die Öffentlichkeit zu begründen, so ist doch ebensowenig zu leugnen, daß er 
sich wiederholt auch ohne jegliche Rechtsbasis für ein militärisches Eingreifen 
entschied. Der Krieg gegen die Vereinigten Niederlande und -  in gewisser Weise -  
auch der Pfälzische Erbfolgekrieg belegen dies. Bei beiden Kriegen dominierte 
schließlich die Macht- und Expansionspolitik die in diesem Kontext in der Litera
tur auch immer wieder angeführten französischen Sicherheitsinteressen. Indessen 
darf nicht übersehen werden, daß der König gegen Ende einer langen Alleinherr
schaft seine häufigen Kriege kritisch beurteilte.

Ludwig XIV. ist von Mazarm frühzeitig in die Mittel und Methoden französi
scher Außenpolitik eingeführt worden. Es kann deshalb nicht überraschen, daß 
sein eigenes Vorgehen auf diesem Felde gewisse Kontinuitäten mit der Politik Ma- 
zarins und Richelieus aufweist, Kontinuitäten, die aber auch aus der politischen 
Gesamtkonstellation m Europa um 1661 resultierten, die in ihrem Ergebnis wie
derum wesentlich das Werk der beiden Kardinäle war. Für Ludwig XIV. blieb w e
gen der offenen Frage der spanischen Erbfolge die Gefahr der Errichtung einer 
habsburgischen „Universalmonarchie“ ein zentrales Problem seiner Außenpoli
tik. Zu konstatieren ist, daß der „Sonnenkönig“ „in der Kontinuität einer europäi
schen Politik“ zu sehen ist, „die einer habsburgischen Vormachtstellung in Euro
pa den Kampf ansagt, und die um die Errichtung einer europäischen Mächtever
teilung besorgt ist, die eine solche Vormachtstellung verhindern will , aber so, daß 
Frankreich selbst die Kontrolle über dieses Europa behält“34.

-vi H e rm a n n  Weber,  Die französische Rhcinpolitik zwischen  dem Westfä li schen Frieden und 
dem Renversement des A lliances, in: H an s -W a l t e r  H e rm a n n ,  Franz I r s i g l e r  (Hrsg.) ,  Beiträge 
zu r  Geschichte der frühneuzeit l ichen  Garnisons- und Festungsstadt.  Referate und Ergeb
nisse der  Diskuss ion eines K o lloqu ium s in Saarlouis  vom 24 .-27.  6. 1980 (Veröffentlichun
gen der Kommission für Saar ländische Landesgesch ichte und Volksforschung 13, Saarbrük- 
ken 1983) 74—88, Zitat: 75; im folgenden zitiert:  Weber,  Die französische Rheinpoli t ik .
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Für Ludwig XIV. und seine politischen Berater hatte die potentielle Bedrohung 
durch das Haus Flabsburg eine fundamentale Bedeutung. Ein französisches S i
cherheitsbedürfnis gegenüber einer solchen Bedrohung war jedenfalls subjektiv 
vorhanden. Die „inimitié permanente“ zwischen der französischen Krone und der 
„maison d ’Habsbourg“ stellte für Ludwig XIV. eine Grundgegebenheit dar, die 
durch eine mehr als hundertjährige Geschichte untermauert wurde. „On ne peut 
clever l ’une“, so stellte er fest, „sans abaisser l’autre.“33

Bei aller Kontinuität, die zwischen der Politik Ludwigs XIV. einerseits und der
jenigen der beiden Kardinäle Richelieu und Mazarin andererseits besteht, dürfen 
aber die deutlichen Unterschiede nicht übersehen werden. Sie manifestieren sich 
einmal in den Mitteln und Methoden. An die Stelle der von Richelieu und Mazarin 
bevorzugten Außenpolitik der „pénétration pacifique“ trat der Rekurs auf eine 
überwiegend kriegerische Machtpolitik . Unterschiede lassen sich aber anderer
seits auch beim Ausmaß des Strebcns nach Territorialgewinn für Frankreich aus
machen. Läßt sich der Erwerb Dünkirchens im Jahre 1662 noch als eine Fortset
zung der „Passagen- und Pfortenpolitik“ Richelieus und Mazarins interpretieren, 
so kann davon für die Außenpolitik Ludwigs XIV. im Kontext des Devolutions
krieges, des Krieges gegen die Republik der Vereinigten Niederlande und der Re
unionen, keine Rede mehr sein. Diese konfrontative Politik hatte größeren Terri
torialerwerb zum Ziel, was bereits der Devolutionskrieg erkennen läßt.

Generell wird vor allem in der französischen, englischen und amerikanischen 
Forschung hervorgehoben, daß das Bemühen nicht nur um einen Ausbau, son
dern auch um ein weiteres „Voranschieben“ der französischen Nord- und Ost
grenze, ein weiteres durchgängiges Ziel der Außenpolitik Ludwigs XIV. gewesen 
sei. Auf diese Weise sollten die französischen Kernlandschaften und die Haupt
stadt Paris vor auswärtigen Invasionen gesichert werden. Bei der Realisierung die
ser ausgreifenden und mit aggressiven Mitteln geführten „Grenzpolit ik“ war die 
französische Seite alles in allem auch recht erfolgreich. Die dabei erzielten territo
rialen Gewinne machten dann aber aus französischer Sicht erneut Arrondierun
gen notwendig.

Die ausgreifende und zunehmend aggressive „Grenzpolitik“ Ludwigs XIV. ist 
im Zusammenhang mit dem bereits angesprochenen französischen Sicherheitsbe
dürfnis zu sehen. Manches spricht für die Annahme, daß die in Reaktion auf die 
aggressive französische Außenpolitik gebildeten europäischen Koalitionen gegen 
Ludwig XIV. das subjektiv vorhandene französische Sicherheitsbedürfnis weiter 
verstärkt haben, was sich wiederum in aggressiven Akten Frankreichs äußerte. 
Das französische Sicherheitsstreben und die nicht zuletzt auch daraus resultie
rende Konfrontationspolitik nahmen zu, als zu dem traditionellen französisch- 
habsburgischen Gegensatz nach 1679 der französisch-englische hinzutrat und den 
ersteren allmählich zu überlagern begann. Wegen des verschärften aggressiven 
und expansiven Vorgehens im Jahrzehnt nach Nimwegen verlor der von Frank
reich vertretene Anspruch, eine auf Frieden, Gleichgewicht und Sicherung der

i:> Zit iert nach P i e r r e  G cm ber t ,  Louis  XIV et vingt mil lions de Français  (Paris 1966) 54.



Ordnung des Westfälischen Friedens orientierte Politik zu betreiben, in den A u 
gen der europäischen Öffentlichkeit vollends an Glaubwürdigkeit.

Während der Regentschaft Philipps von Orléans nach dem Tode Ludwigs XIV. 
waren den außenpolitischen Aktivitäten Frankreichs im Vergleich zu den Jahr
zehnten zuvor beträchtliche Grenzen gesetzt. Implizierte eine Regentschaft in 
Frankreich seit jeher nicht rechtlich, aber „de facto“ eine gewisse Einschränkung 
des Handlungsspielraums des Regenten, so sah sich Philipp von Orléans (1715— 
1723) mit schweren inneren Problemen, mit den Folgen der übermäßigen An
spannung des Landes während der vergangenen Kriegszeiten konfrontiert. Hinzu 
kam das trotz der Regelungen von Utrecht noch immer virulente Problem der 
Thronfolge in Frankreich, da in Anbetracht des zarten Alters Ludwigs XV. und 
wegen der damals noch hohen Mortalität bei Kleinkindern stets mit der Möglich
keit seines vorzeitigen Ablebens zu rechnen war. Generell dominierte in der ersten 
Zeit der Regentschaft inner- und außerhalb der Regierung die Sorge, die alten 
Gegner Frankreichs könnten die aus dem Thronwechsel resultierenden Schwie
rigkeiten der Monarchie zum Anlaß nehmen für den Versuch, widerwil l ig  abge
schlossene Verträge zu revidieren. Alles das hatte zunächst wenn nicht Schwäche, 
so doch Unsicherheit in der französischen Außenpolitik zur Folge. Der Regent 
hatte infolgedessen allen Grund, auf die europäischen Mächte im Sinne „einer Po
litik des Friedens und der Freundschaft gegenüber Frankreich“36 einzuwirken.

Trotz der seit den Badener Friedensverhandlungen (1714) nie ganz abreißenden 
Bemühungen um eine grundlegende Einigung zwischen Versailles und Wien blieb 
der „habsburgisch-bourbonische Gegensatz [ . . . ]  das dominierende und konstante 
Element in der europäischen Politik '07. Außerdem wurde die Außenpolitik des 
Regenten und seines einflußreichsten Beraters, des Abbé Dubois, der 1718 Staats
sekretär des Auswärtigen, 1721 Kardinal und 1722 Prinzipalminister wurde, da
durch charakterisiert, einen Wiederaufbau der antifranzösischen Großen Allianz 
zu verhindern. Ihre Außenpolitik war durch das ständige Bemühen gekennzeich
net, die unter Ludwig XIV. lange Zeit verfolgte Politik polarisierender Allianzen 
durch vorsichtige Ansätze zu einer Politik kollektiver Sicherheit zu ersetzen. Die 
stärkere Hinwendung Frankreichs zu England sowie die Abschlüsse der Tripel- 
(1717) und Quadrupelallianz (1718) sind in diesem Kontext zu sehen. Aber weder 
der Herzog von Orléans noch Dubois erstrebten die Errichtung eines dauerhaften 
internationalen Systems. Die französische Außenpolitik blieb in jener Zeit im we
sentlichen pragmatisch. „Neither Orléans nor Dubois aimed at establishing a per
manent international system, but rather arrangements which for some time to 
come would blunt the sharp edge of rival ambitions and thereby preserve the

,r' Max ß r a u b a c h ,  Versail les und W ien  von L ud w ig  XIV. bis Kaunitz . Die Vorstadien der d i 
p lomatischen Revolu t ion  im 18. J ah rhunder t  (Bonner H istor ische Forschungen  2, Bonn 
1952) 106.
37 H ein z  D u cb h a rd t ,  G le ichgew ich t  der  Kräfte , Convenance,  Europäisches Konzert.  Fr ie
denskongresse und Friedensschlüsse vom Zeitalter Ludw igs  XIV. bis zum  W iener  Kongreß 
(Erträge der Forschung 56, D armstadt  1976) 87; im folgenden zitiert:  D u cb h a rd t ,  G le ichge
wicht.
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peace.“38 Aus eigenem Interesse beteiligte sich Frankreich unter dem Regenten 
und Dubois an der neuen Phase europäischer Friedenspolitik, die durch eine zu 
mindest zeitweilige Abkehr vom Prinzip der Durchsetzung politischer Ziele 
durch Krieg und eine stärkere Hinwendung zur Kriegsverhütung durch Friedens
sicherung gekennzeichnet ist. Im Unterschied zu früher werden Kongresse und 
Bündnisse als Mittel zur Verhinderung von Kriegen, zur Friedenserhaltung und 
Vorbeugung von Konflikten angesehen und auch im wesentlichen so genutzt. 
„Dieser bescheidene Ansatz eines europäischen Sicherheitssystems hat tatsäch
lich, von lokalen Aktionen wie etwa einem kurzen französisch-englischen Vorge
hen gegen Spanien 1718/19 abgesehen, bis zum Polnischen Thronfolgekrieg Eu
ropa eine umfassende kriegerische Auseinandersetzung erspart [.. ,].“39

Zu Beginn der Herrschaft Ludwigs XIV. erlangte der Begriff „gouvernement“ 
(Regierung) die inhaltliche Bedeutung, die wir heute damit verknüpfen; er be- 
zeichnete fortan das politische Handeln der Gesamtheit der Minister. Vorher be
zog er sich nur auf den Zuständigkeitsbereich eines Gouverneurs, oder er wurde 
verwandt, wenn man von der Aktion oder der Kunst des Regierens sprach. Zwi
schen 1720 und 1730 erhielt der Begriff die uns in der Gegenwart geläufige Bedeu
tung der obersten Leitung und Lenkung der Staatsangelegenheiten. So notierte 
der Advokat Barbier im Februar 1724: „Les affaires sont dans un état paisible; on 
ne dit ni bien ni mal du gouvernement.“4u

Wie Ludwig XIV. so war auch Ludwig XV. für die wichtigen politischen Ent
scheidungen, also auch auf dem Felde der Außenpolitik verantwortlich. Alles in 
allem war sein persönlicher Anteil an den politischen Entscheidungsprozessen 
größer als man lange angenommen hat. Mehrmals wöchentlich tagte der Königli
che Rat und regelmäßig empfing er zu exakt festgelegten Terminen seine Minister 
zu Gesprächen. An all diesen Gesprächen nahm jedoch der Premierminister, zu 
nächst der Herzog von Bourbon (1723 -  1726), danach der Kardinal Fleury (1726
-  1743), bis zum Beginn der Selbstregierung Ludwigs XV. ( 1743) teil. Das wichtig
ste Entscheidungsgremium für außenpolitische Angelegenheiten war und blieb 
der „Conseil d ’En H aut“. Die Position des Premierministers Fleury hing -  wie 
das vor ihm bei Richelieu und Mazarin der Fall war -  vom Vertrauen des Königs 
ab. „Sa compétence universelle faisait de lui le premier personnage de l’Etat, inspi
rateur de la politique générale, coordinateur, régulateur et animateur de l ’action 
gouvernementale.“41

Fleury setzte die von Dubois begonnene Ententepolitik mit England im w e 
sentlichen bis um 1735 fort. Die französisch-englische Verbindung vermochte je 
doch ihre Rivalitäten sowohl in Europa als auch in Übersee nicht zu verdecken.

38 J o s e p h  H u g h  Sh erm an ,  Phil ippe, D uke  of Orléans. Regent  of France 1715-1723 (London 
1979) 73; im folgenden zit iert : S h en n an ,  Phil ippe, D uke of Orléans.
39 D u ch h a rd t ,  G leichgewicht,  86 f.; zum  G esam tkom plex  der Außenpol i t ik  des Regenten 
und D ub o is ’: Sh ennan ,  Phil ippe, D uke  of Orléans, 51-75.
'I0 Zit iert über M ich e l  A n to in e ,  Louis  X V  (Paris  1989) 180; im folgenden zit iert :  A ntom e,  
Louis  XV.
41 Ebd. 185.
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Einstweilen waren Frankreich und England aber aufeinander angewiesen, um den 
Frieden in Europa zu erhalten. Gleichwohl war sich Fleury im Unterschied zu sei
nem anti-österreichischen Gegenspieler Chauvelin bewußt, daß er früher oder 
später eine Annäherung an die österreichischen Habsburger suchen mußte, wenn 
er für dte französische Politik größeren außenpolitischen Handkingsspielraum im 
Rahmen der französisch-englischen Entente erreichen wollte. Er war davon über
zeugt, daß das Haus Österreich nur in dem Maße eine Gefahr für Frankreich dar
stelle, als es mit England verbunden war. Der Kardinal hat deshalb beharrlich dar
aut hingearbeitet, England von Österreich zu trennen und Wien so weit wie mög
lich zu schonen. Seit 1735 arbeitete Fleury auf eine Neuorientierung der französi
schen Außenpolitik hm, die an die Pläne Ludwigs XIV. ankniipfte, die jener am 
Ende seiner Regierung verfolgt hatte. Der Kardinal strebte eine Zusammenarbeit 
mit Österreich an, um Europa zu befrieden und den politischen Einfluß der See
mächte zurückzudrängen. Mit dem Frieden von Wien 1738, der den polnischen 
Thronfolgekrieg beendete, schien bereits der Ausgleich mit Österreich erreicht zu 
sein. Friedrich der Große sprach bei der Bewertung dieses Vorgangs davon, daß 
Frankreich nunmehr der Schiedsrichter Europas geworden sei. Aber 1740 brach 
noch einmal der jahrhundertealte Antagonismus zwischen Frankreich und Öster
reich in aller Schärfe offen aus. „Indem Frankreich 1742 die Kaiserwahl Karl Al- 
brechts von Bayern durchsetzen konnte, war sogar zum ersten Mal ein klassisches 
Ziel der französischen antihabsburgischen Reichspolitik erreicht. N un je tz t  stand 
England wieder auf der Seite Österreichs, und damit waren neben den wieder au l
lebenden Traditionen auch Elemente des neuen europäischen Systems gegenwär
tig.“42 Zum Renvet'sement des Alliances kam es erst 1756 lange nach dem Tode 
Fleurys und nach einer Phase, m der Ludwigs KV, Außenpolitik ohne Unterstüt
zung durch einen Premierminister keine einheitliche Linie mehr aufwies. Wie be
kannt, ging che Initiative zu diesem Wechsel der Bündnisse von Maria Theresia 
und Kaunitz aus. Aber auch der französische König spielte dabei „eine wichtige, 
ja entscheidende Rolle“43.

2. ( J n i v c r s a lm o n a r c h i e ,  m u l t i p o l a r e s  S y s t em ,  G l e i c h g e w i c h t  d e r  K rä f t e .
F rank r e i ch  a ls d y n a m i s c h e s  E l em en t  in E uropa

In der Instruktion für den neuernannten französischen Botschafter am Wiener 
Hof, den Comte de Stainville, vom 31. Ju li 1757 wurden folgende „maximes poli- 
tiques de la France par rapport ä la Maison d ’Autriche depuis Francois Icl jusqu ’ä 
nos jours“ aufgeführt: Es sei nach wie vor ein zentrales Anliegen der französi
schen Außenpolitik, zu verhindern, daß die seit Karl V. verfolgten Bestrebungen 
Spaniens, m Europa eine Universalmonarchie zu errichten, realisiert würden. Au-

42 Weber,  Die französische Rheinpo lit ik ,  84.
~b E b e rh a rd  Weis, Frankre ich  von 1661 bis 1789, in: Fritz W rfg; ;er(Hrsg.) ,  Europa im Zeital
ter des Absolut ism us und der A u lk lä run g  (= H andbuch  der Europäischen Geschichte 4, 
Stuttgart  1968) 234; zum G esam tkom plex  der A ußenpol i t ik  L udw igs  XV. und Fleurys :  An
to in e ,  Louis  XV, 1 SO ff., 248-255, 265, 287-300 , 643-650 , 667-682.
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ßerclem wurde in dieser Instruktion auch in aller Offenheit eine andere Maxime 
der langfristigen französischen Europapolitik genannt: „L’objet politique de cette 
couronne [= Frankreich, K.M.] a été toujours de jouer en Europe le rôle supérieur 
qui convient à son ancienneté, à sa dignité et à sa grandeur; d ’abaisser toute puis
sance qui tenterait de s ’élever au-dessus de la sienne, soit en voulant usurper ses 
possessions, soit en s’arrogeant une injuste prééminence, soit enfin en cherchant à 
lui envoler son influence et son crédit dans les affaires générales.“44 In der franzö
sischen Sicht stand also die Außenpolitik Frankreichs zwischen dem Beginn des 
16. Jahrhunderts und der Mitte des 18. Jahrhunderts in der Kontinuität einer Eu
ropapolitik, „die einer habsburgischen Vormachtstellung m Europa den Kampf 
ansagt, und die um die [Durchsetzung, K.M.] einer [ . . , ]  Mächteverteilung [im eu
ropäischen Staatensystem, K.M.) besorgt ist, die eine solche Vormachtstellung 
verhindern [soll, aber gleichzeitig gewährleisten will , K.M.], daß Frankreich selbst 
dabei die Kontrolle über dieses Europa behält“ . Frankreich beanspruchte nach 
wie vor für sich, diejenige Macht zu sein, „die dazu berufen [sei, K.M.], ,1e repos 
de l ’Europe“ vor hegemonialen Usurpationen jedweder anderen Macht zu schüt
zen“4'1. Verständlicherweise wurde m diesem Dokument unterschlagen, daß es m 
der französischen Außenpolitik auch Phasen gegeben hat, in denen die von Frank
reich angestrebte Kontrolle über Europa in der Realität einer französischen Vor
machtstellung entsprach und einer Universalmonarchie sehr nahe kam. Von den 
Gegnern Ludwigs XIV. wurde jedenfalls seine aggressive Außenpolitik als Streben 
nach der französischen Umversalmonarchie interpretiert.

In der Tat hat die Gegnerschaft zwischen dem französischen Königshaus und 
dem Haus Habsburg das internationale System Europas mehr als 250 Jahre lang 
bestimmt. „Im 15. Jahrhundert aus dem Kampf um die Vorherrschaft m Italien 
entstanden, weitete sich der Konflikt rasch zu einem ,Duell um Europa“ aus, wie 
Heinrich Lutz die konkurrenzfixierte Kriegssene anschaulich bezeichnet hat“46, 
zu einem Duell nicht nur um Europa, sondern auch um die Gestaltung des euro
päischen Staatensystems, wie man ergänzen sollte. Während des langen 16. Jahr
hunderts schienen die Habsburger mit Karl V., mit der spanischen Monarchie 
Philipps II. und mit der neuformierten Einheit des spanischen und österreichi-

44 M ém oire  pour  servir à M. le C om te  de Stainvil le ,  Ambassadeur du Roi à Vienne, C o m 
piègne, 31 ju il le t 1757, in: Recueil  des Instructions données aux Ambassadeurs et Min is tres 
de France depuis les Traités de Westphalie ju squ ’à la Révolu t ion  Française F Autriche , par 
A lber t  S o r e l  (Paris 1884) 356-379 , Zitat: 356 f.
43 W eber , Die französische Rhe inpohuk ,  75.
46 J o h a n n e s  Burkhard t ,  Konfession als A rgum en t  in den zw ischenstaat l ichen Beziehungen. 
Fr iedenschancen und Rehgtonskriegsgefahrcn in der  Entspam uingspoht ik  zw ischen  Ludwig  
XIV. und dem Kaiserhof, in: H einz  D u r c h b a r d t  (Hrsg.) ,  R ahm enbedingungen  und Hand- 
lungssp ie lräume europäischer A ußenp o l i t ik  im Zeitalter  L udw igs  XIV. (Zeitschrift für H i
storische Forschung, Beiheft 11, Berl in  1991) 135-154, Zitat: 139; im folgenden zit iert :  Burk-  
burd t ,  Konfession; H e in r i c h  Lutz, Friedensideen und Friedcnsprobleme in der Frühen N eu 
zeit,  in: G c r n o t  Heim, H e in r i c h  Lutz  (Hrsg .) ,  Fr iedensbewegungen . Bedingungen und W ir
kungen  (W iener Beiträge zu r  Geschichte der  N euzeit  11, Wien 1984) 24-54 ,  Zitat: 31.



44 Klaus M ale ttke

sehen Zweiges das Duell zu ihren Gunsten entseheiden zu können. M it  R iche lieu  
begann die Wende zu Lasten Spaniens.

U nter  dem M in is te r ia l  des Kardinals w a r  die französische A ußenpoli t ik  be 
s t im m t vom Kampf gegen H absburg ,  gegen Spanien zunächst, dann aber ge»en 
das Gesamthaus. Der Ruf nach e iner gemeinsamen europäischen Aktion  gegen die 
von Spanien ausgehende B edrohung  erhob sich aber nicht nur in Frankreich , son- 
dern verständlicherweise auch in den in erster L ime betroffenen Niederlanden 
und ebenfalls in anderen Staaten, insbesondere in den protestantischen unter ih
nen. R ichelieu w ar  davon überzeugt , daß Spanien die Universa lm onarch ie  an
strebe. Es bedrohe damit  Frankreich , aber auch die gesamte Christenheit .  Die 
pr inz ip ien lose  M achtpo l i t ik  Spaniens, sein Streben nach der Universa lmonarch ie  
seien letztl ich verantwort l ich  für die Zerstörung der katholischen Relig ion und 
für die Kirchenspaltung. Wenn also der französische König, dessen Monarchie 
von allen Seiten von der habsburg ischen M acht um schlossen und unmitte lbar be
droht sei, der ehrgeiz igen H egem on ia lpo l i t ik  entgegentrat , die Spanien unter dem 
Vorwand verfolge, Verte id iger des Katho liz ism us zu sein, dann betrachtete R iche
lieu dies nicht allein als einen A kt  gerechtfertig ter Se lbstverte id igung, sondern 
auch -  und vor allem -  als eine M aßnahm e zum  Schutz der Chris tenhe it  und im 
Interesse des a l lgemeinen Friedens. Zur A b w eh r  der vom H aus H absburg  ausge
henden Gefahren sei es deshalb  erforderlich, w ie  R ichelieu im Staatsrat vom 11. 
Ju l i  1624 ausführte, die  beiden H äuser  H absburg  voneinander zu  trennen und 
F rankreich  als G egengew icht  zu konstitu ieren. „L’ intérêt de son Etat [d. h. des 
Staates des französischen Königs, K.M. ] et de toute l ’Europe est grand; l ’union des 
Etats de la M aison  d ’A utr iche séparés -  ôte le contre-po ids de la puissance de la 
France -  qui donne la l iberté à la chrét ienté .“47 „Das w a r “, w ie  H erm ann  Weber 
zu Recht urteilt ,  „das außenpolit ische Lebensprogram m  R iche lieus .“48

D am it aber F rankreich  seine Funktion  als G egengew icht gegen Spanien und als 
P ro tek tor  der Christenheit  erfü llen könne, müsse es, so betonte der Kardinal im
mer wieder, auch durch terr itor ia le  Ausdehnung , besonders an der O stgrenze des 
Königreiches, dazu in die  Lage versetzt werden. Der Kardinal g ing aber noch ei
nen Schritt  weiter. N ach der  N iedersch lagung des Aufstandes der Hugenotten 
und der Eroberung von La Rochelle , w odurch  er einen größeren außenpolit ischen 
H and lungssp ie lraum  für seine antispanische Polit ik  erlangte, formulierte  er 1629 
als Ziel seiner polit ischen Strategie : „Rendre le Roi le plus puissant m onarque du 
monde et le prince le p lus est im é.“49 Die von F rankreich  im Interesse der C h r i
stenheit zur  W iederherste l lung  und Sicherung der Freiheit  Europas zu überneh
mende Rolle  w u rde  also von Richelieu mit dem Ziel verknüpft ,  die Stellung 
Frankreichs und seines Königs erheblich zu stärken. Enthält aber, so muß man 
fragen, die  soeben z itierte F orm u lie run g  des Kardinals nicht das Eingeständnis,

47 Advis de 1624, in: Mémoires du Cardinal de Richelieu, publiés . . .  par la Société de l’hi
stoire de France IV, 1624 (Pans 1920) 203-212, Zitate: 203, 205.
48 Weber,  Richelieu und das Reich, 38.
49 H erm a n n  Weber, Chrétienté et équilibre européen dans la politique du Cardinal de Riche
lieu, in: XVIIe Siècle 166 (1990) 7-16, Zitat: 14; im folgenden zitiert: Weber,  Chrétienté.
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für F ran k re ich  seinerseits nach der  Universa lm onarch ie  strebte? Eine so 
daß i n te rp re ta t io n  ist zum indest  nicht zw ingend . Sie entspricht w o h l
vveitg^ j er L 0 gik der Konzeption R ichelieus. Dieser Konzeption zufo lge er- 
a l i l ”  d e r  f ran zö s ische  König seine herausgehobene Ste l lung, seine Größe, als Be
langte p ro tcktor der Christenheit .  Er erreichte diese Position nicht allein da- 
' ' ^ h  daß er in der Christenheit  Freiheit und Frieden wiederherste l lte ,  sondern 

zu k ün ft ig  -  wenn nicht der e inzige, so doch der w ichtigste  -  Garant dieses 
ç 's te ins  des europäischen Staatenp lura l ism us sein w ü rde30.

' Wenn R iche l ieu  von Christenheit  (chrétienté) sprach -  den Begriff Europa he
tzte er seltener -  und es nicht für erforderl ich  hielt , den Terminus „chrét ienté“

: def in ieren, dann woh l deshalb, weil  ihm dieser Begriff noch vo l lkom m en  g e 
läufig war unc  ̂ nac^ se’ner M e inun g  keiner  inhalt l ichen Erläu terung bedurfte . Zu 
Riche lieus  Zeit mutet diese B eze ichnung aber bereits etwas anachronistisch an, 
denn der Begriff .Christenheit '  unter l iegt  schon im 16. J ah rhundert  und noch 
veit mehr im 17. Jah rhundert  e iner zunehm enden  Entsakra l is ierung, und es war 

sch ließ lich  nur folgerichtig, als man von ,C hr is t ian itas ‘ zu dem neutralen und 
ganz diesse it igen  .Europa“ überg ing“-'’ 1. W ie die Verwendung des Begriffs „C h r i
stenhe it“ erneut beweist, w a r  R iche lieu  noch nicht der kalte machiavell ist ische 
Machtpo li t iker .  In seinen polit ischen G rundüberzeugungen  spiegeln sich auch 
Elemente der mittela lterlichen „Universitas C h r is t ian o rum “ .

Dies gilt wohl auch für sein Verständnis von Universa lm onarch ie . Generell läßt 
sich feststellen, daß die Zeitgenossen des D re iß ig jähr igen  Krieges mit dem mehr 
und mehr zum Kampfbegriff gew ordenen  Terminus U n iversa lm onarch ie  klare, 
auf die jeweils aktuelle europäische Polit ik  bezogene Bedeutungen verknüpften: 
Pur sie waren die Ambitionen des H auses  F labsburg, eine U n iversa lm onarch ie  zu 
errichten, der H auptgrund  für den D re iß ig jähr igen  Krieg. „Der Begriff U n iversa l
monarchie bezeichnete eine f rühneuze it l iche  Vorstellung von der Gesta ltung der 
Machtbeziehungen zw ischen europäischen H errschaftsverbänden. Die Vorstel
lung lehnte sich im Bild der O berherrschaft  teilweise noch an m itte la lter l iche Vor
stellungen von universaler Herrschaft  an, teilweise bezeichnete sie aber auch 
schon den Vorrang eines europäischen Staates vor den übrigen  aufgrund seiner 
polit isch-militärischen S tärke .“ ’ 2 Wie Franz Bosbach in seiner U ntersuchung 
über die Geschichte des polit ischen Leitbegriffes „M onarch ia  U n iversa l is“ in der 
Frühen Neuzeit nachgewiesen hat, waren  in den Jahrzehnten  des Dre iß ig jährigen  
Krieges als Bedingungen für die M ög lichke it  eines derart igen Verständnisses von 
Universalmonarchie im wesentl ichen  drei Faktoren entscheidend: „Das Fortbe
stehen der Vorstellungen von der korporat iven  Formiertheit  der  christ l ichen Staa
ten Europas; die K om binat ions inög lichkeit  m itte la lter l icher universa ler  Herr-

Ebd. 14 f.
Hciny. ( j o l h a t z e r ,  E uropabild  und Europagedanke. Beiträge zur deutschen Geistesge

schichte des 18. und 19. Jahrhunderts (München 21964) 42.
Boslmch,  Monarchia Universalis. Ein politischer Leitbegrifi der Frühen Neuzeit 

l c mhcnreihc der Historischen Kommission bei der Bayerischen Akademie der Wissen- 
sc la‘tcn 32, Göttingen 1988) 105; im folgenden zitiert: B o sba ch ,  Monarchia Universalis.
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schaftskonzeptionen mit Elementen frühneuze it l icher Kriterien der H errschafts 
gesta ltung; und schließlich die zunehmende A b lehnung  religiös begriffener un i
versa ler  O rdnungs-  und H errschaftsansprüche und die dam it e inhergehende A b 
grenzung der H e r r sc h a f t sv e rb ä n d e  zu neuzeit l ichen souveränen Staaten ."33

Für Richelieu war „die Sicherung des Staatenp lura l ism us“ ebenso w ie für 
Franz I. und Hcinrich  II. „G rundvorausse tzung aller M ächtepo l i t ik  in Europa 
und darüber hinaus in Ü bersee“34. Das bedeutete indessen für ihn keinen  p r in z i
piellen Verzicht auf konfessionell fundierte Leit l inien. Dies zeigt sich zw ar  in er
ster Linie in seiner Innen-, aber auch in seiner Außenpoli t ik . O b  der  Kardinal 
aber, w ie jüngst  vermutet, „bereit, ja sehr interessiert gewesen (wäre) ,  paralle l zur 
Innen- auch die A ußenpo lit ik  zu konfessionalis ieren, vorausgesetzt  Frankreich 
und nicht Span ien-H absburg  wäre  der Führer des katholischen B locks gew e
sen“33, diese These läßt sich nicht beweisen und gehört eher in den Bereich der 
Spekulation . R ich tig  ist indessen, daß sich auch in Richelieus Polit ik  der Parad ig
mawechsel von der zw ischen 1570/80 und 1620/30 in Europa vorherrschenden 
Konfessionalis ierung der A ußenpo li t ik ,  die indessen nie total und abso lut war, 
„hin zu r  Le itfunktion  des Staatsinteresses in [ . . . ]  [den, K .M.] in ternationalen  Be
ziehungen“36 manifestiert.

A uf  der neuzeit l ichen P lura l itä t  -  zum indest  im Prinzip  -  gle ichberechtigter  
souveräner Staaten basierten auch Richelieus Konzeption  des G le ichgew ich ts  in 
Europa und sein Entwurf eines europäischen O rdnungskonzep ts ,  seines Systems 
kollek tiver  Sicherheit. Die Polit ik  des Kardinals gegenüber  den H absburgern  w ar  
nachweis l ich  vom Gedanken des G le ichgew ichts  geprägt, auch w enn  man in den 
Texten des Prinz ipalm in isters  den Terminus „équilibre européen“ expressis verbis 
noch nicht findet. Die Idee, daß eine Gruppe von europäischen Staaten mit F rank 
reich als ihrem Zentrum ein G egengew icht gegen die F labsburger  bilden sollte, 
w ar  aber ein in tegraler Bestandtei l  seiner ständig um die P rob lem atik  der F r ie 
denss icherung -  nach Erlangung e iner „bonne p a ix“ -  kre isenden Überlegungen . 
Darin w ar  sein G le ichgew ich tskonzept  impliz it  enthalten. Für R ichelieu ent
sprach die „balance“ zw ischen  den „D ingen“ und -  so ist zu folgern -  auch z w i 
schen den größeren M ächten  des europäischen Staatensystems sozusagen  der 
gött l ichen O rdnung . „II me semble que la providence de Dieu, qu i veut tenir les 
choses en balance, a voulu que la s ituation de la France séparât les Etats d ’Espagne 
pour les affaiblir en les d iv isant .“37

Dieser und andere Befunde sprechen gegen den 1985 von Konrad Repgen for
mulierten  E inw and, „ [ . . . ]  die Existenz eines Begriffs,  e iner Z ie lvorste l lung oder

53 Ebd. 106.
54 Sch i l l in g ,  Formung und Gestalt, 31.
55 Ebd.
5'' Ebd. 30.
3/ Louis  A nd r é  (Hrsg.), Armand-Jean du Plessis, cardinal de Richelieu. Testament politique 
(Paris 1947) 40S; vgl. auch H e rm a n n  Weber,  „Une bonne paix“. Richelieus Foreign Policv 
and die Peace of Christcndom, in: J o s e p h  B e r g in ,  L a u r en c e  ß r o ck l i s s  (Hrsg.), Richelieu and 
his Age (Oxford 1992) 45-69, Zitat: 13.
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eines polit ischen Instrum entarium s in der theoretischen E rörterung [sei, K .M.] 
[ . . . ]  kein hinreichendes Indiz  für seine Verwendung in der praktischen P o l i t ik“38. 
In der  praktischen Polit ik  sei das G le ichgew ich tskonzept  vo r  1648 in normativer 
Bedeutung nicht anzutreffen. Diese überspitzte  These ist auf erhebliche Krit ik  ge 
stoßen. Zu Recht w u rde  in den letzten Jahren  gegenüber Repgen der  Einwand er 
hoben, daß bereits vo r  1648, also vor dem Westfälischen Frieden, der G edanke des 
G le ichgewichts durchaus eine nicht zu unterschätzende Rolle  in der praktischen 
Polit ik  gespielt hat. „Es gehört zu den besonderen Eigenschaften dieses G le ichge
wichts, das seit d re ihundertfünfz ig  Jah ren  beherrschendes Prinzip  europäischer 
Polit ik  ist, sich s tänd ig  dynam isch  zu en tw icke ln  und im Zuge dieser E ntw ick lung 
keinen dauerhaften Frieden geschaffen zu haben. Vielleicht liegt d ie Ursache 
dann , daß, und diese Feststel lung Konrad Repgens ist zu unterstre ichen, G le ich
gew ich t nicht zu r  anerkannten  a l lgemeinen N orm  in ternationaler  Polit ik  g ew o r 
den ist. Am  G le ichgew icht zeigten sich meist jene besonders interessiert, die 
schwach  waren  oder zum indest  ihre Schwächen kannten. G roßm ächte  verloren 
häufig ihr Interesse, je mehr sie die eigene V erw undbarke it  verdrängten. Erst 
durch  die N iederlagen  w u rden  sie dazu gebracht, zu r  Polit ik  des G le ichgew ichts  
z u rückzukehren . '09

Das Festhalten am Prinz ip  der P lura l itä t  gle ichberechtigter  souveräner Staaten 
manifest iert sich auch im Riche lieuschen Pro jekt kollek tiver  Sicherheit. In den In 
s trukt ionen für die französischen Friedensunterhändler , mit deren A usarbe itung 
der Kardinal vom Ende 1636 bis Februar/M ärz  1637 und erneut von August/Sep
tem ber 1641 bis Ju l i  1642 befaßt war, formulierte  er recht konkret  G rundlagen  se i
nes Konzeptes zu r  Err ichtung eines europäischen System s kol lek t iver  Sicherheit, 
auf dessen detail l ierte A usgesta ltung h ier nicht näher eingegangen werden kann60. 
H ervorzuheben  ist jedoch, daß er die für jedes System  kollek tiver  S icherheit cha
rakter ist ische U n iversa l itä t  insofern anstrebte, als er möglichst  weite  Teile E uro 
pas in dieses S icherhe itssystem  einbez iehen wollte .  A ußerdem  w aren  in seiner 
Konzeption  auch die übr igen  konst itut iven  Elemente eines derart igen Systems 
kollek tiver  S icherheit  enthalten: „Eine bestimmte Reihenfolge von M aßnahm en  
gegen jeden Friedensbrecher [also auch gegen jedes M itg l ied  des Systems, das den 
Frieden brechen oder den Status quo  ver letzen sollte , K. M.], beg innend mit Ver
suchen fr iedlicher Streitsch lichtung, fortschreitend aber auch zu bewaffnetem 
Einschreiten als u lt ima rat io“61.

3f’ K o n r a d  R ep g e n ,  Der Westfälische Frieden und die Ursprünge des europäischen Gleichge
wichts, in: Jahres- und Tagungsbericht der Görres-Gesellschaft 1985 (1986) 50-66; erneut 
publiziert in: M a n f r e d  S p i ek e r  (Hrsg.), Friedenssicherung 1: Sozialwissenschaftliche, histori
sche und theologische Perspektiven (Osnabrücker Friedensgespräche 1, Münster 1987) 67- 
84, Zitat: 69.
39 W ol f g a n g -U iü e  F r i ed r i ch ,  Gleichgewichtsdenken und Gleichgewichtspolit ik zur Zeit des 
leutschen Krieges, in: Wolf D. G r ü n e r  (Hrsg.), Gleichgewicht in Geschichte und Gegenwart 
(Beitrage zur deutschen und europäischen Geschichte 1, Hamburg 1989) 18-59, Zitat: 57.
<w Ausführlicher dazu M alet tk e ,  Richelieus Außenpolitik, 59-63; dort auch weitere Litera
turangaben.
61 D iekm ann ,  Rechtsgedanke und Machtpolitik, 71.
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Es kann kein Zweifel daran bestehen, daß sowohl Richelieus G le ichgew ich ts
vorstellungen als auch sein Entwurf eines Systems kollektiver S icherheit  nicht nur 
für die Durchsetzung der Sicherheitsinteressen, sondern auch für die Realis ierung 
weiterre ichender Interessen des französischen Königs instrumental is iert  werden 
sollten. Diesem w ar  die politische Führung im System zugedacht. Insofern ent
hielten die entsprechenden Konzeptionen des Kardinals natürlich  auch eine 
machtpolitische Komponente.

Zur polit ischen Organisation des angestrebten Systems kollek tiver  S icherheit in 
Europa machte Richelieu keine detaillierten Angaben. Unbeantw orte t  bleiben 
muß ebenso die Frage, ob er für sein Projekt auch supranationale  O rgane  oder 
Gremien vorgesehen hatte. Präziser und weitergehender N atu r  sind dagegen  die 
Angaben, die M axim il ien  de Béthune, Herzog von Sully, ein etwas älterer Zeitge
nosse Richelieus und einstmals einflußreicher M inister König Heinrichs IV., in 
seinem „Grand Dessein“ entwickelte. Generelles und eigentliches Ziel Su l lys  war 
die  Schaffung eines europäischen Gleichgewichts föderierter Staaten, um  die Ge
fahr der Etablierung einer Universalmonarchie einer einzelnen M acht für  die Z u 
kunft zu bannen. Die N euordnung Europas und die G ewährle is tung eines d auer
haften Friedens sollte durch die Errichtung einer „Christ l ichen  R ep u b l ik “ e r 
reicht werden, die durch einen vertraglichen Zusammenschluß der e inzelnen eu 
ropäischen Staaten gebildet werden sollte. Im Kern enthielt auch Su l lys  „Großer 
P lan“ Ansätze für die Errichtung eines Systems kollektiver Sicherheit  in Europa, 
die  von der Forschung wenig  beachtet wurden. Im Unterschied zu R ichelieus 
Pro jekt sah Su llys  Konzept supranationale Strukturen und O rgane vor, w odurch  
die Souveränität der föderierten Staaten eingeschränkt wurde. W ährend  Su l ly  als 
Voraussetzung für die Errichtung der „Christlichen Repub lik  in E uropa“ die 
Schaffung von etwa gleichstarken und gleichgroßen Staaten für uner läß lich  hielt, 
orientierte sich Richelieu mit seinem Projekt mehr an den Gegebenheiten des 
europäischen Staatensystems seiner Zeit. Er war  Realist genug, um die A uss ich ts 
losigkeit  des Konzepts Su llys  zu erkennen, die Vielfalt und die  Vie lgesta lt igkeit  
der historisch gewachsenen Staaten durch ein von der abstrakt konstru ierenden 
„ratio“ geschaffenes System weitgehend gleicher M ächte zu ersetzen und dieses in 
eine sozusagen auf dem Reißbrett eines Architekten entworfene „Répub lique  très 
chrét ienne“ einzubinden. Bei Richelieus Projekt sind deshalb auch e rnstzuneh 
mende praktisch-polit ische Ansätze zu seiner Realis ierung fcstzustellen, bei Su l
lys „Großem Plan“ bezeichnenderweise nicht6“.

Richelieus Polit ik  gegen die spaniseh-habsburgische U n iversa lm onarch ie  kann 
nicht nur als eine Infragestellung des europäischen, von H absburg-Span ien  do m i
nierten „Staatensystems“ bezeichnet werden. Das Ziel des Kardinals w ar  v iel
mehr, dieses „System “ aufzubrechen und dessen W iederbe lebung für dte Zukunft 
zu verhindern. A n  dessen Stelle sollte ein europäisches System ko llek tiver  Sicher-

1,2 K lau s  M alet tk e,  Konzeptionen kollektiver Sicherheit in Europa bei Sully und Richelieu, 
in: A ugus t  Buck  (Hrsg.), Der Europa-Gedanke (Reihe der Villa Vigoni 7, Tübingen 1992) 83- 
106; im folgenden zitiert: M alet tk e,  Konzeptionen kollektiver Sicherheit.
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heit treten, in dem indessen Frankreich  eine Führungsro l le  zugedacht war. Basis 
und G rundvorausse tzung  dieses System s w ar  die P lura l ität  prinz ip ie l l  g le ichbe
rechtigter  souveräner Staaten. Bei näherer Betrachtung der  Konzeption  R ichelieus 
läßt sich erkennen, daß er Europa als ein mult ipolares System  von Staaten auf
faßte. Den H auptpo l dieses System s bildete Frankreich . Weitere Pole sollten Spa
nien, der  Kaiser, das Reich , die R epub l ik  der Vereinigten N iederlande und Schw e
den sein, deren m achtpolit ische Posit ionen indessen im Vergleich zu r  von F ran k 
reich zu übernehm enden Rolle  reduzierter  N a tu r  sein sollten. R iche lieu  strebte 
keineswegs, w ie er mehrfach g laub w ü rd ig  betonte, den Ru in  des Hauses F labs
burg an. Es ging ihm v ie lm ehr darum , dessen Vormacht zu brechen, indem er 
beide H äuser  voneinander trennte, was schließlich im Westfälischen Frieden ge
lang. D er Kardinal w o llte  F labsburg  keineswegs als zukünft igen  katholischen 
Partner  in der Christenheit  ausschalten .63 Daß er dem Reich und insbesondere 
den Reichsständen eine wesentl ich  stärkere  Posit ion nicht nur gegenüber dem 
Kaiser, sondern  auch und vor allem im m ult ipolaren europäischen Staatensystem  
zu verschaffen entschlossen war, belegen die französische U n te rs tü tzung  des von 
einigen aktiv istischen Reichsständen unter  der F rührung  Hessen-Kassels  verfo lg
ten Refo rm program m s sow ie  die von Frankreich und Schweden  betriebene 
D urchsetzung der A nerkennu ng  der Reichsstände als V ö lkerrechtssub jek te . W ei
tere Belege für die von R iche lieu  und M azar in  betriebene Polit ik  e iner polit ischen 
A ufw er tun g  der Reichsstände und des Reiches gegenüber dem Kaiser, die recht 
erfo lgreich war, f inden sich in den sog. V er lassungsart ike ln  des O snabrücker  F rie
dens64. Daß die R epub l ik  der Vereinigten N iederlande  als damals führende See
macht und  Schweden als Ostseevorm acht aus der Sicht R ichelieus ebenfalls eine 
w esentl iche  Rolle  in dem  m ult ipo laren  europäischen Staatensystem  spielten, läßt 
seine Polit ik  gegenüber beiden M ächten  deutl ich  e rkennen63.

Bei seinen andauernden und intensiven Bem ühungen , sein S icherhe itskonzept 
in Europa zu verw irk l ichen , blieb R iche lieu  die erforderliche U nters tü tzung  ver
sagt. Das lag nicht nur daran, daß die Zeit für die Rea lis ierung seines Pro jekts  ko l
lekt iver S icherheit  in Europa noch nicht reif war, sondern auch -  und vor allem -  
an der ab lehnenden F la ltung des Kaisers, Spaniens und der meisten Reichsstände.

6.) ¡^ [ermann W eber , Vom verdeckten zum offenen Krieg. Richelieus Kriegsgründe und 
Kriegsziele 1634/34, in: K o n r a d  R e p g e n  (Hrsg.), Krieg und Polit ik 1618-1648 (Schriften des 
Historischen Kollegs, Kolloquien 8, München 1988) 203-217, Zitat: 217.
64 Dazu Fritz D iekm ann ,  Der Westfälische Frieden (Münster "1965); K a r s t en  R u p p e n ,  Die 
kaiserliche Politik auf dem Westfälischen Friedenskongreß, 1643-1648 (Schriftenreihe der 
Vereinigung zur Erforschung der Neueren Geschichte e.V. 10, Münster 1979); K lau s  M a-  
l e t tk e ,  Frankreich, Deutschland und Europa im 17. und 18. Jahrhundert.  Beiträge zum Ein
fluß französischer politischer Theorie, Verfassung und Außenpolitik in der Frühen Neuzeit 
(Marburger Studien zur Neueren Geschichte 4, Marburg 1994).
65 H ein z  S ch i l l in g ,  F l o i g e r  Graf,  Gestaltende Kräfte und gegenläufige Entwicklungen im 
Staatensystem des 17. und 18. Jahrhunderts: Die Niederlande als Macht des Übergangs, m 
diesem Band; Klaus  Z erna ck ,  Schweden als europäische Großmacht der Frühen Neuzeit, in: 
HZ 232 (1981) 327-357; ders . ,  Das Zeitalter der Nordischen Kriege von 1658 bis 1809 als 
frühneuzeitliche Geschichtsepoche, in: ZHF 1 (1974) 55-79.
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A us kaiser licher und spanischer Sicht betrachtet, ist es verständlich , daß beide 
M ächte  einem Pro jekt kaum  Positives abgew innen  konnten , dessen V erw irk l i 
chung  ihre machtpo lit ische Posit ion m Europa weiter  geschw ächt und die Ste l
lung Frankreichs erheblich gestärkt hätte. Aber  auch bei den Reichsständen, die 
nicht unbed ingt zu den A nhängern  des Kaisers gehörten , fand das Konzept Ri-  
chelieus nicht die von ihm erhof fte Aufnahm e. Die Masse der Re ichsstände w ar  
eben nicht an e iner Auflösung des Reiches in eine Sum m e vö lkerrech tl ich  unab 
hängiger Staaten interessiert, we il  dies ihre eigene Existenz bedroht hätte. Die von 
Richelieu verfolgte Polit ik  der R eduz ie ru ng  der M acht  des Kaisers w a r  zw ar  
durchaus in ihrem Sinne. Was die Reichsstände aber nicht w o llten , w a r  die von R i
chelieu angestrebte A uflö sung  des Reiches in eine Vielzahl vö lkerrech tl ich  unab 
hängiger Staaten, denn die M asse  der  mittleren und k leineren  Reichsterr itor ien  
brauchte den Reichsverband und den Schutz des Reiches zur  S icherung ihrer p o 
litischen Existenz und terr itor ia len  U nversehrthe it  gegenüber den Am bitionen  
der mächtigen Reichsfürsten.

M azar in  hielt an der G rundkon zep t ion  der A ußenp o l i t ik  R iche lieus im w esen t
lichen fest. U n te r  R ückgr iff  auf einen Text seines Vorgängers charakter is ierte  der 
neue K ard ina l-Prem ier  die Friedenszie le , die Frankreich  auf dem Friedenskon
greß zur  Beend igung des D re iß ig jähr igen  Krieges im Interesse seiner Sicherheit  
erreichen sollte , w ie  folgt: „Sa M ajesté  ne prétend point s ’agrand ir  en A llem agne 
et en Italie aux dépens d ’au truy  [ . . . ] .  Elle désire seulement une bonne Paix en 
toute la Chrestienté et que les affaires soient en quel [ ! ]  estât que, si les Espagnolz  
[ ! ]  ne veulent vivre en repos par  la considération  de la raison, on puisse les y  ob 
liger par celle d ’une bonne et puissante union, en laquelle  le R o y  ne veut entrer 
que pour  contr ibuer  à une si bonne hn  sans aucun intérest.“66 Die in diesem Text 
auffäll ige und w oh l auch aus den zu jenem Zeitpunkt  gegebenen spezifischen po 
litischen Rahm enbed ingungen  result ierende Z urückha ltung  M azar in s  sowohl in 
H insicht auf französische terr itor ia le  Forderungen  als auch im H in b l ick  auf die 
von Frankreich  angestrebte Führungsro l le  im europäischen S taatensystem  ist 
dann in der Folgezeit  mehr und m ehr aufgegeben w orden . G le ichw oh l kann kein 
Zweife l daran bestehen, daß M azar in s  A ußenpo li t ik  und seine Vorste llungen über  
die  dem französischen König zukom m en de  Rolle  in Europa und in Ü bersee  so 
w oh l  in ihrem Kerngehalt als auch hinsichtlich der M itte l  und M ethoden  ihrer 
Real is ie rung v ielmehr in der K ontinu itä t  R ichelieus stehen und -  trotz  m ancher 
Ü bere in st im m ungen  -  im wesen tl ichen  nicht als A n tiz ipa t ion  der w eiterre ichcn- 
den außenpolit ischen A m bit ionen  L u dw igs  XIV. in terpret iert  w erden  sollten.

Die von M azar in  im Westfälischen Frieden (1648) und im P yrenäenfr ieden  
(1659) für den französischen König erre ichten Ergebnisse brachten diesen der an 
gestrebten Führungsro lle  im europäischen Staatensystem , dessen Veränderungs
prozesse zukünft ig  noch s tärker  von F rankreich  beeinflußt w erden  sollten, erheb
lich näher. Spanien und der Kaiser gingen aus beiden Friedenssch lüssen  ge
schwächt hervor, die beiden H äuser  F labsburg w u rd en  getrennt, und  Frankreich

60 APW  1,1: Frankreich, 62.



setzte nicht nur beachtliche territoria le Erw erbungen  durch , sondern  w u rde  mit 
Kaiser, Reich und Schweden G arantiem acht des Westfälischen Friedens.

Jean-Jacques  Rousseau hat bereits im 18. J ah rhundert  den Westfälischen Frie
den als „die G rund lage  des polit ischen S ys tem s“67 der Staatenwelt  in Europa be
zeichnet. Diese, wenn auch häufig variierte, in ihrem Tenor glc ichble ibende W er
tung w urde  lange Zeit von den H istor ikern , die zudem  den Z äsurcharakter  der 
Friedensschlüsse von 1648 und 1659 betonten, akzeptiert.  In der neueren For
schung wurden  derart ige W ertungen mit dem H inw eis  auf deren begrenzte Be
deutung für die europäische Staatenwelt  und durch eine stärkere B etonung der 
Kontinu ität der „group of major conflicts that began in the late 1610s and conti- 
nued in the T h ir ty  Years’ W ar“68 relativiert.

N euart igke it  und O rig ina l i tä t  ist den Friedensschlüssen von M ünster  und O s
nabrück zweifel los insofern zu attestieren, als mit ihnen die im Frieden fixierte 
polit ische O rganisat ion  des Reiches und die sonstigen in ihnen enthaltenen Be
st im m ungen  als „ im m erw ährende  Satzung und ein G rundgesetz  des Reiches“69 
unter internationale Garantie gestellt w urden . Der Friede als Fundamentalgesetz  
des Reiches w urde  in eine V ö lkerrech tsordnung eingebettet, „in die z w a r “ -  wie 
H einz  D uchhardt zu Recht festgestellt hat -  „fast alle Staaten des Kontinents no
m inell eingeschlossen w urden , die aber allenfalls als E m bryo  eines gesam teuropä i
schen Völkcrrechtssystem s verstanden werden  konnte, weil bestimmte Regionen, 
bestimmte Staaten und bestimmte Them en bewußt ausgegrenzt geblieben waren . 
Kern und Leitgedanke dieser neuen Vö lkerrech tsordnung , in die das Reich und 
seine Glieder zu integrieren waren , w ar  die Kontrolle und W ahrung des Status 
quo in M itte leu ropa  durch zwei G roßm ächte  als Garanten, wobei die nicht expli
zit formulierte  Perspektive die war, daß der polit ische und staatsrechtliche F rie 
denszustand in der ideellen und tatsächlichen M itte  Europas eine befriedende
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6/ K ur t  v o n  R aum er ,  Ewiger Friede. Friedensrufe und Friedenspläne seit der Renaissance 
(München 1953) 351 f.
68 J e r e m y  Black,  The Rise of the European Powers 1679-1793 (London 1990) 4; im folgen
den zitiert: Black, European Powers; vgl. dazu auch H einz  D u chha rd t ,  Münster/Osnabrück 
as a Short-lived Peacc-Systcm, in: A lb er t  P. v a n  G o u d o e v e r  (Hrsg.), Great Peace Congresses 
in History 1648-1990 (Útrechtsc Historische Cahiers 14,2, 1993) 13-19. 
b<> Im Artikel XVII, § 2 des „Instrumentum Pacis Osnabrugense“ (= § 1 1 2  des „Instrumen- 
tum Pacis Monasteriense“) wird bestimmt: „Auch s o l l . . .  dieser Vertrag eine immerwährende 
Satzung und ein Grundgesetz des Reiches sein und inskünftig gleich wie die anderen Satzun
gen und Grundgesetze des Reiches namentlich dem nächsten Reichsabschied und der kaiser
lichen Wahlkapitulation selbst einverleibt werden . . .“ ( . . .  sit haec transactio perpetua lex et 
pragmatica imperii sanctio impostcruni aeque ac aliae leges et constitutiones fundamentales 
imperii nominatim proximo imperii recessui ¡psique capitulationi Caesareae inseranda . .. )  
Instrumenta Pacis Westphalicae. Die Westfälischen Friedensverträge. Vollständiger lateini
scher Text mit Übersetzung der wichtigeren Teile und Regesten, bearbeitet von K o n ra d  M ü l 
l e r  (Quellen zur neueren Geschichte 12/13, Bern, Frankfurt a.M. '*1975) 49, 75, 135; im fol
genden zitiert: Instrumenta Pacis Westphalicae; zur Integration des Reiches in die neue Völ
kerrechtsordnung vgl. A lb r e ch t  R a n d e l z b o f e r ,  Völkerrechtliche Aspekte des Heil igen Römi
schen Reiches nach 1648 (Schriften zum Völkerrecht 1, Berlin 1967).
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A usstrah lung  auf  den ganzen Kontinent haben w ü rd e “70. Voraussetzung für (jen 
Erfolg der perspekt iv isch ange legten  G ew ährle is tung  des polit ischen Status q Uo jn 
M itte leu ropa  und der dam it verknüpften  H offnung , die Rege lungen  von 164fj 
würden  n icht nur  eine fr iedenserhaltende, sondern  auch eine friedensstiftende 
W irkun g  auf dem gesamten Kontinent entfalten können, w ar  aber die Bereitschaft  
der G roßm ächte  und  insbesondere der G arantiemächte , außenpolit ische Zurück
ha ltung  zu prakt iz ieren . Garantiem ächte  w a re n  aber, w ie  zum eis t  behauptet wird 
n ich t  nur Schweden und Frankreich , sondern au c h  der Kaiser und das Reich. Die  ̂
ergibt sich aus e in e r  genauen A n a ly se  der entsprechenden R ege lungen  d er  G aran- 
t iebestim m ungen71. Indessen ist nicht zu bestreiten, daß die G arantierung des 
Friedens durch  die G roßm ächte  F rankreich  und Schweden von besonderem Ge
w ich t war. An der erforderl ichen außenpolit ischen  Se lbstbeschränkung ließen es 
aber die Großm ächte , insbesondere F rankreich  nach 1648 fehlen. Das lag aber 
nicht nur  am M angel  an gutem  Willen, sondern auch -  vielle icht sogar vor allem -  
an strukture l len  G egebenheiten der souveränen M onarchien . So ist von Johannes 
Kunisch zu Recht darauf h ingew iesen  worden , „daß die an Erbfolgeregelungen 
und Fundam enta lgesetzen  ab lesbare System rat iona l i tä t  des monarchischen Abso
lut ismus ein außenpolit isches Konflik tpotentia l  von em inenter Bedeutung darge
stellt ha t“72. A ußerdem  im pliz ier te  das in der staatlichen Souveränität  angelegte 
Recht auf  abso lute Se lbstbest im m ung stets die  Gefahr, A n sp rüche  nach außen 
rücksichtslos durchzusetzen  und dadurch  offene Konflikte  auszulösen. A l l ’ diese 
Faktoren  führten sch ließ lich  zum  „Kollaps des gesamten westfä l ischen Friedens
system s“73, was natürl ich A usw irkun gen  auf die  Fmtwick lung des europäischen 
Staatensystems haben mußte.

Diese A usw irkun gen  w u rden  nach 1648 bzw. 1659 zw ar  n icht nur, aber doch in 
einem nicht zu unterschätzenden A usm aß  geprägt durch  die  in zunehmendem 
M aße aggressive Züge annehmende und auf Expansion angelegte „Grenz- und Si
cherhe itspo l it ik“ Lu dw igs  XIV.74. M ag  auch in der  neuesten Forschung, insbeson
dere von französischen, englischen und am erikan ischen H istor ikern  wieder der

70 H ein z  D u ch h a rd t ,  Westfälischer Friede und internationales System im Ancien Regime, in: 
HZ 249 (1989) 529-543, Zitat: 532 f.
71 Im Artikel XVII, § 5 des Osnabrücker Friedens heißt es: „Der geschlossene Friede aber 
soll nichtsdestoweniger in Kraft bleiben, und alle Vertragspartner sollen verpflichtet sein, alle 
und jede Bestimmungen des Friedens gegen jedermann, ohne Unterschied der Religion, zu 
schützen und zu verteidigen . . . “ Instrumentum Pacis Westphalicae, 150f. Vertragspartner 
waren aber Frankreich, Schweden, der Kaiser und das Reich. M alet tk e ,  Konzeptionen kol
lektiver Sicherheit, 102 f.
72 J o h a n n e s  Kun is ch ,  Staatsverfassung und Mächtepolitik. Zur Genese von Staatenkonflikten 
im Zeitalter des Absolutismus (Historische Forschungen 15, Berlin 1979) 14.
73 H e in z  D u ch h a rd t ,  Altes Reich und europäische Staatenwelt 1648-1806 (Enzyklopädie 
deutscher Geschichte 4, München 1990) 13; im folgenden zitiert: D u ch h a rd t ,  Altes Reich.
74 Jeremy Black warnt zu Recht davor, die Entwicklung des internationalen Systems nach 
1648/1659 im Zeichen ludovizianischer Politik als eine „neue diplomatische Agenda“ zu be
werten. „It would, hoxvever, bc wrong to assume that the years immediately after the Peace ot 
the Pyrenees there emerged a new diplomatie agenda that could be desenbed with référence 
to Louis XIV.“ Black, European Powers, 4.
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.  ̂Charakter  der zahlre ichen Kriege des „Sonnenkön ig s“ betont w erden73, 
^e^ 0SJcK;h wohl der insgesamt hegem onia le  C h arak te r  seiner A ußenpo li t ik ,  die 
S°  lSt ' der Z u r ü c k d r ä n g u n g  der H absburger  nicht zufrieden gab, sondern für 
S'Ĉ  kreich eine dom inierende Posit ion in Europa anstrebte, nicht bestreitbar. Er- 
^tan auch Wertungen, in denen die auf Expansion angelegte „Grenz- und Si- 
scheinen j es ^¿>n igS a ls „in R ich tung  ,Superm ach tb i ldung“ tendierende

' ' m o n i a l p o l i t i k “  oder als . informeller  Im peria l ism us“ zum indest  im Westen 
Süden des Reiches,76 als etwas überzogen  und schon insofern unangemessen , 

Un<’l damit Begriffe, die von den machtpolit ischen Verhältnissen der  Jahrzehnte  
WL-h dem Zweiten Weltkr ieg  abgeleitet sind, auf die andersart igen Gegebenheiten 

Ancien Régime übertragen w erden , so ist der für d ie übrigen M ächte  Europas 
bedrohliche Charakter  seiner A ußenpo li t ik  nicht zu leugnen. D er König „war 
lu rchdrungen  von einem M achtbew ußtse in , das er gerade auch in der Sphäre des 

S t a a t e n s y s t e m s  respektiert w issen  w o l l te “77. Wie auch im m er man seine außenpo
litischen Zielsetzungen beurteilen mag, nicht zu bestreiten ist, daß die Gegner
I udw igs  XIV. Frankreich und nicht mehr F labsburg-Span ien  Am bitionen  auf die  
Frriehtung einer U n iversa lm onarch ie  attestierten und durch den französischen 
König die g leichberechtigte P lura l itä t  der europäischen Staaten bedroht sahen.

Dem „Sonnenkönig“, dessen Polit ik  seit Ende der 60er Jahre  im m er aggressiver 
wurde obwohl dieser selbst von deren defensivem C h arak te r  überzeugt war, 
wurde in der Publiz ist ik  zw ar  bestritten, daß er mit seinem Streben nach der U n i
versalmonarchie die Q ualitä ten  seiner Vorbilder un iversa ler  H errschaft  erreichen 
könne, man warf ihm aber um  so heftiger vor, seinen M achtbere ich  zum  „regnum 
Europae“, zu einer „großen M onarch ie“ , eben zur  „monarchia  F ranc ia“ ausdeh
nen zu wollen78. A ußerdem  w u rde  L u d w ig  XIV. im m er w ieder  vorgehalten , sich 
die Rolle eines „arbiter“ in der internationalen  Polit ik  anzum aßen.

i lenerell besaß das in der Pub liz is t ik  gezeichnete B ild von der U n iversa lm o nar
chie während der Regierung Lu dw igs  XIV. ausschließ lich  negative Züge. Wie 
schon in den vorangegangenen Epochen beinhaltete dieses Bild die Vorstellung 
„von einer die Einzelstaaten übergre ifenden H errschaftsform , von der bestim
mender Einfluß auf die G esta ltung der zw ischenstaatl ichen  B ez iehungen  in E u
ropa ausgehe“/9. Es w urde  zum eist  benutzt, um die Polit ik  des Sonnenkönigs zu 
disqualifizieren. Für seine G egner besaß der  R ückgr if f  auf den Vorwurf, L u dw ig  
XIV. strebe die Um vcrsa lm onarch ie  an, einen doppelten Vorteil: Er lieferte ihnen

Jor)n B. Wolj, Louis XIV (London 1968); R a g n h i l d  H a t ton ,  Louis XIV and bis Fellow 
Moiurchs, in: J o h n  C. R u le  (Hrsg.), Louis XIV and the Craft of Kingship (Ohio State Uni- 
\eisu)' Press 1965) 155-195; R a g n h i l d  H a t ton ,  Louis XIV et l ’Europe: Elements d ’une révi
sion historique, in: XVIIe Siècle 123 (1979) 109-135; C ha r l e s  B ou tan t ,  L’Europe au grand 
tournant des années 1680. La Succession palatine (Paris 1985); Fran co i s  B lu ch e ,  Louis XIV 
(Paris 1986).
J' Duchhardt ,  Altes Reich, 13.

Johannes Klinisch, Absolutismus. Europäische Geschichte vom Westfälischen Frieden bis 
/ur Krise des Ancien Régime (Göttingen 1986).
■», ” ,,st’ a ch,  Monarchia Universalis, 109.

Hx), 121.
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eine w il lko m m ene  M ög lichke it  zu r  Interpretation der Polit ik  Frankreichs und bot 
ihnen das zentrale A rgum ent nicht nur zur  B egründung  ihrer jeweils  e igenen A k 
tionen, sondern auch für den R uf nach einem gemeinsamen H ande ln  der europä i
schen Staatenwelt  gegen diese H erausforderung . „Jeder der Kriege Ludw igs  XIV. 
in Europa w u rde  von so lchen publiz is t ischen Angriffen seiner G egner  begleitet 
und erklärt, wobei der Kern der A rgum enta t ionsfunkt ion  darin lag, den jew e i l i 
gen aktuellen  An laß  als Vorstufe für die universale Herrschaft  zu interpretieren, 
von der in absehbarer Z ukunft zunächst e inzelne, dann zunehm end mehr und 
schließlich alle europäischen Staaten bedroht se ien .“80 Derartige A rgum en ta t io ns
muster fanden sich nicht nur in propagandist ischen Flugschriften, sondern  mehr 
und mehr auch im internen Sprachgebrauch sowie  in regierungsoff iz ie l len  M an i
festen der europäischen Mächte.

Im Jah rzehn t  nach den Friedensschlüssen von N im w egen  (1678/79) schien 
L u dw ig  XIV. der V erw irk l ichung der  französischen H egem onie  im europäischen 
Staatensystem , zum indest  m West-, M itte l- ,  N o rd -  und Südeuropa sehr nahe zu 
kom men. U nter  dem Einfluß der französischen A ußenpo li t ik  befand sich die eu 
ropäische Staatenwelt  im Wandel von einem m ult ipo laren  System , dessen S truk tur  
durch die Existenz einer vari ierenden Zahl mehr oder m inder  g le ichstarker 
M ächte und einer größeren Zahl k le inerer Staaten charakter is iert  war, zu einem 
von Frankreich  dom inierten  Staatensystem , dessen M u ltipo lar itä t  mehr und mehr 
zugunsten  eines kontinu ier l ichen  A usbaus der französischen M achtposit ion  redu 
z iert zu w erden  drohte. Daß es schließlich nicht so weit  kam, lag nicht nur an der 
zunehm enden  So lidar ität  der durch  Frankreich  bedrohten  Staaten, an dem sich 
form ierenden europäischen W iderstand  und an der Ü berforderung  der w ir t 
schaftl ichen und f inanziellen M ög lichkeiten  Frankreichs , sondern auch an der W i
dersprüch lichke it ,  an den Fehlern ludov iz ian ischer  A ußenpo li t ik ,  die zum  Schei
tern seiner weitre ichenden A m bitionen wesentlich  beitrugen. Insofern w urde  d a 
durch die im französischen Sinne anvisierte Veränderung des europäischen Staa
tensystems nicht nur durch U ngesch ick l ichke iten  der französischen Polit ik in 
Frage gestellt , sondern konterkar iert .  Diese W idersprüch l ichke it  und die Fehler 
der A ußen po lit ik  Ludw igs  XIV. können in d iesem Kontext n icht ausführlich 
erörtert , sondern  an wenigen  Beisp ielen nur sk izz ie rt  werden.

Sie manifestieren sich einmal im U m gang  des Königs mit dem Rheinbund. 
Platte sich M azar in  mit F ingersp itzengefüh l und beachtlicher Rücks ichtnahm e 
auf die jew e i l igen  polit ischen Befindlichkeiten der M itg l ieder  des Rheinbundes 
dieses Instrumentes als eines w irkungsvo l len  Mittels der Re ichspo l i t ik  bedient, 
um  den Kaiser im Reich mehr und mehr zu isolieren und um die französischen 
polit ischen Interessen jenseits des Rheins behutsam zu fördern, so änderte sich 
dies nach seinem Tode. Lu dw igs  XIV. U m gang mit dem Rhe inbund w ar  w esen t
lich rücksichtsloser. So versuchte er, das Bündnis zu benutzen, um die unk laren  
Zess ionsbest immungen von 1648 das Elsaß betreffend, insbesondere aber den völ
kerrechtl ichen Status der Dekapolis  endgült ig  zu Gunsten Frankreichs zu klären.

80 Ebd. 118.
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Gravel, der französische Botschafter, w arn te  vor einem solchen Vorgehen, weil  er 
die Verhältnisse im Reich aufgrund e igener Erfahrungen besser kannte als sein 
König. Beim Staatssekretär  H ugues  de Lionne fand Gravel mit seiner W arnung 
durchaus Verständnis. L ionne ließ den französischen Botschafter w issen , auch er 
sei gegen schnelle  und übereilte M aßnahm en im Elsaß, weil „c’est une affaire ca
pable de nous attirer tout PEmpire sur les bras et peut estre nos propres A l l ie z “81. 
L u d w ig  XIV. w a r  jedoch zur  W ahrung von polit ischer Zurückhaltung nicht mehr 
bereit . „Er forderte Gravel dazu auf m itzute i len , ob man daran denken könne, ,à 
faire valoir le droit que j ’a y  acquis par le Traité de M unster  sur les dix Villes Im pé
riales d ’A lsace ’ .“82 Das französische Vorgehen im Elsaß und die immer deut l icher 
werdenden Absichten des französischen Königs auf den B urgund ischen  Kreis,  die 
Spanischen N iederlande , Absichten , die schließlich im sog. D evolu t ionskr ieg  
1667/68 zum  offenen m il itär ischen Konflikt führten, machten einer wachsenden 
Zahl von Rhe inbundm itg l iedern  a l lmäh lich  deutlich , daß der französische König 
die von ihm im m er w ieder  propagierte  Rolle  als Beschützer der L ibertät  der  
Reichsstände immer unverhohlener  als Vorwand zur  D urchsetzung seiner M ach t 
interessen mißbrauchte. L u d w ig  XIV, trug so selbst entscheidend zum  Zerfall des 
Rheinbundes bei.

K ontraproduktiv  w irk te  sich sch ließ lich  auch die französische Reun ionspo l it ik  
nach 1679 aus. L u d w ig  XIV. konnte nach N im w egen  nicht nur keine dauerhafte  
Partei mehr unter den Reichsständen b ilden, sondern stärkte durch  seine aggres
sive und expansive „Grenz- und S icherhe itspo l i t ik“ letztl ich die Posit ion des K ai
sers. D urch  seine ungeschickte Re ichspo l i t ik  trieb er die meisten Reichsstände ge
radezu an die Seite des Kaisers, den er eigentlich im Reich isolieren wollte .  D age 
gen erle ichterte es die R eun ionspo l i t ik  Leopold  I., der seine Re ichspo l i t ik  pro- 
nonciert auf den Westfälischen Frieden gründete , „seine Klientel und Partei im 
Reich zusam m enzuführen  und zu festigen“83. A l l ’ das trug zu e iner S tärkung der 
Posit ion des Kaisers wesentl ich  bei.

In sich w idersprüch lich  und in letzter Konsequenz destab il is ierend w ar  auch 
Ludw igs  Polit ik  gegenüber  dem Hause H absburg . Daß die „in imitié perm anente“ 
zw ischen der französischen Krone und der „maison d ’H ab sb o urg“ eine G ru n d 
konstante ludov iz ian ischer  A ußenpo li t ik  war, darauf ist bereits h ingew iesen  w o r 
den. Ergänzend muß aber h inzugefügt werden, daß es während  der Se lbstreg ie
rung des „roi so le i l“ auch drei Entspannungs- und Kooperationsversuche z w i 
schen Paris bzw. Versailles und W ien  gegeben hat. D er erste w ar  der geheime Tei
lungsvertrag über das stritt ige spanische Erbe vom 19. Januar  1668. Zum zweiten  
Mal kam es zu Sond ierungen  mit dem Ziel eines grundsätz l ichen  Interessenaus
gleichs und zukünft iger  Kooperation zw ischen Frankreich  und Österreich  im 
Um feld des Pfä lz ischen E rbfo lgekneges  oder der „Guerre de la Ligue d ’A ugs-

sl Schnur,  Rheinbund, 84. 
s2 Ebd.
83 A nton S ch in c l l in g ,  Reichstag und europäischer Frieden. Leopold I., Ludwig XIV. und die 
Reichsverfassung nach dem Frieden von Nimwegen (1679), in: ZHF 8 (1981) 159-177; Zitat: 
176.
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b o u rg “84. „Einen dritten H ö h epu nk t  und zug le ich  eine neue Q ual i tä t  erreichte 
diese Ausg le ichspo l i t ik  am Ende des Spanischen Erbfolgekriegs. N ach  Bese it i
gung  des unm itte lbaren  Konfliktstoffes durch die Teilung des spanischen Reiches 
w a r  der h istorische M om ent günst ig .“83

H au ptan kn üp fungspun k t  und zentrales A rgum ent zugunsten  der Rea lis ierung 
d ieser Pläne w ar  stets der R ekurs  auf die gemeinsame katho lische Relig ion . „Der 
R u f  nach vertrauensb ildenden M aßnahm en  appellierte schon habituell an die k o n 
fessionelle So l idar i tä t .“86 D er Appel l  an die konfessionelle  So lidar ität  w a r  aber 
keine Rhetor ik . Insbesondere gegen Ende des 17. Jah rhunderts  schien Frankreich  
besorgt über ein mächtiges protestantisches N ordeuropa , das sich aus England- 
Hannover, B randenburg  und Schweden im B unde mit weiteren  Reichsständen 
konst itu ierte . M it  dem konfessionellen A rgum ent sollte aber auch das zu einem 
„hochideologis iertef nj G egenargum ent“87 stil is ierte Geschichtsb ild  von dem tra 
d it ione llen  f ranzösisch-habsburg ischen A ntagon ism us entkräftet, zum indest re la 
t iv iert werden.

In e iner e indrucksvollen  Studie hat Johannes B urkhard t  aufgeze ig t ,  daß diese 
Versuche e iner f ranzösisch-habsburg ischen A nnäherung  auf der  Basis der R e l i
g ion zw e i höchst problematische K onsequenzen  impliz ierten . „Das erste P rob lem  
entstand daraus, daß das konfessionelle  In tegrat ionsargum ent auch den alten eu 
ropäischen U n iversa l ism us w iederbelcbte .“88 D am it  stellte sich aber sofort auch 
die  Frage, w em  denn bei e iner W iederbe lebung des katholischen U n iversahsm us 
der erste Platz in der Chris tenhe it  gebühre. Im Extremfall hätten die darüber  zu 
e rw artenden  Ause inanderse tzungen  zw ischen dem französischen König und dem 
Kaiser zu einem „Relig ionskr ieg  besonderer Art  um  den innerkatho lischen F üh 
run gsan spruch “89 führen können. „Das konfessionelle  A rgum en t  hatte so g le ich
sam eine N eb enw irk un g , die w en ig  Erfo lgschancen ließ und selbst eher kon f l ik t 
treibend w irk te .“90

Das zweite  Prob lem , das sich aus diesen konfessionell motiv ierten A nn ähe
rungsversuchen ergab, bestand darin, daß diese Versuche auch gleich das konfes
sionelle Feindb ild  lieferten. N ich t  nur in der französischen A rgum enta t ion  w urde  
dieses konfessionelle Feindb ild  offen formuliert . Es kann  deshalb nicht überra 
schen, daß bei den protestantischen M ächten  seit 1685 die Furcht w uchs ,  „daß

84 Im Hinblick auf die herrschenden Differenzen zur Bezeichnung des Krieges schlägt 
Heinz Duchhardt die neue Bezeichnung „Orlcanischer Krieg“ vor. D u ch h a rd t ,  Altes Reich, 
22 .
85 J o h a n n a  B u rk h a rd t , Konfession als Argument in den zwischenstaatlichen Beziehungen. 
Friedcnschancen und Rcligionsknegsgefahren in der Entspannungspolitik zwischen Ludwig 
XIV. und dem Kaiserhof, in: H einz  D u ch h a r d t  (Hrsg.), Rahmenbedingungen und Hand- 
lungsspielräume europäischer Außenpolitik im Zeitalter Ludwigs XIV. (ZHF, Beiheft 11, 
Berlin 1991) 135-154, Zitat: 141; im folgenden zitiert: B urkhard t ,  Konfession als Argument.
86 Ebd. 142.
87 Ebd. 145.
88 Ebd. 147.
59 Ebd. 149.
93 Ebd.
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L u d w ig  XIV. Europa nicht nur eine Universa lm onarch ie , sondern  eine U n iversa l
religion mit W affengewalt  aufer legen w o l le “91. Die französischen A n näherun gs
und Kooperationsversuche, die auf dem A rgum ent der  „Integration der  katho l i
schen Rum pfchris tenhe it“92 basierten, mußten so in le tz ter  K onsequenz eher 
konfl ik tfördernd als friedensstiftend w irken . Sie w aren  zum indest dazu geeignet, 
wegen des Konfessionsarguments „noch tiefere Gräben zw ischen  Staatengruppen 
au fzuw erfen“9'’ .

Die umfassenden Koalit ionen europäischer Mächte , die sich 1688/89 und 1701 
aus jeweils  aktuellen  Anlässen gegen F rankreich  formierten , w aren  auch -  und in 
erster L inie -  Reak t ionen  der Staatenwelt  auf das Streben Lu dw igs  XIV. nach H e 
gemonie. Zum eigentlichen M oto r  der antifranzösischen A ll ianzen  w urden  die 
Seemächte, insbesondere seit der „Glorious R evo lu t ion “ England unter wechse ln 
der Führung. A ber  bereits w ährend  des D evolut ionskr ieges hatte sich jene neue 
O pposit ion  gegen Frankreich  angekündigt .  M it  dem Krieg Frankreichs gegen che 
Repub lik  der Vereinigten N iederlande setzte eine E ntw ick lung  in den Staatenbe
z iehungen  ein, in der  sich der klassische A ntagon ism us zw ischen  B ourbon und 
H absburg  mit dem sich abzeichnenden neuen Antagon ism us zw ischen  Bourbon 
und England verschränkte . Es begann „jener langw ier ige  und  von W idersprüchen 
durchsetz te  Prozeß, der schließlich zum  Renversement des All iances führen 
so llte“94.

Die Ause inanderse tzungen  der europäischen Koalit ionen mit L u dw ig  XIV. 
während  der 80er und 90er Jahre  w urden  -  w ie  zuvor  -  propagandistisch als 
Kampf gegen eine drohende französische U n iversa lm onarch ie  geführt. D er U n i 
versa lmonarchie  stellte man „die Idee vom G le ichgew ich t der Kräfte und somit 
ein polit isches Prinz ip  der M ächtebez iehungen  (entgegen), auf das sich die Vor
mächte um  so leichter verständigen konnten, als es den H and lungssp ie lraum  und 
folglich die W ahrung der eigenen Interessen nicht unm itte lbar  beschnitt“95. In 
England gehörte das Konzept des G le ichgew ichts  im ausgehenden 17. J ah rh u n 
dert „zu den G rundm ax im en  polit ischer K ultur  und polit ischer  Rat iona l i tä t“96. 
A ber bereits vor 1688 hatte das Konzept des G le ichgew ichts  zw ischen  den Staaten 
nicht nur E ingang in das polit ische Denken auf der Insel gefunden, sondern ist 
auch schon als Le itgedanke  zukünft iger  A ußen po li t ik  Englands nachweisbar97.

91 Ebd. 151.
92 Ebd. 149.
93 Ebd. 152.
94 Weber,  Die französische Rheinpolit ik, 79.
1,3 B e r n h a r d  Sicken, Heeresaufbringung und Koahtionskrieglührung im Pfälzischen und 
Spanischen Erbfolgekrieg, in: H einz  D u ch h a r d t  (Hrsg.), Rahmenbedingungen und Hand- 
lungsspielräume europäischer Außenpolitik im Zeitalter Ludwigs XIV. (ZHF, Beiheft 11, 
Berlin 1991) 89-134, Zitat: 116.
96 H einz  D u ch h a rd t ,  Die Glorious Revolution und das internationale System, in: Frühe 
Neuzeit. Revolution. Empire 1500-1815 (Francia. Forschungen zur westeuropäischen Ge
schichte, 16,2, Sigmaringen 1989) 29-37, Zitat: 35; im folgenden zitiert: D u ch h a rd t ,  Glorious 
Revolution.
9/ D uch h a rd t ,  Glorious Revolution, 35.
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Generell hatte das G le ichgew ich tspr inz ip  vor allem in der zweiten  Hälfte  des 17. 
Jahrhunderts  E ingang gefunden in die europäische Polit ik . Die U trcch ter  Frie
densverhandlungen , die ihnen vorangegangenen polit isch-d ip lom atischen K on
takte und Gespräche sowie  die  Friedensschlüsse selbst (Juli 1713) w urden  m aß 
geblich von der „Idee bzw. Ideologie der Balance of P ow er“98 geprägt. Element 
offiz ie ller Reg ie rungspo l i t ik  w urde  das Prinz ip  am 4./14. Mai 1702, als Königin 
A nna den Eintritt  Englands in den Spanischen E rbfo lgekrieg  expressis verbis u n 
ter R ückgr iff  auf dieses A rgum ent begründen ließ. Das englische Kriegsmanifest, 
das auf dem Kontinent verbreitet w urde ,  nannte als Kriegsgrund nicht nur die 
nicht zu akzeptierende M achtzunahm e des Hauses Bourbon , falls d iesem das spa
nische Erbe auf Dauer  ungete ilt  zufiele, sondern leg it im ierte  den brit ischen Schritt 
auch ausdrück lich  mit dem R ekurs  auf das Prinzip  der B ew ahrung  des europä i
schen G leichgewichts: der Krieg gegen Frankreich  sei notwendig , „pour conser- 
ver la balance d ’E urope“99. Dem bei dieser Gelegenheit und in der Folgezeit  von 
der brit ischen A ußen po li t ik  auch in ihrem eigenen Interesse instrumenta l is ierten 
G le ichgew ich tspr inz ip  w u rde  in den Friedensschlüssen von Utrecht Rechnung 
getragen. In ihnen w urde  die Schaffung eines gerechten G le ichgew ichts  zw ischen 
den M ächten  zur  S icherung des Friedens ausdrück l ich  als Friedenszie l  genannt. 
D urch  die Inserierung der Idee des G le ichgew ichts  der Kräfte in Europa, als des
sen H auptgaran t  sich England spätestens seit 1710 vers tand100, in die Vertragstexte 
w u rde  dieses Prinzip  „nun zum  grundlegenden Satz des völkerrechtl ichen  Ver
tragsrechts“ lui.

Zu dieser für das Staatensystem  fundamentalen E ntw ick lung  hatte auch L u d 
w ig  XIV., jedoch gegen seine Absicht, beigetragen. M it  U trech t  scheiterten seine 
hegem onia len Pläne endgültig . D er sich nach 1679 abze ichnende Wandel von e i
nem mult ipo laren  System  zu einem von Frankreich  dom in ierten  Staatensystem , 
dessen M ult ipo lar itä t  mehr und mehr zugunsten  eines kontinu ier l ichen  Ausbaus 
der französischen M achtposit ion  reduziert  zu werden  drohte , konnte von der an 
tifranzösischen Koalit ion nicht nur gestoppt, sondern auch auf D auer verh indert 
werden. A ber  ebenso w ie  auf den vorangegangenen Friedenskongressen von 
N im w egen  und R i jsw i jk  hatte es Frankreich  auch bei den Friedensschlüssen von 
Utrecht , Rastatt und Baden vermocht, „die E benbürtigke it  oder sogar Ü ber legen 
heit der w en ig  kohärenten gegnerischen Koalit ionen am Konferenztisch au sz u 
gleichen, sei es durch Geschick lichke it  der eigenen D ip lomatie , sei es durch das 
E ntgegenkom m en eines der A llianzpartner“ lu2. Im Vergleich zu den grav ierenden 
Bedingungen , die L u d w ig  XIV. während  der gescheiterten Verhandlungen von

9!i Ders. , Altes Reich, 13.
99 R ep g e n ,  Der Westfälische Frieden, 70.
100 D uch h a rd t ,  Glorious Revolution, 35.
101 H a m  l e n s k e , Gleichgcwicht, Balance, in: O tto  B runner ,  W ern e r  C onz e ,  R e in b a r t  K o s e l -  
l e ck  (Hrsg.), Geschichtliche Grundbegriffe. Historisches Lexikon zur politisch-sozialen 
Sprache in Deutschland 2 (Stuttgart 1975) 959-996, Zitat: 972.
102 D u ch h a rd t ,  Gleichgewicht, 76.



1709 anzunehm en bereit war, fiel der K om prom ißfr ieden  von 1713/14 für F rank 
reich günst iger  aus.

Der G edanke des G le ichgew ichts  in Europa blieb fortan eine Konstante in den 
mult i lateralen Staatenbeziehungen des 18. Jahrhunderts .  Einer der H auptgründe  
dafür war, daß mit diesem europäischen G le ichgew ich tssystem  impliz it  die V ie l
gesta lt igkeit  der Staatenwelt  propagiert und damit  auch die Existenz der zah lre i
chen kleinen Staaten Europas garantiert wurde . Das Prinz ip  des europäischen 
Gleichgewichts tendierte  dam it  in letzter K onsequenz -  zum indest  in seinem 
Kern -  in R ich tung auf die Erhaltung des Status quo. Dieses Prinz ip  ließ Verände
rungen aut der Basis der Convenance oder der R ez iprozitä t  zu. Das europäische 
G le ichgew ieh tssystem  „war [ indessen] trotz der bem erkensw ert  dauerhaften b r i 
tisch-französischen Entente nach Utrecht relativ lange instabil , weil  es mit einer 
M acht rechnen mußte, die Veränderungen des Status quo anstrebte und die ihren 
e igenen [weiteren , K .M .] N iedergang autzuhalten  suchte (Spanien) und weil lange 
nicht sicher war, wer es letztl ich -  neben England, F rankreich  und der Gasa 
d ’Austr ia  -  kom plett ieren  w ü rd e“ 103. Klarheit  in d ieser Frage ergab sich in den 
1740er Jahren , als Preußen und Ruß land  in den Rang europäischer G roßmächte 
aufstiegen.

Frankreich blieb in dem in Utrech t  ausgebildeten „System der ,präponderieren- 
den M äch te ’“ lu4 aber weiterh in  eine Großmacht, die innerhalb  dieses System s eine 
beachtliche polit ische D yn am ik  entfaltete. U nter  der Regentschaft Philipps von 
Orleans und seines P r inz ipa lm in isters  D ubois  w ar  die französische A ußenpo li t ik  
von der Furcht eines 'Wiederauflebens der antifranzösischen Großen A ll ianz  ge 
prägt. Deshalb w aren  die außenpolit ischen  Aktiv itä ten  Frankreichs in jenen J a h 
ren durch das ständige Bem ühen  gekennzeichnet , die bei L u d w ig  XIV. do m in ie 
rende Polit ik  polar is ierender  A ll ianzen  durch vorsichtige Ansätze zu e iner Polit ik  
ko llek tiver  Sicherheit  abzu lösen . An einer Etablierung eines dauerhaften in terna
tionalen System s schienen aber weder Orléans noch Dubois  interessiert. Aus der 
wechselnden B ündnispo l i t ik  Frankreichs resultierte wenn  nicht eine gewisse 
D yn am ik ,  so doch U nruhe  für das System „präponderierender M äch te“. Der 
P rem ierm inister Lu dw igs  XV. F’leury  setzte zw ar  die von Dubois begonnene 
Ententepolit ik  mit England im wesentlichen bis 1735 fort. Seit jenem Zeitpunkt 
beabsichtigte er aber eine N euor ien t ierung der französischen Außenpoli t ik , um 
für diese einen größeren H and lungssp ic lraum  zu gewinnen . F leu ry  w ar  sich auch 
sehr w oh l bewußt, daß die französisch-englische Entente die Rivalitäten beider 
M ächte in Europa und Ubersee nicht beseitigen, allenfalls  verdecken konnte. Der 
M inister orientierte  sich deshalb s tärker nach Wien, um den polit ischen Einfluß 
der Seemächte gemeinsam mit Österreich zu rückzudrängen . Im Frieden von 
Wien 1738, mit dem der poln ische T hronfo lgekrieg  endete, schien der Ausg le ich  
mit Österreich bereits erreicht. Dann trat aber 1740 mit Beginn des Ö sterre ich i
schen Erbfolgekricgcs der jahrhundertea lte  Antagon ism us zw ischen Frankreich

Ders. , Altes Reich, 13.
, 'J'1 Ders.,  Gleichgewicht, 70.
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und H absb urg  noch einm al in alter Schärfe zutage. Er endete erst mit dem R e n 
versement des A lliances. D am it veränderten sich d ie Struk turen  der europäischen 
Polit ik  fundamental .  Es vo llzog  sich aber auch eine U m gru pp ie rung  des europä i
schen Staatensystems. Eine Folge  d ieser U m gru p p ie run g  „w ar nach 1763 der 
R ü ckz u g  G roßbritann iens aus der K ontinen ta lpo lit ik  und eine Lähm ung F ran k 
reichs, das sich im übr igen  aus der Re ichspo l i t ik  w eitgehend  verabschiedete, was 
insgesamt eine deutl iche Schw erpunktver lage rung  der G roßm ach tpo l i t ik  nach 
O stm it te leuropa  und Südosteuropa (Polen, Balkan/Osmanisches Reich) nach sich

3. Ergebnisse in Form von Thesen

a. Im H in b l ick  auf das G enera lthem a der Tagung „Das europäische Staatensystem  
im W andel. S truk ture l le  B ed ingungen  und bew egende  Kräfte seit der Frühen 
N eu z e i t“ läßt sich generell feststellen, daß Frankreich w ährend  des in d iesem B ei
trag behandelten Zeitraums (1624-1763) eine besonders prägende Ro lle  im P ro 
zeß des sich form ierenden Staatensystems und seiner weiteren  Ausgesta ltung ge
spielt hat. Dies zeigt sich sowoh l in den entsprechenden französischen A ktionen  
und Initiat iven als auch in den jew e i l igen  Reak tionen  und W iderständen, welche 
diese A ktionen  und Initiat iven bei den davon betroffenen europäischen M ächten  
auslösten. Es ist aber auch zu konstatieren, daß d ie Ro lle  Frankreichs nach dem 
Tode Lu dw igs  XIV. an G ew ich t  verlor, was nicht zu le tz t  auch eine Folge der R e 
aktionen  der  europäischen Staatengemeinschaft auf die ludov iz ian ische A u ß en p o 
l it ik  war.

b. Für R iche lieu  w ar  „die S icherung des Staa tenp lura l ism us“ ebenso w ie für 
Franz I. und  H einrich  II. „G rundvorausse tzung a ller M ächtepo l i t ik  in Europa 
und darüber  h inaus in U bersee“ 106. Das bedeutete indessen für ihn keinen p r in z i
piellen Verzicht auf konfessionell fundierte  Leit l inien. Dies zeigt sich z w ar  in e r 
ster L inie in seiner Innen-, aber auch in seiner A ußenpo lit ik .  O b  der  Kardinal 
aber, w ie  jüngst  vermutet,  „bereit , ja sehr interessiert gewesen [wäre] ,  paralle l zur  
Innen- auch die A ußenpo li t ik  zu konfessionahsieren , vorausgesetzt  Frankreich 
und nicht Span ien-H absburg  wäre  der Führer  des katholischen Blocks g ew e 
sen“ 107, diese These läßt sich nicht beweisen und gehört eher in den Bereich der 
Spekulation . R ich t ig  ist indessen, daß sich auch in R ichelieus Polit ik  der P arad ig 
m awechsel von der  Konfess ionalis ierung der  A ußenpo li t ik ,  die indessen nie total 
und absolut war, „hin zu r  Le itfunktion  des Staatsinteresses in . . .  [eien] in te rnatio 
nalen B ez iehungen“ 108 manifestiert.

c. R ichelieus Polit ik  gegen die span isch-habsburg ische U n iversa lm onarch ie  
kann nicht nur als eine Infrageste llung des -  im übr igen  damals nur in A nsätzen

105 Ders. , Altes Reich, 14.
106 Siehe Anm. 54.
10/ Siehe Anm. 55.
108 Siehe Anm. 56.
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erkennbaren  -  europäischen, von H absburg-Span ien  dom inierten  „S taatensy
s tem s“ bezeichnet w erden . Das Ziel des Kardinals w a r  vielmehr, dieses System 
aufzubrechen und dessen W iederbe lebung für die Z ukunft  zu verhindern. An des
sen Stelle sollte ein europäisches System  kol lek t iver  S icherheit  treten, in dem in
dessen Frankreich  eine Führungsro lle  zugedacht war. Basis und G rundvorausse t
zung dieses System s w ar  die P lura l ität  prinz ip ie l l  g le ichberechtig ter  souveräner 
Staaten. Bei näherer B etrachtung der Konzeption  R iche lieus läßt sich erkennen, 
daß er Europa als ein mult ipo lares  System  von Staaten auffaßte. Den H auptpo l 
dieses System s bildete Frankreich . Weitere Pole sollten Spanien, der Kaiser, die 
R epub l ik  der Vereinigten N iederlande und Schweden sein, deren machtpolitische 
Posit ionen indessen im Vergleich zu r  von F rankreich  zu übernehm enden Rolle  re
duz ierter  N atu r  sein sollten.

d. Die von M azar in  im Westfälischen Frieden (1648) und im Pyrenäenfr ieden  
(1659) für den französischen König durchgesetzten  Ergebnisse brachten diesen 
der angestrebten Führungsro l le  im m ult ipolaren europäischen Staatensystem , 
dessen Veränderungsprozesse  zukünft ig  noch s tärker von F rankreich  beeinflußt 
werden  sollten, erheblich näher.

e. Im Jah rzehn t  nach den Friedensschlüssen von N im w egen  (1678/79) schien 
L u d w ig  XIV. der Verw irk l ichung  der französischen H egem on ie  im europäischen 
Staatensystem , zum indest  in West-, M itte l- ,  N o rd -  und Südeuropa  sehr nahe zu 
kom men. U n te r  dem Einfluß der französischen A ußenpo li t ik  befand sich die eu 
ropäische Staatenwelt  im Wandel von einem m ult ipolaren System , dessen S truk tur  
durch die Existenz e iner variierenden Zahl mehr oder m inder g le ichstarker 
Mächte und einer größeren  Zahl k le inerer Staaten charakter is iert  war, zu einem 
von F rankreich  dom in ierten  Staatensystem , dessen M ult ipo lar itä t  mehr und mehr 
zugunsten  eines kontinu ier l ichen  A usbaus der französischen M achtposit ion redu
ziert zu werden  drohte. Daß es schließlich nicht so w e it  kam, lag nicht nur an der 
zunehm enden So lidar ität  der durch Frankreich  bedrohten Staaten, an dem sich 
form ierenden europäischen W iderstand unter R ückgr if f  auf das Konzept des 
Gle ichgew ichts  und an der Ü berforderung der w irtschaft l ichen  und f inanziellen 
M ög lichkeiten  Frankreichs , sondern auch an der W idersprüch l ichke it ,  an den 
Fehlern ludov iz ian ischer  Außenpoli t ik ,  die zum  Scheitern seiner weitre ichenden 
A m bitionen wesentl ich  beitrugen. Insofern w urde  dadurch  die im französischen 
Sinne angestrebte Veränderung des europäischen Staatensystem s nicht nur durch 
U ngesch ick lichke iten  der französischen Polit ik  in Frage gestellt , sondern kon ter 
kariert.

f. F rankreich  blieb in dem in Utrecht ausgeb ildeten  „System der ,präpondieren- 
den M äch te ’“ 109 aber weiterh in  eine Großmacht, d ie innerhalb  dieses Systems eine 
beachtliche polit ische D yn am ik  entfaltete. Die außenpolit ischen A ktiv itä ten  
Frankreichs w aren  aber in jenen Jahren  durch das ständige Bem ühen gekenn
zeichnet, die bei L u d w ig  XIV. dom inierende Polit ik  po lar is ierender  A ll ianzen  
durch vorsichtige A nsätze  zu einer Polit ik  ko llek tiver  S icherheit abzulösen. An

109 Siehe Anm. 104.
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einer Etablierung eines dauerhaften internationalen System s schienen aber w eder 
der Regent, der H erzog  von Orleans, noch sein P rem ierm inister  D ubois  interes
siert.

g. Der P rem ierm inister  Ludw igs  XV., Fleury, setzte z w a r  die von Dubois be
gonnene Ententepolit ik  mit England im wesentl ichen bis 1735 fort. Er w a r  sich 
aber bewußt, daß diese Entente die Rival itäten beider M ächte in Europa und 
Ubersee nicht beseitigen, allenfalls verdecken konnte. Insgesamt gesehen, resu l
tierte aus der wechselnden ß ün dm spo li t ik  Frankreichs wenn  nicht eine gewisse 
D yn am ik ,  so doch U nruh e  für das System  „präponderierender M ächte“ .

h. Am  Beispiel der A ußenpo li t ik  Frankreichs zeigt sich, daß jede Infrageste l
lung des -  in jener Zeit noch nicht voll ausgeb ildeten  -  Staatensystems durch eine 
G roßm acht eine schwere  G efährdung für die Existenz dieses Systems darstellte. 
Gelang es den Gliedern dieses Systems nicht, die Bedrohung  durch gemeinsame 
A b w eh r  abzuw enden , lief das bestehende S taatensystem  en tweder Gefahr, nach 
M aßgabe der angreifenden G roßm acht grundlegend verändert oder sogar völl ig 
zerstört und durch ein anderes ersetzt zu werden.



Jean Bérenger

Die Habsburger und ihre Erbfolgekrisen 
als Formationsphase des neuen europäischen 

Staatensystems

Das Haus H ab sburg  hat durch  das Erlöschen im M annesstam m  zuerst  in Spanien, 
dann in Österreich , innerhalb  eines Jah rhunderts  zw ischen  dem Pyrenäenfr ieden 
(1659) und dem Aachener Frieden (1748) drei E rbfo lgeknsen  verursacht: Es w a 
ren dies der Spanische Erbfolgekrieg (1702-1714) , der Ö sterreich ische Erbfolge- 
krieg (1740-1748) und zusätz l ich  der Poln ische Erbfo lgekr ieg  (1733-1738). Am  
Anfang des 18. Jah rhunderts  erhob das Erzhaus noch A nsprüche auf die  U n ive r 
sa lmonarchie, und es w o llte  mindestens den status quo  bewahren , d. h. die Span i
sche M onarchie  ungete ilt  erhalten und die seit dem Frieden von K ar low itz  be 
trächtlich erweiter te  D onaum onarch ie , die N iederlande  und Italien weiterh in  re
gieren. Das beweist  zum  Beispiel die die Sukzess ion  der Spanischen M onarch ie  
betreffende E rk lä rung des Kaisers Leopold  vor der G eheimen Konferenz am 12. 
September 1703 vor der Abfahrt  Erzherzog Karls nach der Iberischen Halb insel:

„Welche durch Absterben weyland Königs in Spanien Carl  II. Krafit aller Rechten gemachter 
Verträgen und gethanen Verzichten dem Ertzhause Oesterreich wäre heimgefallen; Weil nun 
er der rechtmässige einzige Erbe aller solchen Spanischen Reiche wäre, diese aber zu regieren 
und mit semen ändern Erbländern zu vereinigen, er ein billiches Bedenken trüge: so hatte er 
zwar allergnädigist resolvirt gehabt, diese ganze Erbschafft dem Rom. König als primogénito 
zukommen zu lassen. Weil aber an Seiten hohbedachten Königs auch viel zu gedencken ge
wesen, als hatte er für ratsam befunden, diese seine ihm zukommende Erbschafft der Spani
schen Monarchie seinem ändern Sohn, dem Ertz-Herzog Carl, doch mit gewisser Condition 
und Reservation auf die Manier wie vormals seine Vorfahren des Ertz-hauses Oesterreich, 
Carolus V. und andere gethan, pleno jure 6c  titulo zu erodieren, und ihn also für einen recht
mässigen König aller Spanischen Reiche zu declariren.“ 1

Nach dem A achener Frieden herrschte M aria  Theresia über d ie D onaum onarch ie , 
die N iederlande und M ailand , obw ohl die österreichische Vormachtstellung in 
Deutschland schon von Preußen bestritten wurde . Diese für die H absburger  
peinliche E ntw ick lung w ar  vor allem die dramatische Konsequenz einer b io log i
schen Schwächung des Erzhauses: zuerst das Erlöschen der spanischen Linie im 
N ovem ber 1700 nach dem Tod König Karls II. und 40 Jahre  später das Erlöschen

1 Wien, 12. September 1703. Zitiert in G öt t l i c h  Eucha r iu s  Rinck,  Leopolds des Grossen Le
ben und Thaten, Bd. 2 (Leipzig 1708) 1035-1036.
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des Erzhauses in männlicher  L inie nach dem Tode Kaiser Karls VI. Das w a r  ü b r i 
gens kein reiner Zufall, und die H ab sburger  waren  tei lweise  dafür  verantwort l ich , 
weil die seit 1550 w iederho lten  Eheschließungen zw ischen  nahen Verwandten 
beider L inien, die theoretisch zum  Schutz der Erbschaft gegen Ansprüche f rem 
der Häuser  geschlossen w orden  waren , zu einer endgült igen  Katastrophe geführt 
hatten. Z w ar  hat jedes kön ig l iche  Haus H eirat  zw ischen Vettern und Kusinen 
prakt iz iert  (Bourbonen und Stuart, B ourbonen und H absburger) ,  bei den H ab s 
burgern jedoch w urde  die Endogam ie  übertr ieben, weil  der O nke l auch seine 
Nichte heiratete. Indessen konnten  die H absburger  sich nicht für die Exogamie 
entscheiden, we i l  sie an dem Prinzip  der Einheit des Erzhauses festhielten. Schon 
Philipp III. von Spanien hat auf seine Rechte an der H inter lassenschaft von Kaiser 
Matthias nur verzichtet, we il  ihm damals eine für  die M adr ide r  Strategie w ichtige  
Kompensation, das Oberelsaß , versprochen w u rde2. U nd  nach dem Tode Philipps 
IV. überlebte w ährend  20 Jah ren  nur ein gesunder männlicher  Sprößling , Kaiser 
Leopold I., der vor 1678 nicht imstande war, einen lebensfäh igen Sohn zu b eko m 
men. D ank  seiner Verm ählung in dr itter  Ehe mit einer „kräft igen“ Prinzessin , 
E leonora von P fa lz -N eub urg3, hat Kaiser Leopold  für eine gewisse Zeit die  Z u 
kunft seines Hauses gerettet. Die Geburt eines zweiten  lebensfähigen Sohnes, des 
Erzherzogs Karl, im Jah re  1685 hat die Situat ion beträchtl ich  geändert : Der erst
geborene, zu r  K aiserkrone bestimmte E rzherzog  w u rde  schon 1686 zum  R ö m i
schen König gewählt  und bei der 1687er S itzung des ungarischen Reichstags auch 
als ungarischer König gekrönt; der jüngere  Prinz , der eine besondere Erz iehung 
bekam, w u rde  für die Spanische Krone bestimmt. Diese Pläne waren  in der Sicht 
des Erzhauses zw ar  vernünftig, sie berücksicht igten  aber w eder  das spanische N a 
tionalgefühl noch den neuen Begriff des europäischen G le ichgew ichts  und ver
nachlässigten die A nsprüche der Bourbonen auf die spanische Erbschaft.

Trotz der früheren Entsagung der Infantin Anna auf die spanische M onarch ie  
und trotz des woh lbekannten  Verzichts der Infantin M aria  Theres ia  an läßlich ih 
rer Vermählung, erhob L u d w ig  XIV. im N am en  seiner Gattin  und später seiner 
Kinder bald Ansprüche auf das spanische Erbe, was in der 2. Hälfte  des 17. J a h r 
hunderts zu drei Teilungsverträgen führte, die in den Jah ren  1668, 1699 und 1700 
geschlossen wurden . Im ersten Fall w urde  das A bkom m en  mit dem potentie llen 
Universa lerben, Kaiser Leopold  I., unterzeichnet, in den zw e i letzten Fällen hat 
der Sonnenkönig  mit seinem Feind W ilhe lm  III. ohne Z ust im m ung des Kaisers 
verhandelt . In allen drei Fällen w o llte  man aber zug le ich  die Interessen der Bour-

2 Onate-Vertrag (geheim) von 1617. Uber die Wichtigkeit des Oberelsaß für die Verbindun
gen zwischen Mailand und den Niederlanden, siehe G e o f f r e y  Parker ,  The Army of Flanders 
and the Spanish Road. The Logistics of Spanish Victory and Defeat, 1567-1659 (Cambridge 
1972).
3 Sie war die Tochter des späteren pfälzischen Kurfürsten, Georg Wilhelm, der 1685 Nach
folger seines kinderlosen Vetters Karl von der Pfalz wurde. Die Ansprüche Ludwigs XIV. im 
Namen seiner Schwägerin Liselotte auf die Allodialgüter waren eine der vielfältigen Ursa
chen des Pfälzischen Erbfolgekrieges. Siehe C ha r l e s  B ou ta n t ,  L’Europe au grand tournant 
des années 1680. La succession palatine (Paris 1985).
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boncn und den europäischen Frieden retten. Gegen die Ü ber lassung e iniger Terri
torien, auf welche die Krone Frankreichs besondere A nsprüche aufgrund h istori
scher Rechte erhob (z. B. auf den B urgund ischen  Kreis und das Königreich N a 
varra), hat L u dw ig  XIV. im Jah re  1668 die Rechte des Erzhauses anerkannt. Diese 
Teilungsverträge beruhten  aber auf arideren G rundsätzen , und z w ar  aut dem Fort
bestehen des a l lgemeinen  Friedens und des europäischen Gle ichgew ichtes sowie 
auf der verhältn ismäßigen  Schwäche der D onaum onarch ie  in m ilitär ischer und 
wirtschaft l icher H insicht . Diese im Jahre  1668 w oh l begründete  A na ly se  w ar  im 
Jahre  1700 nach der W iedereroberung U ngarns  und dem Auftauchen der See
mächte als europäischen M achtfaktoren  w en iger  berechtigt4.

Die Erbfolgekrisen der H absburger  trugen also zu einer U m w ä lzu n g  des euro 
päischen Staatensystem s beträchtlich bei und störten m anchmal erheblich den 
Frieden zw ischen  den europäischen Großmächten . Sie stellten einen bedeutenden 
Faktor  des europäischen S taatensystems zur  Zeit des Abso lu tism us dar. Das euro
päische G le ichgew ich t5 w urde  jederzeit  durch Erbfo lgeproblem e umgestaltet, 
weil  die monarch ischen Staaten noch am veralteten C h arak te r  von Patr imonial- 
staaten testhalten wollten . U nd das dynastische Europa blieb gegen den Willen 
seiner H errscher  eine Q ue l le  unzäh l iger  Konflikte infolge des Aussterbens herr
schender H äuser  und der durch  die Neben lin ien  aufgrund von Erbrechten e rho
benen Ansprüche. Insbesondere sechs Erbfo lgeprobleme haben in der 1. Hälfte 
des 18. Jah rhunderts  den europäischen Reg ierungen  große Sorgen gemacht. Von 
ihnen haben drei zu einer bedeutenden Krise geführt.

Der Spanische E rbfo lgekr ieg  veränderte das europäische G le ichgew ich t g rund
legend. Sein U rsp run g  l iegt in der b iologischen Schwäche der F laupthnie, d. h. der 
spanischen Linie des Hauses Habsburg . Das Prob lem w urde  schon w ährend  der 
Fr iedensverhandlungen in M ünster  von den spanischen und französischen Dele
gationen erwähnt. N ach  dem frühen Tod des Infanten Don B althazar  Carlos , e i
nes begabten Jungen , sch lug Kardinal M azan n  schon im Jahre  1646 König Philipp 
IV. die H eirat  der Infantin M aria  'Theresia mit ihrem Vetter L u d w ig  XIV. vor; der 
Bruch der Verhandlungen zw ischen  beiden Kronen in M ünster  verschob die Ver
w irk l ichung  dieses Heiratsp lanes bis zum  Pyrenäentr ieden . Jeder  vernünftige 
Staatsmann wußte  m Paris ebenso wie in M adrid  oder in Wien, daß der formelle 
Verzicht der jungen Königin von Frankreich nicht ernst genom m en werden sollte 
und daß Frankreich in Z ukunft einmal Ansprüche aut die spanische Erbschaft e r 
heben werde. Nach der Geburt  des Infanten Don Car los ,  des krankhaften Spröß- 
lings aus der zweiten  Ehe König Philipps IV. mit seiner Nichte, der Erzherzogin 
Maria  Anna, entspannte sich die Situation vorübergehend. Kaiser Leopold er
kannte sehr früh, daß er a lleine nicht imstande war, die „These des Erzhauses“ zu

■ J e a n  B é r e n g e r ,  Finances & absolutisme autrichien dans la seconde moitié du XVIlème 
siècle (Paris 1975).

Es entspricht dem englischen Begriff „Balance of Power“ , die nach der Glorreichen Revo
lution d e n  Grundsatz der britischen Diplomatie bis zum ersten Weltkrieg darstellte. Siehe 
auch die Diskussion in G e o r g e s  l . i v e t ,  L’équilibre européen de fa tin du XV à la fin du XVIII 
siècle (Paris 1976) 186-225. ‘
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vertreten und als Universa lerbe das Reich Karls V. zugunsten  der deutschen Linie 
des Hauses H absburg  w iederherzuste l len . Das europäische S taatensystem  hatte 
sich seit der  Zeit der frühen Reform ation  beträchtlich gewandelt ,  und die  See
mächte sow ie  die Reichsstände hätten nicht er laubt, daß das europäische Festland 
von der habsburg ischcn U n iversa lm onarch ie  beherrscht würde . D eswegen  ver
suchte Kaiser Leopold  I. schon im Januar  1668 mit e inem geheimen Teilungsver- 
trag, dem sogenannten Grémonvil le-Vertrag , mit H ilfe Frankreichs den größten 
Teil seiner Erbschaft zu retten6. Diese A nnäherung  an Frankreich  während  des 
Krieges Lu dw igs  XIV. gegen die spanische M onarch ie  m den N iederlanden  war 
eine Folge der dam aligen  militärischen und w irtschaft l ichen Schwäche Ö ste r 
reichs. Wenn auch ein Teil der geheimen Konferenz, die sogenannte spanische 
Partei unter der Le itung von M ontecuccoli ,  bereit  war, Spanien in den N ieder lan 
den militärisch zu unterstützen  und H ilfstruppen  dem Statthalter  M arqués  de C a -  
s te l-R odr igo  zur  Verfügung zu stellen, w ar  sich jedoch die M ehrheit  der ka iser l i 
chen R eg ierung unter der  Le itung des Fürsten Wenzel von L ob kow itz  vo l lko m 
men der  Gefahr bew ußt , die im Fall eines erneuten Krieges mit Frankreich der 
M onarch ie  gedroht hätte. Deswegen an tw ortete  Fürst L ob kow itz  auf den Vor
schlag des französischen Staatsministers H ugues  de L ionne positiv und verh an 
delte im W inter  am Kaiserhof mit dem französischen Residenten  am Kaiserhofe, 
dem M alteserr it ter  G rcmonvil le ,  über einen Ausg le ich , der schnell zum  Ende des 
D evolut ionskr ieges führte. In dem Teilungsvertrag vom 19. Jan uar  1668 w urde  
über Teile des spanischen Gesamterbes w ie  folgt verfügt: Kaiser Leopold  sollte 
nach dem Tod seines Schwagers , Karls II., Spanien, Late inam erika , M ailand , Sar
dinien und die toskanischen Praesidios bekom m en , während  der burgundische 
Kreis (Spanische N iederlande und Freigrafschaft), die Königre iche N avarra  (als 
1512 ver lorener Patr imomalstaat  der B ourbonen), Neapel und S iz il ien  sowie  die 
afr ikanischen Praesidios und die Phil ipp inen an L u d w ig  XIV. gehen sollten''.

Das unerw arte te  Weiterleben des jungen  Königs von Spanien verschob dre iß ig  
Jahre  lang die Krise. Als sich am Ende des Pfä lz ischen Erbfolgekrieges die Ge-

6 J e a n  B é r c n g e r ,  An Attempted Rapprochment Between France and the Emperor, in: 
R a g n b i l d  H a t t o n  (Hrsg.), Louis XIV and Europe (London 1976) 133-152.
7 „Qu’il échoie et tombe en partage à Sa Majesté Impériale & à ses enfants pour leur portion 
d ’héritage, les royaumes d ’Espagne, excepté les réserves dont il sera fait mention ci-dessous, 
les Indes occidentales, le duché de milan, avec le droit qui en dépend de donner l ’investiture 
au duché de sienne. Finale les ports nommés Longone, Ercole, Orbetello et les autres ports 
qui sont soumis à la couronne d ’Espagne sur les côtes de la mer de Toscane, jusqu’aux fron
tières du royaume de Naples, avec leurs dépendances, l’île de Sardaigne, les Canaries et les îles 
Baléares, appelées vulgairement Majorque, Minorque & [biza. Et qu ’il tombe et appartienne 
à Sa Majesté Très Chrétienne et à ses héritiers pour leur part d ’héritage tout ce que les Espa
gnols possèdent dans les Pays-Bas, sous quoi l’on comprend aussi la Bourgogne, dite la 
Franche-Compté, les îles Philippines, le royaume de Navarre avec ses dépendances; les lieux 
situés sur les côtes d ’Alrique, les royaumes de Naples et de Sicile avec leurs dépendances et 
les lieux qui en dépendent aujourd’hui sans néanmoins comprendre les ports appelés Lon
gone, Ercole, Orbetello [ . . . ] ."  Artikel Nr. 3 des Teilungsvertrags vom 9. Januar 1668. Das la
teinische Original mit eigenhändiger Ratif ikation Ludwigs XIV. in: Wien, Haus-, Hof- und 
Staatsarchiv, Staatskanzlet, Verträge.



sunclheit  König Karls II. beträchtlich verschlechterte, w a r  die polit ische G esam t
lage Europas eine andere, so daß Kaiser Leopold nichts mehr von e iner Teilung 
der spanischen M onarch ie  hören wollte  und an der Theorie  von der E in igkeit des 
Hauses H absburg  festhielt,  aut welche er doch im ersten Teilungsvertrag verz ich
tet hatte. Gemäß dieser Konzeption bestand das Erzhaus aus zw e i oder mehreren 
Linien, die den Patr im om alstaat  Kaiser Karls V. regierten, so daß das Aussterben 
einer männlichen Linie die andere Linie zum  U niversa lerben des Gesamtstaats 
machte. Die mit fremden Fürsten verheirateten T öchter  sollten automatisch nach 
ihrem formellen Verzicht von der Erbschaft ausgeschlossen sein.

N ach dem Frieden von R ijsw i jck  w urde  die spanische Erbfolge w ieder  aktuell , 
weil es damals k lar  war, daß Karl II. nach zw e i H e ira ten8 endgült ig  k inderlos b le i
ben und die spanische Linie des Hauses H absburg  bald aussterben werde. Die 
Großmächte waren  aber uneins, was die Lösung des unm itte lbar  bevorstehenden 
Problems betraf: Einerseits hielt Kaiser Leopold  an seiner Interpretation der 
„H au sordn ung“ w ieder  e inmal fest, da er jetzt zwei erwachsene Söhne hatte und 
da der Jüngere  für die spanische Krone bestimmt w urde .  Andererse its  befürchte
ten die Seemächte und vor allem W ilhe lm  von O ranien , als nach einem kostsp ie l i
gen Kampf der al lgemeine F'riede w iederhergeste l lt  war, einen wen ig  nützlichen 
Krieg in Europa für den Fall , daß Frankreich seine A nsprüche  auf die Erbschaft 
der Königin M aria  Theresia  erheben würde . Deshalb  w ar  der König von England 
und „Stadhouder“ der Vereinigten Provinzen bereit, über einen Ausgle ich mit 
L u dw ig  XIV. zu verhandeln , dam it  der a llgemeine Frieden erhalten werden 
könne.

N ach der Rat if ikat ion  des R i jsw i jcker  Friedens erteilte L u d w ig  seinem Bot
schafter in London, Graf von Tallard, vernünftige W eisungen '1, da er w oh l wußte , 
daß die Engländer nicht bereit waren , einen Krieg im al le inigen Interesse des Kai
sers zu führen. Im schließ lich  zustande gekom m enen  Teilungsvertrag w urde  dem 
Geist des neuen Staatensystems gemäß eine K om prom iß lösung  gefunden: Der 
bayer ische K ronprinz  Ferd inand als e inz iger Sohn der Infantin M argareta , der 
Ansprüche auf das spanische Erbe erheben konnte, sollte zum  Universa lerben der 
Krone Spaniens erklärt  werden , während  F rankreich  und der Kaiser ein beschei
denes Entgelt bekom m en sollten. Die Königreiche S iz il ien, Sard in ien und Neapel 
w urden  den Bourbonen , das H erzo g tum  M ailand dem Erzherzog Karl zugesp ro 
chen. Praktisch hätte Prinz Ferdinand nur Spanien, die N iederlande  und Late in
amerika bekommen. Die Sicherheit  der Vereinigten Provinzen  und Englands wäre 
aber insofern gewährle is te t  gewesen, als Frankreich  daran gehindert w urde ,  die 
spanischen N iederlande  zu annekt ieren  und die N ordseeküste  zu besetzen. Diese 
Kombination fand wen ig  Z ust im m ung -  weder  m Wien noch in M adrid . Der
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‘s Er heiratete zuerst 1679 eine Nichte Ludwigs XIV., die Prinzessin Marie-Louise d ’Orléans, 
und, nach ihrem Tod, 1689 eine Schwester der Kaiserin Eleonora, Maria Anna von Pialz- 
Neuburg.

Recueil des Instructions aux Ambassadeurs & ministres de France depuis les Traités de 
Westphalie jusqu’à la révolution (weiter Instructions aux Ambassadeurs), Bd. XXV., Angle
terre, hrsg. von P au l  Vaitcher (Paris 1954) 4-9.
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frühzeitige Tod des bayer ischen Kronprinzen  zu Beginn des Jahres 1699 z w ang  
die Kabinette von London  und Versailles, eine neue Lösung zu finden, was zu e i
nem dritten Teilungsvertrag über die spanische Erbschaft führte, der überhaupt  
keine G enehm igung  durch die Spanier und den Kaiser fand. D iesmal sollten die 
B ourbonen andere ita lienische Länder  bekom m en, und zw ar  M ailand  und Sard i
nien. Durch deren Tausch mit Savoyen und Lothr ingen  hätte Frankreich  seine 
strategischen G renzen noch we iter  gesichert und die lothringische Frage en d gü l
tig gelöst. Solch ein Vorschlag hatte jedoch den Nachte i l ,  den N at iona lsto lz  der 
Spanier und die E igensinn igkeit  der H absburger  zu verletzen, wenn auch dem 
E rzherzog Karl die M ög lichke it  blieb, in M adrid  zu herrschen. D arum  veranlaßte 
die spanische N at iona lparte i  in M adrid  unter Le itung Kardinal Portocarreros, den 
k ränke lnden  König nach Absprache mit Papst Innozenz XII. ein Testament z u 
gunsten eines Enkels von Königin  M aria  Theres ia  zu schreiben, das eine doppelte  
B ed ingung enthielt : Die spanische M onarch ie  dürfe nie geteilt und mit dem fran
zösischen Königreich niemals vereinigt w erden . Für  den Fall, daß dieses Testa
ment von Frankreich  nicht angenom m en w ürde , sollte E rzherzog Karl zum  U n i
versalerben erklär t  werden. Eine Kompensation  für die Bourbonen  w ar  für diesen 
Fall nicht vorgesehen. Auf diese Weise sollte die Integrität der spanischen M o n a r 
chie gerettet und der kastihsche N at iona ls to lz  befr iedigt werden. Es ist bem er
kensw ert ,  daß ein H absburger  das N at iona lgefüh l seiner Untertanen  bevorzugte 
und das reine Interesse seines Hauses vernachlässigte, weil er sich bew ußt war, daß 
die damals geschwächte  spanische M onarch ie  und die  zu r  G roßm acht w erdende  
österreich ische M on arch ie 1̂  nicht imstande waren , einen Krieg gegen Frankreich 
und die Seemächte zu gew innen . A m  2. O k to b er  1700 w u rde  nach langen Ver
hand lungen das verhängnisvolle  Testament vom todkranken  König Karl II. end 
lich unterzeichnet, der einen M onat später starb. Schon an 16. N ovem ber 1700, 
nach zw e i dramatischen Sitzungen des kön ig l ichen Rats, nahm L u d w ig  XIV. im 
N am en seines Enkels Philipp, H erzo g  von A njou , das Testament des verstorbe
nen Königs von Spanien an. Die A nnahm e dieses Testaments w urde  jedoch im k ö 
niglichen Rat („Conse il  d ’En hau t“) heftig d iskutiert .  In den Diskuss ionen s tan 
den sich zwei Posit ionen gegenüber11. Die eine, die im Rat vom Staatssekretär  
Co lber t  de T o rc y 12 und vom Staatsminister H erzo g  von B eauv i l l ie r1'-’ vertreten

IJ j e a n  B é r e n g e r ,  Le redressement économique autrichien sous le règne de Leopold 1er 
(1657-1705), in: Etudes danubiennes, 1/1 (Straßburg 1985) 1-24.
11 Sa in t -S im on ,  Mémoires pour l’année 1700, hrsg. v. G o n z a g u e  True,  Bd. 1 (Paris 1952) 788- 
800. Der Herzog von Saint-Simon, der die Papiere von Colbert de Torcy zur Verfügung 
hatte, bietet uns ausnahmsweise eine detaillierte Darstellung von den beiden im Schloß Fon
tainebleau am 13. und 15. November 1700 gehaltenen Ratssitzungen.
12 Charles Colbert de Torcy war der älteste Sohn des ehemaligen Staatssekretärs Charles 
Colbert de Croissy, dessen Nachfolger er schon 1696 mit 20 Jahren geworden war. Bald zum 
Staatsminister, d. h. Mitglied des königlichen Rats, befördert, war er der leitende Minister des 
Auswärt igen Amtes bis zum Tod Ludwigs XIV., der seine Tüchtigkeit hoch schätzte. Torcy 
war also ein Neffe des häuhg „Grand Colbert“ genannten Jean-Baptiste Colbert.
L’ Der Herzog von Beauvillier war der Ajo des Herzogs von Bourgogne, des Enkels Lud
wigs XIV., und ein Schwiegersohn des „Grand Colbert“ . Obwohl er keine leitende Person



wurde , kann im H inb l ick  auf die Befest igung des Territoria lstaats als modern ge
wertet werden: F rankreich  solle am Teilungsvertrag des Frühjahrs 1700 festhalten, 
E rzherzog Karl als spanischen König anerkennen. Es w erde  sein Entgelt (M ailand 
bzw. Lothr ingen) bekom m en und sich vor allem einen b lutigen Krieg ersparen. 
Weil man das lothring ische Problem sofort durch  den Austausch  Lothr ingens ge
gen M ailand hätte leisen können, w u rde  dieser S tandpunkt  später von manchen 
französischen H is to r ike rn  positiv bew erte t14, die den Spanischen Erbfolgekrieg 
als unnötig  und schädlich betrachteten. Die andere Posit ion, die vom Staa tskanz
ler P on tchar tra in ’ 3 und vom „Grand dauph in“ 16 vertreten w urde ,  sah eine voll
s tändige Ä n derung  der französischen H altung , den Verzicht auf jegliche Entschä
d igung für das Königre ich und die Insta llat ion eines Spröß lings der B ourbonen 
auf dem spanischen T hron  vor. Ihre Verfechter betonten, daß die aut diese Weise 
zu erzie lenden Ergebnisse für Frankreich  ebenso posit iv  sein würden : die „Erb
fe indschatt“ zw ischen  beiden N ationen  beseitigt und der am er ikan ische M ark t  für 
die französischen Kaufleute geöffnet, die bis je tzt nur über Sevil la durch Vermitt
lung der „Casa de C on tra tac ión “ ihre Texti lwaren nach Late inam erika  exportie 
ren durften. In strategischer und wir tschaft l icher  H insicht w ar  diese Lösung für 
Frankreich  viel in teressanter als die erste, zumal das neutralis ierte  Lothr ingen  des 
H erzogs  Leopold  für die S icherheit  des Königre iches keine Gefahr mehr dar
stellte. Die Gefahr eines Krieges w a r  genauso groß, denn die Seemächte hätten nie 
für französische Interessen gekämpft, um L u d w ig  XIV. die  aus dem Teilungsver
trag zustehenden Entschäd igungen zu verschaffen. Sicher ist, daß die R ea lis ierung 
jeder der beiden A lternativen  zu einem Krieg mit Kaiser Leopold  geführt hätte. 
Im ersten Fall  wäre  Spanien nur ein zusätz l icher  Feind Frankreichs gewesen, im 
anderen konnte man auf die U n te rs tü tzung  des kastil ischen Reichs rechnen, des
sen Eliten für einen Bourbonen  als Gesamterben eintraten, zum al dieser allein 
aufgrund der U n te rs tü tzu ng  durch Frankreich  fähig war, die spanische M onarchie  
aus e iner Katastrophe zu retten und ihre Einheit zu erhalten. Die A nnahm e des 
Testaments w a r  also keine rein dynastische Lösung im Sinne des Fam il ienehrge i
zes des alternden Sonnenkönigs , w ie  es oft von Lavisse und seinen Schülern dar 
gestellt w urde .  Im Gegente i l  -  die A nkunft  der Bourbonen  in M adrid  hatte mehr 
Vorteile für den Staat und die Nation . M it  der Real is ie rung dieser Konzeption ver-

lichkeit war, wurde er trotzdem vom Sonnenkönig zum Staatsminister ernannt. Uber den kö
niglichen Rat, siehe R o la n d  M ou sn i e r  (Hrsg.), Le Conseil du roi, de Louis XII à la Révolu
tion (Paris 1970).
14 Ernes t  Lavis s e , Louis XIV, 2 Bde. (Neue Auflage, Paris 1979).
b Louis Phélypeaux de Pontchartrain gehörte zu einer der berühmtesten Familien von M a
gistraten und Ministern des Ancien Régime. Zuerst Präsident des Parlaments der Bretagne in 
Rennes, stieg er 1689 zum Generalkontrolleur (Finanzminister) und Staatsminister und 1699 
zum Staatskanzler, zur ansehnlichsten Würde der französischen Monarchie, auf.
16 Der „Grand dauphin“ (1661-1711) war der einzige überlebende Sohn Ludwigs XIV. und 
Maria Theresias; er war der Vater des Herzogs von Anjou, des zukünftigen Philipp V. Früh 
gestorben im Jahre 1711, herrschte er nie über Frankreich, hatte aber seit einigen Jahren Sitz 
und Stimme im königlichen Rat („Conseil d ’En haut“).
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lor das H aus H absburg  für immer seine Rechte aut einen w ichtigen  Teil seines p ‘ 
bes und seine Ste l lung als mächtigste D ynast ie  in Europa.

Zunächst schickte Ludw ig  XIV. Tallard nach London  zurück , um die brit' 
Regierung zu beruhigen , die am A nfang nicht bereit war, Geld und Blut nur '  ̂
Interesse der H absburger  au fzuopfe rn17. N och  im Som m er 1701 konnte man 
e inem begrenzten  Krieg mit dem Kaiser rechnen. M ehrere Fehler von franziT'1 
scher Seite kom prom itt ierten  jedoch die D urch führung  des Planes. Der sch icks ’ 
hafte Schlag, den das Testament Karls II. von Spanien für die Interessen des Ha 
ses H absburg  d ars te l l te ,  w ar  aber  zu schwer, um keine Reaktion  der  enterbt 
deutschen Linie zu provozieren . Kaiser Leopold , der seinen jüngeren Sohn 
den spanischen Thron bestimmt hatte, weigerte  sich, den neuen Herrscher Spt 
niens anzuerkennen . Schon im Frühjahr 1701 griff Prinz Eugen die bourbon i 
sehen Truppen in M ailand an, die von seinem schnellen Marsch über die Alpun 
überrascht wurden . Erst ein Jah r  später erk lärte  Leopold I. dem König von Frank 
reich und dem H erzo g  von Anjou den Krieg, nachdem er die U nterstützung der 
Seemächte gefunden hatte18.

Zu diesem Zeitpunkt w ar  aber die Situat ion für die B ourbonen nicht so vc■■■ 
zweifelt , denn der junge König Philipp V. w urde  von den verschiedenen Lände1 ■ 
der spanischen M onarch ie  sowie von der kasti l ischen Nation und vom Heiligen 
Stuhl mit Bege isterung anerkannt: Die S tatthalter  der  N iederlande  (Kurfürst M 1 
Emanuel von B ayern )  und von M ailand  (der P rinz  von Vaudcmont, ein uneheli
cher Sohn Eierzog Karls IV. von Lothringen) haben dem jungen H errscher sofort 
die H u ld igu n g  geleistet.

L u d w ig  XIV. beging zwei Fehler, die eine H erausfo rderung  für die Seemächte 
waren ; erstens ließ er che Festungen der niederländischen Barriere von franzö. 
sehen Soldaten besetzen; zweitens erkannte  er den alten Prätendenten Jakob St 
art sofort nach dem Tod seines Vaters, des in Sa in t-G erm ain  lebenden englisch 
Königs, als legitimen König von G roßbritann ien  an. Die große Haager Allia 
b ildete im O ktob er  1701 eine gegen die  B ourbonen gerichtete Koalit ion, die n 
eine totale T rennung zw ischen Frankreich  und Spanien und bescheidene Kom
pensationen für die H absburger  verlangte. Aber auch diese Forderung lief auf eine 
Teilung der spanischen M onarchie  h inaus und bedeutete  dam it eine Verletzu 
des spanischen Nationalgefiih ls .

17 Instruktionen Ludwigs XIV. an Marschall de Tallard, Versailles, den 7. Dezember 1700, in: 
instructions aux Ambassadeurs, Bd. XXV, Angleterre, 60-63.
IS Die Motive Leopolds w erden  in der Kriegserklärung klar formuliert: „Comme uieonl 
nent après le décès de Charles IL, Roi d ’Espagne, & Archiduc d ’Autriche, sous prétexte d ’i -  
Testament que l ’on suppose que ce Prince aurait fait, mais qui, en effet, est nul & de nulle v.i 
leur, & que nonobstant tous les Contrats de mariage, Renonciations, Cessions, Traitez de 
Paix, & Serments précédents, le Roi de France s’est emparé de tous les Roiaumes & Ierres de 
sadite Sérénité entre lesquelles il y en a aussi qui ont appartenu à nôtre Maison Archiducal-. 
avant q u ’elles fussent venues au pouvoir de la Couronne d ’Espagne, outre celles qui relève . 
de l’Empire; qu ’il y  a intrus son Petit-Fils le duc d ’Anjou, & a pris par force.“ Déclaration de 
guerre de l ’E m pereur Léopold 1er à la France et au duc d ’Anjou, Wien, den 13. Mai 1702, i ■ 
Du M on t ,  Corps Universel du droit des gens, Bd. VU 1, 115— 116.
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Ein» und kostete beiderseits viele O pfer  an Blut und Geld, 
p e r  ^ia chte fast eine halbe M ill ion  M enschen mobil, sei es für das kön ig l i-  

Frat*krc,c cy c Kriegsmarine oder für die  M il iz .  M an  kämpfte m Übersee gc- 
chc Hec,| - c  jn ß u r0 pa) o b g le ic h  A m er ika  als w e n i g e r  w i c h t i g e r  Kriegsschau- 
n.iu»' >' t r ^ j l te t wurde. N ach einer anfänglich g lück lichen  Phase w urden  die 
platz L ‘ Gefolge der französischen Niederlage  von B ienheim  und der Auf- 
BoU1^0!1C,j.u r jn was J en  Verlust von B ayern  und N ord ita l ien  bedeutete, auf die 
gäbe von  ̂ zu r0Ckgc\vorfen. Im Jah re  1706 verkündete  der  Sieg von Prinz Eu- 
^'Crte 1 M v l b o r o u g h  bei Ramill ies den Beginn schwerer  Zeiten für Frankreich, 
gen tin Belagerung von Toulon (1707) und der  Verlust von Lille  (1708)
v/enn auen ö i
i Erniedrigung bedeuteten,

'b efö rdert  von der englischen Kriegsmarine, konnte Erzherzog Karl 1704 in 
> o-il landen, um von dort aus die Eroberung seines neuen Königre ichs mit 
1 F l ieder  Seemächte zu versuchen. M it A usnahm e von Katalonien fand er in Spa- 

' .  keine richtige U nterstützung . Nach 1707 residierte er in Barcelona. Als aber 
[ luhvig XIV. nach dem leidlichen Feldzug des Jahres 1709 sieh bereit erklärte, 
üb-r einen K o m p ro m iß f r ied en  zu verhandeln, waren d ie  A nsprüche  der  A lli ierten 
so hoch und so wen ig  realistisch, daß die Verhandlungen von G ertruydenberg  
scheiterten: Ludw ig  XIV. lehnte cs ab, seine Kräfte mit denen der A ll i ie rten  zu 
vereinigen, um seinen Enkel aus Spanien zu vertreiben. Es war  sch ließ lich  das mit 
jeder dynastischen Polit ik  verbundene Element des Zufalls, das der endgültigen 
Lösung einer Krise Bahn brach, die aut einer dynastischen Ause inanderse tzung 
beruhte. Im Jahre 1711 starb der noch junge Kaiser Joseph  I. unerw arte t  an den 
Blattern, so daß König Karl III. von Spanien, der in Barcelona unter  dem Schutz 
der Seemächte seinen Rumpfstaat regierte, p lötz l ich  der  A lle inerbe des Elabsbur- 
gerreichs wurde. Der frühverstorbene Kaiser Joseph hinterließ nur zwei m inder
jährige Töchter, und der H ausordnung  des Jahres 1703 gemäß hatten sic kein 
Recht auf das habsburgische Erbe. Erst später, nach dem Tod ihres O nke ls  Karl, 
erlangten sie das Recht, Ansprüche auf die Erbschaft zu erheben. Diese hier nur 
■ .deuteten Vorgänge führten zu einer entscheidenden W ende des europäischen 

Krieges, da keine Großmacht mehr bereit war, das Reich Kaiser Karls V. zu gu n 
sten seines Nachkom m en wiederherzuste l len . Die T hronbeste igung Karls VI. 
brachte die Auflösung der H aager  A ll ianz , w e i l  einerseits die Tories, die die neue 
Mehrheit im britischen Parlament bildeten, nicht mehr bereit waren , den kostsp ie
ligen und s innlos g e w o rd e n e n  Krieg fortzusetzen und andererseits  L udw ig  XIV. 
über einen Ausgleich verhandeln wollte. Das Jah r  1711 erscheint deshalb als das 
Schicksalsjahr des Spanischen Erbtolgekrieges, weil damals die geheimen Ver
handlungen zwischen Versailles und London begannen, Erzherzog Karl ohne i r 
gendwelche Schwier igkeit  zum  Röm ischen Kaiser gew äh lt  w u rde  und die aufstän
dischen Ungarn mit dem H aus H absburg  über einen Ausg le ich  verhandelten und 
den Frieden von Szathmar Unter ze ichne ten,  was ein J ah rhundert  Frieden im Do- 
nauiaum brachte, einen Frieden, der auf der Basis der Se lbständ igke it  des König- 
i wehes Ungarn innerhalb der  H absburger  M onarch ie  beruhte. Nach dem Sieg von

11 ,us ke* Denain und den schwierigen  Unterhand lungen  in H o lland , d ie von Lu-



eien B e ly  so scharfsinnig ana lys ier t  w u rd e n 19, kam en die Seemächte in Utrecht zu 
einem dauerhaften A b kom m en  mit den Bourbonen , wenn auch der kaiserliche 
Bevollmächtigte , Graf Wrat is law , sich w idersetz te , den Frieden abzuschließen; 
sein H err  blieb aber alle in gegen Spanien und Frankreich . Die N iederlagen  der 
Kaiserlichen w ährend  des nächsten Feldzugs  im Rhe in land  führten indessen in 
W ien  zu der Einsicht, daß für die von den Seemächten  im Stich gelassene F labs
burger M onarch ie  nur noch ein K om prom iß  mit F rankreich  als das ger ingere 
Übel übr ig  blieb. D ieser K om prom iß  w u rde  durch  P rinz  Eugen und F e ldm ar
schall von Vil lars in Rastatt  gefunden und vertrag l ich  fixiert.

Der Vertrag von Utrecht beruhte noch auf dynas t ischer  Basis: G roßbritann ien  
erkannte Philipp V. als spanischen König un ter  der B ed ingung  an, daß er für sich 
selbst und seine N ach ko m m en  auf alle zukünft igen  Rechte auf den französischen 
Thron  feierlich verz ichtet. O b w o h l diese Verfügung mit den französischen F un 
damentalgesetzen  koll id ierte , w urde  der betreffende Vertragsartike l angenom m en 
und im Parlam ent von Paris registr iert . Er galt  se ither als neues G rundgesetz  in 
Frankreich , so daß jede Personalun ion  zw ischen  Spanien und Frankreich  vö lke r 
rechtlich verboten wurde . Dies w ar  wahrsche in l ich  das w ichtigste  Ergebnis des 
langw ier igen  Erbfolgekrieges.

Zu d ieser Zeit hatte auch G roßbr itann ien  sein eigenes Erbfolgeproblem; K öni
gin Anna, le tzter protestantischer Sproß des H auses  Stuart , hatte nämlich kein  le
bendes Kind mehr, wesha lb  die Frage ihrer N achfo lge  bald  gestellt werden mußte. 
Das englische Parlam ent und die M ehrhe it  der  führenden Schichten wollten  nicht 
die R ü ckkeh r  eines katho lischen Stuarts , des dam aligen  Neffen der Königin  Anna, 
des als Prätendenten bekannten  Jako b  III., der in se inem französischen Exil von 
S a in t -G erm a in -en -L aye  erzogen wurde . U m  die F riedensverhandlungen  mit 
G roßbr itann ien  zu er le ichtern, w urde  er zuers t  nach Com m ercy ,  im H erzog tum  
Bar gelegen, gesandt. Anschließend begab er sich von dort  ins Exil nach Rom , wo 
er sein weiteres  Leben verbrachte. Geheim e Verhandlungen zw ischen  der Königin  
und dem Prätendenten scheiterten, weil  der Sohn, der  auf konfessionellem Gebiet 
genauso engstirn ig  w ie  sein Vater Jakob  II. war, offen erklärte , nicht auf seinen 
K atho liz ism us verz ichten  zu wo llen , obw oh l die  a lternde H errscherin  ihren N ef
fen als N achfo lger  favoris ierte , unter der Voraussetzung, daß der Prätendent den 
„Act of Se t t lem ent“ des Jahres  1701 b il l ige20. D eswegen  bestätigte L u d w ig  XIV. 
im Vertrag von Utrecht die  Legit im itä t  der  Königin  A nna  und erkannte  die Rechte 
des Hauses H annover  auf den englischen T hron  an. So w urde  das R is iko  eines 
weiteren Erbfolgekrieges im voraus verm ieden , w enn  auch das Problem des j a k o 
bitischen Prätendenten für die britische R eg ierung  bis zu der b lutigen N iederlage  
des jungen Prätendenten , „Bonnie Prince C h a r l ie “, auf der  F leide von C u l loden  in 
Schottland (1746) bestehen blieb. N ach 1714 w u rde  näm lich die Legit im itä t  des 
Hauses H annover  von e iner M ehrhe it  von Schotten, von den Iren, aber auch von 
den englischen K atho liken  und von den Tories heftig bestritten, so daß sich die

19 L u d e n  Be ly ,  Espions et am bassadeurs au temps de Louis XIV (Paris 1990).
20 R a g n h i l d  H a t t o n ,  George I Elector and King (London 1978).
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U nzufr iedenheit  eines Teils der brit ischen B evö lkerung in der  A nzw e if lung  der 
Legit im itä t  der Krone art iku lier te  und die R eg ie rung der W h igs  dieses Problem 
auf in ternationaler  Ebene für sich nützen  konnte21.

Das französische Kolonia lreich w urde  aber ein O pfer  des d ip lom atischen A u s 
gleichs von Utrecht. O b w o h l  die französische Bevö lkerung Kanadas ohne große 
Schw ier igke iten  die englischen Streitkräfte  und die am erikan ische M il iz  noch e in
mal besiegt hatte, mußte  der Sonnenkönig  auf bestimmte Hoheitsrechte  -  nicht 
auf ganz Kanada auf die sogenannte N ova  Scotia sowie  auf N eufund land  z u 
gunsten der brit ischen Krone verzichten. Spanien hatte den Engländern noch g rö 
ßere O pfer  zu bringen. Es mußte  die 1704 gefallene Festung Gibraltar, d ie zum er
sten S tü tzpunkt  der „R oya l  N a v y “ im M itte lm eer  w urde ,  das Sk lavenhande lsm o
nopol in Late inam erika  -  auch „A sien to“ genannt -  sow ie  die ita lienischen und 
burgundischen Länder  der spanischen H absburger  abtreten. Die N iederlande 
sollten unter dem Vorbehalt der Err ichtung einer holländischen Barr iere  an den 
Kaiser zurückgegeben  werden, w om it  den Sicherheits interessen der beiden See
mächte entsprochen wurde .

Immerhin brachte der  Spanische E rbfo lgekrieg  Ö sterre ich  große Gewinne. 
Wenn auch die dam aligen  spanischen, nunm ehr österreich ischen N iederlande 
vom  W iener  H ofe  mehr als eine Last denn als eine Verstärkung seiner Posit ion in 
Westeuropa betrachtet w urden , so w urden  die terr itor ia len  Am bitionen  des K ai
sers te i lweise durch  seine neuen Erw erbungen  auf der ita lienischen Halb insel 
kompensiert . Daraus resultierte eine N euor ien t ierung  der habsburg ischen Politik. 
W ien  erlangte die Vormachtste l lung in Italien durch  den Erwerb des H erzogtum s 
M ailand , des Königre iches Neapel und des Königre iches S iz il ien, das 1718 gegen 
Sard in ien mit dem Eierzog von Savoyen  getauscht w urde .  Le ider  verz ichtete P h i l
ipp V. nie auf die ita lienischen Besitzungen Spaniens, so wie Kaiser Karl VI. sich 
lebenslang als spanischer König betrachtete und sich als „auch König in H ispa- 
n ien“ anreden ließ. N och  zehn Jahre  Ause inandersetzungen  zw ischen Wien und 
M adrid  w aren  notw end ig  bis zu r  Versöhnung be ider  Herrscher. Die N iederlage  
Österreichs im Poln ischen Erbfolgekrieg er laubte die R ückeroberung  Siziliens 
und Neapels durch  spanische Truppen zugunsten  des Infanten Don Car los . Weil 
W ien  nur M ailand sichern und Parma und die Toskana erwerben konnte , w urde  
die  Vormachtste l lung der  H absb urger  nach 1738 auf N ord ita l ien  begrenzt. „Die 
späten Z ugew inne  im Spanischen Erbfolgekrieg -  die südlichen N iederlande , die 
H erzog tüm er  M ailand , M an tua  und Parma, ze itw e i l ig  sogar das süditalienische 
Königre ich -  sind mit dem österreichischen Staatsganzen aber nicht mehr ver 
w achsen .““

Kurfürst M ax  Emanuel von B ayern  bekam  trotz a ller Versprechungen der fran
zösischen D ip lom atie  keine Entschädigung. Er mußte  sich mit der R ückgew in -

21 Eveline Cruicksbanks (Hrsg.), Ideologv and Conspiracy. Aspects of Jacobitism 1689— 
1759 (Edinburgh 1982). Frank M a c  Lynn,  The Jaco b ites (London, New York 1985).
22 Heinz Sch i l l in g ,  Das Reich und die Deutschen: Höfe und Allianzen. Deutschland 1648— 
1763 (Berlin 1989) 307.



nung seines, von den Kaiserlichen nach der Schlacht von B lcnheim  eroberten Pa- 
tr imonia lstaates begnügen.

Man mußte mit Bedauern feststellen, daß es e iner Art zehn jährigen  „W eltkrie
ges“ bedurfte , um die  vernünftige Lösung zu erreichen, die schon im großen 
Bündnis  von den H aag  vorgesehen gewesen war: die vo l lkom m ene Teilung beider 
Zweige  des Hauses Bourbon, dam it sich keine übergroße Kolonia lmacht en tw ik -  
keln konnte, und Kompensationen für die H absburger, die zu einer bedeutenden 
Kontinenta lmacht in Italien und M itte leuropa w urden ; so hatte man mit F ran k 
reich, dem Kaiser und G roßbritann ien  das europäische G le ichgew icht gerettet, 
das sich als die  G rund lage  des europäischen S taatensystem s im 18. J ah rhundert  
herausstellte. Andererse its  blieb eine Reihe von dynastischen  Problemen ungelöst. 
Dies gilt vor allem für das absehbare Erlöschen des Hauses H absburg  in m änn li
cher Linie , was nach einem V ierte l jahrhundert  verhä ltn ism äßig  friedlicher B ez ie 
hungen in West- und M itte leuropa zu einer w e iteren  großen Krise führen sollte.

In der Zwischenzeit  w aren  die Großm ächte  nach so bedeutenden Opfern fr ied 
lich gesinnt. Wenn Frankreich finanziell erschöpft war, weil die  Staatsschulden 
mehr als 1 M il l ia rde  Pfund ausmachten , so waren  auch die Staatshnanzen Eng
lands eigentlich nicht in einem viel besseren Zustand. Im letzten Jah r  seiner R eg ie 
rung war L u d w ig  XIV. sogar bereit, ein B ündnis  mit Kaiser Karl VI. zu sch lie 
ßen23, was der noch wegen des Verlustes von Spanien erbitterte und auch durch 
Prinz Eugen gegen Frankreich  gestimmte Kaiser nicht gerne annahm.

Die Konso lid ierung des europäischen Friedens resultierte letztl ich aus einem 
Bündnis Frankreichs mit England, also jener Länder, in denen die Z ukunft  beider 
H errscher in g le icher Weise gefährdet zu sein schien. Wenn in London  die Leg it i
mität König Georgs I. bestritten wurde , so hing m Paris alles an der Gesundheit 
eines körperl ich  schwachen Kindes und am guten Willen  des Regenten Philipp 
von Orleans. Im Falle eines frühen Todes Ludw igs  XV. w a r  es fraglich, ob sich der 
König von Spanien an die Verfügungen des Vertrags von Utrecht halten und nicht 
versuchen w erde , den französischen T hron  entgegen der H altung der Anhänger 
des H erzogs  von Orleans zu besteigen; dies hätte zu einem B ürgerkrieg  in F rank 
reich und zu einem europäischen Krieg geführt“4. N ach 1724 setzte Kardinal 
F leury diese Polit ik  der ersten „Entente co rd ia le“ sorgfä lt ig  fort23.

N och w ährend  die Westmächte sich bemühten, den teuer erworbenen  Frieden 
gegen die krieger ischen Tendenzen Spaniens und Österreichs zu erhalten, w ar  
schon der letzte H absburger  mit einem Erbfo lgeproblem konfrontiert . Das neue 
Hausgesetz  beruhte auf der geheim gebliebenen H ausordnung  von 1703, die von 
beiden Söhnen Kaiser Leopolds feierlich anerkannt und unterzeichnet wurde , be
vor Erzherzog Karl Wien in R ich tung Spanien ver l ieß26. Sie w urde  von der kaiser-

"  Instruktionen Ludwigs XIV. an Graf du Luc, seinen 1715 ernannten Botschafter m Wien, 
in: Instructions aux Ambassadeurs, I. Bd., Autriche.
24 M ich e l  A n to in e , Louis XV (Paris 1989).
25 P au l Vaucber, Robert Walpole & Fleury (Paris 1924).
26 Dieses Pactum Mutuae Successionis, das bis 1713 geheim gehalten wurde, ist selbstver
ständlich nicht von G.E. Rinck erwähnt; es wurde aber als Pragmatische Sanktion publiziert.
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liehen Erklärung von 1713 umgestaltet , die später un ter  dem N am en der P ragm a
tischen Sanktion  w e ltberühm t w urde ,  die praktisch beide T öchter  des verstorbe
nen Kaisers Joseph  I. en te ignete2' .  Aus seiner im Jah re  1708 mit Elisabeth C h r i 
stine von B raunschweig-W olfenbütte l geschlossenen Ehe überlebten nur zwei 
Töchter, die 1717 geborene E rzherzog in  Maria  Theres ia  und die ein Jah r  später 
geborene Erzherzogin  Maria  C h nstm a . Schon 1720 hatte das kaiser liche Ehepaar 
nach dem Tod des im Jah r  1716 erstgeborenen Sohnes jede H offnung auf m änn li
che N achkom m en verloren. Deshalb bestand der Schw erpunkt  der dynastischen 
Polit ik  Kaiser Karls VI. in der D urchsetzung der a l lgemeinen A nerkennung der 
Pragmatischen Sanktion  des Jahres 1713. D ieser bedeutende, a l lerd ings stets im 
Schatten des Prinzen  Eugen2* stehende H absburger  ist m erkw ürd ig erw e ise  noch 
zu wen ig  erforscht. Bis heute verfügen w ir  über keine wissenschaftl iche B iogra
phie29.

Die Po lit ik  Karls VI. bleibt unklar™: Er hat fast alle seine Kräfte auf die A n er 
kennung der Pragmatischen Sanktion  durch die G roßm ächte  verwendet, die zum 
H auptthem a seiner D ip lom atie  nach 1720 wurde : Die Pragmatische Sanktion 
w urde  völkerrechtl ich  zuerst von Spanien (1725), von Ruß land  (1726), von Preu
ßen (1728), dann von G roßbritann ien  (1731) und endlich von Frankreich (1738) 
anerkannt. K urbayern  und Sardin ien wollten nichts versprechen. Karl VI. be
gnügte sich mit der  Personalunion a ller Königre iche und Länder des Hauses 
H absb urg  und folgte nicht dem ihm schon 1719 vom Prinzen  Eugen erteilten Rat, 
eine Zentra l is ierung anzustreben und „die M onarch ie  als ein Totum “ zu form ie
ren. Jedes von seinen herköm m lichen Vorrechten geschützte Kronland blieb 
nichtsdestoweniger se lbständig , was dem System  der Vorherrschaft des H o ch 
adels und den polit ischen Verhältnissen innerhalb der  M onarch ie  entsprach. Ita
lien wurde sogar von einem sogenannten spanischen Rat separat regiert. Die Fi-

„Après la mort de Sa Majesté Impénale (Joseph 1er) sans héritier mâle, ses ’Etats avaient 
été dévolus ensemble à son frère et ils demeuraient indivisiblement en la possession de (’Em
pereur actuel pour passer à la descendance masculine et, à défaut de celle-ci, que Dieu veuille 
l’éviter, à ses filles de légitime mariage, selon l ’ordre et le droit de pnmogéniture. Au cas de 
l ’extinction de la descendance mâle et femelle de Sa Majesté impériale, tous les Etats et Pays 
héréditaires passeraient à Mesdames les filles aînées laissées par PEmpereur Joseph 1er, de 
bienheureuse mémoire, avec tous les avantages et préséances, enfin, en cas d ’extinction de la 
ligne Caroline et de la ligne Joséphine, aux soeurs de sa Majesté l ’Empereur et à toutes les 
autres branches de l ’Archimaison.“ Zitiert in Victo r-Lucien  Tapie, L’Europe de Marie-Thé- 
rèse. Du Baroque aux Lumières (Paris 1972) 31—32.
2!i Außer dem Standardwerk von Max B ra u b a ch ,  Prinz Eugen von Savoyen. Lime Biogra
phie, 5 Bde. (München 1963-1965) sind unter den neuesten Biographien des Prinzen Eugen 
D erek  M c  Kay,  Prince Eugene of Savoy (London 1977) und J o h a n n e s  K l in i s ch  (Hrsg.), Prinz 
Eugen von Savoyen und seine Zeit (Würzburg 1986) zu erwähnen.
19 B r i g i t t e  H a m a n n  (Hrsg.), Die Habsburger. Hin Biographisches Lexikon (Wien 1988) Art. 
Karl VI. von Volker Press,  215-219. Siehe auch den Beitrag von Hans S ch m id t ,  in: Anton  
Sch ind l in g ,  Walter Z i e g l e r  (H rsg . ) ,  Die Kaiser der Neuzeit 1519-1918 (München 1990)200- 
214.

J e a n  B é r e n g e r ,  Histoire de l’Empire des Habsbourg, 1273-1918 (Paris 1990, dt. Überset
zung. Wien 1995).



nanzen wurden auch nicht vereinigt, und nur das kaiser l iche H eer blieb fest in der 
H and des W iener Hofes. Die Pragmatische Sanktion  w ar  zw ar  ein posit iver 
Schritt , weil sie von jedem Landtag feierlich anerkannt wurde . Sic bildete zum 
Beispiel die feste G rundlage  der Union mit U ngarn . Sie reichte aber nicht dafür 
aus, um im Notfall die zersplitterten Kräfte der M onarch ie  rasch zu mobilis ieren. 
Die Krise von 1740 hat erkennen lassen, w ie  locker  die B indungen  zw ischen den 
Untertanen der M onarchie  geblieben waren .

Genauso unvors ichtig  erschien die  kaiserliche H e iratspo l i t ik , weil  Karl VI. sehr 
früh den jungen H erzog Franz III. von Lothr ingen, der 1727 seinem Vater L eo 
pold nachgefolgt war, als Schwiegersohn und r ichtigen N achfo lger  behandelte. 
Der Kaiser schien aber nicht erkannt zu haben, daß solch ein H e ira tsp lan  von der 
französischen Regierung als eine H erausforderung betrachtet w urde ,  weil  das 
H absburger  Reich sich im Gefolge der Real is ie rung dieses Planes bis zu r  250 km 
von Paris entfernten Stadt Bar le Duc erstrecken und die französische H auptstadt 
bedrohen würde. Alle B em ühungen  der französischen Reg ie rungen , die lo th r ing i
sche Frage durch einen K om prom iß zu lösen, ersch ienen von neuem zum  Schei
tern verurteilt , weil die im R ijsw ijcker  Frieden errungene N eutra l itä t  Lothringens 
damit in Frage gestellt wurde . „Die erste Ursache des Krieges lag in der Entschei
dung Karls VI., die H and seiner Erbtochter dem  Prinzen  Franz von Lothr ingen  
zu geben. Lothringen mit Österreich vereint, sollte der  französischen Interessen
sphäre entzogen werden und zur  Stärke des Kaisers im Reich be itragen.“ ’ 1 Die 
Angst des damaligen französischen Regierungsschefs , Kardinal F leu ry32, hat dazu 
beigetragen, die poln ische Erbfolgekrise zu verschärfen3-’ .

Der Ursprung des Polnischen Erbfolgekrieges lag nach dem plötz l ichen  Tod 
König Augusts II. in der schwankenden H altung  R uß lands und seines Verbünde
ten Österreich. Beide waren nicht bereit , die K and ida tur  des Sohnes Augusts  II., 
des sächsischen Kurfürsten Friedrich A ugust ,  zu unterstützen . Sic erk lärten sich 
zuerst zugunsten der Wahl eines Piasten, d. h. eines poln ischen M agnaten , was e i
ner neuen Kandidatur Stanislaus L eszczynsk is  die T ü r  öffnete. Für  die französi
sche Seite war  es aber nicht das H auptz ie l  des Krieges, den im französischen Exil

Jl H ein r i ch  B en ed ik t ,  Finanzen und Wirtschaft unter Karl VI., in: Der Donauraum 9 (Wien
1964) 46.
32 Kardinal Fleury (1653-1743) war im Grunde genommen ein friedlicher Staatsmann, der
20 Jahre lang als Erster Minister Frankreichs fungierte. Bürgerlicher Abstammung wurde ei
erst 1683 Bischof von Fréjus und profitierte vom Vertrauen Ludwigs XIV. und Madame de 
Maintenons. Deshalb wurde er zum Erzieher des zukünftigen Ludwig XV. Er hatte einen po
sitiven Einfluß auf die königliche Waise, die immer Vertrauen zu ihm hatte. Deshalb überließ 
Ludwig XV. ihm bis zu seinem Tod eine führende Rolle im königlichen Rat. Fleury hatte gute 
Beziehungen zum britischen Premierminister Walpole und wollte um jeden Preis das Bünd
nis mit England retten, wenn er auch nach 1738 eine Annäherung an Österreich wünschte, 
um das europäische Gleichgewicht zu festigen. Leider war dieser begabte Staatsmann 
schwach und nach 1740 zu alt.
33 Zum Polnischen Erbfolgekrieg siehe auch J e a n  B é r e n g e r ,  J e a n  M ey er ,  La France dans le 
Monde au XVIII° siècle (Paris 1993) 6. Kapitel: La guerre de Succession de Pologne (1733- 
1738): aspects orientaux et problème lorrain: les traités de Vienne.
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lebenden Stanislaus Leszczynsk i  w ieder  auf den T hron  zu bringen, sondern eine 
für die  französische S icherheit  annehmbare  Rege lung  der lothring ischen G renz 
frage zu finden. Schon am Anfang des Krieges w u rd e  das H erzog tum  von F e ld 
marschall von ß e l le - I s le >4 besetzt und durch ein A b kom m en  mit der Regentin  E li
sabeth C harlo tte ,  der  M utter  des schon in Wien lebenden H erzogs  Franz III., im 
O ktober  1733 für neutral e rk lärt33.

Die zwei für die kaiser lichen Streitkräfte w en ig  erfolgreichen Feldzüge im 
Rhein land erm öglich ten  nach Verhandlungen in Den H aag  einen Ausgle ich mit 
dem Engländer Waidegrave, in Rom  und in Wien mit S inzendorf  zu finden (Prä l i 
m inarvertrag von W ien, O k tob er  1735). Infolge des erwarteten  Ablebens von 
Giovanni Gastone, des letzten männlichen Sprößlings des Hauses M edici, das m 
Florenz seit dem XVI. Jah rhundert  herrschte36, hat man an einen Austausch ge
dacht: die Toskana gegen Lothringen. Dieses Verfahren bot manche Vorteile. Ein
mal wäre  die Erbfolgefrage in der Toskana sofort nach dem Tod Giovanni G asto 
nes gelöst w orden , zum  anderen hätten noch zwei zusätz l iche  Probleme geregelt 
werden können: Erstens hätte der Schw iegervater  Ludw igs  XV. eine ehrenvolle 
K ompensation bekom m en . Statt in dem goldenen Exil von C ham bord  w e ite rzu 
leben, was für das Ansehen des A llerchrist l ichen  Königs schädlich war, hätte S ta
nislaus L eszczyn sk i  eine eigene souveräne H errschaft  erlangt und auf diese Weise 
seine königliche W ü rde  gewahrt:37. A u f  diese Weise hätte man das polnische 
Abenteuer  am günst igsten für F ran kre ich^ , die Fam il ie  L eszczynsk i ,  die Wettiner 
und die A de ls repub l ik  erledigt. A ugust  III. w urde  von F rankreich  anerkannt, be 
vor er engere B indungen  mit Versailles e ing ing und A nspruch  auf die H absburger  
Erbschaft im N am en semer Gattin erhob. Für Karl VI. bedeutete  der Erw erb  der 
Toskana eine K om pensation  für den Verlust beider Siz i l ien  im Jahre  1735 nach den 
N iederlagen  der Kaiserlichen auf der Halb insel und der  Eroberung Neapels und 
Palermos durch die spanischen Truppen. Sein M achtbere ich  w u rde  durch den Ge
w inn  Parmas, die Kontro lle  der Toskana und die Beibehaltung des größten Teils 
des H erzogtum s M ailand  nach dem N orden  der Halb insel verlagert. Österreich 
konnte auf diese Weise seine Vormachtste llung in Italien, die den H absburgern  so 
am H erzen  lag, bestätigen. Die Sicherheit  der französischen O stgrenze  w urde  für

' 4 E-A. C h ev r i e r ,  Vie politique et militaire du Maréchal de lîelle-1sic (Den Haag 1762). 
Belle-Isle war der Enkel des berühmten Oberintendanten der Finanzen Fouquet, der 1661 in 
Ungnade fiel. Ludwig XIV. erlaubte dem begabten Enkel, ein Dragonerregiment zu kaufen. 
So begann die hervorragende Militärlaufbahn von Belle-Isle.
''3 J e a n  B é r e n g e r ,  Le maréchal de Belle-Isle, général et homme d ’Etat à l’époque des Lui- 
niiéres (1684-1761), Soldiers-Statemen of the Age ot the Enlightcnment, Commission Inter
nationale d ’Flistoire militaire, Acta 11° 7 (Washington D.C. 1982) 181-210.

Jean-Claude W aquet , Le Grand Duché de Toscane sous les derniers Médicis (Paris 1990).
Er wurde durch clic Vermittlung Kaiser Karls VI. förmlich zum zweiten Mal als polnischer 

König anerkannt und dankte anschließend ab, so daß er lebenslang den königlichen Titel lüh- 
reu durfte.
•’8 Die Tatsache, daß die regierende Königin von Frankreich, Maria Leszczvnska, die Tochter 
eines poln ischen  Magnaten war, wurde von der öffentlichen  Meinung als nicht standesgemäß 
betrachtet.
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die Z ukunft  ausgebaut und die lothringische Frage endlich gelöst, da das H erzo g 
tum nach dem Tod König Stan is laws dem Königre ich angegliedert  werden sollte, 
was ohne Schw ier igke it  im Jahre  1766 geschah. A u f  diese Weise w urde  auch der 
S tandpunkt des Kanzlers Ludw igs  XIV., Pontehartra in , bestätigt, den jener se i
nerzeit  in Frage der spanischen Erbfolge e ingenom m en hatte: M it  der A nnahm e 
des Testaments von Karl II. konnte man beide Fragen im Sinne der strategischen 
Interessen Frankreichs lösen, d. h. die Versöhnung mit Spanien und die S icherung 
der französischen N ordostg renze  erreichen. D er am meisten zurückhaltende 
Partner blieb tro tzdem  H erzog  Franz HL von Lothringen, später in Wien als 
Franz Stephan von Lothr ingen  bekannt. O b w o h l er die Vermählung mit der E rz
herzogin  M aria  Theresia  und die Wahl zum  zukünft igen  Kaiser als N achfolger des 
letzten H absburgers  leidenschaftl ich anstrebte, w ar  er nicht bereit, auf seinen Pa- 
tr imonia lstaat  so leicht zu verzichten. Bis 1736 machte er Schwier igke iten , das 
W iener A bkom m en  anzunehmen. N ur  unter  dem D ruck  Kaiser Karls VI., der 
ihm die H and  M aria  Theresias so lange verweigerte , bis er p r inz ip ie l l  den Verzicht 
auf Lothr ingen  bil l igte, w urde  der A usg le ich  gerettet. D er Tod G roßherzog G io 
vanni Gastones im Jahre  1737 ermöglichte 1738 die D urch führung  des Tauschpro
jektes. Der Friedenssch luß mit Frankreich w u rde  1737 durch die U ngnade  des d a 
maligen Staatssekretärs und zum  Kanzler beförderten C h auve lin  erle ichtert, w e l 
cher sich indessen als der Leiter  der antihabsburg ischen Partei m der R eg ierung 
und in der schon w ich tig  gewordenen  öffentlichen M einung behauptete39.

Die zurückha ltende  B evö lkerung Lothringens, die im Gegensatz  zu der positiv 
betrachteten Reg ierungsze it  des H erzogs  Leopold  (1697-1729) b ittere E rinnerun
gen an die französische Besatzung des vergangenen Jah rhunderts  hatte, sah die 
endgült ige  Abfahrt  seines legitimen Herrschers  nach W ien4u ebenso mit W ehmut 
w ie  den R ückr it t  der Regentin  m Schloß C o m m ercy41.

F ranz Stephan weilte  1739 kurze  Zeit in F lorenz und überließ die Verwaltung 
der Toskana einem Beauftragten, dem Grafen von Renoncourt,  der übrigens bei 
den F lorentinern  genauso w en ig  behebt w ar  w ie  sein Herr. Erst später, von 1765 
bis 1790, regierte sein zw e itgeborener  Sohn, Erzherzog Leopold , die Toskana per
sönlich. König Stanislaus bot seinen neuen Untertanen  einen milden Übergang in 
die wen ig  gewünschte  ITerrschaft Frankreichs. Dieses führte zw ar  durch das A b 
kom m en von M eudon schon 1738 seine Verwaltung ein, aber der als königl icher 
Kanzler in N an cy  fungierende Intendant La Gala iz icre  w ar  ein fähiger und ehrl i 
cher Beamter, der  die gelegentlichen Re ibungen  mit der  Bevö lkerung mit mehr

’l) Lucien  B é ly ,  Relations internationales en Europe (Pans 1992) 4S0.
'!0 „En un temps où le mot et le mythe d ’autodétermination n’existaient pas, leur sort résul
tait d ’un jeu diplomatique adroit, étranger à la volonté des peuples et réglé par les convenan
ces des princes, mais la désertion de leur dynastie séculaire désarmait leur patriotisme. Aussi 
bien fût-ce avec une morne indifférence qu ’ils accueillirent leur nouveau maître“, M ich e l  A n 
t o in e ,  Louis XV, 347.
41 Col l in  H u b e r t ,  François-Etienne dernier duc de Lorraine et premier empereur de la mai
son des Habsbourg-Lorraine, in: J.-P. B led , R. Fauch er ,  R. T a v en eaux  (Hrsg.) Les Habs
bourg et la Lorraine (Nanev 1988) 151-159.
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Geschick behandelte  als seine Vorfahren im 17, J ahrhundert .  Vor allem wurde das 
französische S teuersystem  eingeführt. D er dem H aus Lothr ingen  treu gebliebene 
A de l (ca. 700 M enschen) w anderte  nach W ien  oder F lorenz aus, wo  er seine Ta
lente m den D ienst  Franz Stephans stellte und zur  Verbreitung der französischen 
K ultur  beitrug. Der zum  ersten Mal in seinem Leben reiche König Stanislaus, w e l
cher über eine jährl iche Pension von ca. 2 M il l ionen Pfund verfügte, konnte 
N ancy  zu e iner üpp igen  Residenzstadt verwandeln , wohingegen die Entschädi
gung, die  Franz Stephan von Frankreich m bar bezahlt w urde ,  die Basis für das 
zukünft ige  habsburg- lo thr ing ische  Privatverm ögen darste llte42.

D er W iener  Vertrag von 1738, der den U ntergang Polens als europäische M acht 
zusätzl ich  bestätigte43, darf als ein M eis terw erk  der  dam aligen  D ip lom atie  be
zeichnet werden. Als erster hatte König Friedrich W ilhe lm  I. von Preußen den 
Tausch Lothr ingens gegen die Toskana zugunsten  S tan is laus ’ , den et' nach der 
D anz iger  Belagerung im könig l ichen  Schloß Königsberg 1734 beherbergte, vorge
schlagen. Sein Sohn, Friedrich II., w ar  1738 der M einung , daß die Ste l lung F ran k 
reichs in Europa besondere Vorteile habe: „Depuis la paix de Vienne, la France 
était l ’arbitre de l ’E urope“44, was sich u. a. dar in  manifestierte , daß Kardinal 
F leu ry  eine A n näherun g  an Ö sterreich  anstrebte und ’den  französischen Botschaf
ter in Wien aufforderte, „à se faire l ’instrument de ce qu i se peut opérer de plus in 
téressant pour l ’Europe entière, l ’établissement d ’une intell igence et d ’une union 
aussi durables q u ’ intimes entre le roi et l ’E m pereur“45.

Leider w ar  der Krieg mit dem O sm anenre ich  (1737-1739) ein schw erw iegender  
Prestigeverlust für d ie M onarchie . „Die Schwäche der habsburg ischen Armee, d e 
ren M odern is ierung Prinz Eugen zu le tz t  sträflich vernachlässigt hatte, w a r  nicht 
mehr zu verheim lichen -  ein schlechtes Vorzeichen für  den täglich zu erwartenden 
Kampf um die Sicherung der weib lichen  Thronfolge , die e inige der europäischen 
und deutschen M ächte  nur halbherzig , andere gar nicht anerkannt hatten .“46

Zwei Jahre  später begann die sch limm ste Krise, die das H aus F labsburg  je erlebt 
hatte: der Ö sterreich ische E rbfo lgekrieg47. So w ie  beim Spanischen Erbfolgekrieg 
schien am Anfang alles ruhig zu bleiben, und Kardinal F leu ry  erklär te  im D ezem 
ber 1740 dem kaiser l ichen Botschafter in Paris, daß L u d w ig  XV., der persönlich 
für die französische N eutra l i tä t  e intrat48, seine ’Versprechungen halten werde.

4- H a n n s -L e o  M ik o le tzky ,  Kaiser Franz I. Stefan und der Ursprung des habsburgisch-loth- 
nngischen Familienvermögens (München 1961).
4j M ich a e l  G. Mülle r ,  Polen zwischen Preußen und Rußland. Souveränitätskrise und Re
formpolitik (Berlin 1983).
14 F ri ed r i ch  d e r  G r oß e ,  Réflexions politiques, 1738, zitiert von M ich e l  A nto in e ,  Louis XV, 
300.
45 Zitiert von G as ton  'Zeller, Histoire des relations internationales. Les temps modernes, 
Bd. HI (Paris 1955) 191.

Sch i l l in g ,  Das Reich und die Deutschen: Höfe und Allianzen, 286.
4/ J .  B é r e n g e r ,  J . M ey e r ,  La France dans le Monde au XVIIL siècle (Paris 1993), 7. Kapitel: La 
guerre de Succession d ’Autriche (1740-1748).

Ludwig XV. behauptete damals: „Je ne veux pas dans cette circonstance me mêler de rien, 
je demeurerai les mains dans les poches, à moins que l ’on ne voulût élire un protestant empe-
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Dies w ar  aber nicht die M einung der anderen Staatsminister, und die antihabsbur- 
gische Partei blieb genauso stark w ie  zur  Zeit des Polnischen Erbfolgekriegs. 
Auch Kardinal F lcu ry  w ar  im G runde genom m en genauso schwankend wie frü
her. Er w a r  insbesondere überzeugt , daß Franz Stephan von Lothringen, der 
wahrsche in lich  zukünft ige  Römische Kaiser, noch franzosenfeindlichcr als zuvor 
sein würde , so daß er sich für den Verlust Lothringens rächen und nach der Kai
serwahl das ganze Reich mobilmachen werde, um seinen Patrimonialstaat zu rück 
zuerobern . Deswegen favorisierte Frankreich eine Kandidatur des bayerischen 
Kurfürsten Karl A lbrecht von Anfang an, obw ohl es zuerst die Integrität der 
H absburger  M onarchie  aufrecht erhalten wollte . Nachdem der Kanzler Chauve- 
lin in U ngnade  gefal len war, w urde  der Feldmarschall von Belle-Isle, Statthalter 
von Metz , der neue Leiter  der österreichfeindlichen Partei. Im Februar 1741 über
zeugte Belle-Is le Kardinal Fleury, der nach dem preußischen Einfall in Schlesien 
gegenüber dem jungen Friedrich II. sehr zurückhaltend war49, davon, in Deutsch
land zu intervenieren. Eigentlich entstand die Katastrophe für Maria Theresia w e 
niger aus der unfreundlichen H altung  der französischen Regierung als aus dem 
unerwarteten  Einfall Friedrichs des Großen in Schlesien und aus den Ansprüchen 
Kursachsens und Kurbayerns.

Zu den zahlreichen Fehlern, che Kaiser Karl VI. beging, kann man die Heirats- 
polit ik  semer N ichten , der Töchter des verstorbenen Kaisers Joseph reclinen. 
Schon im Jahre  1719 heiratete Erherzogin  M aria  Josepha den sächsischen Prinzen 
Friedrich August,  den zukünft igen König von Polen, August III. Drei Jahre später 
vermählte sich ihre Schwester Maria Amalia  mit dem bayerischen Kurprinzen 
Karl A lbrecht. Beide Erzherzoginnen leisteten den üblichen Verzicht auf die 
H absburger  Erbschaft, aber jeder wußte , daß diese Verträge keinen besonderen 
Wert hatten, vor allem für M ax Emanuel von Bayern , der schon in dieser Heirat 
die Revanche für seine Mißerfo lge während des Spanischen Erbfolgeknegs sah. 
1722 gab er 4 M il l ionen Gulden für die M ünchener Heiratsfeierlichkciten seines 
Sohnes aus, um  der öffentlichen M einung Deutschlands zu zeigen, wer der näch
ste Kaiser sei. K urbayern  und Kursachsen hatten indessen ausgezeichnete Motive, 
sich m die Nachtolgefrage e inzumischen, weil sie behaupten konnten, daß ihre 
Gattinnen von der Pragmatischen Sanktion enterbt worden seien. Max Emanuel 
hatte seit 1720 sein Bündnis mit Frankreich erneuert, um Subsidien von Versailles 
zu bekom m en, die dem Unterhalt  seines Heeres dienen sollten.

Bald erschien die Zukunft der M onarchie aussichtslos. Die preußischen So lda
ten w urden  ausnahmsweise als Befreier von der Bevölkerung Schlesiens begrüßt, 
weil eine e indeutige Interpretation des Westfälischen Friedens durch che H abs
burger eine Erweiterung der Rekatho lis ierung nach 1680 erlaubt und dauerhafte

reur“ und einige Wochen später: „Nous n’avons qu ’une chose à faire, c’est de rester sur le 
Mont Pagnotc.“ Zitiert in: Antoine, Louis XV, 301.

Fleur)' zeigte seine Genugtuung „devant l’heureuse circonstance que présentait à la France 
l’extinction du dernier mâle de la Maison d ’Autriche, mais marqua le peu de fonds qu i ’il 
faisait sur le caractère de ce prince Frédéric 11“. B e l l e - h l e .  Ungcdruckte Memoiren, Biblio
thèque Nationale, Pans, Handscliriftensainmlung, Ms Ir. 11.254, f 3.



Unzufr iedenheit  bei den Evangelischen Niederschlesiens verursacht hatte. Die 
Festungen Brieg  und G roßg logau  waren  menschenleer, und die Preußen st ießen 
prakt isch  auf keinen W iderstand , so daß die E roberung Schlesiens in zwei M o n a 
ten abgeschlossen war. F riedrich  II., der e inige Rechte auf drei Fürsten tüm er ge
erbt hatte, verlangte die E ierausgabe des ganzen H erzogtum s . D afür  versprach er, 
an läßlich der kom m enden  Kaiserwahl,  die brandenburg ische Kurstimme Franz 
Stephan zu geben.

Karl A lbrecht, der seine Rechte aus dem Testament Kaiser Ferdinands I. (1564) 
ableitete, beanspruchte noch mehr: das Königreich B öhm en und die Kaiserkrone. 
Er fand bald die französische Unters tü tzung , denn die Pariser  Kriegspartei sah 
eine unverhoffte Gelegenheit, das Elaus F labsburg zu ern iedrigen3'0 und einen 
franzosenfreundlichen  Kaiser im Reich zu etablieren, ohne einen A ugenb l ick  zu 
befurchten, das ganze G le ichgew ich t M itte leuropas um zustü rzen . Belle-Is le und 
seine Anhänger  w aren  nämlich der i l lusorischen M einung , daß die Klientel des 
A llerchrist l ichen  Königs von dieser großen U m w ä lz u n g  profit ieren w ürde31. 
Wenn F leu ry  ursprüng lich  nur das defensive B ündnis  mit K urbayern  bestätigen 
und dip lomatisch  den K urfürstentag beeinflussen wollte , ließ er sich bald von 
Belle-Isle, der von der  öffentlichen M e inun g  un terstützt  w urde ,  überreden, und 
ohne formell den Krieg zu erklären, schickte er im Som m er 1741 ein FIilfskorps3‘  
von 40.000 M ann  (47 Bata i l lonen und 90 Schwadronen) nach B ayern , das im 
H erbst L inz  erreichte. Frankreich  w urde  also noch e inm al in einen Krieg auf dem 
Festland verwickelt ,  als schon das R is iko  bestand, in N ordam er ika5'’ in A use inan 
dersetzung mit E ngland34 zu geraten. Die ganze Po lit ik  Kardinal F leu rys  beruhte 
auf dem bayer ischen B ündn is33, obw ohl der bayer ische Staat nicht so mächtig  w ie 
im 17. J ah rhundert  w a r  und die sich jährl ich  auf bis zu 800.000 G ulden  erstrecken
den Subsid ien , die von Frankreich gezahlt w urden , mehr für H ofausgaben  als für

3U L u d en  B é ly ,  Relations internationales, 491. A nto in e ,  Louis XV, 300-309.
M Das Ziel von Belle-Isle, das bald auch von der französischen Regierung akzeptiert wurde, 
war „abaisser la Maison d ’Autriche en lui ôtant d ’une part la couronne impériale et la faisant 
passer avec une partie de ses possessions sur la tête de l’Electeur de Bavière, ce qui est si glo
rieux au roi, si honorable au ministère de son Eminence que l ’on ne peut trop y  réfléchir et 
prendre assez de mesures pour assurer le succès“. B e l l e - I s l e ,  Mémoires, f° 24.

Da es keinen Kriegszustand zwischen Frankreich und der „Königin von Ungarn“ gab, ha
ben die Franzosen als Hilfstruppen von Kurbayern und nicht als Soldaten des Allerchristl i
chen Königs gekämpft.
w Nach Saint-Simon verwickelte Belle-Isle die Regierung „dans la plus cruelle guerre, en la
quelle le cardinal Fleury s ’est imbécilement laissé engager par l’ intérêt d ’un très simple parti
culier, qu ’il haïssait, et dont il se défiait“ . Mémoires pour l ’année 171S (erst 1745 aufgeschrie
ben), G. True  (Hrsg.), Bd. V, 1314.
34 Spanien war schon seit 1739 wegen Kolonialinteressen in Konflikt mit Großbritannien ge
raten.
3:> Es beruhte auf einer Reihe von Abkommen (1727, 1733 und 1738) mit Zahlung von Sub
sidien, die 30% der Militärausgaben Bayerns deckten und seit 1738 im Gegensatz zu dem 
Wiener Vertrag erscheinen. Über die Subsidien von Versailles siehe P e t e r -C la u s  H a r tm ann ,  
Karl Albrecht -  Karl VII. Glücklicher Kurfürst, Unglücklicher Kaiser (Regensburg 1985) 
151-155.
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die Unterhaltung des vorgesehenen Heeres von 40.000 M ann verwendet w orden  
waren. Deshalb verfügte Karl A lbrech t 1740 nicht über die erforderlichen Mittel 
für seine durchaus ambitiöse Polit ik . L u dw ig  XV. hatte sein Geld umsonst ausge
geben36.

Friedrich II. agierte bereits als Anführer  der antihabsburgischen Aktion , w o 
hingegen die anderen H errscher  als schwache M itläufer erschienen. Nach dem 
preußischen Sieg bei M o llw itz  änderte F rankreich  seine Pläne vollkom m en; an 
statt die Kaiserwahl Karl A lbrechts zu favorisieren und die H absburger  M o n ar 
chie zu retten, begünstigte  auch F leu ry  unter dem Einfluß von Bellc-Isle die Tei
lung der Erbschaft von M aria  Theresia . Im Septem ber 1741 w urde  von Belle-Isle 
in Frankfurt ein Vertrag geschlossen, dessen V erw irk l ichung  den U ntergang der 
M onarchie und reinen U nsinn  vor dem H in te rgrun d  der damaligen  D iplomatie  
und des europäischen G leichgew ichts  bedeutete. A ugust  III. sollte M ähren , O b er 
schlesien und das W aldviertel (N iederösterre ich  nörd lich  der D onau) annektieren, 
um eine d irekte Verbindung zw ischen seinem Patr imonia lstaat  Kursachsen und 
der Republik  Polen herzuste llen , und Karl A lbrech t w u rde  gestattet, sich sofort 
der Gebiete von Vorderösterreich, Tirol, Oberöstcrre ich  und des Königsreichs 
Böhmen zu bemächtigen. Der im September 1741 zw ischen  Karl A lbrecht und 
Phil ipp V. geschlossene Vertrag von N ym p h en b u rg  s icherte noch K urbayern  die 
Unters tü tzung Spaniens, das mit H ilfe  von französischen Truppen die i ta lien i
schen Länder  des Erzhauses zurückerobern  sollte. M ar ia  Theresia  blieb nur das 
Königreich U ngarn  übrig , was mit Kroatien und Siebenbürgen  ein 320.000 Q u a 
dratk i lometer breites, w en ig  bevölkertes (ca. 6 M il l ionen  E inw ohner)  und noch 
am Rande Europas liegendes Land dargestellt  hätte. D ieser Rest bot keine Basis 
mehr für eine Großmacht. N u r  auf die Toskana und U ngarn  gestützt, wäre  das 
Haus H absburg-Lo thr ingcn  in der Tat auf die Stufe e iner zw e itrang igen  M acht 
herabgedrückt und die Landkarte  M itte leuropas vo l lkom m en um gew ande lt  w o r 
den. Karl A lbrecht verfügte über ein mächtiges Bündnis ,  das aus Frankreich , K ur
sachsen, das auch ein H ilfskorps  von 18.000 M ann  nach Böhm en zu sch icken ver
sprochen hatte, Kurkö ln  (sein B ruder  w a r  Erzbischof C lem ens A ugust)  und K u r 
pfalz bestand. D er eher zurückha ltende  M ainzer  Kurfürst Philipp Karl von der 
Eltz sah sich gezw ungen , den Kurfürstentag nach Frankfurt  e inzuberufen, dam it  
das Kurko lleg  aus den drei Kandidaten -  nämlich Franz  Stephan von Lothringen, 
Karl A lbrecht und A ugust  III. -  e inen neuen Kaiser wählte.

Zu dieser Zeit hätte F leury  noch die unvernünftige  Polit ik  Frankreichs ändern 
und zu der vorsichtigen H a ltung  vom D ezem ber 1740 zu rückkehren  können, weil 
Maria  Theresia  den kaiser l ichen H ofrat  Koch nach Paris schickte, um  Karl A l 
brecht die N iederlande , Ital ien und Luxem burg  gegen den garantierten Besitz 
Böhmens anzubieten. Belle-Isle , der sich ungeheuer  le ichtsinnig zeigte, ließ aber

56 „Je ne sais par quelle négligence nous n’avions point eu de ministres ä Munich depuis pres 
de dix ans; au moyen de quoi l ’on ignorait ä Versailles que PE lccteur de Baviere n ’avait ni mi
nistres, ni géncraux, ni troupes, ni magasins, ni arsenaux et que ses hnances étaient dans un tel 
désordre que l ’on n’en pouvait tircr aucunc espcce de ressources.“ B e l l e - I s l e ,  Mémoires, Ms 
fr. 1 1.254, f ° 34. Die Subsidien wurden schon ab 1737 von 800.000 auf 270.000 fl reduziert.
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Koch antworten , daß „die Königin  w irk l ich  und absolut o hnm äch tig“ sei, F leury 
unterbrach die geheimen Verhandlungen, als M aria  Theres ia  nach der K rönung in 
P reßburg  die f inanzielle  und mil itärische H ilfe  des ungarischen Adels ,  der ihr 
100.000 Mann versprach, bekom m en und einen ersten Waffenstil lstand mit F r ied 
rich II. in K le in-Sche llendorf geschlossen hatte. Weil sie Schlesien opferte, ver
sprach der preußische König, bet der Kaiserwahl die kurbrandenburg ische 
Stimme dem H erzo g  der Toskana zu geben. „Die Königin  von U n g a rn “ konnte 
deshalb ihre gesamten militär ischen Kräfte gegen Karl A lbrech t richten, der mit 
seinen Truppen und dem französischen H il lskorps  m Böhmen einmarschierte , an 
statt sich der wehr losen  Residenz W ien  zu bem ächtigen37. Ein Sturm angr iff  e r 
möglichte zw ar  Belle-Is le und seinen Soldaten, am 26. N ovem ber  1741 Prag zu e r 
obern und Karl A lbrech t die K rönung zu verschaffen. Die Eroberung Böhmens 
durch die Franzosen  w ar  aber m il itärisch dennoch ein Unsinn, obw oh l der b a ye 
rische Kurfürst die baldige H u ld igu n g  des böhmischen H ochadels  und d ie U n te r 
s tü tzung der Bevö lkerung bis zu r  R ü ck keh r  der österreich ischen Soldaten im 
Frühjahr 1742 erlangte. Die von der H auptarm ec völlig  getrennten französischen 
Truppen besetzten ein Jah r  lang die  böhmische H auptstad t , ehe ein R ü ckzug  nach 
Eger die französische Garn ison von Prag rettete.

Im Januar  1742 endlich w u rde  Karl Albrecht e inst im m ig  zum  Kaiser gewählt, 
der, nach dem Urte il  Voltaires „durch seinen Aufst ieg  zu einem der ung lück l ich 
sten H errscher  der Erde w u rd e“ . A uf  jeden Fall hat seine Polit ik  den endgültigen 
Zusammenbruch der europäischen Ste l lung Bayerns verursacht. Für P. C . H ar t 
m ann38 beruht der M ißerfo lg  Kaiser Karls VII. auf der  ungenügenden  U nte rs tü t 
zung, die Frankreich  ihm nach 1742 gewährte . Das D iar ium  Karl A lbrechts  zeigt: 
Er w ar  kein  schlechter Herrscher, blieb bis zum  Ende ehrlich, aber er w urde  von 
Feldmarschall de B rog l ie  ungenügend unterstützt . Seine T hronbeste igung , die e i
nen jahrhunderte langen  Traum des Hauses W ittelsbach verw irk l ich te , bewies 
noch einmal, daß die  K a iserw ürde ohne eigene H ausm acht  eine Illusion blieb und 
daß der Landesherr  e iner deutschen M itte lm acht w ie  K urbayern  (oder Kursach
sen) nicht imstande war, eine se lbständige Polit ik  zu betreiben.

Friedrich II. ver ließ die K oalit ion39, sobald er mit dem Berl iner Vertrag (Juli 
1742) erreicht hatte, was er w ünschte , d. h. den A nsch luß  Schlesiens (mit A us
nahme der drei oberschlesischen Fürsten tüm er Teschcn, Jaegerndorf  und Trop- 
pau) und der Grafschaft G latz  an die preußische M onarchie . Das H erzogtum  
Schlesien, ein Lehen der böhmischen Krone, w a r  eine der am meisten bevölkerten 
und reichsten Prov inzen  des F labsburger Reiches: Es zählte ca. 1 M il l ion  E in w oh 
ner und bezahlte 11% der Steuern, die von der W iener  H o tkam m er  einkassiert

•v  Tapié, L’Europe de Marie-Therese, 60-67.
:>s H artm cm n ,  Karl Albrecht -  Karl VII., 306-310.
:>v Friedrich II., der ein erstes Mal seine Pläne geändert hatte, verweigerte Franz Stephan bei 
der Kaiserwahl 1742 seine Stimme und griff Maria Theresia in Böhmen an, was die Situation 
der Franzosen in Prag eine Zeit lang erleichterte. Unter dem Druck von Lord Cartcret sah 
sich Maria Theresia im Sommer 1742 ein zweites Mal gezwungen, mit der Hoffnung auf eine 
baldige Revanche, Schlesien Friedrich II. abzutreten.
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wurden. Es erzeugte Tücher, die über H am b u rg  bis nach Late inam erika  exportiert 
wurden. Der Verlust Schlesiens bedeutete also für M aria  Theres ia  eine dauerhafte 
Schwächung ihrer w irtschaft l ichen  und mil itär ischen M acht, die nie ausgeglichen 
werden konnte. Es w ar  um so schlimmer, als die geograph ische Lage Schlesiens 
Friedrich II. er laubte, leichter in Böhmen und M ähren  e inzugreifen und sogar 
Wien zu bedrohen. Der Erwerb  Schlesiens brachte Preußen auf e inmal 1 M il l ion  
Menschen und der  Staatskasse viel Geld. Preußen hörte p lötz l ich  auf, eine deu t
sche M itte lm acht so ähnlich w ie  B ayern  oder Kursachsen zu sein. Es stieg zu einer 
europäischen M acht  auf.

An und für sich w u rde  seit 1742 das G le ichgew ich t  in M itte leu ropa  zugunsten  
Preußens und zum  Schaden Österreichs geändert . Die englische U nters tü tzung  
Österreichs erfolgte um diesen Preis, denn Lord Carteret ,  der jetzt für die b r i t i 
sche Polit ik veran twort l ich  war, bezahlte M ar ia  Theres ia  beträchtl iche Subsid ien 
nur unter gewissen Bed ingungen . Zu diesen gehörte die Forderung , sich mit P reu 
ßen zu versöhnen. Wenn diese enge Verbindung Österreichs mit England die 
Habsburger M onarch ie  rettete, trug sie auch dazu  bei, ganz Europa einen d eu t
schen Konflikt zu bescheren. Was F leu ry  verm eiden  wollte ,  trat ein. Der Vertrag, 
der zwischen Savoyen  und M aria  Theresia  geschlossen wurde , enthüllte im Sep
tember 1743 die  K negsz ie le  der „Königin von U n g a rn “ . Sie überließ dem König 
von Sardin ien, der endlich die Pragmatische Sanktion  anerkannte , einen Teil des 
Herzogtums M ailand . A ls Gegen le istung sollte sie das Elsaß und das H erzo g tum  
Lothringen mit den drei B istüm ern  annektieren . D ieser Plan w ar  genauso unver 
nünftig w ie  der Teilungsplan für die M onarch ie  aus dem Jahre  1741. Er zeigte aber, 
daß das H aus H ab sb urg-L o th r in gcn  nicht auf seinen Patr imonia lstaat  verzichtet 
hatte. Der W orm ser Vertrag rechtfertigte gew isserm aßen  die  Polit ik  F leu rys  von 
1733 und 1741: Franz Stephan blieb ein gefährl icher N achbar der Krone F rank 
reichs.

Karl VII. befand sich bald in einer ähnlichen S ituat ion  w ie  sein Vater M ax Ema- 
nuel während des Spanischen Erbfolgekrieges: B ayern  w u rde  von den österre ich i
schen Truppen unter  der F ührung  des Grafen Khevenhüller , eines Enkels M onte-  
cuccolis, e robert60, und der neue Kaiser konnte nicht mehr nach M ünchen  zurück . 
Erst 1744 erfolgte der  französische Gegenstoß. Vor a llem ein neuer A ngr iff  F ried
richs II. er laubte es e iner aus hessischen, preuß ischen und bayer ischen Kontingen
ten bestehenden Armee, in Süddeutsch land e inzum arsch ieren . Sie zw ang  Karl von 
Lothringen, den Oberbefeh lshaber  der österreich ischen Truppen61, nach M ähren  
zurückzukehren . So w u rde  M ünchen  von der österreich ischen Besatzung befreit, 
wo Kaiser Karl VII. endlich seinen E inzug halten konnte.

In diesen schweren  Stunden stützte sich M ar ia  Theres ia  auf die britische Hilfe, 
die ihr zugle ich die nötigen Subsidien und eine D ivers ion  in den N iederlanden

60 Die aus den in Italien stehenden Regimentern gebildete Armee betreite Linz schon am 23. 
Januar 1742 und marschierte in München am 12. Februar ein.
61 Bis 1745 darf man nicht mehr von „kaiserlichen“ reden, und der Ausdruck „Pragmatische 
Armee“ war damals üblich für die Truppen Maria Theresias.
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verschaffte. Das englische Kabinett z w an g  aber M aria  Theres ia  gegen ihren W il
len, Schlesien zw e im a l (1742 und 1745) an Friedrich  II. abzutreten . Infolgedessen 
richtete diese ihre G esam tpo li t ik  darauf  aus, die ver lorene Prov inz  zu rü ckz u e r 
obern oder später dafür  eine Kompensation in O steuropa  zu er langen, die dann 
Österreich gegen Schlesien zu tauschen gedachte.

Der A nsch luß  Schlesiens w a r  der Anfang der preuß ischen G roßm achtb i ldung 
und bedeutete die  Schaffung eines neuen Gle ichgew ichts  in Deutschland. Bis jetzt 
hatte man ein Römisches Reich , dessen Kaiser der oberste H err  a ller Fürsten 
blieb, und König Friedrich  W ilhe lm  I. hatte sich im m er als ein treuer  Vasall Kaiser 
Karls VI. verstanden. Friedrich  der Große betrachtete sich von vornhere in  als der 
Regent eines völlig  souveränen Staates, der nur gezw ungenerm aßen  dem Kaiser 
die H u ld igu ng  für die  deutschen Lehen leistete. M it  der Krise des Jahres 1740 be
gann die R iva l itä t  Österre ichs mit Preußen, die zur  Katastrophe von 1866 führen 
sollte, und man darf annehmen, daß die dam aligen  wesen tl ichen  Veränderungen 
der Reichsverhä ltn isse die bedeutendste K onsequenz des Österre ich ischen Erb
folgekrieges darstellten.

Immerh in  rettete M ar ia  Theres ia  die G rundlagen  der habsburg ischen M acht,
d. h. die K a iserw ürde und die  Donaum onarch ie . D er unerwartete  Tod Kaiser 
Karls VII. im Januar  1745 und  der A usg le ich  mit se inem Nachfolger, M ax  III. J o 
seph, der im Vertrag von Füssen gegen die sofortige E vakuierung B ayerns  auf alle 
Ansprüche Karl A lbrechts  verz ichtete  und sogar seine K urstim m e versprach62, e r 
laubte eine e inst im m ige Wahl F ranz  Stephans. M anche zeitgenössischen H is to r i 
ker haben bew undert ,  w ie  zäh M ar ia  Theresia  gekäm pft hatte, um  die Kaiser
w ürde  dem H aus H absburg -L o th r in gen  zu erhalten und den M ißerfo lg  der 
1742er Kaiserwahl zu  t ilgen63. Es zeugt aber von w en ig  Verständnis für die d am a
lige Reichsverfassung, weil Ö sterreich  nur dann eine G roßm acht  war, w en n  sein 
H errscher zugle ich  Re ichsoberhaupt  blieb, das eine führende Rolle  auf dem 
Reichstag spielte. A u f  diesem Gebiet w ar  Feldmarschall Belle-Isle , der die Thesen 
der deutschen Verfassungsrechtler  vertrat, besser in form iert64 und viel scharfs in
niger als Voltaire. Belle-Isle w ar  davon überzeugt , daß, w enn  Franz  Stephan zum  
Kaiser gewäh lt  w ürde ,  er die Reichsstände mobil is ieren w erde , um  Lothringen 
zurückzuerobern65. M it  dem Dresdner  Frieden (D ezem ber  1745) konnte  das 
Haus H ab sb urg -L o th r ingen  aber nicht seine ganze Terr itor ia lmacht retten, und 
Frankreich mußte  endgü lt ig  seinen Traum aufgeben, eine vorrang ige  Ste llung im 
Reich mit H ilfe der  V erm itt lung eines befreundeten Kaisers zu behaupten.

6- Alois S chm id ,  Max III. Joseph und die europäischen Mächte. Die Außenpolitik des Kur
fürstentums Bayern 1745-1765 (München 1987).
(,J V.-L. Tapié  versucht, Maria Theresia zu entschuldigen, weil sie um jeden Preis Franz Ste
phan zum Kaiser machen wollte, l ’Europe de Marie Thérèse, S. 219.
64 Man denke nur an die Menge ungedruckte Aufsätze, die noch heute im Pariser Archiv des 
Außenministeriums hegen, die vom Sekretär (Premier commis) Le Dran über die Rechte des 
Hauses Habsburg und die Reichsverfassung verfaßt wurden (Bestand Mémoires & docu
ments, Autriche). Sie sind allgemein Maria Theresia wenig günstig.
(0 B e l l e - I s l e , Ungedruckte Mémoires, Ms fr. 1 1.254, P 98— 117.
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Im Jahre 1745 nahm der Krieg den C h arak te r  eines langw ier igen  Konfliktes 
zwischen Frankreich und Großbritann ien  an; er w u rd e  in den N iederlanden  und 
in Italien (u. a. Belagerung von Genua) fortgesetzt -  auch der Jakob itenaufstand  in 
Schottland ist m diesem Kontext zu erwähnen - ,  und erst nach der E roberung der 
Niederlande durch den französischen Fcldmarschall  M or itz  von Sachsen brachte 
der Aachener Frieden ein vorläufiges Ende des europäischen Waffengangs. O b 
wohl Maria Theresia M ai land  behielt  und Franz Stephan der unbestr ittene H err  
des Großherzogtums Toskana blieb, mußte sie den B ourbonen noch die  H e rzo g 
tümer Parma und Piacenza überlassen und zum  dritten Mal den Verlust Schlesiens 
bestätigen. Der Aachener Frieden hat alle Teilnehm er enttäuscht, vor allem den 
siegreichen Ludwig XV., der seine Eroberungen auch zurückgab . Die französische 
öffentliche Meinung hatte den pein lichen E indruck , daß man „für den König von 
Preußen“ sieben Jahre gekämpft und der Krieg, dessen H au p tzw eck  die endgü l
tige Vernichtung des Hauses H absburg-Lothringen war, nichts Positives gebracht 
hatte. Die damaligen Probleme Westeuropas hatten sich im Gegenteil verschärft, 
die Eroberungen in Ubersee w urden  im Austausch einfach zurückgegcben , die 
Auseinandersetzungen in N ordam er ika  hatten sich zugesp itz t66. Spanien, dessen 
Eroberungen in M adrid  als ungenügend bewertet w urden , w ar  gegen Frankreich 
erbittert, so daß der A achener Frieden in Paris w ie  in London  eher als ein Waffen
stillstand betrachtet wurde.

Das europäische Staatensystem , das aus den Ergebnissen des R i jsw ijcker  F rie 
denskongresses entstanden war, w urde  in Frage gestellt . P reußen erschien nun als 
ein neuer Stern, wenn auch seine M acht, die auf dem H eerw esen  beruhte, leicht 
übertrieben wurde. Preußen gehörte von vornherein  zum  Klub der europäischen 
Großmächte mit Rußland, der  H absburger  M onarch ie ,  Frankreich  und G ro ßbr i
tannien, der sogenannten Pentarchie. Spanien blieb eine Kolonia lmacht, die dank  
der Nebenlinien der spanischen Bourbonen noch einen begrenzten Einfluß auf 
Italien ausübte. Die H absburger  w aren  keine Weltmacht mehr und herrschten vor 
allem über Mitteleuropa, w o  sie jetzt in W ettbewerb  mit Preußen traten. Die neue 
Großmacht, noch um 1700 fast unbekannt, w a r  das russische Reich, das seinen 
dauerhaften Einfluß auf die poln ische A de ls repub l ik  erweiter te  und seit dem F r ie 
den von Nystad (1721) seinen Vorrang im O stseeraum  behauptete, so daß keine 
Koalition ohne Teilnahme Ruß lands gebildet w erden  konnte. In Westeuropa 
herrschte noch die R ivalität zw ischen F rankreich  und Großbritann ien , die von 
1715 bis 1740 durch den W illen  beider Reg ierungen  zw ar  ze itw e i l ig  entschärft 
wurde, die aber auf w idersprüch lichen  Interessen m Ubersee beruhte. Aus dieser 
Rivalität entstand eine krieger ische S t im m ung in London  und in N ordam er ika .  
Frankreich brauchte unbedingt Verbündete auf dem Festland, um  eine kostsp ie
lige Kriegsmarine zu unterhalten, Verbündete, d ie es im m er bei den Reichsständen 
und auch in Osteuropa gesucht hatte. Das B ündn issystem  enthüllte während  des 
Österreichischen Erbfolgekriegs seine Fehler. K urbayern  w ar  sicher nicht mehr

i,l) J e a n  B v r e n g e i ; Yves D urand ,  J e a n  M ey er ,  Pionniers & Colons en Amérique du Nord, 
x v r - x v n r  siècles (Paris 1974).
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die le itende M acht im Reich, und Preußen w ar  kein zuverläss iger Partner. Vor a l
lem w ar  Maria  Theres ia  vom englischen Verbündeten besonders enttäuscht, weil  
er sie gezw ungen  hatte, Schlesien aufzugeben, so daß die große A ll ianz  mit L on 
don, die 1689 nach der G lorre ichen Revolution  entstanden und 1701 in Den H aag  
bestätigt w orden  war, überhaupt keinen Sinn mehr für die H absburger  hatte*’'.  
L u d w ig  XV., der die  von seinen Truppen besetzten N iederlande  ohne G egen le i
stung aufgab, hatte beim Aachener  Frieden gezeigt , daß er keine Eroberungen 
wollte . Er w ar  mit der Lösung der lothringischen Frage zufrieden, mit welcher 
man die S icherung der  französischen O stgrenze endlich erreicht hatte. M aria  T h e 
resia w ar  im Gegenteil über die brit ische H altung  von 1743 und 1745 erbittert. Sie 
w ar  sich vo l lkom m en bew ußt , daß die englische R eg ie rung ihr nie helfen würde , 
Schlesien zurückzuerobern . Deshalb dachte sie an eine Versöhnung mit den B o u r
bonen, die ihr Vater trotz des guten W illens Lu dw igs  XIV. (1715) und des Kard i
nals F leu ry  (1739) nie ernst genom m en hatte. Das w ar  ein schwieriges U n te rfan 
gen, weil eine O pposit ion  in der Geheimen Konferenz entstand und weil  die öf
fentliche M einung  in F rankreich  habsburgfe indlich  blieb. Der dauerhafte  A u s 
gleich mit F rankreich  w ar  t ro tzdem  der H au p tzw eck  der Botschaft von Kaunitz , 
der sich aus rationalen G ründen  als ein le idenschaftl icher A n hänger  des „renver- 
sement des a l l iances“ e rw ies68.

Der E rbfo lgekrieg  hatte auch verhängnisvolle  Konsequenzen für die M od ern i
s ierung der H absburger  M onarchie . M aria  Theresia  w ar  sich der Schwäche der 
Verfassung und der Staatsf inanzen vo l lkom m en bew ußt , die ihr von ihrem Vater 
hinterlassen w urden . In der B arockze it  w urde  keine Reform  durchgesetzt , w ir  
wissen heute, daß der österreich ische A bso lu tism us nur eine E rfindung der späten 
H is to r ike r  ist69, daß die Pragmatische Sanktion  nur eine dynastische B indung 
zw ischen den verschiedenen Kronländern  brachte. M it  U n te rs tü tzung  Franz I., 
der ein besserer Staatsmann als Feldherr war, versuchte M aria  Theres ia  schon nach 
1745, trotz des W iderstands des Hochadels ,  die meisten Feh len tw ick lungen  in der 
R egierung abzustellen. Das verräterische Verhalten der böhmischen Stände er 
laubte es ihr, die se lbständige Ste l lung Böhmens abzuschaffen und die a l lmächtige 
böhmische H ofkanz le i  mit der österreichischen 1749 zu vereinigen. Die Erfah
rungen des Grafen H au gw itz ,  der zuerst in der Ste ierm ark  und nachher im öster
reichischen Schlesien als Landeshauptm ann  tätig war, boten die G rundlagen  für 
eine U m w ä lzu n g  der S tändeverwaltung. Dabei ist festzustellen, daß das M uster 
den Verwaltungsreform en König Friedrich W ilhelms I. en tnom m en wurde . Die 
U nabhäng igke it  der Ständeverw a ltung  w urde  abgeschafft, und die Steuere inneh
mer w urden  zum  ersten Mal seit 1526 kön ig l iche Beamte. Wenn die Landtage, die 
aus H ochadeligen  und Prälaten bestanden, d ie S teuerbew il l igung  behielten, so 
mußten sie eine Pauscha lkontr ibut ion  bewil l igen, die zum  U nterha lt  eines auf

67 Siehe auch Max B ra u b a ch ,  Versailles und Wien von Ludwig XIV. bis Kaunitz. Die Vorsta
dien der diplomatischen Revolution im 18. Jahrhundert,  2 Bde. (Bonn 1952).
I,!i Franz A. J. Szabo ,  Kaunitz and Enlightened Absolutism 1753-1780 (Cambridge 1994).
69 B e r e n g e r ,  Finanees & Absolutisme autrichien dans la seconde moitic du XVIIeme siecle, 
Conclusions, 450-470.
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dem Friedensfuß von 120.000 M ann starken Heeres gebraucht w urde ,  das der 
W iener  H ofkr iegsra t  als notw end ig  betrachtete, um  die M onarch ie  zu verte id igen 
und einen neuen Einfall F riedrichs II. verh indern  zu können. D ieser Betrag  b i l
dete eine M in im a lkon tr ibu t io n , die bei jeder S itzung der verschiedenen Landtage  
nicht mehr zu d iskutie ren  war, auf denen aber andere Steuern Gegenstand le iden
schaftl icher Debatten blieben. D urch  die sogenannte Reform  von H au gw itz  
w u rde  den Landständen  ihr Steuerbew il l igungsrecht  nicht genom m en, sondern 
nur im Interesse des Staates begrenzt. Übr igens galt diese positive Reform nur für 
den Kern der M onarch ie  (die deutschen Erblande und die L änder  der Krone B ö h 
mens), weil  die N iederlande , M ailand  und  vor a llem das Königre ich  U n garn  ihre 
f inanzie llen  Vorrechte retteten. Wenn M ailand viel zum  A ufkom m en  der Staats
kasse beitrug, blieb Ungarn  w ie  üblich fast steuerfrei. Aus dieser Reform  resu l
tierte indessen die österreich ische S taatsverwaltung mit ka iser l ichen  Beamten. 
Aber ohne den Anstoß des Erbfolgekriegs hätte kein  W iener  H errscher  den W i
derstand des H ochadels  beugen können, der sich als M itregent der M onarch ie  in 
der B arockze it  behauptete. M it  dieser ersten Verwaltungsreform  setzte eigentlich 
die A ra  der A ufk lä rung  ein, die die Reg ie rungsze it  M aria  Theresias ch arak ter i
siert.

Drei Erbfo lgekr iege  haben die N atu r  der H absburger  M onarch ie  beträchtlich 
verändert. M ar ia  T heres ia  verfolgte ganz andere Ziele als ihr Großvater, der ge 
w isserm aßen  noch m den Kategorien Karls V. dachte: Die Erzhauspolit ik  w ar  im 
mer ein w ich t iger  Bestandte il seiner D ip lomatie , und w enn  eine ze itweil ige  
Schwäche der D onaum onarch ie  ihn an eine Teilung seiner Erbschaft denken ließ, 
so strebte er nach dem Sieg gegen die T ürken  und mit der U n te rs tü tzu ng  der See
mächte danach, sich des ganzen H absburgerre iches  zu bemächtigen, was auf ke i
ner anderen Basis als auf legitimen Patr im onia lrechten  und der  Treue der U n te r ta 
nen beruhte. M it  M ar ia  Theresia , die sich als eine der  k lügsten  Regentinnen unter 
den Staatsmännern  des frühneuze it l ichen  Europas behauptete , w ird  die U m w a n d 
lung der H ab sb urger  M onarch ie  deutlich: Anstatt  nach einem Universa lre ich  zu 
streben, ist sie eine von G rund auf m itte leuropäische G roßm acht, deren Kräfte im 
D onauraum , in N ord itahen  und m Deutschland liegen. U m  die negativen K onse
quenzen der Erbfolgekrise  zu beseitigen, begann M aria  Theresia , die M onarch ie  
nach p reuß ischem  M uster  zu erneuern und das A l l ian zsys tem  grundlegend zu 
verändern, weil  sie hoffte, auf diese Weise Schlesien zurückerobern , ihre Vor
machtste l lung im Reich w iederherste l len  und die D onaum onarch ie  als europä i
sche G roßm acht noch besser behaupten zu können. Abschließend bleibt fes tzu
halten, daß die dre i Erbfo lgekriege , die w ir  kurz  ana lys ier t  haben, unbestre itbar 
w ich tige  Faktoren  der E ntw ick lung  der österreich ischen M onarchie , des Reiches 
sowie  des europäischen Staatensystems im 18. J ah rhun dert  waren .
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Der Aufstieg neuer Großmächte im 18. Jahrhundert 
und die Aufteilung der Machtsphären in 

Ostmitteleuropa

Seit Rankes berühm tem  Essay über die „Großen M äch te“ von 1833 ist es üblich 
geworden , das M ächtesystem  des 18. Jah rhunderts  als ein Bez iehungsgeflecht von 
fünf G roßmächten  zu begre ifen1. Sie treten in Gestalt  von England, Rußland , 
Österreich  und Preußen m der A b w eh r  der H egem onicbestrebungen  Frankreichs 
hervor und bilden seit den großen Friedensschlüssen von 1713/14 und 1721 den 
Rahm en, in dem sich über die Revo lu t ionskr iege  h inausre ichend die S t ruk tu rge 
schichte der europäischen M ächtepo l i t ik  darstellt . Neben England w ar  es vor a l
lem das Kaiserhaus, das den französischen M achtanspruch  endgült ig  in die 
Schranken wies. Aber auch die nachhalt ig  w irksam en  Erfolge des Zarenreiches 
über Schweden und Polen trugen das Ihre dazu bei, das schwedisch-französische 
Steuerungssystem , das 1648 prakt isch  für den ganzen Kontinent installiert 
w orden  war, außer Kraft zu setzen. U n d  der Aufst ieg  Ruß lands w iederum  w ar  
eine der mächtepolit ischen Determ inanten  für den Eintritt  Preußens m die große 
Polit ik.

I.

W alther  M ed iger  und Klaus Zernack haben in mehreren ihrer mächtepolit ischen 
U ntersuchungen  herausgearbeitet , daß der Aufst ieg  der H ohenzo l lernm onareh ic  
als fünfte der europäischen Großm ächte  ohne die U m w älzu ngen , die sich im Ver
laufe des Großen N ord ischen  Krieges am Beginn des 18. Jah rhunderts  vollzogen,

1 L eo p o ld  v o n  Rank e,  Die Großen Mächte (1833), in: ders . ,  Sämmtliche Werke 24 (Leipzig 
1872) 1-40. Vgl. ferner H e r m a n n  v o n  C ä m m e r e r ,  Rankes „Große Mächte“ und die Ge
schichtsschreibung des 18. Jahrhunderts, in: Studien und Versuche zur neueren Geschichte. 
Max Lenz gewidmet von Freunden und Schülern (Berlin 1910) 263-312, und Ulri ch  Miib -  
la ck ,  Das europäische Staatensystem in der deutschen Geschichtsschreibung des 19. Jahrhun
derts, in: Annali / Jahrbuch des italienisch-deutschen historischen Instituts in Trient 16 
(1990) 43-92 (mit weiterer Literatur).
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nicht angemessen, e rk lärt  werden  könne2. Der Kampf um  die Vorherrschaft im Be
reich der Ostsee veränderte das europäische M ächtesystem  von Grund auf3. An 
die Stelle des von Frankreich und Schweden im Westfälischen Frieden errichteten 
Steuerungssystem s trat ein hegem onia ler  Anspruch , in dessen Einfluß Polen und 
Schweden trotz des Umstandes gerieten, daß F rankreich  mit seiner „Barriere de 
l ’Est“ seine kontinenta leuropä ische Interessensphäre nach Osten abzugrenzen 
und zu sichern versuchte. Zernack  hat diesen Sektor  des europäischen M ächtege
füges als System  von N ys tad  bezeichnet4.

Es w ird im K onkurren zkam pf um die O stseevorherrschaft  s ichtbar in dem Ver
such Ruß lands , „das l ibertäre M achtver tc i lungssys tem “ der A de lsrepub lik  Polen 
für die hegem onia len  Expansionsabsichten des Zarenreiches zu nutzen''’ . Ihre erste 
große und e igentüm liche Manifestation hat dieses zarist ische Instrumentalis ie - 
rungs- und Außensteuerungsbestreben  -  so Zernack -  auf dem Stum m en R e ichs
tag von G rodno 1716/17 gefunden, als sich Peter der G roße die militärische Kon
trolle über das Gebiet der A de lsrepub lik  übertragen ließ. D am it w a r  es dem Zaren 
gelungen, die G rund lage  für  den Aufbau e iner hegem onia len  Ste l lung in ganz 
Osteuropa zu schaffen. Im Frieden von N ystad  1721 vermochte er diesen Inter
ventionserfolg dann durch völkerrechtl ich  verb indliche Z usicherungen au szu 
bauen und zu bestätigen. Sie gestanden dem Zaren Interventionsrechte in Polen 
und Schweden „für den Fall verfassungsändernder Reform en aus e igener K raft“ 
zu und liefen in Bezug auf die  Ade lsrepub l ik  auf eine P erpetu ierung der „A n ar
ch ie“ und die  E inhegung der überlieferten Ständepriv i leg ien  hinaus. Sie vorhin-

’ W alther  M ed i g e r ,  Mecklenburg, Rußland und England-Hannover 1706-1721. Ein Beitrag 
zur Geschichte des Nordischen Krieges, 2 Bde. (Hildesheim 1967); ders . ,  Moskaus Weg nach 
Europa. Der Aufstieg Rußlands zum europäischen Machtstaat im Zeitalter Friedrichs des 
Großen (Braunschweig 1952), im folgenden zitiert: M ed i g e r ,  Moskaus Weg nach Europa; 
Klaus 'Zernack,  Das Zeitalter der nordischen Kriege von 1558 bis 1809 als frühneuzeitliche 
Geschichtsepoche, in: ZLIF 1 (1974) 55-79; ders . ,  Negative Polenpolitik als Grundlage 
deutsch-russischer Diplomatie m der Mächtepolitik des 18. Jahrhunderts (1974), jetzt in: 
ders . ,  Preußen -  Deutschland -  Polen. Aufsätze zur Geschichte der deutsch-polnischen Be
ziehungen, hrsg. von W olfram  Fischer,  M i c h a e l  G. M ü l l e r  (Berlin 1991) 225-242; ders . ,  Das 
preußische Königtum und die polnische Republik im europäischen Mächtesystem des 18. 
Jahrhunderts -  1701-1763 (1981), in: ebd. 243-260, im folgenden zitiert: Z erna ck ,  Das preu
ßische Königtum und die polnische Republik; ders . ,  Der große Nordische Krieg und das eu
ropäische Staatensystem. Zu den Grundlagen der preußisch-polnischen Beziehungen im 18. 
Jahrhundert, in: ebd. 261-278, im folgenden zitiert: Zerna ck ,  Der große Nordische Krieg. 
Ähnliche Überlegungen finden sich auch in einer Reihe weiterer Aufsätze von Zernack.

M a n f r e d  H e l lm a n n ,  Die Friedensschlüsse von Nystad (1721) und Teschen (1779) als Etap
pen des Vordringens Rußlands nach Europa, in: Historisches Jahrbuch 97/98 (1978) 270-288, 
im folgenden zitiert: H e l lm a n n ,  Die Friedensschlüsse von Nystad und Teschen. Vgl. ferner 
W alther  M e d i g e r , Rußland und die Ostsee im 18. Jahrhundert,  in: Jahrbücher für Geschichte 
Osteuropas 16 (1968) 85-103, und Ste-mart P. Oak lcy ,  War and Peace in the Baltic 1560-1790 
(London, New York 1992).
4 Zernack ,  Der große Nordische Krieg, 263.
■’ Ders. ,  Das preußische Königtum und die polnische Republik, 246.



derten damit  die Konso lid ierung der Krongewalt  und die Ü b erw indun g  der 
„staatlichen Souverän itä tskr ise“ in Polen6.

Von m ächtepolit ischer B edeutung an diesem Anspruch  auf Beherrschung des 
ostmitte leuropäischen Vorfeldes durch Ruß land  w ar  aber nun, daß unter  der F e
derführung des Reichsv izekanz lers  und A ußenm in isters  Graf H einrich  Johann  
Friedrich O sterm ann vor allem auch Österreich und Preußen m das G rav ita t ions
feld der russischen H egem on ia lpo l i t ik  gerieten. Denn es galt für Osterm ann, die 
von Frankreich  aufgerichtete und nach der N iederlage  im Poln ischen T hronfo lge
krieg nach 1732 forciert ausgebaute „Barriere de I’Est" durch ein vor allem gegen 
Sachsen-Polen gerichtetes E invernehmen der drei Schw arzen  Ad ler  unter R u ß 
lands F ührung  zu konterkar ieren ' ' .  Was Preußen betraf, so hatte sich Friedrich 
W ilhe lm  1. im Potsdamer A bkom m en  von 1720 schon sehr frühze it ig  auf eine mit 
dem Zaren abgestimmte Polenpolit ik  festgelegt. Sie lief darauf  hinaus, che als 
M achtste igerung e inzuschätzende Personalun ion  Polens mit Sachsen und die d a 
mit verbundene Stärkung  der kön ig l ichen  Prärogative zu h intertre iben  und durch 
die Erhaltung der ständischen M itsprachebefugn isse  die R eg ierbarke it  der A de ls 
republik  von außen zu gew ährle is ten8. Das bedeutete unverkennbar einen W ende
punkt: R uß land  gewann  an der W estflanke sogleich einen Partner zu r  Sicherung 
seiner Vorfeldpolitik . P reußen seinerseits verzichtete angesichts der sich hier e r 
öffnenden Instrum enta l is ierungsm öglichke iten  aut seine vorher e rwogenen  Tei
lungsabsichten. Das sch ließ lich  Epochemachende des Potsdam er Vertrages von 
1720 bestand jedoch dar in , daß sich Österreich dem  Sog dieses Bündnisses auf die 
D auer nicht zu entz iehen vermochte und sich der um  Polen gruppierten  A ll ianz  
der drei Schw arzen  Ad ler  e infügte. O sterm ann hatte diese E ntw ick lung  bereits 
1725/26 vorhergesehen, als er das System  von N ystad  als die langfrist ige Perspek
tive russischer H egem on ia lpo l i t ik  in O stm it te leuropa sk izz ie rte9.

Zernack hat nun die These vertreten, daß der Aufstieg Ruß lands und sein s i
cherheitspolit ischer Z ugriff  auf das ostm itte leuropäische Vorfeld „einen span
nungsreichen, aber auf die D auer  tragfähigen K oex is tenzzw ang zw ischen  dem ab 
solutist ischen Preußen und dem autokrat ischen R u ß la n d “ hervorgebracht habe, 
der zu r  W ahrung und Ausba lanc ierung  der konkurr ie renden  Machtinteressen 
auch eine Teilung Polens von vornherein  ins Kalkü l z o g 10. Dem Siebenjährigen 
Krieg, dem dritten Waffengang um Schlesien, in dem bekannterm aßen  Rußland 
im Lager der großen A ll ianz  der Gegner Preußens stand, haben Zernack und nach

6 Ebd. 247. Vgl. ferner M ic h a e l  G. M üll e r , Polen zwischen Preußen und Rußland. Souverä
nitätskrise und Reformpolitik 1736-1752 (Berlin 1983) 9h; im folgenden zitiert: M üll e r , Po
len zwischen Preußen und Rußland.
' M ed i g e r ,  Moskaus Weg nach Europa, 73 ff. und 106 if.; M üller ,  Polen zwischen Preußen 
und Rußland, 40 f. und 92 ff.
s Ja c ek  S ta sz ew sk i ,  Die polnisch-sächsische Union und die Hohenzollernmonarchie (1697- 
1763), in: Jahrbücher für die Geschichte Mittel- und Ostdeutschlands 30 (1981) 28-34.
v Z ern a ck , Der große Nordische Krieg, 267, und d e n . ,  Das preußische Königtum und die 
polnische Republik, 247f.
10 Z ernack ,  Das preußische Königtum und die polnische Republik, 253.
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ihm auch Michael G. M ü l le r11 dieser Auffassung zufo lge eine eher marginale Be
deutung zugemessen und mit dem Blick  auf längerfr istige E ntw ick lungs tenden 
zen des osteuropäischen M ächtesystem s davor gewarn t, aus der temporären G eg
nerschaft der beiden M ächte zu Feh le inschätzungen zu gelangen. Denn w eder  der 
im Konflikt um  Schlesien sich erstmals manifest ierende deutsche Dualism us noch 
die Gegnerschaft R uß lands und Preußens seit den 40er Jahren  habe eine dauer
hafte Gefährdung der Instrum enta l is ierungspo lit ik  der drei ostm itte leuropäischen 
Großmächte Polen gegenüber zur  Folge gehabt. Das Ergebnis des Krieges, 
schreibt Zernack, bestehe nicht in einer N eufo rm ierung  des Staatensystems, son
dern in einem doppelten Status quo-Effekt: nämlich in der endgült igen  S icherung 
der Annek t ierung Schlesiens durch Preußen und der Erkenntnis , daß Preußen als 
eine Großm acht zweiten  Ranges auf das Bündnis  mit R uß land  unter  allen U m 
ständen angewiesen  sei. „Der K rieg“, heißt es w örtl ich , „hatte für das kon t inen 
tale M ächtesystem  w irk l ich  keine um w älzende  Bedeutung. M it se inem Ende w ar  
v ielmehr das System  von N ystad  für die östliche H älfte  Europas w iederher
gestellt“ 12.

II .

Es ist unverkennbar, daß dieses hier in großen Zügen nachgezeichnete M ode l l  aus 
der A na lyse  der ostm itte leuropäischen M ächtekonste l la t ion  des 18. Jahrhunderts  
entw ickelt  worden  ist. Es steht jedoch meines Erachtens außer  Zweifel, daß die 
Schlesienproblematik  von ebenso maßgeb licher  B edeutung für die A na ly se  des 
Mächtesystem s gewesen ist. Ich meine dam it  nicht nur den simplen Sachverhalt, 
daß mit der A nnekt ierung  Schlesiens Preußen in den Kreis der europäischen O r d 
nungsmächte getreten ist. V ie lmehr hat d ieser E roberungsakt  Folgen gehabt, die 
das ganze kontinenta leuropäische M ächteszenar ium  bis zum  A usbruch  der R evo 
lut ionskriege nachhalt ig  beeinflußt haben. Dabei ist offenkundig , daß für die B e 
teiligten und besonders auch für den U rheber  dieser mächtepo lit ischen N eufo r 
mierung die weitre ichenden Konsequenzen d ieser E roberung zunächst noch nicht 
erkennbar waren . Jedenfal ls  hat es nach den w en igen  Ä ußerungen  des Königs zu 
seinem Schlesienabenteuer den Anschein , daß es in erster  L inie persönliche M o 
tive waren , die  ihn zu diesem fo lgenreichen Übergr iff  verleitet haben. H inzu  trat 
das ständig präsente Wissen um die O hnm acht Preußens in der großen Polit ik  des 
Spanischen Erbfolge- und des N ord ischen  Krieges, das eine geradezu t raum ati
sche W irkung  auf ihn ausgeübt zu haben schein t13. In seinem N atzm er-B r ie f  von

11 M ich a e l  G. M ülle r ,  Rußland und der Siebenjährige Krieg. Beitrag zu einer Kontroverse, 
in: Jahrbücher für Geschichte Osteuropas 28 (1980) 187-219.
12 Zernack ,  Das preußische Königtum und die polnische Republik, 253.

Vgl. P e t e r  B a u m ga r t ,  Epochen der preußischen Monarchie im 18. Jahrhundert , in: ZHF 6 
(1979) 287-316, hier 296, und T h e o d o r  S cb i e d e r ,  Macht und Recht. Der Ursprung der Erobe
rung Schlesiens durch König Friedrich II. von Preußen, in: Hamburger Jahrbuch für Wirt- 
schafts- und Gesellschaftspolitik 24 (1979) 235-251. Vor allem im Politischen Testament von
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173 1, in dem der  K ronprinz  das Prinz ip  des „agrand issem ent“ als eine Lebensnot
w end igke it  für die  preußische M onarch ie  hingestellt  hatte, w a r  von Schlesien 
nicht die R ed e14. G le ichw oh l erschien ihm offenbar gerade Schlesien als geeigne
tes O b jek t , um  -  w ie  es in der „H isto ire  de mon tem ps“ heißt -  „das Verlangen e i
nes jungen, ehrgeiz igen Königs zu befriedigen, der alles oder nichts ins A uge  
faßte“ 13. Schlesien w ar  dem zufo lge  keine beliebige Prov inz , sondern fester Be
standteil außenpolit ischer  Kombinat ionen , deren Um risse  schon in der K ronprin 
zenze it  erkennbar  w a r e n 16. Bereits 1731 hatte sich Friedrich  w ährend  der  Arbe it  
an einer für den Vater bestimmten Denkschrift  „Plan wegen des C om m erc i i  nach 
Sch les ien“ G ru m b k ow  gegenüber sachkund ig  gezeigt und ausgeführt,  daß Schle
sien ähnlich w ie  Po ln isch-Preußen den H andel der ganzen M onarch ie  un ter 
b in d e17. Die ökonom ische und handelspolit ische B edeutung d ieser den O ber lauf  
der O der  beherrschenden Prov inz  w ar  ihm also frühze it ig  schon bewußt. Doch 
ist zugle ich auch offenkundig , daß che F o lgew irkungen  der A n nek t ierung  Sch le
siens in aller D eutl ichke it  erst zutage traten, als nach dem A bsch luß  des Aachener 
Friedens im Jahre  1748 die Revis ion der Schlesienfrage in das Zentrum  österrei
ch ischer M ächtepo l i t ik  rückte. Denn nun w u rde  sichtbar, daß man in W ien auf e i
nen Krieg zusteuerte, der -  w ie  Kaunitz  sich im R ü ckb l ick  äußerte  -  keineswegs 
nur um  die W iedergew in nu ng  Schlesiens und der Grafschaft G latz  geführt wurde , 
sondern um  die „réduction de la M aison  de B randebourg  à son état pr im it if  de pe 
tite puissance très secondaire“ Ks.

1752 finden sich Äußerungen des Königs, die von Verbitterung und verletztem Selbstgefühl 
gekennzeichnet sind. „Ihr seht sie (die Kaiser)“, wandte er sich an den Thronfolger, „ihre 
Verbündeten mit Verachtung betrachten, die sie wie ihre Sklaven behandeln, allen mit U n 
dank lohnen, die ihnen Dienste erwiesen haben, ihren Groll immer gegen jenen wenden, der 
sie zuletzt gekränkt hat, und -  indem sie sich zu verstellen wissen -  niemals die Kunst beses
sen haben, Geschmeidigkeit in ihren Verhandlungen oder Anmut in ihren Manieren zu zei
gen“ . Und dennoch bekannte er im selben Zusammenhang über sein Verhältnis zu Maria 
Theresia, „daß er dieser Fürstin gegenüber kein r e i n e s  Gewissen habe“; vgl. im einzelnen: 
Die politischen Testamente der Hohenzollern, bearb. von R i ch a rd  D ie t r i c h  (Veröffentlichun
gen aus den Archiven Preußischer Kulturbesitz 20, Köln, Wien 1986) 379 ff. Ferner hier und 
im folgenden Ulrike M ii l l e r -W e i l , Absolutismus und Außenpolitik in Preußen. Ein Beitrag 
zur Strukturgeschichte des preußischen Absolutismus (Frankfurter Historische Abhandlun
gen 34, Stuttgart 1992) 73-154; im folgenden zitiert: M ülle r -W ei l ,  Absolutismus und Außen
politik, und W ern e r  B e in ,  Schlesien in der habsburgischen Politik. Ein Beitrag zur Entste
hung des Dualismus im Alten Reich (Quellen und Darstellungen zur Geschichte Schlesiens 
26, Sigmaringen 1994) 159tf.
14 Lettres de Frédéric à M. de Natzmer, in: Oeuvres de Frédéric le Grand, ed . J o h a n n  D a v id  
E rdm ann  P reuss ,  t. 16 (Berlin 1850) 3-6.
13 Fri ed r i ch  d e r  G r oß e ,  Histoire de mon temps, in: Oeuvres de Frédéric le Grand, t. 2 (Berlin 
1846) 48.
16 M ülle r -W ei l ,  Absolutismus und Außenpolitik, ]4 9 ff.
17 Briefwechsel Friedrichs des Großen mit Grumbkow und Maupertuis 1731-1759, hrsg. 
von R e in h o l d  K o s e r  (Publikationen aus den Preußischen Staatsarchiven 72, Leipzig 1898) 7. 
Die Denkschrift Friedrichs „Plan wegen des Commercii nach Schlesien“ (1731) in: Oeuvres 
de Frédéric le Grand, t. 27/3 (Berlin 1856) 36-39.
18 Denkschrift des Fürsten Kaunitz über die militärische und politische Lage Österreichs 
vom 7. September 1778, abgedr. bei K a r l  O tm a r  Frhr. v o n  Aretin ,  Heiliges Römisches Reich
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Schlesien w ar  eines der im Handel und G ewerbe am weitesten entw icke lten  
Kronländer des Hauses Ö ste rre ich 19. In den Beratungen Friedrichs des Großen 
mit dem Feldmarschall  Grat Schwer in  am 29. O ktob er  1740 auf Schloß R h e in s
berg über die gegenwärtigen  K onjunkturen  und das große Ereignis des Ablebens 
Kaiser Karls VI. w urde  als Ziel der preußischen Polit ik  abgesteckt, daß der König 
die A kqu is it ion  von Schlesien anstreben müsse, um den größten Vorteil aus der so 
günstigen Lage seiner Angelegenheiten  zu ziehen. Schlesien, heißt es in dieser G e
sprächsnotiz  weiter, sei das beträchtlichste O b jek t , das sich seit langem als die 
dauerhafteste , seinem Ruhm  und dem Ansehen seines Hauses angemessenste Ver
größerung darstelle, auch wenn man dafür  den E rb lo lgeanspruch  auf Jü l ich  und 
Berg aufgeben müsse. Denn Schlesien sei allemal bedeutender, weil es an die e ige 
nen Staaten angrenze, die E inkünfte eines reichen, fruchtbaren und volkre ichen 
Landes und den Vorteil eines b lühenden Handels  biete““.

Daß sieh der  B lick  Friedrichs des Großen vor allem aut Schlesien richtete, mag 
auch darauf zu rückzufüh ren  sein, daß die preußische D iplomatie  aus An laß  der 
T hronvakanz  in Polen im Jahre  1732 eine erneute K and idatur  des Hauses Wettin 
vergeblich zu verh indern  versucht hatte. M it  dem Erw erb  von Schlesien konnte 
der König den schon 1735 geäußerten Plan verw irk l ichen , „seinen N achbarn , den 
frechen Sachsen, der den Sarm atenkön ig  spielt, etwas zu ducken“21. Er konnte d a 
mit im übrigen erreichen, einen H ande l und Wandel b lock ierenden Riegel z w i 
schen die wettm ischen Erblande und Polen zu schieben und Preußen zugle ich aus 
der im System  der M ächte  begründeten  A bhäng igke it  von R uß land  herau szu lö 
sen. Dabei berührte  er russische Sicherheits- und Vorfcldintcressen nur mittelbar, 
so daß eine Intervention Ruß lands nicht zu befürchten w a r “.

Schlesien stellte darüber  h inaus auch die geopolit ische und strategische Sch lüs
selstellung zw ischen  den österreichischen Erblanden und der nordöstlichen 
Reichshälfte e inerseits, dem Reich und den osteuropäischen Nachbarstaaten an 
dererseits dar. Es bildete ein weites Glacis vor den böhm isch-m ährischen  Gebir-

1776 bis 1806. Reichsverfassung und Staatssouveränität, 2 Bde. (Veröffentlichungen des In
stituts für Europäische Geschichte 38, Wiesbaden 1967) hier Bd. 2, 2; im folgenden zitiert: 
Aretin , Heiliges Römisches Reich. Zu den Revisionsabsichten des Kaiserhofes jetzt umfas
send L oth a r  S ch i l l in g ,  Kaunitz und das Renversement des alliances. Studien zur außenpolit i
schen Konzeption Wenzel Antons von Kaunitz (Historische Forschungen 50, Berlin 1994) 
hier 19-52; im folgenden zitiert: Sch i l l in g ,  Kaunitz und das Renversement des alliances.
17 H erm a n n  Aubin ,  Die Wirtschaft, in: Geschichte Schlesiens, hrsg. von L u d w i g  P e try ,  J o s e f  

J o a c h i m  M en z e l ,  Bd. 2: Die Habsburger Zeit 1526-1740 (Sigmaringen “ 1988) 132, und P e t e r  
B a u m ga r t ,  Schlesien, in: Panorama der Fridericianischen Zeit. Friedrich der Große und seine 
Epoche -  Ein Handbuch, hrsg. von J ü r g e n  Z i c c h m a n n  (Bremen 1985) 705-715; im folgenden 
zitiert: B a u m ga r t ,  Schlesien.
25 „Dresse et concertc avec son Excellence le Feld-Marechal General Gomte de Schwerin, ä 
Rheinsberg, le 29 d ’Octobrc 1740, par ordre du Roi“, abgedr. in: Politische Correspondenz 
Friedrichs des Großen 1 (Berlin 1879) 74-78, hier vor allem 74.
21 Diese Äußerung des Kronprinzen ist durch den französischen Diplomaten Abbe Langlois 
überliefert, hier zitiert nach Ernes t  Lavis s e ,  Die Jugend Friedrichs des Großen, 1712-1740, 2 
Bde. (Berlin 1919) hier Bd. 2, 26 f.
22 Z ernack ,  Der große Nordische Krieg, 272 f.
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gen, das sich bis an die Lebensadern  Brandenburgs und Sachsens erstreckte und 
Berlin w ie Dresden in unm itte lbare  Reichweite  der österreich ischen Waffen 
brachte. N ach der A n nek t ierung  Schlesiens durch  Preußen kehrte  sich die strate
gische Situat ion um. Denn trotz, der Barrieren, che die Sudeten einem Angreifer  
aus N orden  und Osten in den Weg legten, standen Böhmen, M ähren  und die Erb- 
lande e inschließlich  der H auptstäd te  nun unter der ständigen B edrohung eines 
preußischen Angriffs . Kaunitz  meinte deshalb in seiner das gesamte M ächteszena
r ium beleuchtenden Denkschrift  vom 24. M ärz  1749 sicherlich etwas dram atis ie 
rend, aber zugle ich  auch aus gutem  G rund, daß der König seit der B es itzergre i
fung Schlesiens in der Lage sei, „in das H ertz  der L rb -Länder  e inzubrechen und 
der gantzen M onarchie  den letzten tödtlichen Streich b e yz u b n n g en “23. H inzu 
kam die außerordentl iche  B edeutung Schlesiens als M achtfaktor  irn Rahmen des 
S taatensystems. D er Zugriffs des Königs veränderte  nicht nur das Verhältnis der 
beiden unm itte lbar  Betroffenen, sondern das Gesamtgefüge des ostm it te leuropä i
schen M ächteg le ichgew ichts  von Grund auf24.

Die Bedeutung Schlesiens ist schließlich auch daran ablesbar, daß der P reußen 
kön ig  die annektierte  Provinz  sogle ich einem Sonderm in is ter ium  unterstellte , das 
-  unabhäng ig  vom G enera ld irek to r ium  -  nur ihm, dem König, verantwort l ich

l j  Denkschrift des Grafen Kaunitz zur mächtepolitischen Konstellation nach dem Aachener 
Frieden von 1748, bearb. von R e in e r  P o m m e r i n , L o th a r  S ch i l l in g ,  abgedr. m: Expansion und 
Gleichgewicht. Studien zur europäischen Mächtepolitik des ancien régime, hrsg. von J o h a n 
n e s  K lin i s ch  (ZHF, Beiheft 2, Berlin 1986) 165-239, im folgenden zitiert: Denkschrift des 
Grafen Kaunitz, hier 205.
2! Vgl. im einzelnen J o h a n n e s  K l in i s ch ,  Das Mirakel des Hauses Brandenburg. Studien zum 
Verhältnis von Kabinettspolitik und Kriegführung im Zeitalter des Siebenjährigen Krieges 
(München, Wien 1978) 29 ff., und clers. , Die militärische Bedeutung Schlesiens und das Schei
tern der österreichischen Rückeroberungspläne im Siebenjährigen Krieg, in: Kontinuität und 
Wandel. Schlesien zwischen Österreich und Preußen, hrsg. von P e t e r  B a u m g a r t  (Sigmarin- 
gen 1990) 19-39 (mit weiteren Literaturangaben). Auch M ich a e l  G. M ü l l e r  konstatiert in sei
nem Aufsatz: Rußland und der Siebenjährige Krieg, daß die Annektierung Schlesiens durch 
Preußen „zwangsläufig den Zerfall der Entente der drei Schwarzen Adler“ nach sich zog 
(204). Sie bedeutete für Rußland zunächst einen Verlust an Bündnissicherheit auf seinem 
mächtepolitischen Vorfeld. Die auf die Besitzergreifung Schlesiens folgende Annäherung 
zwischen Berlin und Versailles führte dann jedoch zu einer grundlegenden Kräfteverschie
bung zugunsten der von Frankreich errichteten „Barriere“ und damit zum Zusammenbruch 
des gesamten russischen Defensivsvstems. „Denn mit dem Anschluß Preußens an die .Bar
riere“ gewann Frankreich einen weiteren, militärisch zudem handlungsfähigen Verbündeten, 
der direkt zwar eher Österreich als Rußland bedrohte, dessen Intervention in Ostmitteleu
ropa aber -  und sei es auch nur durch indirekte Unterstützung eines schwedisch-polnischen 
Revanchekriegs -  auch Rußland unmittelbar in Gefahr bringen konnte“ (205). Auch nach 
den Friedensschlüssen zwischen Österreich und Preußen (1742/1748) und Rußland und 
Schweden (1743), fährt Müller fort, blieb das russische Defensivsystem nachhaltig ge
schwächt. „Solange Preußen außerhalb des russischen Bündnissystems blieb und einen zu 
mindest potentiellen Faktor der .Barrière de l’Est‘ in Ostmitteleuropa darstellte, mußte die 
russische Außenpolitik mit der Möglichkeit rechnen, daß die Situation von 1741 sich wieder
holen konnte“ (206). Insofern gab es aus russischer Perspektive nur die Alternative einer 
Ausschaltung Preußens durch militärische Intervention oder semer Wiedereinbindung in die 
Allianz der Schwarzen Adler.
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war. Es sollte die wirtschaftliche Entw ick lung der Provinz  als Rohstoffbasis und 
Zuliefererregion für die brandcnburgischcn Kernlande sicherstellen. Doch en t
stand -  zollgeschützt und subventioniert und unter maßgeb licher F örderung des 
für das Bergbau- und Hüttenwesen zuständigen M inisters  Friedrich A nton  von 
H eyn itz  -  seit 1770 ein in sich geschlossener und vielfach vorbildhaft  erscheinen
der Wirtschaftskomplex mit Schwerpunkten im Bergbau und in der W affenpro
duktion, die Preußen von den M unit ionsimporten  aus Schweden, Thür ingen  und 
den Niederlanden unabhängig machen sollte25.

Unter diesen Voraussetzungen w ird  verständlich, daß cs Kaunitz  seit dem 
Friedensschluß von Aachen für angebracht hielt, den König von Preußen „in der 
Classe der natürlichen Feinde“ des Erzhauses an die erste Stelle zu setzen26. Zur 
Begründung verwies er auf den unermeßlichen Schaden, den Österreich  durch 
den Verlust von Schlesien erlitten habe. Auch wenn  der Ausfa l l  der E inkünfte 
aus diesem Land unter Umständen verschmerzt werden  könne, so sei doch mit 
Schlesien nicht etwa ein auswärtiges Glied, sondern ein H auptte i l  des österre i
chischen Staatskörpers abgerissen worden. Einem derart gerüsteten Feind w ie  
Preußen eröffne dies die Möglichkeit, wann immer es seinem Interesse gemäß er 
scheine, ins H erz  der Erblande vorzudringen und der ganzen M onarchie  den To
desstoß zu versetzen. Und da, schrieb Kaunitz in seinem M em orandum , auch 
der Preußenkönig wisse, daß der Verlust von Schlesien für Österreich unver- 
schmerzlich sei und es keine Gelegenheit zur  R ückgew in n un g  ungenutzt ver
streichen lasse, werde  die preußische Polit ik zur  B ew ahrun g  dieser Eroberung 
auch ihrerseits bestrebt sein, Österreich immer weiter  zu schwächen , so daß die 
größte Eifersucht und unversöhnliche Feindschaft zw ischen  beiden Mächten 
auch in Zukunft fortbestehen werde. So erteilte er auf die Frage: „Was denn nach 
denen jetz igen Umständen für ein Systema dem allerhöchsten Dienst am gemä- 
ßesten sei“, die für Jahrzehnte österreichischer A ußenpo li t ik  maßgeb liche A u s 
kunft, daß als Hauptm axim e aller Anstrengungen die Schw ächung Preußens zu 
gelten habe. Weil, schrieb er in sich immer w iederho lenden W endungen , „der 
Verlust von Schlesien nicht zu verschmertzen und der König in Preußen als der 
größte, gefährlichste und unversöhnlichste Feind des durch leuchtigsten  E rzhau
ses anzusehen“ sei, müsse „die erste, größte, und beständige Sorgfa lt“ darauf ge
richtet sein, „wie sich nicht nur gegen des ernannten Königs feindliche U n te r 
nehmungen zu verwahren und sicherzustellen, sondern  w ie  er geschwächet, 
seine Übermacht beschränket und das Verlorene w ieder  herbeigebracht werden 
könne“27.

Wilhelm  Treue,  Preußen und Österreich, in: Preußen und das Ausland. Beiträge zum eu
ropäischen und amerikanischen Preußenbild am Beispiel von England, den Vereinigten Staa
ten von Amerika, Frankreich, Österreich, Polen und Rußland, hrsg. von O tto  Bü s ch  (Berlin 
1982) 87-105, im folgenden zitiert: I r e n e ,  Preußen und Österreich, hier 94. Vgl. ferner 
B a u m ga r t , Schlesien, 709 ff.
‘ 6 Denkschrift des Grafen Kaunitz, 205; vgl. { e r m t  S ch i l l in g ,  Kaunitz und das Renversement 
des alliances, 27-30.
27 Denkschrift des Grafen Kaunitz, 208.
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So ist unverkennbar, daß die N eutorm ierung der europäischen M ächtebez ie 
hungen vor dem Ausbruch des Siebenjährigen Krieges durch die Revis ionsbestre
bungen des Kaiserhauses hinsichtlich  der Schlesientrage zustande gebracht wurde. 
U nverkennbar  ist im übrigen, daß der W iener H o f  auch w ährend  des Krieges der 
Dreh- und A nge lpunkt  der großen A ll ianz  der Gegner Preußens w a r 8. .Eindeutig 
scheint schließlich auch das Ergebnis des Krieges zu sein. P reußen w ar  mehrfach 
im Verlaufe der Feldzüge 1759 und 1 7 6 0  an den Rand einer Katastrophe gedrängt 
worden. A ber  es w ar  ihm im Frieden von H uber tu sbu rg  gelungen, che 17 4 0  an
nektierte Provinz zu behaupten  und die terr itor ia le  Integrität des Gesamtstaates 
s icherzustellen. Preußen w ar  dam it endgült ig  in den Kreis derer  getreten, die in 
Zukunft  zum indest in O stm it te leuropa m die Regelung der mächtepoli t ischen 
Angelegenheiten e inbezogen werden  mußten.

I I I .

Bei einer genaueren A na ly se  erweist  sich freilich, daß das Ergebnis dieses Krieges 
weit über die Se lbstbehauptung Preußens h inausweist  und vor a llem in se inen län 
gerfristigen W irkungen  sehr viel d ifferenzierter gesehen w erden  m uß29. So 
möchte ich im letzten Abschn it t  meines Beitrags einige Vorübcrlegungen zu der 
Frage beisteuern, welche m ächtepolit ischen Folgen das Ergebnis des S ieben jähr i
gen Krieges gehabt hat. Dabei sollen zunächst die re tard ierenden und danach die 
D yn am ik  und neue Verwerfungen erzeugenden Faktoren  behandelt  werden.

Eine den Status quo sichernde W irk un g  des Friedens von H uber tu sbu rg  war 
neben dem ungeschmälerten Fortbestand Preußens auch das erneute W irk sam 
werden des System s von N ystad ; ich habe es in Anlehung an die  A na lysen  von 
Klaus Zernack und M ichael G. M ü lle r  oben schon in großen Zügen sk izz iert  
und dabei ausgeführt, daß das ostm itte leuropäische M ächteszenar ium  nach 1740 
und besonders durch die Kriegskoalit ion von 1756/ 57  z w ar  kurzfr is t ig  erschüt
tert wurde , in se iner G rundstruk tu r  und den Interessensphären jedoch unbe
rührt blieb und nach der B eendigung des Krieges eher noch ausgeprägter  als z u 
vor in Erscheinung trat. Emen w ichtigen  mächtepolit ischen Ncbeneffekt hatte 
die erneuerte A l l ianz  der drei Schwarzen  Ad ler  auch insofern, als F rankreich 
trotz seiner Vermitt lerro lle  in den Teschener Friedensverhandlungen aus der A b 
grenzung der E influßsphären in O stm it te leuropa prakt isch  herausgehalten 
w urde  und durch die enge B indung, die Preußen nach 1763 mit Ruß land  emzu-

J o h a n n e s  K l in i s ch ,  Die große A ll ianz  der Gegner Preußens im S iebenjähr igen Krieg, 
in: Europa im Zeitalter Friedrichs des Großen. W irtschaft  -  Gesel lschatt  -  Kriege, hrsg. von 
B e rn h a r d  R. K r o e n e r  (M ünchen  1989) 79-97.

Vgl. dazu P a u l  UZ S ch r o c d e r ,  The Transformation ot European Poli tics 1763-1848 (O x 
ford 1994) 24 ff.; H am ish  M .Sco t t ,  Ap ing  the Great Powers : Frederic tlte Great and the De- 
fence ot P russ ia ’s International Posit ion, 1763-86, in: German H is torv  12 (1994) 286-307; im 
folgenden zit iert : Sco tt ,  Ap ing  the Great Powers.
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gehen gezw ungen  war, den Gedanken an eine „Barr iere  de l ’Est“ aufgeben 
m u ß te ’0.

Eine stabil is ierende W irkun g  hatte der Siebenjährige Krieg auf die M achtpo l i t ik  
schließlich auch dadurch , daß Preußen in den fo lgenden Jahrzehnten  ka lku l ie rb a 
rer, vorsichtiger und rechtskonform er agierte-’ '. Es m uß als ein Faktor der M ach t
balance auch dann betrachtet werden, w enn  festzuhalten ist, daß die R iva l itä t  zum 
Kaiserhaus fortbestand und nach 1763 infolge e iner wechselse it ig  gesteigerten 
Proh ib it ionspo li t ik  in einen Zoll- und H ande lskr ieg  e inm ündete32. C lausew itz  
hat meines Erachtens mit Recht darauf h ingewiesen , daß Friedrich der Große 
nach 1763 o ffenkundig  die Lust verloren habe, neue, e igenmächtige Eroberungen 
zu machen und diese gar mit Waffengewalt durchzusetzen . „Es ist schw er zu g lau 
ben“, heißt es wörtl ich , daß er „ohne den Siebenjährigen Krieg seine s iegreichen 
Waffen in d re iß ig jähr iger  U ntä t igke it  hätte ruhen lassen. Schlesien blieb sein, aber 
nicht der kühne M ut ,  sich auf Österreichs Unkosten  zu vergrößern ; der w urde  
ihm g lück lich  abgerungen“33.

Neben den bes itzstandswahrenden  und stabil is ierenden Paktoren , die als Folge 
des Siebenjährigen Krieges zu konstatieren waren , gab es indessen auch m ächte
polit ische Folgeerscheinungen, die als Element der Desorganisat ion  und des be
schleunigten Wandels e inzuschätzen  sind. Wie vor und während  des S iebenjähr i
gen Krieges w a r  es vor allem das H aus Ö sterreich , das in den M ächtebez iehungen  
in den Jah rzehn ten  nach Beendigung des Krieges die bew egende  Kraft im mächte
polit ischen Szenarium  darstellte. Es hatte nach drei b lutigen Kriegen und der  A u f 
b ietung a ller der M onarch ie  verfügbaren Ressourcen sch ließ lich  den Verlust einer 
w irtschaft l ich und geopolit isch überaus w ichtigen  Prov inz  h innehmen und aner
kennen müssen, daß Preußen in den Rang eines w irk l ichen  K onkurrenten  aufge
stiegen war. Ö sterreich  w ar  also d iejenige unter den Großm ächten , die auch nach 
dem dritten der Schlesischen Kriege einen starken Kom pensationsbedarf hatte. So 
kann es zum  ersten nicht überraschen, daß die Revis ionsabsichten  des Kaiserhau
ses in der Schlesienfrage auch in den fo lgenden Jah rzehn ten  fortbestanden und in 
den verschiedensten Kombinat ionen immer w ieder  ins Kalkül gezogen wurden . 
Kaunitz  hat Ende 1768 im Zusam m enhang mit P länen zur  Lösung der Polen- und 
Balkanfrage  e tw a erwogen , sogar unter E inbeziehung Preußens zu einer R ü ck e r 
stattung der noch im m er als unersetz lich  geltenden Provinz zu gelangen. Dabei 
schwebte  ihm vor, den König bei der Annekt ierung des Ermlandes und W estpreu-

-,0 So auch Z erna ck ,  Der große Nordische Krieg, 258.
Jl Vgl. etwa W ol f g a n g  S t r i b rn y , Die Rußlandpolit ik Friedrichs des Großen 1746-1786 
(Würzburg 1966) und Frank A ltho f f ,  Studien zum Gleichgewicht der Mächte in der Außen
politik Friedrichs des Großen nach dem Siebenjährigen Krieg (1763-1786) (Quellen und 
Forschungen zur Brandenburgisehen und Preußischen Geschichte 9, Berlin 1995).
32 Treu e,  Preußen und Österreich, 95; B a u m ga r t ,  Schlesien, 714f., und M ülle r -W ei l ,  Absolu
tismus und Außenpolitik, 100 ff. und 323ff.

C ar l  v o n  C la u s ew i t z ,  Uber Koalitionen. Als Anhang abgedr. bei H a m  R o th f e l s ,  Carl  von 
Clausewitz. Politik und Krieg. Bane ideengeschichtliche Studie (Berlin 1920) 198-201, hier 
200 .
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ßcns zu unterstützen , wenn  er im G egenzug auf  Schlesien verzichte-’“1. Es ging also 
um eine das Prinzip  der beiderse it igen  Konvenienz w ahrende  R est itu ierung und 
gleichzeitig um den Versuch, den als m itbest im m enden Faktor  im M ächtesystem  
nicht mehr zu übergehenden Rivalen durch  Kompensationen nach O stm itte leu 
ropa abzudrängen .

Im Jahre  1782 -  nach der R ü ckkeh r  Ruß lands zur, w ie Kaunitz  sich ausdrückte , 
,,natür l ichen“ A ll ianz  mit Ö sterreich  -  zog der Staatskanz ler  dann ein m il i tä r i
sches Vorgehen beider Kaiserhöfe gegen Preußen in E rw ägung , wenn dieses sich 
dem gemeinsam mit der  Zarin  ins Auge  gefaßten „Griechischen P ro jek t“ w ider
setzen und G egenm aßnahm en ergre ifen sollte. Im Falle eines preußischen Frie 
densbruchs sollten, so die Auffassung des Staatskanzlers , beide A ll i ie rten  ihre o r i 
entalischen Pläne zunächst  zurückste l len  und verabreden, den K önig „totis v ir i
bus zu bekriegen, und eher keinem Frieden die H ände [zu] biethen, als bis man 
Kaiser!. Königlicher Seits Schlesien erobert, Russischer Seits aber eine vorher  zu 
st ipulierende h inlängliche Indemnisation  [ . . . ]  erhalten habe“3''’ . A uch  zwei Jahre  
später unterstr ich Kaunitz  noch einmal, daß man zw ischen  beiden Höfen einen 
weiteren Schritt  zu r  W iederherste l lung  des vormals bestehenden System s voran
gekommen sei und auf russischer Seite die N o tw en d igke it  anerkenne, die erste 
sich bietende Gelegenheit zu ergreifen, um das G ew icht und den Einfluß des Kö
nigs von Preußen h inw egzu fegen36. Die österreichischen Revis ionsabsichten h in
sichtlich Schlesiens waren dem nach auch nach 1763 nicht zu den A kten  gelegt.

Auch Rußland gegenüber  w a r  die österreichische Polit ik  der N achkr iegsze it  
bemüht, die bedrohliche A ufw er tun g , die das Zarenreich in der M ächtekonste l la 
tion des Siebenjährigen Krieges nicht zu le tz t  durch die Revis ionsabsichten der 
Hofburg  erfahren hatte, rückgäng ig  zu machen37. So zieht sich durch die  P la
nungsentwürfe des österreich ischen Staatskanzlers w ie ein roter Faden die A b 
sicht, den Einfluß Rußlands in O stm it te leuropa und auf dem Ba lkan  nach Krähen 
einzuschränken.

N och w ährend  des S iebenjährigen Krieges führte er der Kaiserin vor  Augen , 
daß es keineswegs im Staatsinteresse des Erzhauses liege, wenn „die große Macht 
des Rußischen  Reichs sich w e ite r  ausbre ite“ und sich den deutschen G renzen nä
here. Die große Zahl der griech ischen Glaubensgenossen an der M oldau  und am 
Kaspischen M eer vergrößere noch „die fürchterliche Vorstellung, so daß b ey  R u ß 
land mehr als bey dem König von Preußen zu besorgen seyn  dörfte". H inzu  
komme, daß Polen keine Barr iere  abgebe, Kurland von den Russen völl ig  einge-

j4 Sch i l l in g ,  Kaunitz und das Renvcrsement des alliances, 3621.
” 'Zitiert ebd. 378, Anm. 340.
3,1 Ebd.
J/ Vgl. im einzelnen M ed i g e r ,  Moskaus Weg nach Europa, 688 ff.; H e l lm a n n , Die Friedens
schlüsse von Nystad und Teschen; R e in e r  P o m m e r in ,  Bündnispolitik und Mächtesystem. 
Österreich und der Aufstieg Rußlands im 18. Jahrhundert, in: Expansion und Gleichgewicht. 
Studien zur europäischen Mächtepolmk des ancien regime, hrsg. von J o h a n n e s  K lin i sch  
(ZHF, Beiheft 2, Berlin 1986) 113-164, im folgenden zitiert: P o m m e r in ,  Bündnispolitik und 
Mächtesystem.
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schlossen sei und die schönsten Häfen des Baltischen Meeres sich in ihren H änden  
befänden. Noch weit schrecklicher würde die russische M acht jedoch dastehen, 
wenn der Petersburger Hof das Königreich Preußen behielte und der Großfürst  
nach der Thronbesteigung seine Holsteinischen Erblande in Besitz nähme38. D ie
ser mächtige Monarch hätte dann einen Fuß in Deutschland. Er hätte Sitz und 
Stimme auf dem Reichstag und die Möglichkeit, seinen Einfluß, sein Ansehen und 
sein Übergewicht immer weiter zu steigern, die kaiserliche A uto r itä t  zu beschrän
ken „oder selbsten nach dieser höchsten Würde sein Absehen zu r ichten“ . Schon 
der Zar Peter, fuhr Kaunitz in seinen Spekulationen über  die „weitaussehenden 
Ideen“ des Petersburger Hofes fort, habe die Absicht gehabt, in Holste in  ein K ur
fürstentum zu errichten39. Deshalb gelte es, „diesem bevorstehenden polit ischen 
Unheil“ durch die Begrenzung der russischen Ansprüche auf Preußen abzuhe l
fen40.

In einer Denkschrift aus dem Jahre 1768 erwog Kaunitz  sogar, Polen im E inver
nehmen mit Preußen einen auf die Zuriickdrängung der  russischen H egem onia l-  
anspriiehe abzielenden Garantievertrag anzubieten41. U n d  zwei Jahre  später arg 
wöhnte er angesichts der Erfolge, die Rußland im Krieg gegen die Pforte errungen 
hatte, daß sich das Zarenreich am Schwarzen Meer testzusetzen  und in Polen se i
nen beherrschenden Einfluß unter Ausschluß aller anderen M ächte s icherzuste l
len bestrebt sein werde. Solche Friedensbedingungen bedeuteten nach Auffassung 
des Staatskanzlers indes eine schwere Belastung für das europäische M äch te sy 
stem im allgemeinen und das Haus Österreich im besonderen. „Im Falle des rus
sischen Friedensplanes“, schrieb er, „wäre es um das b isherige G le ichgew icht ge
tan und kein zureichendes Mittel mehr zur Aufhaltung dieses reißendes S trom es“ 
vorhanden. Denn der Zuwachs an mehreren hunderttausend Soldaten, die unter 
russischer Herrschaft bald mit größerer Disziplin verfügbar seien, die Erschlie
ßung reicher Finanzquellen durch die freie Schiffahrt und den ungehinderten 
Handel auf dem Schwarzen Meer, die Umschließung ganz Europas mit Flotten, 
die sich die Hände bieten könnten, würde nicht nur Konstantinopel, sondern das 
gesamte Osmanische Reich aufs äußerste gefährden und den Grundste in  zu einer 
so großen Übermacht Rußlands zu Wasser und zu Lande legen, daß ihm nicht 
mehr widerstanden werden könne.

Die Klugheit, die eigene Wohlfahrt und die Pflicht der Se lbsterhaltung mache es 
deshalb unumgänglich, angemessene Mittel zur Abhilfe dieser B edrohung zu er-

3S Vgl. im einzelnen die fundierte Untersuchung von Eckhard  H ü bn e r ,  Staatspolitik und Fa-
milienintercssc. Die gottorfische Frage in der russischen Außenpolitik 1741-1773 (Neumün
ster 1984).
3V Vgl. zu diesem Argument im einzelnen Ele llmann, Die Friedensschlüsse von Nystad und
feschen, 270-275.
40 „Kurz zusammengefaßtes ohnmaßgebliehes Dafürhalten des Hof- und Staatskanzlers 
über 10 Deliberations-Punkten vom Dezember 1760“, in Auszügen zitiert bei P o m m e r in ,  
Bündnispolitik und Mächtesystem, 150f.

Schil ling, Kaunitz und das Renversement des allianccs, 359. Vgl. ferner M icha e l  C. Mülle r ,  
Die Teilungen Polens 1772, 1793, 1795 (München 1984) 34 f.; im folgenden zitiert: Müller , 
Die Teilungen Polens.
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e r r e i f e n .  Das gelänge um  so leichter, wenn  man dem König von Preußen durch  den 
österreichischen Geschäftsträger seine eigenen Interessen und das in so augen 
scheinlicher Gefahr stehende G le ichgew icht in Europa vor A ugen  führen  und 
vorschlagen w ürde ,  R uß land  mit gem einsam er A nstrengung aus Polen zu ver
drängen und sowohl Kurland als auch Semgallen zu besetzen. Beide Provinzen  
sollten Preußen zufallen, aber Lehen der Krone Polen bleiben. Sicherlich  wäre 
dem König P reuß isch-Polen  und das B istum Ermland lieber; doch sei ein solcher 
Z ugewinn ohne entsprechende Kompensationen für Ö sterre ich  nicht h innchm- 
bar, zumal Polen dabei „das unverschuldete  und ungerechte O pfer  abgeben“ 
würde, das doch gegen alle U n te rd rückungen  geschützt  und dazu  gebraucht w e r 
den solle, ebenfalls  dazu beizutragen, daß Rußland in Verlegenheit gebracht und 
dazu gezw ungen  werde , sich mit maßvollen F riedensbed ingungen  zu begnügen. 
Für Ö sterreich  sah K aunitz  in diesem Plan Gebiete in der Grafschaft Zips vor, die 
zur Irritat ion des P reußenkön igs  bereits durch einen M il itä rko rdo n  abgetrennt 
worden waren . D arüber  h inaus w urde  als Kompensation für das Kaiserhaus auch 
die Abtre tung  der k leinen Walachei auf Kosten der Pforte in E rw ägung  gezogen42.

N un  m uß ein solches P ro jekt  w ie  das meiste, das in den Kanzle ien und Kabinet
ten des ancien régime en tworfen  und niedergeschrieben w urde ,  ungeachtet allen 
Bemühens um  system rat iona les  H ande ln  der G attung der „rêveries po l i t iques“ 
zugeordnet werden . Jedenfal ls  w ies  die Kaiserin ihren Botschafter  van Sw ieten  in 
einer Reso lut ion  lediglich an, den König von den gefährlichen Folgen  eines w e ite 
ren A nw achsens  der russischen M acht mit H ilfe der entsprechenden Geheim- 
nachnchten des Kaiserhofes zu überzeugen  und ihn wissen  zu lassen, daß man 
notfalls auch gewaltsam e M aßnahm en  zu ergreifen bereit sei, w en n  Preußen sie 
für erforderlich halte43. Von grundsätz l icher  Bedeutung an diesen Über legungen  
ist jedoch, daß hier e inmal mehr das gesteigerte Bestreben hervortr itt ,  durch  die 
Eingrenzung des überm ächt ig  gewordenen  R ivalen  den eigenen Rang zu behaup
ten und das G le ichgew ich t de r  M ächte  aufrechtzuerhalten .

N icht m inder  w ich t ig  w aren  indes die mit wachsender  U ngedu ld  und unver
kennbar zunehm ender R is ikobere itschaft  un ternom m enen  Versuche des Kaiser
hauses, den Verlust von Schlesien durch  terr itor ia le  Z ugew inne  an anderer  Stelle 
zu kompensieren . H ie r  w erden  Z ie lvorste l lungen im m ächtepolit ischen U m feld

42 Vgl. die Paraphrase dieser Denkschrift bei A lf r e d  v o n  A rn e th ,  Geschichte Maria There
sias, 10 Bde. (Wien 1863-1879, hier Bd. 8, 1877) 245-249; der Nachweis des Originaldoku
ments bei P o m m e r i n , Bündnispolitik und Mächtesystem, 1551.; vgl. ferner H ans  Ü b e r s b e r -  
g er ,  Rußlands Onentpolitik  in den letzten zwei Jahrhunderten (Stuttgart 1913) 266 f.; Sco tt ,  
Aping the Great Powers, 299 ff., und Virginia Aksan,  The One-Eyed Fighting the Blind: Mo- 
bilization, Supply, and Command in the Russo-Turkish War of 1768-1774, in: International 
History Review 15 (1993) 221-238. Zum Kriegsverlauf R i ch a r d  U n g e rm a n n ,  Der Russisch- 
türkische Krieg 1768-1774 (Wien, Leipzig 1906).

Alf r e d  v o n  A rn e th , Geschichte Maria Theresias, Bd. 8 (Wien 1877) 251 f. Vgl. ferner Edu
a rd  Winter , Grundlinien der österreichischen Rußlandpolit ik am Ende des 18. Jahrhunderts, 
in: Zeitschrift für Slawistik 4 (1959) 94-110; im folgenden zitiert: Winter,  Grundlinien der 
österreichischen Rußlandpolit ik, und H a r v e y  L. D yck ,  Pondcring the Russian Fact: Kaunitz 
and the Catherinian Empire in the 1770s, in: Canadian Slavonie Papers 22 (1981) 451-469.
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des Reiches und O stm itte leuropas e inschließlich  des Balkans sichtbar, clie nicht 
mehr allein auf Schlesien ger ichtet waren und insofern diffuser erscheinen, deren 
W urze ln  aber e indeutig  auf die terr itor ia le  Einbuße des Epochenjahrs 1740 ver
weisen. Diese K om pensationspolit ik  w ird  vor allem an der Rolle  deutlich , die das 
Kaiserhaus bei der ersten Teilung Polens gespielt hat44. Sie ist aber nicht zuletzt 
auch an den Bestrebungen der H o fb urg  ablesbar, den M acht- und Prestigeverlust 
abzuw enden , der dem Erzhaus durch  die in Aussicht stehenden Sukzess ionsge
w inne  anderer D ynastien  drohte. Bereits im S iebenjährigen Krieg gab es erste A n 
zeichen für eine durch Erbfälle bedingte M achtversch iebung im Reich, in die der 
Kaiser reichsrechtlich nicht e inzugreifen vermochte. Vor allem durch den sich im 
mer konkreter  abzeichnenden Erbfall in den hohenzollernschcn M arkgrafentü- 
mern Ansbach und B ayreu th  stand ein Ausgreifen Preußens in den Süden des Rei
ches zu befürchten43. G le ichzeit ig  ließ aber auch die K inder los igke it  des b ay e 
rischen und pfälz ischen Kurfürsten erwarten , daß alle w itte lsbachischen Länder 
in einer H and  und dam it zu einem respektablen Terr itor ienkom plex vereinigt 
w ü rden46.

Kaunitz  sah im Bezug auf A nsbach -B ayreu th  im G runde keine M ög lichkeit ,  
„den preuß ischen V ergrößerungs-Absichten  einen Strich durch die Rechnung  zu 
m achen“, da man w eder ein „eigenes Jus  contrad icend i“ besitze, „noch eine kräf
tige U nters tü tzung  von anderen Höfen anzuhoffen“ sei47. Aber  er un ternahm  den 
bem erkensw erten  Versuch, den bevorstehenden Erbfall in den M arkgrafentüm ern  
mit der Sukzess ionsfrage im Hause Wittelsbach zu verknüpfen , um  auf diesem 
Weg „das b isherige G le ichgew icht im Reiche wenigstens e in igermaßen auf den

14 Vgl. vor allem A dol f  B eer ,  Die erste Theilung Polens, 3 Bde. (Wien 1873) hier Bd. 1, 93, 
unter Bezugnahme auf eine Äußerung des Staatskanzlers vom 7. August 1763 Starhemberg 
gegenüber; ferner 293 ff. u.ö. Vgl. im übrigen Hans L em b e r g ,  Polen zwischen Rußland, Preu
ßen und Österreich im 18. Jahrhundert, in: Die erste polnische Teilung 1772, hrsg. von Fried 
h e h n  B e r t h o l d  Kaiser,  B e r n h a r d  S ta s i ew sk i  (Köln, Wien 1974) 29-48 und Müller ,  Die Teilun
gen Polens, 25 ff. (mit umfassenden Literaturhinweisen).
43 Im einzelnen A dam  S a h rm a nn ,  Die Frage der preußischen Sukzession in Ansbach und 
Bayreuth und Friedrich der Große (Diss. München, Bayreuth 1912); R u d o l f  E ndres ,  Die 
trbabreden zwischen Preußen und den fränkischen Markgrafen im 1 S. Jahrhundert, in: Jahr
buch für fränkische Landesforschung 25 (1965) 43-87; A re tm ,  Heiliges Römisches Reich, 
hier Bd. 1, 110-130; J o h a n n e s  K un is ch ,  Hausgesetzgebung und Mächtesystem. 'Zur Einbe
ziehung hausvertraglicher Erbfolgeregelungen in die Staatenpolitik des ancien regime, in: 
Der dynastische Fürstenstaat. Zur Bedeutung von Sukzessionsordnungen für die Entstehung 
des frühmodernen Staates, in Zusammenarbeit mit Helmut Neuhaus hrsg. von ].  K un i s ch  
(Historische Forschungen 21, Berlin 1982) 47-80; im folgenden zitiert: K un is ch ,  Hausgesetz
gebung und Mächtesystem, hier bes. 72 ff.
46 Vgl. im einzelnen A dol f  B eer ,  Zur Geschichte des Bayerischen Erbfolgekrieges, in: FIZ 35 
(1876) 88-152; Volker Press,  Bayern am Scheideweg. Die Reichspolit ik Kaiser Josephs II. und 
der Bayerische Erbfolgekrieg 1777-1779, in: Festschrift für Andreas Kraus zum 60. Geburts
tag, hrsg. von Pankraz. Fried , W alter  Z i e g l e r  (Kallmünz 1982) 277-307; P e t e r  S ch m id ,  Joseph
II., Kaunitz und die bayerische Erbfolgefrage, in: Forschungen zur bayerischen Geschichte. 
Festschrift für Wilhelm Volkert zum 65. Geburtstag, hrsg. von D ie t e r  A lhr e ch t ,  Dirk Cüt -  
s c h m a n n  (Frankfurt/Main 1993) 135-157.
4/ Sch i l l in g ,  Kaunitz und das Rcnversement des alliances, 369.
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Fall sicher zu stellen, wann  die Preußische Vergrößerungsabsicht den Umständen 
nach unh intertre ib lich  seyn  so l l te“48. Kaunitz  gab sich offenbar der Il lusion hin, 
Friedrich der Große werde den Anfall von A nsbach -B ayreu th  „sich als eine so l
che Vergrößerung anrechnen lassen [ . . . ] ,  gegen welche Er dem Erzhause g le ich
falls ein Äqu ivalent e inzugestehen für b il l ig  und nöth ig f indet“49. Dieser Plan e i
ner g le ichzeitigen und gegeneinander  aufzurechnenden R ege lung  der ansbach- 
bayreuth ischen und der bayer ischen  Erbfolge weise, heißt es bei Lothar  Schilling, 
deutl iche Paralle len zum  Verfahren der Teilung Polens auf, lief er doch auf eine E i
n igung hinaus, bei der sich die beiden G roßmächte unter Ü b ergehung  der W itte ls
bacher und des Reiches „auf der G rund lage proport ionierter  G ew inne  über ihre 
jeweil ige  Konvenienz“ verständ ig ten5“. Kaunitz  w a r  m dieser Ä qu iva lenz irage  
derart unnachgieb ig  und rigoros, daß er den pfälzischen Gesandten am 3. Januar  
1778 durch A ndrohun g  e iner B esetzung ganz B ayerns zur  U n te rze ich nun g  einer 
Konvention nötigte, in der die österreichischen Ansprüche auf Straub ing , M indel-  
hcim und eine Anzah l böhm ischer Lehen in der O berpfa lz  anerkannt  werden 
mußten. Die H offnung des Staatskanz lers , Ö sterreich  auf d iesem Weg ein durch 
eine V ielzah l von Tauschpro jekten  noch zu arrondierendes, in der Sum m e A n s
bach-B ayreu th  entsprechendes Äqu iva len t  zu verschaffen, zersch lug sich erst, als 
F riedrich  der Große mit m il itär ischen G egenm aßnahm en eine R ückn ahm e dieser 
Gebietsforderungen durchzusetzen  vermochte.

Im übrigen hat es den Anschein , als wenn  sich die Kontroverse um  die Sukzes
sion in A nsbach -B ayreu th  sp iegelb ild lich  zur  A nerkennungsprob lem at ik  des 
Hauses Österreich vor 1740 verhält. Karl VI. hatte seit der P rom ulg ie rung  der 
Pragmatischen Sanktion  im Jah re  1713 versucht, alle mittel- und unm itte lbar  be
troffenen M ächte zu e iner völkerrechtl ich  verb indlichen A nerkennu ng  dieses 
„Statutum fam il iae“ zu veranlassen, und dafür  zum  Teil beträchtliche G egen le i
stungen erbracht31. Er hatte den zu erwartenden  Erbfolgestreit  aber dennoch 
nicht zu verh indern  vermocht. Der P reußenkön ig  rechnete dagegen  m nüchterner 
E inschätzung der fortbestehenden R ival ität  zum  Kaiserhaus mit e inem über den 
Erbfall entstehenden Konflikt, der dann jedoch nicht zum  Ausbruch  kam. W ich
tig ist in dem hier zu erörternden Zusam m enhang wen iger  der  unterschied liche 
Verlauf der Konflikte  als v ie lmehr die Tatsache, daß m beiden Fällen unbestre itbar 
gült ige Rechtstite l in Frage gestellt w urden . Beide, Preußen w ie  Österreich , han
delten demnach nach den M ax im en  e iner Staatsräson, derzufo lge  Verträge nach 
M aßgabe der Konvenienz gehalten, um gangen oder gebrochen wurden . Es waren,

48 Das Zitat stammt aus einer offiziösen, mit zahlreichen Originaldokumenten versehenen 
Staatsschrift: „Ihrer Kaiserl. Königl. Apostolischen Majestät Gerechtsamen und Maßregeln 
in Absicht aut die Bayerische Erbfolge in der wahren Gestalt vorgelegt, und gegen die Wider
sprüche des Berliner Hofes vertheidiget“ (Wien 177S) 11.
49 Zitiert bei SchiHing, Kaunitz und das Renversement des alliances, 371.
50 Ebd. 371.
31 K un is ch ,  Hausgesetzgebung und Mächtesystem, 5 0 ff.; vgl. auch ders., Staatsverfassung 
und Mächtepolitik. Zur Genese von Staatenkonflikten im Zeitalter des Absolutismus (Histo
rische Forschungen 15, Berlin 1979) 41 ff.
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wie Kaunitz  sich im Hinblick auf den fränkischen Erbfall ausdrückte , die „Zeit
um stände“, die den Ausschlag darüber gaben, ob die Sukzess ionsordnungen der 
D ynastien  und die zu ihrer Sicherung abgeschlossenen G arantievcrträgc e ingeha l
ten oder in Zweifel gezogen wurden. Nicht der Grad an Rechtsverb indlichkeit,

O  ' O

sondern die Konjunkturen, die Konstellation der Mächte oder einfach das M ach t 
ka lkü l  entschieden darüber, ob den Hausgesetzen und Erbverbrüderungsverträ- 
gen Geltung verschafft werden konnte’2.

Alles im Geschäft der großen Politik war auf temporäres E invernehmen ange 
legt. Das zeigt sich an der auf Expansion und Selbstbehauptung abzie lenden 
M achtpo l i t ik  des Kaisers und seines Staatskanzlers nicht wen iger  deutl ich  als an 
jener des Preußenkönigs. Während man sich in Wien mit fadenscheinigen Rechts
titeln und einer Politik der militärischen Einschüchterung des bayer ischen Erbes 
zu bemächtigen trachtete, versuchte man gleichzeitig, die im G runde  nicht an 
fechtbare Frage der Erblegitimität in Ansbach-Bayreuth offenzuhalten oder ihre 
Rege lung im Sinne des hohenzollerischen Fannlientraktats doch wen igstens mit 
Kompensationswünschen zu verknüpfen. Nicht die Rechtslage also w ar  m aßgeb 
lich, sondern die erklärte Absicht, Preußen am Ausbau seiner bedrohlich gew o r 
denen Ste llung im Reich zu hindern oder doch den Zugewinn des R iva len  durch 
eigene Erwerbungen auszugleichen.

Auf die W ahrung des Großmachtanspruchs Österreichs w ar  Kaunitz  auch auf 
dem Balkan bedacht; das ist an den oben gemachten Ausführungen bereits deu t
lich geworden . So galt es besonders in den 80er Jahren, in R ivalität zu dem ge
genüber der Pforte immer expansiver auftretenden Zarenreich nicht das N achse 
hen zu haben33. Untätiges Beiseitestehen, hatte er schon im Septem ber 1771 zur 
Rechtfert igung des wenig zuvor mit der Pforte geschlossenen Bündnisses un ter 
strichen, w ürde  „unsere politische Consideration um so mehr vernichtet haben“, 
je mehr in ganz Europa die Überzeugung herrsche, „daß W ir die aus der R u ss i 
schen Ü berm acht bevorstehende und unmöglich zu m iß[ver]kennende Gefahr 
blos aus einer auf Furcht und Unvermögenheit gegründeten Inaction un ter l ie 
ßen“34. Dabei trat das Ziel der Kompensation und das Bestreben, die m ächtepo
litische Reputation  des Erzhauses zu wahren, offenkundig hinter der Frage des 
tatsächlichen Machtgewinns zurück. Denn angesichts der A nnek t ion  der Krim 
durch Ruß land  im Jahre 1783 schlug er vor, Österreich solle zum  Ausg le ich  für 
das erneute Ausgreifen des Zarenreiches die Moldau und Walachei besetzen, die 
er in anderen Stellungnahmen als entlegene und „unsere innerliche Stärke [ . . . ]  
schw ächende“ Gebiete hingestellt hatte. Und als es 1787 erneut zu einem K on
flikt zw ischen Rußland und der Pforte kam, plädierte Kaunitz sogar für die un 
mittelbare Bete il igung Österreichs am Krieg, da seiner Auffassung nach nur auf

32 Vgl. hier und im folgenden Klinisch, Hausgesetzgebung und M achtesystem , 78 f.
x’ Winter, Grundlin ien  der österreichischen Rußlandpoli t ik ,  und I sab e l  d e  Madariaga ,  The 
Secret A ustro-R uss ian  Treaty of 1781, in: Slavonic and East European Rev iew  38 (1959/60) 
114-145.
-vl Zit iert bei Schill ing,  Kaunitz und das Renversement des all iances, 359.
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diesem Wege ein weiterer M achtanstieg  des Zarenreiches verh indert  werden 
könne35.

An Episoden w ie  diesen w ird  deutl ich , daß die  österreich ische D ip lom atie  nach 
dem Status quo-Ergebn is  des S iebenjährigen Krieges in hekt ischem Lavieren und 
kurza tm igen  Projekten darum  bemüht war, im System  der M ächte einen Rang zu 
behaupten, der das Kaiserhaus in K onkurrenz  zu den ostm itteleuropäischen R iva
len nicht zurückfa l len  ließ. Es ging, w ie  in den D enkschriften  und Vorträgen des 
Staatskanzlers im m er w ieder  anklingt ,  um die „d ign ité“ des Erzhauses und die 
W ahrung der „considération, que mérite une grande pu issance“36.

Das w ar  sicherlich kein neues Le itmotiv  österreich ischer Polit ik . A ber  es trat 
nach dem Siebenjährigen Krieg in e igentüm licher  Weise gepaart mit einem Gefühl 
der Bedrohung in Erscheinung. Daraus resultierte eine Polit ik , die s icherlich keine 
terr itor ia le  Expansion um  ihrer selbst w il len  anstrebte, aber um  so hartnäckiger 
das Ziel verfolgte, im Spiel der  Kräfte nicht ins H intertreffen  zu geraten. Dabei 
galt es, en tweder  eine Rev is ion  der zu Ungunsten  des Kaiserhauses e ingetretenen 
Lage herbe izuführen  und K onkurren ten  w ie  Preußen und R uß land  z u rü ck z u 
drängen oder den M achtzuw achs  der R ivalen  durch einen angemessenen Anteil 
zu kom pensieren , w ie  es bei der Teilung Polens und des O sm anischen Reiches der 
Fall war. Das System  von N ys tad  blieb davon freilich unberührt;  Ruß land  be
herrschte sein Vorfeld nach w ie  vor  und unangefochtener denn je. Insofern blieb 
der Sp ie lraum  für mächtepolit ische Revirements nach 1763 eng begrenzt.

55 Ebd. 378.
56 Ebd. 359.





II. 19. Jahrhundert

Paul W. Schroeder 

The Vienna System and Its Stability: The Problem of 
Stabilizing a State System in Transformation

In discussing the s tab il i ty  and decay  of the Vienna system , I o r ig ina l ly  intended to 
confine m yse lf  la rge ly  to 1815-48, sum m ar iz ing  w hat  I have said on this theme in 
recent articles and a large b o o k 1. This wou ld  have involved an a lyz in g  the new 
order in terms of its structura l elements ( in ter lock ing  secur ity  all iances, the C o n 
cert of Europe, in te rm ed iary  bodies, and the fencing off of Europe from extra-E u
ropean competition), its changes in rules, assumptions, w o rk in g  princip les, and 
collective mentalit ies, and the political, societal, and economic forces which vario 
us ly  sustained and/or underm ined it.

W h ile  I still hold to the explanations I have given e lsewhere of the Vienna s y 
s tem ’s stab il i ty  and decay, I have concluded on further reflection that to sum m a
rize them brief ly  here might not serve the con ferences purposes. First of all, it 
m ight say  noth ing new  to m any conferees. Perhaps worse , a rehearsal of the 
changes m the condit ions and rules of international practice m the period from 
1815 to 1848 -  changes w h ich  adm itted ly  did not prove permanent -  might re in 
force an impression widespread  am ong scholars, yet  m m y  v iew  erroneous, n a 
mely, that the Vienna system  constitu ted m erely  an episode in the h is to ry  of in ter
national polit ics, a tem porary  d im inution  of grea t-pow er  conflict or lull between 
two periods of great w or ld  wars and struggles, and that it therefore had no perm a
nent impact or lasting significance. In order therefore to emphasize the radical na-

1 Paul W. S ch ro ed e r , Did the Vienna System  Rest U pon  a Balance of Pow er? ,  in: A H R  97 
(1992) 683-706 ; id em ,  The N ineteenth  C en tu ry  Internat ional Svstem: Changes  in the S truc 
ture, in: World Polities 39 (1986) 1-26; id em ,  The Nineteenth C e n tu r y  System : Balance of 
Power or Poli tical Equ i l ib r ium?, in: R ev iew  of International Studies 15 (1989) 135-53; id em ,  
The Transformation of European Poli tics 1763-1848 (O xford  1994). I d raw  on these w orks  
and the li terature cited therein tor m y  d iscussion of the Vienna system ; the remain ing foot
notes wil l deal m a in ly  with certain points ly ing  outside it.



turc of the changes in troduced by  the Vienna system , this essay w i l l  not confine it
self to 1815-48, but instead contrast this era w ith  the 18th cen tu ry  states system 
which  it supplanted , and to a lesser extent also w ith  the m id- 19th cen tu ry  system 
of Rea lpo li t ik  w h ich  overthrew  it, so as to present and support  (obv ious ly  in hasty  
and ske tchy  fashion) tw o  main theses. First, the main reason for the Vienna s y 
s tem ’s success and du rab i l i ty  was not that general condit ions in international p o 
litics tem porar i ly  improved or that the usual causes for w ar  for a time w ere  m it i
gated, but that the Vienna sett lement c lear ly  recognized and confronted the fun
damental system ic causes w h ich  made w ar  endemic and a lmost unavoidab le  in the 
18th century, and either du rab ly  solved them or, if they  w ere  inherent ly  insoluble, 
carefu l ly  managed and controlled them. In this respect, the sett lement was un ique 
am ong all peace sett lements from 1500 to the present. The second thesis, even 
more hasti ly  sketched, is that the Vienna system  did not collapse or die s im p ly  be
cause it had become r igid , obsolete, and unable to meet new international tasks, 
requirements, and condit ions. T hough  this is p a r t ly  true, as a w ho le  or  main ans
w er  it is misleading. It was de l ibera te ly  overth rown and d iscarded, not because it 
no longer worked , but because it still could and did w o rk  to inhib it  purposes and 
actions which  some states and actors w ere  bent on pursuing . D estroyed  or d iscar
ded w ith  the Vienna system , moreover, w ere  the answers w h ich  it had devised to 
the 18th century  causes of w a r  and wh ich  had seemed to m ake these causes of w ar  
obsolete, so that these same 18th cen tu ry  causes of w a r  revived in different and 
even more dangerous forms.

I. The Causes of War in the 18th Century

The w o rk  of leading scholars in recent decades on the causes of w a r  in the O ld  R e 
gime makes it possib le, w ith  the usual and inevitable overs implif icat ion , to d is t in 
guish four main categories in the central causes of 18th cen tu ry  war.

First and broadest am ong them might be called the incomplete formation and 
frag i l i ty  of most states, and the concomitant unfin ished, unstable , insecure char
acter of the states system . This broad cause of war, the internal and external 
underdeve lopm ent and resultant insecurity  of states, embraces almost too m any  
aspects to mention here, much less discuss: inadequacies and weaknesses in terr i
torial size, populat ion, resources, and geographic coherence for most units; their 
lack of internal cohesion, w itnessed  by  struggles between monarch  and nobles, 
p r ince ly  government and estates, centra l iz ing officials and local notables and 
groups; the extreme d ivers i ty  of the units w ith in  the same in ternational system, 
in terms not o n ly  of their size and power, but also of their intrinsic nature and 
raison d ’etre, so that w ith in  the system  fa ir ly  w e l l-o rgan ized , pow erfu l  states like 
France, Great Brita in, and Russ ia  were in close contact w ith  units  like Poland, 
the Papal State, the pe tty  G erm an  secular and ecclesiastical principal it ies , and the 
O ttom an  or German Empires, entit ies w h ich  could h ard ly  be called „states“ in 
the same sense at all, ye t  still p layed  im portant roles w ith in  the system . B eyond  
this was the fact that even the most pow erfu l and successful Cont inenta l  states
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such as France laced genuine secur ity  threats m the form of open frontiers, inde
fensible borders, and natural and necessary enemies -  all this at a t ime when 
com m erc ia l  and m il i ta ry  revo lut ions and grow th  m wealth  and populat ion  m the 
17th and 18th centuries had made large, permanent m il i tary  estab lishments and 
full treasuries both possible and essential for survival. Thus, in the phrase 
Charles T i l ly  popular ized  but d id not invent, w a r  made the state and the state 
made war. The very  process of bu ild ing states and deve lop ing internal order 
w ith in  them engendered endemic d isorder w ith in  the international system , p ro 
duc ing constant openings for w a r  and incentives to resort to v iolence for all the 
classic reasons, fear, opportun ity , need, and greed. U nder  such condit ions, no 
one could rea lis t ica l ly  expect states to solve their secur ity  problems peacefully ; it 
was often useless even to t ry  to d ist ingu ish  between defensive policies a im ing 
at secur ity  and independence, and aggressive ones a im ing at expansion and 
conquest2.

This condit ion  of system ic  internal and in ternational underdeve lopm ent, frag i
lity, and insecurity  w ou ld  have sufficed of itself to m ake w ar  endemic in the 18th 
century, but other pow erfu l causes also contr ibuted. Prom inent am ong them was 
the patr imonia l character and dynast ic  basis of most states, wh ich  made wars of 
succession frequent and v ir tua l ly  unavoidable , the characterist ic wars of the age. 
W hat  various scholars, especia l ly  Johannes Kunisch, have w r it ten  on this theme 
makes it unnecessary  to discuss it here3.

Also important, though less eas i ly  p inned dow n  as a direct cause of wars, was 
the prevalence of bell icist values in a war l ike  society. W ar was not o n ly  accepted as 
inevitable in the 18th century, but also w ide ly  considered necessary, useful, and 
glorious. For monarchs and ministers it was a requ irem ent of honor, for members 
of various elites a route to office, wealth , and power, for merchants a means of 
capturing trade and markets , for am bitious and desperate men in low er  ranks a 
source of adventure and l ivelihood. Again, the l i terature on this theme makes fu r t 
her com m ent unnecessary4.

These three were , so to speak, posit ive causes of war, forces active ly  p rom ot
ing it. The last cause is negative, the absence of barriers to war, by  which is

■ Some im portant w orks  in a vast l i terature are: Charles  Tilly (ed.), The Form ation  ol N atio 
nal States in Western Europe (Pr inceton 1975); R ober t  I. R o tb e r g ,  Th eodore  K. Raab  (eels.), 
The O rig in  and Prevention of M ajo r  Wars (C am bridge  1989); J e r e m y  Black ( ed . ) .  The O r i 
gins of War in Early M o d e r n  Europe (E d in b u r g h  1987); M. S. Anderson,  War and Socie ty in 
Europe of the O ld  Regime 1618-1789 (London  1988); J o h a n n e s  Kunisch ,  Fürst,  Gesel lschaft,  
Krieg. Studien zu r  bc l l i z i s t i s c h e n  Disposit ion  des absolu ten Fürstenstaates (Köln  1992).
;  J o b  armes Kunisch ,  Staatsverlassung und Mächtepolit ik . Zur Genese von Staatenkonfl ikten 
im Zeitalter des Absolut ism us (Berl in  1979); id em  (ed.), Der dynast ische Fürstenstaat.  Zur 
Bedeutung von Sukzess ionsordnungen  für che Entstehung des frühmodernen  Staates (Berl in 
1982); H erb er t  H. Rou'en,  The K ing ’s State: Propr ie ta ry  D ynast ic ism  in Ear ly  M odern  
France (N ew  Brunsw ick ,  NJ 1980).
4 See, tor example, Kunis ch  (ed.), Fürst, Gesel lschaft,  Krieg; J o h n  C. Rule  (ed.) , Louis XIV 
and the Craft  of Kingship (C o lum bus ,  O hio  1970); J o h n  B. Wolf, ' tow ard  a European Ba
lance of Power, 1620-1715 (Ch icago  1970).
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meant the lack of remedies tor international problems, the inadequacy, unusab i l
ity, and self-defeating nature of 18th cen tury  devices tor preventing or contro l
l ing interstate violence. As H e inz  D uchhardt in part icu lar  has show n3, by  the 
18th cen tury  most of the Vienna e ra s  ideas and devices for peace were know n 
and at least sometimes used -  the convening of general peace conferences and 
congresses, the vision of Europe as a fam ily  of states w ith  shared needs and 
rights („convenances“) w h ich  deserved to be respected, the concept of alliances 
of restraint, inst itut ionalized practices ot d ip lom acy  and mediation , and above all 
the ideas of balance of pow er  and European equ il ib r ium . Yet none of these ideas 
and devices w orked  effectively or durab ly  to prevent or curb war, and some 
w orked  iron ica l ly  to increase it. This was part icu la r ly  the case w ith  the two most 
central devices for regulating 18th century  international polit ics, a lliances and 
balance of power. 18th cen tu ry  all iances served the purposes of capabil i ty  aggre 
gation, pow er  polit ics, a lmost exclusively. Their  characterist ic features -  the care
ful defin it ion of m il i ta ry  obligations, the distinction between principal and aux
iliary, the st ipulat ion and lim itat ion of the casus foederis, often in secret articles, 
and the insistence on compensat ions and indemnities , also often st ipulated in se
cret c lauses and protocols -  these features made 18th cen tury  alliances serve not, 
as sometimes is believed and perhaps was sometimes intended, to curb 18th cen
tu ry  warfare and promote peacem ak ing, but to m ake all iance negotiat ion itself a 
kind ot warfare  or branch of interstate conflict,  and to stu lt ify  any  potentia l use 
of alliances as tools of durab le  international managem ent and restraint. The cen
tral concern of statesmen m negotiat ing an 18th century  all iance was not merely  
to strike the best possib le bargain in terms of the a l l iance ’s pow er-po lit ica l  costs 
and benefits, but also to t ry  to calculate in advance at w hat  time and under  what 
circumstances one ’s a l ly  (or oneself) w ou ld  find it advantageous to defect be
cause the alliance had ceased to pay. As tor „balance of p o w er“ (a Protean term 
w h ich  a lw ays  belongs in quotation  marks), its 18th cen tu ry  versions, conflictual 
and competitive to the core, did not l im it w ar  but st im ulated it. The „balance of 
p o w e r“ idea sanctioned and mandated policies of narrow  self-interest and a con 
stant quest for compensations and indemnities , and justified each pow er  in p u r 
suing its ow n  particu lar  defin it ion of the European balance, incompatib le  with 
and contrad ic to ry  to those of o thers6.

N one ot this is new; perhaps not much of it is even controversia l . These basic 
18th century  causes of w a r  and international instab il i ty  are rehearsed here on ly  to 
show  w h at  the Vienna system  faced, and to contend that peace could not have 
been founded in 1815 m ere ly  or m a in ly  on a satisfactory terr itor ia l  settlement, a 
wel l-ad justed  balance of power, and a combinat ion  of an t i- revo lu t ionary  conser
vatism and war-wear iness and exhaustion among the great powers . The causes of

’  Heinz D u chha rd t , G le ichgewicht  der  Kräfte, Convenance,  europäisches Konzert  (D arm 
stadt 1976); i d e m , Studien zu r  F r iedensvenn it t lung  in der  frühen N euze i t  (Wiesbaden 1979). 
6 See especia ll y  S ch ro ed e r , Transformation of European Politics,  chap. 1, and Harm K lue-  
t ing ,  Die Lehre von der Macht der  Staaten (Berl in  1986).
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w ar  lay too deep for that; European statesmen had to meet them, and they did. 
O ut of a generation of war, defeat, and the repeated failure of their attempts to 
produce peace and s tab il i ty  through 18th cen tu ry -s ty lc  polit ics, they  learned how 
to solve fundam enta l in ternational problems which the 18th cen tu ry  could not 
handle.

11. The 1815 Solutions to the 18th-C entury Causes of War

One needs first to sustain this general proposition , i.e., to go b eyond  the ob 
vious fact of general peace in Europe from 1815 to 1854, i.e., no w ar  between 
m ajor  powers and very  li tt le w a r  of any  k ind, and to show  that the 18th century  
causes of w ar  w ere  faced and du rab ly  solved or managed. Let me point out be 
fore do ing  so, however, that there is a strong case for seeing this peace as som e
thing un ique , dem and ing  special explanation. On this score, more later. To begin 
w ith  the first and broadest cause of war, : the 1815 sett lement met the general 
problem of insecurity  ar is ing from the unfinished, insecure, and vulnerab le  char
acter of almost all units w ith in  the system  by  recogn iz ing  all states as indepen
dent, w hether  large or small ,  old or new, in terna lly  solid or fragile, declaring 
them finished and permanent, accept ing them into the international system , and 
w ithou t  exp lic it ly  guarantee ing their  existence and in tegr ity  conc lud ing  a net
w o rk  of mult i la tera l in tertw ined treaties designed to make them all secure. 
T hough  this terr itor ia l sett lement of Europe by  treaty  is the best k now n  aspect 
of the 1815 system , its s ignificance is often missed or underrated by  fail ing to see 
it in this context, or judg ing  it w rong ly , as s im p ly  a w a y  of com prom is ing  terr i
toria l disputes, estab lish ing defensible frontiers, and achieving a balance of 
power, leaving behind as few serious grievances as possib le . This misses a vital 
constructive side of the settlement: w h a t  it did qu ite  de l iberate ly  to constitute 
states as both in terna lly  and externa l ly  secure, and thus capable of p lay ing  spe
cific roles and fil l ing vital functions w ith in  the European fam ily  of states. W ith 
out understand ing  this, one cannot understand what the sett lement intended and 
accomplished in a num ber of vital prob lem areas -  the Low  C oun tr ies ,  Sw itze r 
land, Scandinavia and the Baltic, Italy, and above ’ all Germany. Here , as in other 
respects, 1815 must not be seen as just one in a series of redraw m gs of the map of 
Europe after great wars , on ly  more comprehensive and sat isfactory and hence 
less transient than most, but as un ique  among the peace sett lements of European 
history. N o t  o n ly  did o ther major sett lements (1648, 1689, 1713-14, 1763, 1801 — 
02, 1919-20, 1945), to say  nothing of m any  lesser, partial ones, not even try  to 
reach comprehensive , permanent settlements. M ost other peace sett lements did 
not even end the ongoing f ighting; all of them, except for Vienna, left some vital 
questions and basic conflicts unresolved; and all left the fate of some states in the 
air. In most cases the omissions w ere  conscious and deliberate. O n ly  the 1815 
sett lement square ly  faced the most basic cause of war, the internal and inter
national insecurity  of members of the states system , and solved it, leaving no 
states provis ional in status, no one ’s survival or territoria l in tegr ity  up for grabs.
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Details of the final sett lement still had to be w o rked  out after 1815, of course; 
but the basic principles and procedures were left in no do ub t7,

A sim ilar  fact emerges in regard to wars of succession, the most prevalent and 
unavoidab le  k inds of wars in the 17th and 18th centuries. After 1815 they  s im p ly  
ceased. Europe, by  and large, remained as monarchical as before, and becamc in 
some respects more legitimist. Some rulers (e.g., Francis I of A ustr ia  or Victor 
Emmanuel I and Charles  Felix of Sard in ia-P iedm ont)  stil l regarded their  domains 
as patr imony. D ynastic  feeling and r iva lry  remained keen, not least am ong lesser 
princes. Some succession disputes persisted (e.g., over Baden and S ch le sw ig -H o l
stein) and new  ones w ou ld  arise (Greece, Belg ium and France in 1830). Yet none 
of these w ou ld  cause wars, or even serious dangers of war. This contrasts not just 
w ith  E urope ’s past, but, as w il l  be seen, also w ith  its future.

The 1815 sett lement also produced a un ique and dram atic  reversal of values, 
from bell icist to pacific, evident m various w ays .  This was the o n ly  peace sett le
ment in h istory  not fo l lowed by  a continuation  or resumption  of the arms race. 
Instead, all the major pow ers  reduced their m il i ta ry  estab lishments and their m il i 
ta ry  spending relative to their  gross domestic product over an extended period of 
time. The most prosperous and pow erfu l of them, Great Brita in , imposed such 
rigid economies on both its a rm y  and its navy that they  w ere  hard-pressed to 
ca r ry  out their imperia l responsib il i t ies8. France, still the most m il itan t and rev i
sionist pow er after 1815, reduced and reorgan ized  its army, adopted a defensive 
m il i ta ry  posture, and mainta ined this stance until shocked out of it by  the war 
scare and hum ilia t ion  of 1840, though it still did not return to its old bell ic ist va
lues9. The German Confederation , which  was formed p r im ar i ly  to give G erm any 
defensive strength against external threats, especia l ly  from France, never achieved 
the m il i ta ry  o rganizat ion  it was intended to have, and faced ser ious crises in 1830— 
32 and 1840 in a state of m il i ta ry  unpreparedness10. M ore  examples of a general

'  it  could be argued that the O ttom an  Empire, not guaranteed at Vienna, was an im portant 
exception. Edward  I n g r a m , B r i ta in ’s Persian Connect ion  1798-1828 (Oxford  1992), lo r  ex 
ample , argues that the British co rrect ly  saw  a continu ing Russian threat to the status quo in 
the N ear  and M idd le  East. Yet whatever r iva lry  existed or was perceived on both sides over 
this region in this period, it seems to me undeniab le that the earl ie r Russ ian  po l icy  of relent
less expansion under  Peter and Cather ine ,  continued to some degree by  Paul 1 and A lexan 
der 1 until about 1812, was reversed after 1815. The A ng lo -R uss ian  s truggle , such as it was, 
was oyer who should have the most influence at Constant inop le  and lead in preserv ing the 
O ttom an  Empire,  not over whether  it should be preserved. Indeed, the two powers at times 
co llaborated to preserve it. O n  R uss ia ’s genera l ly  conservat ive po licy  in the Balkans th rough 
out the 19th century, see Barbara J c la v i c h ,  R uss ia ’s Balkan Entanglements 1806-1914 ( C a m 
bridge 1991).
8 H ew  Strachan,  W el l ing ton ’s Legacy: The Reform of the British Army, 1830-1854 (M an 
chester 1984); G. S. Graham,  Great Brita in in the Indian Ocean: A S tudy  of M ar it im e Enter
prise,  1810-1850 (Oxford 1967).
l> Gary P. Cox, The Crists of 1840 in the Cont inuum  of French Strategic  Planning,  in: Pro
ceedings of the C onso rt ium  on R evo lu t ionary  Europe 17 (1987) 561-72.
10 L a u r en c e  J. Baaek, C hris t ian  Bernstorff and Prussia, 1818-1832 (New' B runsw ick ,  NJ 
1980); R ober t  D. Bil linger,  M cttcrn ich and the German Question: States“ R ights  and Federal
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deemphasis on m il i ta ry  pow er  could be cited, even w ith in  the m il i tary  monarchies 
compris ing the H o ly  A ll iance -  A u s t r ia ’s weakness , the r ig id ity  and technological 
stagnation of the Russian a r m y 1 This str ik ing disposit ion  of all the m ajor  powers 
after 1815, as we l l  as lesser ones, to forego m il i ta ry  expansion and innovation and 
remain re lat ively  unprepared  for w ar  affected both internal and international d e 
velopments m arked ly . Not o n ly  d id it p lay  a role in p rom oting  E urope ’s economic 
recovery and deve lopm ent and the rise of ear ly  l iberalism, and help preserve peace 
in various in ternational crises; it also helped perm it  the revolutions of this period 
to happen. H istorians have tended u n d u ly  to em phasize  the instances of suppres
sion of revolts b y  armed force after 1815 (1820—23, 1830-32, 1848—49), and to 
ignore or dow ngrade  a more s tr ik ing  and more general phem onenon: even re
gimes fearful of revo lut ion  w ere  reluctant, slow, and inefficient in using; m il itaryO ’ ’ _ ° '
force to repress r isings (e.g., in 1830-32 in France, Belg ium , much of Germany, 
Italy, and Poland, in 1846 in C raco w  and Galicia, in 1847 in Sw itzer land , and a l
most everyw here  in 1848)12.

T he sw itch  from bell ic ist to pacific  values shows also in h ow  rulers and regimes 
sought leg it im acy  and popu lar  support  in the Vienna era. T h ey  chose to do so not, 
as in the old regime, through war, conquest, and m il i ta ry  glory, but through  peace. 
To a rem arkab le  degree, monarchs and their regimes l inked their honor, public 
image, and considération, their c la im  to legal au thor ity  over their subjects, and 
their status w ith in  the international system , to pacific values. Ru lers  like Frederick  
W ill iam  III and IV, Francis I, and A lexander  I aspired above all to be and to be 
seen as creators and guarantors of peace. Even a m il i ta ry -m inded  autocrat  like N i
cholas I, in a im ing  to be the gendarm e of Europe, did so to preserve European 
peace. The leading so ld ier  of the age, the D uke  of Wellington, stood four-square 
for peace and international cooperation . A who le  a rray  of statesmen -  Cast lere- 
agh, Aberdeen , M ettern ich, Talleyrand , R ichelieu , Guizot, Nesselrode, Bern- 
storff, Ancil lon , H ardenberg ,  and m an y  more -  men otherw ise  diverse in perso
nality, beliefs, and aims, had one thing unit ing them, sometimes on ly  one thing re
deeming them from historical o bscu r ity  or ob loquy : they  w ere  men of peace, who 
repudiated bell icist values and aims.

This fact reflects not o n ly  their indiv idua l aspirations and attitudes, but also the 
dynam ics  of the system. After 1815 great powers w h o  w ished to m ainta in  or en
hance their influence and posit ion w ith in  the system  had to do so by  helping p re
serve general peace. A u s t r ia ’s hegem ony  in Ita ly  and G erm any  remained largely

Duties,  1820-1834 (N ew ark ,  Del. 1991); P e t e r  Burg,  D ie  deutsche Trias in Idee und W irk 
lichkeit:  Vom alten Reich zum  deutschen Zollverein  (W iesbaden  1989).
11 G un th er  E. R o th en b e r g ,  The A r m y  of Francis Joseph (West Lafayette,  IN 1976); J o h n  S. 
Curtiss, The Russ ian  A rm y  under  N icho las  I, 1825-1855 (Durham , N C  1965); Dietr i ch  B ey -  
r a i t ,  M il itä r  und Gesel lschaft  im vorrevolut ionären  R ußland (Köln 1984).
12 O ne could add that their neglect of m il i ta ry  establ ishments created or promoted  the revo
lu t ionary danger from dissatisfied m il i ta ry  officers. Officers unhappy w ith  their  status in the 
new order w ere  centra l ly  involved in m any  of the r is ings against it (N ap o leo n ’s and M u ra t ’s 
in 1815, those in Spain, Naples , Sard in ia-P iedm ont,  the D anub ian  Principali t ies ,  and Greece 
in 1820-21 , in Russ ia  in 1825, and in Poland in 1830).
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intact till 1848, though it had long sincc become polit ica l ly  and cu ltu ra l ly  unpop u
lar and economically unprogressive, because Austria promoted  peace and the 
other governments knew it. Prussian leadership grew  attractive to the South G er
man states precisely to the extent that Prussia seemed at certain times a safer and 
more effective guarantor of peace and neutra l ity  than A us tr ia13. Both the restored 
Bourbons in 1814-15 and the Orleans m onarchy in 1830 rested their au thor ity  at 
home and abroad on their ab il i ty  to keep France at peace14.

The one major exception to this pattern confirms it. One monarch of the post- 
1815 era consciously reverted to 18th cen tury  belhcist methods -  Charles  X. The 
attention given his reactionary domestic agenda has served to obscure how  he 
hoped to make the Bourbon m onarchy popular by ambitious schemes for increa
sing its prestige and power abroad -  the t r e n c h  occupation of the M orea, the Po- 
lignae Project, the expedition to Algiers, his attempts to a l ly  w ith  Russia  and d re 
ams of war on Austria and Britain to overthrow the 1815 system , his designs on 
Belgium. The net result was to help promote his own overth row  and replacement 
by the most pacific regime in French history.

Thus there is convincing evidence that the re igning values m international po li
tics changed from belhcist to pacific ones. It pales, however, beside the evidence of 
a dramatic  change in the strength and adequacy of peacekeeping practices and in 
stitutions. The European Concert was now brought to life and intervened regu 
larly, almost automatically, in every  major international d ispute, so lving some, 
managing all. Congresses and conferences ac tua l ly  met when called. Sometimes 
they  succeeded surprisingly well ,  as in Belg ium or Greece; even when they failed, 
as w ith  the Roman question, their failure did not lead to war  or serious crisis, and 
probab ly  helped avert them. Group norms were ac tua l ly  agreed upon and obeyed . 
Great powers were grouped and restrained, small threatened powers afforded 
protection and even rescue. Advances were made in international cooperation and 
peacekeeping principles and practices (e.g., the abolit ion of the slave trade and the 
international control of river traffic); ideological r iva lry  surm ounted  or managed 
through w ork ing  partnerships for peaceful purposes (as in the M ehem ct Ah crises 
and Belgium).

III. How These Solutions Came About

Thus the Vienna era clearly was not a tem porary  lull m international conflict or a 
restoration of 18th century balance of pow er politics in a more cooperative form, 
but a breakthrough to a new system. To show this, however, is not to explain how 
it came about, how once insoluble 18th century  problems and structura l causes of 
w a r  were solved or became durab ly  manageable. The explanation lies in a com bi

1' In addit ion to the works cited in hi. 10, see Alan Reiner/nan,  Austr ia  and the Papacy in the 
Age of Metternieh (Vols. 1 and 11, Washington, I )C  1979 and 1989).
14 G. cle B er t i e r  d e  Sauvigny, The Bourbon Restorat ion (Philadelphia  1966); II. A. C. Col- 
hnghan i .  The Ju lv  Monarchy (London 19S8).
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nation of favorable condit ions and deliberate  actions, and any  attempt to assess 
their relat ive importance must be som ewhat  a rb itrary  and debatable. Yet w ithout 
deny ing  the importance of favorable condit ions, I w ish  to emphasize here how the 
Vienna system resulted from a conscious process of collective learning.

Certa in  general condit ions in 1815 doubtless w o rked  m favor of a solution to 
the 18th century  problem of the general insecurity  deriv ing from unfinished and 
unstable states. M an y  small , non-v iab le  states w ere  e liminated dur ing  the revo lu 
tion ary  and Napoleon ic wars, and others expanded and consolidated. Though  the 
process created or stored up future problems, especia lly  m Germanv, Italy, and 
Poland, those states w hich  survived were by and large better able to govern them 
selves, maintain internal order, and p lay  a regular role m international affairs. The 
revo lut ionary  and N apoleon ic  eras s im ila r ly  swept a w ay  m anv old regime pro
blems of feudal rights, overlapping jur isd ict ions, and com peting claims to terr i to 
rial sovereignty. By 1815  m any states, especia lly  the great powers , w ere  at least 
tem porar i ly  sated, seeing further expansion as impossib le  or undesirable  at this 
t ime, and feeling the need to stop and consolidate their gains. Austr ia  had arrived 
at this stage by  1801 or 1805, Prussia  perhaps a lready  m 1795, Brita in and Russia 
considerab ly  later, and Prance last and least of all. Yet bv 1814-15 all the major 
powers, inc lud ing Prance, could consider themselves as adequate ly  rounded off, 
their historic tasks achieved and vital secur ity  needs met suff ic ient ly  to let them 
accept a jo int settlement.

Yet these constituted at most the necessary condit ions for stab il iz ing the E uro
pean order, not its sufficient or efficient causes. Granted, the peacemakers of 
1813-15 could build on some of the results of recent wars and revolutions in w o r 
king to render the various states of Europe finished and secure. But they  still had 
to decide jo in t ly  to do so together and decide jo in t ly  how, decisions which  had to 
be made consc iously  and voluntar i ly ,  and were by  no means inev itab le1'”’. The task 
required them to exploit  h istory  and shape it, not s im p ly  accept it or ride its cu r 
rent. No state, not even Brita in, felt genuinely  secure m 1815, in the sense that it 
thought it could relax and en joy  a natural secur ity  resulting from condit ions c rea
ted by  the war. Most states remained in important respects artificial, unfinished, 
vulnerable, and insecure, and most rulers and statesmen were keen ly  aware  of it; 
they counted on the settlement, not w ar  gains or natural condit ions, to give them 
durable  peace and security. We need not elaborate the particu lar  w ays  in which 
this was provided -  boundaries carefu lly  negotiated to be clear, fixed and perm a
nent, an in ter lock ing treaty system  connecting every  state ’s interests w ith  those of 
others and backed bv a grea t-pow er  secur ity  all iance, the joint recognition of the 
independence, legitimacy, and sovere ign ty  of all states, and great pow er  un ity  and 
direction with in  the w ho le  com m unity . 1 he point w orth  em phasiz ing once more

For example, the most important and hotly  contested issue in the German settlement was 
whether to accept the results of the princelv-Napoleonic revolut ion of 1803, rather than (as 
m any wished) to set the clock back or (as a lew dreamed) to go forward to a G erm an national 
state. On this, see F.nno Kraehe, Metternich’s German Po licy  (Vols. I and II, Princeton 1963 
and 1983).
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is that this represented a quest for political equ i l ib r ium , i.e., a balance of security, 
satisfactions, and obligations, more than a balance of power.

How  this solution to the problem of general insecurity  was w o rked  out m atte 
red as much as what was done. Here two com m on m isinterpretations need correc
tion. One is that the last coalition gained peace because its m embers f ina l ly  united 
behind the quest for joint military v ictory rather than d iv id ing over their selfish 
individual aims as had happened in previous coalit ions. The other is that the v ic
torious great powers imposed their peace terms on the smaller  ones in the sett le
ment, ignoring popular wishes and repressing new em erg ing forces such as natio 
nalism and liberalism. These propositions are not on ly  m ost ly  erroneous on the 
facts, but they also deny or obscure crit ical differences between the search for 
peace in 1813-15 and that at other times, inc lud ing the previous revo lu t ionary  and 
Napoleonic wars. The allies succeeded in 1813-15 in good part because they  did 
not, as before, put mil itary victory first, but demoted it to second place, concen 
trating instead on achieving and maintain ing a un ited  stand on a polit ical so lution 
to the war. In forming the coalition and constructing the sett lement (wh ich  was 
one single process throughout), the great-power all ies, moreover, did not, b y  and 
large, try  to impose terms on their lesser partners or even on the enemy, but tried 
by negotiation, first among themselves and then w ith  lesser states and w ith  the 
enemy, to reach the broadest possible agreement on the concrete definit ion of 
peace and the practical means to establish and preserve it. The Vienna settlement, 
it cannot be emphasized strongly enough, was a negotiated peace, not a peace of 
victory, and negotiated not simply in 1814—15, but from ear ly  1813 o n 16. The w ar  
lasted to the point of a decisive though not total a llied m il i ta ry  v ic to ry  m ain ly  be 
cause repeated allied attempts to negotiate ser ious ly  w ith  France w ere  frustrated 
by Napoleon. As for the impression that the great powers at Vienna shunted 
peoples about like freight cars in a ra i lw ay  yard , even w here  it contains some 
truth, in regard, say, to Poland, Saxony, or Italy, it is exaggerated , and in m any  in 
stances, such as Switzerland and Germany, it is s im p ly  untenable . The most o b 
vious feature of the negotiations at Vienna was an unrem itt ing , a lmost obsessive 
search by the great powers for the widest  possib le consensus am ong all po l it ica l ly  
important groups (meaning especially governments, but also influentia l groups in 
society) in favor of a settlement everyone w ou ld  accept, support ,  and obey.

The Vienna settlement’s success in solving the second prob lem , w ars  of dynastic  
succession, also rested in part on historical developments. M a n y  longstanding 
succession and inheritance questions had been settled by  1815 b y  w ar  and revo lu
tions, especially  the Napoleonic and prince ly  revolutions in Germany. Yet here 
too deliberate policy choices and actions w ere  more important than antecedent

16 The best example of this process of persuasion is the Treaty of Ried concluded b y  Austr ia  
and Bavaria in October 1813. The same essential process served to b r ing all the smaller states 
into the coalition, including those forced to change sides, l ike D enmark .  Even Austr ia ,  a great 
power, was won over in this way.
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developments. M a n y  succession and inheritance quest ions remained to be solved 
at Vienna, and in so lving them (in w ay s  impossib le  to detail here) the congress 
changed sub t ly  but p ro foun d ly  the accepted international doctr ine and practice 
on how  states became perm anent and w ere  recogn ized  as such. The prominence 
given to the princip le  of leg it im acy  at Vienna can be m is leading if we fail to un der
stand how leg it im acy  was conceived and defined in 1815 and after. W hatever  do c
trines of d iv ine right indiv idua l monarchs and ministers m ay  have believed, d y n a 
stic states, a long w ith  others, no longer relied for permanence and cont inu ity  on 
any  such old regime doctr ine involv ing the k in g ’s „two bodies“ (Ernst Kantoro- 
w icz)  or the im m orta l i ty  of the roya l  line through dynast ic  succession. Legit imate 
possession of a throne became a p ro perty  r ight like other p roper ty  r ights, con 
veyed by  in ternational recogn it ion  as a permanent mem ber of the European fa
m ily  of states. D ynast ic  rights became an integral part  of the general ne tw ork  of 
legal rights en joyed  by  monarchs and subjects a like, rather than a special divine 
right of kings. A  ru ler  like M arie  Louise  of Parma or, in itially, Joach im  M urat  of 
Naples was as leg itimate as the B ourbons or the H absburgs ;  Sw itzer land  was as le
g itimate a state as the H ab sb urg  M onarchy. In other words, here as e lsewhere at 
Vienna „ leg it im acy“ bas ica l ly  meant and implied the rule of law. The arguments 
made by  the chief spokesm an for leg it im acy  at Vienna, Talleyrand , i l lustrate  this 
especia lly  well . The princip le , moreover, was fo l low ed  in the actual succession d e 
cisions reached at Vienna and after, first and most im portan t ly  w ith  France. In 
both restorations, the decisive factor was not any  div ine r ight of the Bourbons to 
rule France, but the „convenance de VEurope“ -  a general recognition that France 
as a state was a permanent, indispensable  mem ber of the international community , 
that its monarch  must therefore not be imposed on it b y  outside force but consen
ted to by  Frenchmen, and that the B ourbons were the o n ly  d yn as ty  that most 
Frenchmen and the European fam ily  of states could  live w i th 17. O ther  features of 
the sett lement m Italy, Germany, the Netherlands, Sw eden -N orw ay , and Den- 
m ark -Sch lesw ig -H o lste in ,  i l lustrate the same point: legitimate title to thrones and 
territories rested on European recognition by  treaty. The same principle persisted 
after 1815. In the Frankfurt  Territoria l Recess of 1819, the lo u r  great powers over
turned B avar ia ’s succession claims to part of the H ochberg  inheritance in Baden in 
order to mainta in  B aden ’s terr itor ia l in tegr ity  as a state. O tto ’s throne in Greece 
and Leopold  I ’s in Be lg ium  would  rest pu re ly  on G reek and Belgian acceptance of 
them as monarchs, backed by  European recognition. The result was that succes
sion questions, though stil l important for dynasties  and for the monarchica l p r in 
ciple generally , became obsolete as causes of war.

The decline after 1815 in belhcist values also g rew  in part out of natural deve
lopments, in this case t ransitory  ones -  general war-weariness , economic and fiscal 
exhaustion, and the fear of more revo lut ion  by  most regimes. O nce more, h ow e
ver, the crucia l factor was a del iberate  po l icy  of em phasiz ing  peace and law  instead 
of war  and g lo ry  as the w a y  to domestic  consensus and support  of governmental

17 On this, the best work is still Bertier de Smvigny, Bourbon Restoration.
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authority. When that qu intessent ia l  patr imonia l absolutist , Francis 1 ot Austria, 
made „Justitia (undcimentum regnorum“ the motto ot his reign, he meant it, and it 
meant som eth ing real -  avoidance of coercion and violence, in ternational so l ida
rity, and the du ty  of m onarchs to guarantee peace and legal order. M etternich ex
aggerated o n ly  a litt le when he remarked that the Emperor was so devoted to the 
treaties that it anyone  tried to add one vil lage to A ustr ia ’s domains , Francis w ou ld  
go to war to prevent it. N or  can the general conservative aversion to w ar  be s im p ly  
attr ibuted to fear of revolution. Ot course conservatives feared revolution and its 
attendant threats of l iberalism, const itu tionalism , and nationalism . But their fear 
of w ar  was not rea lly  derived from the danger that it might bring revolution ; it was 
derived from their bitter experience that w ar was revolution . War more than revo
lution had in the past generation repeated ly  threatened to rob them ot their terr i
tories and thrones, and now  threatened to rum their raison d ’etre, the en joym ent 
ot secure peace for themselves and their peoples. Liberal const itu tional regimes 
also shared this v iew  ot w ar  as revolution -  the Orleanists in France, Leop o ld ’s re
gime in Belgium, W h ig  and Tory  ministr ies a like in Brita in, the South and West 
German constitutional states.

Finally, there some favorable condit ions m 1815 contr ibut ing  to the inst i tu t io 
nal and structura l changes m international politics (i.e., changes in rules, norms, 
practices, and collective assumptions). Yet here too conscious learn ing and de l ibe 
rate action predominated . Am ong the favorable condit ions was an unusual degree 
of ideological so l idar i ty  and mutual trust am ong the leaders and states at Vienna 
(though there were still ideologica l rifts and d istrust ap lenty).  Statesmen, however, 
were  not w il l ing  to re ly  on this spirit  of mutual trust and so l idar i ty  for peaee ls, but 
insisted on effective guarantees, c lear agreements, m ach inery  for enforcement. 
T h ey  made their alliances and ententes into pacts of restraint, often includ ing p re 
cise non-aggrand izem ent clauses, and used them for this purpose. All the treaties 
were carefu lly  intertw ined. T hey  distingu ished between international questions, 
which  required Concert  del iberat ion  and united action, and internal ones where 
international intervention was not permitted . This principle, though difficult  to 
app ly  m concrete cases, proved extrem ely  valuable tor avoid ing war, and again re
presents a break from 18th cen tu ry  practice. As noted, they  reached a broad co n 
sensus on the rules and operation of the Concert ,  and show ed a s tr ik ing  w i l l in g 
ness to bring it into play. H o w ever  one evaluates the ind iv idua l procedures and 
outcomes of Concert  actions from 1815 to 1848, the C oncert  mediated, ad jud ica
ted, or o therw ise  settled a host of dangerous disputes in Italy, the Iberian Pen in 
sula, Greece, Belg ium, Rome, and the O ttom an Empire, w ithou t  g rea t-pow er  w ar  
and with  very little violence at all. Above all, if the Vienna system  did not d eny  
states the right to use torce in defense ot their indiv idua l interests -  a right inherent

ls f o r  example, one major source of British and Austr ian  distrust of A lexander I in the Pol-  
ish-Saxon quest ion and over the Greek revolt  was his insistence that Europe must trust him, 
believe in his  good, peaceful intentions.  As Cast lcreagh  and Mettern ieh insisted,  peace could 
not rest on honorable  intentions,  but on sound arrangements.
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in the international system itself -  it addressed the problem of restra in ing the use 
of that right, and en joyed  considerable  success in do ing  so. Time and again under 
this system states, inc lud ing pow erfu l ones, were effectively prevented from de 
fecting from the established order, v iolat ing the group norms and consensus, or 
resorting to the ultima ratio regum, all w ithou t  war. This was done, for example, 
with Russia in 1821-22, France m 1830-32 and 1840, W ürttem berg  m 1823, and 
Bavaria in 1816-17 and alter. An incident in ear ly  1828 is part icu la r ly  s tr ik ing  as an 
il lustration of the pow er of group norms to restrain  state behavior. After a Russo- 
Turkish w ar  had become almost inevitable as a result ot the battle of N avarino  and 
the O ttom an governm ent ’s consequent denunciat ion  of the Convention  of A k-  
kerman, the Russian governm ent announced to Brita in and France, its allies under 
the Triple Treaty of J u l y  1827 which committed  all three to jo int  action to end the 
T urk ish-G reek  conflict, that it intended to force the O ttom an  Empire to stop its 
violations of R u ss ia ’s t reaty  rights. Britain and France could not object to this an 
nouncement, but it was accompanied by  a hint that if its allies failed to support 
Russia in this effort, Russ ia  w ou ld  be free to act in its own interests. In most eras, 
such a statement wou ld  be considered self-evident and might pass w ithou t  co m 
ment. At this t ime, however, even a hint that Russia might pursue its o w n  interests 
in itw conflict w ith  the O ttom an  Empire in disregard of the general European a l 
liance and the provis ions of the Triple Treaty of J u l y  1827 w ith  its joint pledge of 
non-aggrand izem ent was enough to send the D uke  of Wellington, then Brit ish 
prime minister, into a tow er ing  rage. In the face of his denunciat ions and w ar 
nings, warn ings not of w ar  but s im p ly  of a break in the general European alliance 
and the particu lar  Triple Treaty, N icholas  I im m ed ia te ly  backed dow n  and repu
diated the offending phrase. Abstractly , the right of self-help remained in force; in 
practical terms, group norms and the possib le pena lty  ot exclusion from the C o n 
cert or the general European fam ily  of states curbed it.

IV. The Decay and Breakdown of the Vienna System

To this bare outline of h ow  the Vienna system  confronted and large ly  solved the 
basic 18th cen tu ry  causes of w a r  can be added o n ly  a few remarks on how and 
w h y  it broke down. The general answer, unorig ina l and unsurpris ing , is that 
the system both decayed and was destroyed . Its so lutions to international p rob 
lems, it must be conceded, ceased to w o rk  well or w o rk  at all under  new- cond i
tions. P la in ly  by  1848 or earlier this system  had lost most ot its capacity  to ab 
sorb and accomm odate change, par t icu la r ly  in the face of rising challenges ot l ib 
eralism, const itu tionalism , nationalism, and economic and social t ransformation 
through ear ly  industr ia l izat ion . A good deal of this in flexibility, this hardening 
ot the arteries, in the international system resulted from its connection, not in 
trinsic or necessary but nonetheless intimate, w ith the M ettern ich  system  of in 
ternal governance, still dom inant in central and eastern Europe, and the Metter- 
nichian ideo logy  of the status quo, the princip le  of the preservation of every  
legally ex isting thing. At the same time, I see more deliberate destruction and



abandonm ent of the system  than decay  involved in its b reakdow n -  abandon
ment or destruct ion  by  leaders and states in all camps, radical, l iberal, and con 
servative, w ith  goals impossib le  to achieve under its rules and constraints , who  
therefore determ ined to b reak it.

N one of this rea lly  needs elaboration . The o n ly  point w orth  stating brief ly  here, 
som ew hat  less conventional than the others, is the extent to w h ich  the decay  and 
destruct ion  of the V ienna system  served to revive the 18th c en tu ry ’s in ternational 
problems and causes o i w a r  in a som ew hat  different guise.

T he first 18th cen tury  p rob lem  to come back was that of the existence of unf i
nished, vulnerable , and insecure states w ith in  the system , p rom oting  a general in 
stab il i ty  and insecurity. To be sure, m an y  states had become progress ive ly  less v i 
able dur ing  the V ienna era -  the O ttom an  Empire, the G erm an Confederation , 
some German and Italian states, even A ustr ia  to a degree. P rec ise ly  these units 
came under attack in 1848-71 and w ere  either destroyed  or d rast ica l ly  altered. 
This could be seen as a net gain for the system , and often is; new  states emerged 
(Pruss ia-G erm any, Italy, R um an ia )  wh ich  w ere  apparen t ly  more viable and secure 
than those they  replaced. Yet in the long run after 1871, and espec ia l ly  after 1890, 
the overall decline in secur ity  th roughout the system  for all its members, even the 
strongest, cannot be denied.

Everyone is famil iar  w ith  this aspect of the revival of 18th cen tu ry -s ty le  politics 
after 1848. M uch  less noticed is a certain revival of dynast ic  polit ics and wars of 
succession in Europe -  adm it ted ly  no longer, as in the 18th century, as the main 
dr iv ing  forces behind the m id- 19th c en tu ry  wars, n ow  driven by  nationalism , eco
nom ic deve lopm ent and m odern ization , domestic  polit ics, and typ ica l balance-of- 
pow er  secur ity  concerns, ye t  as im portant factors. H istor ians tend to ignore or 
underrate  the extent to w h ich  m id- 19th century  leaders used and manipulated  the 
unde r ly ing  forces in international polit ics for the sake of dynast ic  purposes much 
like those of the 18th century. C av o u r  and Victor Em m anuel II are the best exam 
ples of th is19, but other monarchs also c lear ly  acted p r im ar i ly  from dynastic  p r in 
ciples and interests (for example, N apo leon  III and Empress Eugenie, Francis J o 
seph, W il l iam  I, and L u d w ig  II), and statesmen like Palmerston and B ism arck 
consc ious ly  exploited this tendency  for their own 18th-century sty le  policies. 
Thus it is not surpris ing that dynast ic  and succession questions f igure p ro m i
nent ly  in the crises of 1859-60, 1863, 1866, and 1870, and that succession qu es t i 
ons, no longer controlled b y  the European C oncert ,  could be used to underm ine 
opponents and provoke wars . This did not stop w ith  1871. D ynast ic  conflicts 
wou ld  continue to plague the Balkans (Serbia, Bulgar ia ,  Greece, Rum ania , A lb a 
nia, later Yugoslavia), and hence the w ho le  international system , far into the tw en 
tieth century , w ith  1914 sup p ly in g  the most spectacular  example. This is not a 
c la im, to repeat, that succession questions caused war, as in the 18th century, but

1 2 0  P a u l W .  S c h ro e d e r

19 Denis Mack Smith,  Victor Emmanuel ,  C avou r  and the R isorg imento  (N ew  York, London 
1971).
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that the destruct ion  or abandonm ent of the Vienna s y s tem ’s rules for managing 
dynastic  polit ics helped pave the w a y  to more war.

Far more obvious and potent as a cause of w a r  after 1848, however, was the re 
vival of bell ic ist values. The revolutions of 1848 did not result  in clear v ic to ry  eit
her for the forces of m ovement or for those of order, but did promote  the revival 
of bell icist values and helped clear the path for the forces of international conflict 
and war. Bell ic ism re-em erged in m any  forms reminiscent of the 18th century : the 
renewed belief that the use of armed force could be effective and profitable , 
against both external and internal foes; a sharp rise in the prestige, polit ical in f lu
ence, and cost of m il i ta ry  establishments; a t ighten ing of the l inks between mon- 
archs and their  officer corps, and between the honor of the state and that of the 
arm y ; and the revival of efforts to legitimate regimes and leaders through m il i ta ry  
v ictory, conquest, and martia l glory. The internal and external conflicts of 1848— 
50, the C r im ean  War, the Italian wars, and above all the wars of German un if ica
tion all i l lustrate this process. These bell ic ist values, moreover, became most do m i
nant and dangerous not, as before 1848, am ong liberals, radicals, and nationalists, 
opponents of the re ign ing international system , but the conservatives and govern
ments support ing  it. The widespread  abandonm ent of lega l ity  in international re
lations b y  the very  forces of law  and order is one of the most str ik ing  features of 
this bell ic ist revival.

The final evidence of how  the b reakdow n in the Vienna s y s tem ’s institutions 
and devices for peace promoted a reversion to 18th cen tu ry  international rules and 
norms is w ha t  happened to three main pil lars of the Vienna system : the C oncert  of 
Europe, the nature and purposes of treaties and all iances, and the concept of poli
tical equ il ib r ium . The European C oncert  was de l ibera te ly  prevented from keeping 
the peace and had its rules and norms consistent ly  v iolated in the C r im ean  War, 
and was later sk i l lfu l ly  pushed aside and rendered otiose by  C avou r  and B ismarck. 
Revived in 1878 at Berlin , it represented no longer the se lf-restra in ing European 
D irecto ry  of great pow ers , but an o ligopolis t ic  cartel meeting to d iv ide market 
shares, and ready, if it p roved necessary and profitable, to f ight over them. Treaties 
w ere  now once again, to quote  B ism arck , consc ious ly  entered into with  the im p li
cit understand ing , „ Pacta sunt servanda rebus sic stantibus“. A ll iances, in 1815-48 
a lmost exc lus ive ly  tools of the managem ent of international r ivalries and crises, 
reverted to 18th cen tu ry  aims and patterns of capab i l i ty  aggregat ion , decked out 
w ith  m il i ta ry  conventions and provis ions for compensations and indemnities , in 
tended ch ief ly  for m il i ta ry  secur ity  and, w hen  used for management purposes, 
em p loyed  to create and balance antagonisms. The 18th cen tu ry  princip le  of sacro 
egoismo re-em erged as not m ere ly  a standard explanation for international con 
duct, but even an acceptable just if icat ion of it, and prescr ipt ion  for it.

This essay  is neither the time nor the place to discuss w h y  this happened; it can 
offer on ly  a general observation on the subject, as an obiter dictum. It is that both 
the manipulation , vio lat ion, and d iscred it ing of the Vienna sy s tem ’s rules and 
norms by  conservatives of the M ettern ich ian  stripe before 1848, and the more 
overt attack on these by  individua ls and groups after 1848, involved as much i l lu 
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sion as self-interest, ambition , greed, fear, or ideological passion. Both groups be- 
lieved that they could som ehow have their cake and eat it too, reap the fruits of the 
tree whose roots they were starv ing or cutting. Both supposed that the stability, 
durability, and peace the system  had provided w ou ld  survive its m an ipu lat ion  or 
destruction, or be achieved in o ther ways . M e tte rn ich ’s determ ination  to preserve 
every legal ly  existing thing represented conservative, almost react ionary  Utopian  
thinking. Palmerston, Napo leon  III, Cavour, and B ismarck pursued a p rogres
sive-conservative realpolitical Utopia. M azz in i ,  Garibald i , and Kossuth dreamed 
of a radical revo lu t ionary  one. All sought an end w ithout the requis ite means; all 
believed that peace and s tab il i ty  in international politics could be achieved w i t 
hout a specific system of international politics de l iberate ly  constructed , used, and 
carefully maintained to achieve it. That was the i l lusion which  the statesmen of 
1815 finally overcame, after terrible costs and painful learning, and that il lusion 
continues to persist in various forms today.



Klaus Zernack 

Polens Einfluß auf die Wandlungen des 
europäischen Staatensystems von den Teilungen 

bis zur Reichsgründung

Das A nnua l  Register, eng verbunden mit Edm und Burke, kom m entiert  1772 die 
Erste Teilung Polens als einen fundamentalen  Eingriff in die O rdnu ng  des eu ro 
päischen Staatensystems. Es bezeichnet das beispiellose Geschehen als „the first 
very  great breach in the modern political System  of Europe“, w odurch  der 
„overw he lm m g pow er and ambition of Russ ia“ freie Bahn geschaffen werde. Den 
S truk tu rw ande l des M ächtesystem s sieht der Kom m entator  in dem gemeinsamen 
Vorgehen der drei O stmächte  in Polen begründet: Durch  diese fnteressenkoali- 
tion sei das G le ichgew icht zw ischen den F lüge lm ächten  des Kontinents -  F ran k 
reich und Rußland -  zugunsten  Rußlands verschoben worden. Der Fehler war, 
daß England dem G ew altak t  gegen Polen tatenlos zugesehen habe, weil es auf die 
R ival ität zu Frankreich fixiert gewesen sei. N un  drohe „the total overthrow  of the 
w h o le“ . Die B lockb i ldung im Osten müsse Folgen im Westen haben!

H ier  w ird ,  so könnte  man sagen, eine Spa ltung der Pentarchie konstatiert, noch 
bevor man 1815 förmlich von einer solchen zu sprechen begann. Gle ichzeitig  p ro 
gnostiz iert  die A n a ly se  von 1772 in bezug aut Polen die s trukture lle  Ü bere in s t im 
mung der drei Teilungsakte 1772, 1793 und 1795, die als ze itgesch ich tl ich -d ip lo 
matische Abläufe große Unterschiede aufwiesen . Die E inheitl ichkeit  lag in dem 
eingespielten M echan ismus der In teressenkompensation -  „w ithout the pretence 
o f w ar or even the co lou r o f r ight“ -  auf Kosten des schwächsten G liedes im Staa
tensystem.

Dieses ist che Repub lik  des freien Adels seit dem großen Nord ischen Krieg am 
Beginn des Jah rhunderts  zweifellos gewesen. Sie w ar  in ihrer „staatlichen Souve
rän itä tskr ise“ nicht mehr Subjekt von Außenpoli t ik ,  sondern O bjekt eines S teue
rungssystem s von außen. Indes w ar  die gewaltsam e Auflösung dieses in ternatio 
nal handlungsunfähigen  Staates Polen seit 1772 von einer beträchtlichen inneren 
(nat ionalgese l lschä lt l ichen) Regenerations- und Reform anstrengung begleitet, ein 
Prozeß, m dem die berühmte Konstitu tionsakte vom 3. Mai 1791 nur einen her
ausragenden Punkt markiert . Doch auch dieser Retorm erfo lg  ist teilungspolit isch 
instrumental is iert  worden. Die Maiverfassung diente als Vorwand für den zweiten 
Teilungsakt. Dennoch ermöglichte die innere Regeneration die W iedergew innung  
einer polit ischen Sub jektro lle  für „Polen“ in der Zeit seiner Geteiltheit !
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Worin bestand diese Subjektrolle Polens? Der Verlust des Staates m den Tei
lungen hatte als Gegenwirkung das nationale Bew ußtse in  erstarken lassen. A uf  
ihrem Weg zur modernen Staatsbürgernation tradierten die  Polen zunächst die 
adelsdemokratischen Überlieferungen der Sz lachta-Gesellschaft  im Sinne eines 
„rousseauisch“ verstandenen D em okrat iegedankens, der die Kontinu ität  der po l i
tischen Öffentlichkeit betonte. Polit isch bedeutete dies in der Welt nach 1795 eine 
Option für das revolutionäre Frankreich, die beträchtlich we iter  trug als zuvor. 
Was die Wortführer der polnischen Nation auf die französische Karte setzen ließ, 
waren Napoleons Erfolge bei der A usm anövrie rung des Staatensystems, bei der 
Mattsetzung Preußens und Österreichs und der Iso lierung Rußlands. In dieser S i
tuation war Tadeusz Kosciuszkos W arnung vor der M achtg ier  des Korsen ebenso 
unpopulär wie Adam Czarto rysk is  realistische Einsicht, daß für Polens Z ukunft 
im Einklang mit Rußland gearbeitet werden müsse. Der zukünft ige  Gegensatz  
zwischen dem demokratischen, dem „roten“ Lager  (des mittleren und niederen 
Adels) und dem konservativen, „weißen“ Lager  (der Ar istokra tie ) ,  das mit den 
Teilungsmächten zu kooperieren bereit war, zeichnete sich h ier bereits ab.

„Noch ist Polen nicht verloren, solange w ir  leben“ , lautete seit 1797 das K am pf
lied polnischer Legionäre, die nach dem gescheiterten Aufstand Kosciuszkos in 
Frankreich Zuflucht gesucht hatten und Bonaparte  auf seinem Feldzug  in die lom 
bardische Republik  gefolgt waren. Ihr Tun und ihr Gesang galten der H offnung 
auf das Fortwirken der Revolution zur  Befreiung der Völker, die nun „von Italien 
nach Polen“ getragen werden müsse. Liier stößt man auf die ersten M an ifes ta t io 
nen jenes demokratischen „internationalen N at iona l ism us“, der später für den 
polnischen Vormärz charakteristisch sein sollte. Die ersten „vö lkerd ip lom at i
schen“ Töne klangen an, und Sym bole  wurden sichtbar, wenn d ie poln ischen Le
gionäre Staatsbürger der neuen Republik wurden , poln ische U n iform en  mit ita lie
nischen Epauletten und französischen Kokarden trugen, auf denen in ita lienischer 
Sprache zu lesen stand: „Freie Menschen sind B rüder“ . Die „roten“ Kräfte setzten 
also auf universale Wirkung.

Das tat auch der aristokratische Emigrant A dam  C z a r to ry sk i  in Petersburg, 
doch war der Internationalismus seiner D ip lomatie , mit der er bald von sich reden 
machen sollte, anders begründet. Der poln ische M agnat w ar  ein G roßvetter  König 
Stanislaw August Poniatowskis und nach der letzten Teilung Polens nach Peters
burg gekommen, um Familieninteressen w ahrzunehm en . Das w ar  für die in den 
östlichen Landesteilen der alten Adelsrepublik  begüterten M agnatengeschlechter 
unausweichlich geworden. Petersburg wurde auf diese Weise im 19. J ah rhundert  
zu einem wichtigen Lebens- und W irkungsraum  der polnischen A ristokra tie ,  so 
weit sic in den Ostgebieten begütert war. Seit dem Frühjahr  1804 leitete der 
Freund Kaiser Alexanders I. das russische A ußenm in ister ium .

Ich fasse in diesem Diskussionsbeitrag Überlegungen zusammen, denen ich in mehreren 
Einzelstudien nachgegangen bin, s. Klaus 'Zernack, Preußen -  Deutschland -  Polen. Aufsätze 
zur Geschichte der deutsch-polnischen Beziehungen. Hrsg. v. Wolfram Fischer ; M icha e l  G. 
Müller  (Berl in  1991), sowie zule tzt die Darlegungen in dem größeren R ahm en meines B u 
ches: Polen und Rußland. Zwei Wege in der europäischen Geschichte (Berl in  1994) 276-367.
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D amit gewann  C z a r to ry sk i  für kurze  Zeit die denkbar  beste Plattform für seine 
Ideen: Vorrangige Aufgaben der europäischen Polit ik  seien gegenwärtig  die Besei
tigung der Teilung Polens und die E indäm m ung des revolutionären Frankreich , 
also die Rev is ion  der beiden großen um w älzenden  Ereignisse der Zeitwende. N ur  
ein g roßer  europäischer  M ächtebund sei dazu in der Lage. Dessen F ührung müsse 
in den H änden  e iner terr itor ia l desinteressierten, e iner sch iedsr ichter lichen M acht 
liegen: E inzig R uß land  kom m e dafür in Betracht. W ährend  England, P reußen und 
Österreich  terr itor ia le  G ew inne zu erwarten  hätten, werde Ruß lands moralischer 
Einfluß steigen. A u f  die Dauer w ürde  auch das nicht ohne terr itor ia le  Folgen b lei
ben. Das hieß: U n te r  Verm itt lung R uß lands sollte Frankreich bis zur  A lpen- und 
Rhe in-G renze  zu rückgedrängt  und England bewogen werden , M alta  herau szuge
ben und sich einem gerechten Seerecht zu fügen. Zwischen Frankreich und den 
G roßm ächten  Ö sterreich  und Preußen sollten ein ita lien ischer und ein deutscher 
Staatenbund errichtet werden . Das geeinte Polen w ürde  in den russischen Reichs
verband aufgenom m en, aber Preußen m üßte  seine polnischen Besitzungen w ieder  
preisgeben. Es ist fasz inierend zu sehen, w ie  h ier in Petersburg in e iner ganz frü 
hen Stunde europäischer Polit ik  die drei g roßen Probleme von 1848, nämlich die 
W iederherste l lung  Polens sowie  die Einheit Deutschlands und Italiens, als eu ro 
päische A ufgaben  bereits in den B lick gekom m en  sind. 1853-56 -  während  des 
Krim -Krieges -  sollte C z a r to ry sk i  darauf  zu rückkom m en .

Die großen M ächte haben den prospekt iven  Weg des C zar to ry sk i-P lans  von 
P u taw y  (1804), der eine Vermitt lung zw ischen  den nationalen Bedürfnissen und 
dem M ächtesystem  zu Wege gebracht hätte, nicht beschritten. Die E indäm m ung 
der Revo lu tion  -  als hegem onia ler  Ausbruch  Frankreichs verstanden -  hatte für 
die M ächte  den Vorrang. Sie gelang in dem W iener  System. D am it  w a r  auch die 
napoleonische R ekonstrukt ion  Polens h infäll ig  geworden , und die alten Teilungs
grenzen von 1797 w urden  wiederhergeste l lt .  Sie w irk ten  denn auch gänzlich  als 
so lche -  auch wenn  in der  W iener  Sch lußakte  von nationalen Institutionen und 
freiem Verkehr in Polen die Rede war.

Das Problem , das Polen für die Polit ik  in Europa stellte, bestand seit dem W ie 
ner Kongreß darin, trotz  Konzessionen an das revo lut ionäre Potential nationaler 
Ansprüche deren U nte ro rdnu ng  unter den im peria len  Staatsgedanken der drei 
Teilungsmächte sicherzuste llen . Die Trägermächte der H e il igen  A ll ianz  nahmen 
also mit ihrem jew e i l igen  Antei l  an dem alten Polen g leichsam Enklaven der eu ro 
päischen Revo lu t ion  in sich auf: Es w ar  jenes Potentia l , das sie durch die Teilung 
hatten st il legen w o llen !  Jede  der konservativen O stm ächte  versuchte auf ihre 
Weise, m it  der H a lbhe it  der W iener  Lösung fertig zu werden  und dem „Vormärz“ 
zu begegnen: Dabei w a r  jetzt die durch die poln ische Frage begründete „R evo lu 
t ionsfurcht“ ein durchaus nicht zu un terschätzender Faktor  im R eg ie rungshan 
deln der großen Ostmächte.

D er N ovem beraufstand in W arschau von 1830 konnte  sie in dieser R evo lu t i
onsfurcht nur bestärken. Ein Attentat  auf den Statthalter  des Kaisers, Großfürst 
Konstantin , w a r  das Signal für die Erhebung, die von adligen Offiz ieren mit U n 
terstützung bürgerl icher  Kreise der H auptstad t  getragen w urde .  Z war konnte Zar
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N ikolaus  I. der monarchischen Solidar ität des preußischen Königs gew iß  sein, 
und Friedrich W ilhe lm  III. wies sowoh l die K önigskrone der N at iona lreg ierung 
als auch die Bitte der Polen um Verm itt lung in Petersburg scharf zurück . Dennoch 
w ar  der Zar enttäuscht; im Zorn schrieb er Gedanken über eine erneute A uf te i 
lung Polens nieder. Er stellte sich einen R ü ckzug  der russischen Reichsgrenzen aut 
die W eichse l-N arew -Lune vor. Den Rest wollte  er „als seiner u n w ü rd ig “ seinen 
Alli ierten überlassen; sie könnten „davon den Gebrauch machen, den sie für en t
sprechend halten". Doch dieser Vorstoß fand die entschiedenste A b lehnung  in 
Preußen und Österreich. Sie w o llten  Stabil ität im Bündnis. Kaiser N iko lau s  aber 
traf sofort nach der m ilitärischen N iedersch lagung des Aufstandes eine Entschei
dung  für das Königreich Polen: In dem sogenannten Organischen Statut von 1832 
w urde  den Polen bei erheblicher E inschränkung ihrer Sonderrechte zw ar  noch 
ku lture l le  und bürgerl iche Autonom ie  verheißen, doch che P rok lam ierung  des 
permanenten A usnahm ezustands setzte das Statut sogleich außer Kraft. In der 
Öffentl ichkeit  Rußlands griff die Erregung über die rebell ischen Polen rasch um 
sich. M ehr  noch galt die russische E m pörung aber den Sym path ien , die die A uf
ständischen -  und che große Emigration, die nach der N iedersch lagung des A uf
standes emsetzte, -  in ganz Europa fanden. Kaum ein anderer dürfte die russische 
Reaktion  auf die europäische Po len-St im m ung wortgew a lt iger  und w irk u n gsvo l
ler zum  A usd ruck  gebracht haben als A lexander  Puschkin  in seinem Gedicht „An 
die Verleumder R uß lands“ . Dort heißt es:

„Was soll das W ortgelärm , Tribunen fremder Staaten?
W arum  mit Fluch und Bann w o llt  Rufsland ihr verraten?
Was hat euch so empört?  Des Polen Schändlichke it?
Laßt uns: dies ist ein Streit -  ein vom Geschick geweihter ! -  Von S law en  unter 
sich, im eignen H aus der Streiter,
Und eine Frage, der -  ihr nicht gewachsen  se id .“

Es gibt mehrere Texte Puschkins in dieser Tonlage, die man als A usdruck  eines 
im m er deut l icher sich ar t iku lierenden  imperia l-russ ischen N ationsbewußtse ins  
verstehen muß. Der Dichter, der in früheren Jahren  das poetische M ed ium  w irk 
sam für die polit ischen Ideen des Aufbruchs und der Emanzipation der jungen 
Generation aus den Tradit ionen der Unfre iheit  e inzusetzen gew ußt hatte, sah sich 
m der S ituation von 1830 von den D imensionen der Ause inanderse tzung R u ß 
lands mit seinen „R andvö lkern“ überwält ig t .  Nach innen gewendet kom m t darin 
auch die soziale Besonderheit e iner alle in von einem konservativen Adel ge trage
nen gesellschaftl ichen M odern is ierung , einer N at ionsb i ldung  sin genens, ins 
Blickfeld. Der polit ik- und sozia lgeschicht l ichen Q ue l len kr it ik  an den Puschkin- 
Texten enthüllt  sich nämlich das „polit ische D i lem m a“ dessen, der sich -  w ie  
Gottfried Schramm in der W ittram -Festschr if t  1973 gezeigt hat -  „m im m er neuen 
Anläufen zu rcvotierenden Phantasten hmreißen ließ und ebenso oft zu der 
schmerzlichen Einsicht kam, eine Revolte sei sinnlos und zudem Verrat am Adel, 
der aut Gedeih und Verderb an das Zarentum gekettet w a r “ . Die polit ische Kraft 
der oppositionellen Ideen w ar  m ithin  auf s trukture lle  W'eise eingeengt.
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Der hohe historische Q ue l lenw ert  derart iger  nationall i terarischer Zeugnisse ist 
unbestreitbar. Es lohnt sich, was gerade O steuropa-H is to r ikern  bewußt ist, sie 
auch in die polit ikgesch icht l iche D iskuss ion  intensiv e inzubeziehen. Geradezu 
unvermeid lich  erwuchs in der polnischen Dichtung das Gegenstück zu den rus
s isch- imperia len Tiraden auf den N ovemberaufstand , Adam M icktew icz  bot es in 
der „Dresdener Totenfeier“, welche er 1832 als dritten ’feil dem älteren Werk, der 
„W ilnaer Totenfeier“ , an fügte, die zw ischen 1820 und 1822 in Litauen entstanden 
war. In dem Dresdener Teil w ird  die Verfolgung der freiheitlich gesonnenen J u 
gend der Zeit vor 1824 zum Thema. War es dem H elden  der W ilnaer Teile des 
Werkes noch um das persönliche G lück gegangen, so tritt nun der Kampf um die 
nationale Befreiung an die Stelle. Im Schicksal der M itg l ieder des [Teiheitsbundes 
der „Phi lom aten“ im Gefängnis von W ilna  ist das Schicksal des geteilten Polen er 
kennbar. Der neue Held  erlebt in seinem ekstat ischen M ono log  an Gott in Gestalt  
des Zaren die Vision des w ie Christus gekreuz ig ten  Polen. Am Ende der „Dresde
ner Totenfeier“ steht ein Z yk lus  von fünf Gedichten, in denen der Haß auf R u ß 
land, den U n te rd rücker  der Völker, dem A uto r  die Leder geführt hat. Noch im 
Durchbruch der m odernen B efre iungsbew egung „Solidar ität“ m unseren lagen  
hatte die „Totenfeier“ aufrütte lnde W irkung . Den messianischen G edanken, der 
das geteilte Polen als den Christus der V ö lker  ausgibt, hat M ick iew icz  1832 m 
Paris in seinen „Büchern des polnischen Volkes und der polnischen Pilgerschaft“ 
auch histor iosophisch auf den Begriff gebracht.

Für die Geschichte des modernen N at ionsgedankens und seine W irkung  auf 
das europäische Staatensystem ist es ergiebig, diese polnischen Ideen und ihren 
polit ischen C h arak te r  genau zu studieren. Der „M essian ism us“ -  die Idee vom 
Chris tus  der Völker, diese gewalt ige poetische Überhöhung , läßt sich ldecnpolt- 
tisch verstanden eher als ein universeller G e ltungsanspruch des polnischen Unab- 
hängigke itskam pfes interpretieren. 1832, aut dem H am bacher  Lest, w u rde  das von 
der l ibera l-revo lut ionären  europäischen Ö ffentl ichke it  auch so verstanden. Dieses 
Jah r  w ar  somit in v ieler H insicht ein F löhepunkt der E inw irkungen  der po ln i
schen Frage aut die europäische Öffentlichkeit . Für die S truk turb i ldungen  des po
litischen Libera l ismus, zum indest m M itte leuropa, sind davon erhebliche Impulse 
ausgegangen. A uch  in dem weiteren  Kontext der Großen Emigration, die ihre 
spezifischen W irkungen  als Exilpohtik  im polit ischen System  Europas zeit igte, 
spielen die künstler ische, w issenschaft l iche und in tellektuelle Komponente noch 
lange eine w ichtige  Rolle. Man wird von hier aus konstatieren können, daß die 
„polnische Frage" auf den Formen- und St i lwande l  der Po lit ik  in Europa im Vor
märz e ingew irk t  hat. Auch die al lgemeine Einstellung der europäischen Ö ffen t
lichkeit auf Polen als ein M uster  der nationalen Revolution gegen che Imperien ist 
davon geprägt worden.

In der revolut ionären Krise des „V ö lkerfrüh l ings“ seit 1846 ließen sieh auch die 
nationalen Regungen der „jungen V ö lke r“ zw ischen Polen und Russen nicht 
mehr negligieren. Karol Libelt, der Posener Patriot, zeichnete am Beginn des J a h 
res 1848 schon die Um risse  der Zukunft: „U nser großes mächtiges Polen, weithin 
von M eer  zu M eer reichend, w ird nicht mehr als ein e inheit licher Staat mit einer
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N ationa lreg ierung  auferstchen, sondern als eine Föderation  der Litauer, Ruthe- 
nen, Preußen und anderer V ö lker .“ Das w ar  nur eine polnische St im m e unter  v ie
len, die jetzt föderativen Lösungen  für die V ö lker  zw ischen  Deutschland und 
R uß land  -  wenn  möglich un ter  poln ischer Führung -  das W ort redeten, das heißt, 
der D estrukt ion  des alten M ächtesystem s.

D och die Versuche der poln ischen N at iona lbew egung , die M ärz revo lu t ion  von 
1848 für die „nationale Reorgan isa t ion“ der Polen w ie  der Deutschen in Preußen, 
also zu r  Teilung Preußens zu nutzen , sch lugen fehl. Sehr schnell schw anden  die 
Anzeichen e iner freiheitl ichen So lidar ität  der V ö lke r  im Sinne eines g le ichberech
tigten Anspruchs auf nationale Fre iheit  und staatl iche U n abhäng igke it  angesichts 
der Probleme der revolutionären Staatsb ildung dahin. In der Pau lsk irche änderte 
sich im Ju l i  1848 während der sogenannten Polen-D ebatte  an der Frage der 
G renzz iehung  zw ischen  den N ationen  der Ton sehr schnell. N u n  w a r  vom „ge
sunden V olksego ism us“ die Rede.

Eines aber hatten die vorm ärz l ichen  N at iona lbew egungen  in Deutschland und 
im östlichen M itte leu ropa gemeinsam: den Affront gegen Rußland . Das Zaren
reich w ar  in noch stärkerem  M aße als das Ö sterreich  M ettern ichs Sym b o l  der U n 
terd rückung  der  Völkerfreihe it ,  ein wahres  Völkergefängnis . In se inem be rü hm 
ten Brief an das F rankfurter  Vorparlament gelang selbst dem besonnenen Franti- 
sek Pa lacky  die posit ive A kzen tu ie ru ng  einer funktion ierenden  D o n au -M o n ar 
chie in ihrer ( idealen) föderativen Gesta lt  nur, indem er ihre reale B edrohung 
durch  den „russischen W eg“ e iner universa len M onarchie  beschwor.

Es fragt sich freilich, ob in einen solchen freiheitsgeschichtlichen A b lauf  des eu 
ropäischen Vormärz die revo lut ionären  G edanken und M anifestat ionen der l ibe
ralen Inte ll igencija R uß lands überhaupt e inzufugen w aren?  Gehörte Ruß land  
dazu?  A u f  unübertreff l iche Weise hat dieses Problem der „Westler“ Iwan  Turgen 
jew  mit der  Sch lußszene seines Rom ans „R u d in“ ins B ild  gesetzt. D er H e ld  des 
Rom ans , Dmitri j  Rud in  -  in v ielem ein A bb ild  B akunins -  hat 1848 das Ende se i
ner O dyssee  des „überflüssigen M enschen“ erreicht und  steht im Som m er auf der 
B arr ikade der „nationalen H an d w erk e r“ in Paris. „In der einen H and  hielt er eine 
rote Fahne, in der anderen einen stumpfen Krumsäbel und schrie etwas mit ange 
strengter, dünner S t im m e.“ So bietet er den Soldaten ein leichtes Ziel und w ird  
von der Kugel tödlich getroffen. Die Pointe des Romanschlusses liegt dar in , w ie  
Rudins französische M itkäm pfer  seinen Tod verstehen: Sie beklagen  den Tod „des 
P o len“ . So w ar  Polen den Zeitgenossen von 1848 nicht allein der revo lut ionäre 
Teils Preußens, w ie  Friedrich  Engels erkannt hatte, sondern auch M aßstab  russ i
scher „Vorm ärzlichke it“ .

In der Tat hatten sich das nikola it ische Po lize ireg im e und sein D ruck  auf das 
Reich und seine V ö lker  kaum  gew ande lt  seit dem Strafgericht über d ie D ekabr i-  
sten. „Innere Verste inerung“ konstatierte  der deutsche Soz io loge Lorenz  von 
Stein 1850 beim B lick  auf das Zarenreich. So w eck te  der A usbruch  des K rim -Krie-  
ges 1853 noch e inmal die H offnung  der l iberalen Kräfte Europas, daß der  Flort 
der  Reak t ion  nun von der N em esis  der  Geschichte e ingeholt würde . A uch  die 
W iederherste l lung  Polens mit den O stgrenzen  von 1772, also unter dem  P r im är 
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aspekt der Zersch lagung Ruß lands und der  Schonung Preußens, war  erneut die 
Parole der l iberalen Propaganda. Doch diese H offnung  erfüllte sich keineswegs. 
Das T eilungssystem  über Polen -  die O stm äeh te-A ll ianz  -  erwies sich trotz R u ß 
lands N iederlage  im Krim -Krieg , weiterh in  als stabile M ächtestruk tu r  des östl i 
chen Kontinents. Aber die inneren Reformbedürfn isse meldeten sich in dem Z a
renreich im m er lauter zu Wort. Bei den w est l ichen  Randvölkern  des russischen 
Imperiums standen Reform  und M odern is ierung  m untrennbarem  Z usam m en
hang mit der  nationalen Emanzipation . Die Gefahr revo lut ionärer  Aufbrüche  war  
auch jetzt besonders groß in Polen.

Als sich im Jan u a r  1863 im Königreich Polen die nationa lrevo lutionären  S t im 
mungen erneut in einem Aufstand entluden, der  Sym path ien  auch in dem preuß i
schen Teil Polens fand, sah der frühere Gesandte in Petersburg und gerade ins 
Am t gelangte preußische M in isterpräs ident O tto  von B ism arck  dar in  die  u n au s 
w eich liche K onsequenz der liberalen Lockerungen  der russischen Polen-Polit ik , 
wie sie seit dem Ende des K rim-Krieges festzustellen waren . Solche Polenpolit ik  
w ar  neu in Ruß land , und deshalb erwartete  der konservative Preuße eine gefährl i
che D ynam is ie run g  des polit ischen Klimas im Zarenreich. Vor allem erschien ihm 
in der aufgew ühlten  Vorste l lungswelt  R uß lands der Fortbestand des Teilungs
bündnisses in Polen als Garantie  der osteuropäischen M achtbalance nicht mehr 
unangefochten . Ruß land  zur  B ew ahrung  des Bündnisses auf der Basis der Teilung 
Polens -  auch mit e inem möglicherweise  geeinten Deutschland als Partner -  zu 
zw ingen, w ar  daher das Kardinalz ie l  in B ismarcks außenpolit ischer  Z ukunftsp la 
nung. In der Tradit ionalität „negativer Po len -P o l i t ik“, w ie  sie aus Rußlands und 
Preußens S teuerung der „polnischen Frage“ seit den ' lagen  Peters des Großen re
sultierte , erb lickte  der preußische M in isterpräs ident und deutsche Re ichskanz ler  
noch nach 1862 bez iehungsweise  1871 ein d ip lom atisches Instrum ent ersten R an 
ges. Ä hn lich  w ie  Friedrich der Große hundert  Jahre  zuvor  verstand er es, russ isch
polnische Konflik tpotentia le  im Interesse Preußens und bald auch Preußen- 
Deutschlands zu instrumental is ieren. Uber das System  „negativer P o len -Po l it ik“ 
w ar  die „deutsche Frage“ , w a r  auch die R e ichsgründung , funktional mit der „po l
nischen Frage" verknüpft.

Und w ieder  bew irk te  -  w ie 1830 der N ovem beraufstand -  che polnische R e 
volte die So lidar is ierung der oppositionellen Inte ll igencija Ruß lands mit dem 
Thron  der Selbstherrschaft, wenn der Slavophile  Ju r i j  Sam arm  im September 1863 
seinen panrussist isehen Bannstrahl gegen die verräterischen Polen schleuderte: 
„Polen, das ist ein scharfer Keil, den die Latm ität  mitten m das H erz  der s law i
schen Welt getrieben hat, um sie zu zersp rengen . . .  W ie zwei Seelen, die in einem 
Körper eingeschlossen sind, führten und führen bis heute S law entum  und Latini- 
tät innerhalb  Polens selbst einen unversöhnlichen Kampf auf Leben und Tod. In 
ihm liegt das t ieftragische Interesse der polnischen G esch ich te . . . Welchen f re iw i l
ligen Se lbstquälere ien  sich Polen auch unterwerfen  mag, w ie es sich auch geißeln 
mag, um sich endgült ig  in den A ugen  der Lat in ität  von der Erbsünde seines s law i
schen Blutes zu rein igen, es w ird seine N atu r  nicht umschaffen; seine Zukunft, 
wenn es eine Z ukunft überhaupt besitzt, l iegt in der s lawischen W elt . . . ,  nicht am
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Schw änze  der L a t in i tä t . . .  U nser  Ziel darf nur darin  bestehen, die Polen für R u ß 
land unschäd lich  zu machen, vor allem muß man im Königreich den Aufstand er 
st icken und dazu die a l lerw irksam sten  M aßnahm en ergre ifen.“ Z iemlich un e rw ar 
tet sollte dieses polit ische C redo  des integralistischen Panslaw ism us seine g le ich 
sam westler ische Bestätigung durch  die Wissenschaft f inden, als 1863 der große l i 
berale H is to r ike r  Sergej S o low jo w  in seiner „Geschichte des Falls von P o len“ die 
Teilung Polens als die gerechte Strafe der Geschichte für den Verrat an der s law i
schen Sache interpretierte. Aber das w ar  nach dem Januaraufstand che beherr
schende Tonlage in der retchsrussischen „Ö ffent l ichke it“ .

M it  diesem antipolnischen S t im m ungsum schw u ng  in R uß land  begann die W ie 
derherste l lung des vollständigen E invernehmens in der A ll ianz  der Teilungs
mächte Polens, w enngle ich  Ö sterreich  in der Krise des Januarauf standes d ip lom a
tisch an der Seite der west l ichen G roßm ächte  gestanden hatte. Für  B ismarcks 
Konzept w a r  es ein g roßer  Erfolg, der  aber Gefahren für die Z ukunft nicht au s 
schloß. Sie lagen einerseits in der Unberechenbarkeit  Österreichs, d ie für B is
marcks Verständnis aus dem deutschen D ual ism us resultierte. Andererse its  war  
der russische Patr io tismus aus der Krise des Januaraufstandes  gestärkt hervorge
gangen. Die Form ierung eines panrussist ischen Lagers schaltete zw ar  die po ln i
sche Gefahr zunächst  aus, erhob sich aber g le ichzeitig  als B edrohung neuer A rt in 
Gestalt russischen Selbstbewußtse ins und russischen M ißtrauens gegen das E r
starken auch des deutschen Nachbarn . Darin  sah B ism arck  Belastungen für die 
So lidar ität  der Tcilungsmächte heranwachsen . Auf die kunstvolle  bündn ispo l i t i 
sche B änd igung dieser Gefahren im Schoß der A l l ianz  kam  cs für die  Zukunft  an. 
Er w o ll te  Ö sterreich  als M itstre iter  um  die deutsche Einheit ausschalten, aber z u 
gleich eine außenpolit ische Befre iung und A nhebung der österreich ischen A k t i 
onsm öglichkeiten  erreichen, vor allem über die Ste l lung Wiens im B ündnis  der 
drei „Schwarzen  A d le r“ . In der Tat vermochte B ism arck  bei den Verhandlungen 
in N iko lsbu rg  sowohl Österreich als auch Ruß land  zu beruhigen und an das alte 
D re ierbündnis  heranzuführen. Dessen alte In tegrat ionskraft  w ar  freilich dahin 
und konnte auch in dem D re ika iserabkom m en  von 1873 nicht w ieder  regeneriert 
werden. Die polnische Frage hatte mit der Re ichscin igung ihre steuernde F u n k 
tion für das Verhältnis der drei O stm ächte  zueinander, vor a llem in bezug auf die 
österreich isch-russische Balkan-R iva l i tä t ,  verloren. Gerade hier -  in der or ien ta l i 
schen Frage -  w itter te  B ism arck  Gefahren, d ie aus dem neuen, fester werdenden 
russischen N at iona lism us im peria ler  Prägung aufsteigen könnten. U nd daran 
sollte auf die Dauer die Staatskunst B ism arcks ihre G renzen finden.

Polen aber -  als d iejenige N ation , auf deren Kosten B ismarcks System  gle ich 
sam berechnet w ar  -  geriet mit der Lösung der „deutschen Frage“ durch  die B e
se it igung des deutschen D ualism us in die schwierigste  Periode seiner Teilungsge
schichte. Im G runde ist es aus dieser, aus der langen Nachgeschichte der  Teilun
gen, erst 1989-1991 w irk l ich  befreit worden.



Hans Henning Hahn

Die Revolutionen von 1848 als Strukturkrise des 
europäischen Staatensystems

I .

Der Titel dieses Beitrags w ird  den h istor iographisch bewanderten  Leser m ög l i
cherweise erstaunen oder mit e iniger Skepsis erfüllen. Darf man im Z usam m en
hang von 1848 von e iner S truk tu rkr ise  des europäischen Staatensystems reden, ist 
es denn w ährend  bzw. m öglicherweise  infolge der europäischen Revolutionen von 
1848/49 erschüttert, in Präge gestellt, verändert w o rden?  Oberflächlich vom d i 
rekten Ergebnis her gesehen muß die A n tw ort  eher negativ lauten: Der von vielen 
Zeitgenossen erwartete  große europäische Krieg brach nicht aus, und 1849 schien 
eine vo l lkom m ene R estab il is ierung des b isherigen M ächtesystem s stattzufinden, 
ohne Veränderung des terr itoria len Status quo und ohne daß das internationale 
G le ichgew ich tssystem  angetastet w urde  -  ein im G runde doch erstaunlicher A u s 
gang e iner revo lut ionären  Erschütterung fast des gesamten Kontinents, in deren 
Verlauf mehrere regionale  Kriege stattfanden. Infolgedessen taucht auch das Jah r  
1848 (bzw. 1848/49 oder 1848-51) m den meisten Überb l icksdars te l lungen  der 
Geschichte der internationalen  B ez iehungen nicht als Zäsur auf.

Erwies sich also das Staatensystem als so stabil, daß ihm diese (fast) gesam teu
ropäische Revolu t ion  nichts anhaben konnte? Ein anderes Bild könnte sich e rge
ben, wenn man nach Regeln und Verfahrensweisen, d. h. nach dem U m gang  der 
europäischen Großm ächte  miteinander unter den konkreten  Bed ingungen der 
Revolution fragt. In den folgenden A usführungen  geht es also darum, ob und wie 
sich die Funkt ionsm echan ism en  des bisherigen Staatensystems behaupteten oder 
veränderten. Das betrifft w en iger  das sog. europäische G leichgew icht , sondern die 
Frage, in w elchem  Verhältnis die Interessen der e inzelnen M ächte  und ihr k o n k re 
tes H ande ln  mit dem Schicksal des Staatensystems als Funkt ionszusam m enhang 
standen. Das Verständnis eines adäquaten H andelns im Staatensystem  steht in d i
rekter Bez iehung z u r  H a ltung  zum Krieg, und deshalb  ist h ier vor allem der  Z u 
sam m enhang von Krieg und Revolution zu Untersuchen. Daneben geht es um die 
A l l ianzstruk tu r  und che Rechtsgrundlagen  des Systems. Schließ lich  ist auch d a 
nach zu fragen, welchen Einfluß die Erschütterung des Staatensystems durch die 
Revolution  auf das künftige Verhalten der M ächte  ebenso wie auf die Perzeption
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in ternationa ler  Bez iehungen durch breitere national engagierte  B evö lkerungs
kreise hatte.

II.

Die im Titel verborgene Frage erfordert eigentlich, ausführl ich  auf das „Wer- 
W en“ e inzugehen , d. h. die Specifica der europäischen Revo lu tionen  von 1848 und 
die des europäischen Staatensystems zu behandeln . Dies kann hier nur in w en igen  
sk izzenhaften  Strichen erfolgen.

1848 w urde  in den Teilen des europäischen Kontinents, die von der Revo lu tion  
erfaßt w urden , die herrschende O rdnu ng  in dre i Bereichen erschüttert. Es ging 
um  polit ische Part iz ipat ion , um  soziale E m anzipation  und um nationale Separa
t ion oder Integration (bei a llerd ings höchst untersch ied lichen  Vorstellungen 
davon, was un ter  ,N a t io n “ zu verstehen sei). Die Revolu tionen richteten sich -  mit 
untersch ied licher  Intensität und G ew ich tung  je nach O rt  und sozia ler  Träger
schaft -  gegen die innerstaatl iche H errschaftsordnung und Leg it im ation  pol i t i 
scher M achtausübung , gegen die herrschende Gesellschaftsordnung und gegen die 
in ternationale  terr itor ia lstaatl iche O rdnung , w ie  sie das von der Pentarchie reprä
sentierte Staatensystem  1815 e ingerichtet hatte. Sowoh l m der Vorstellung der 
Zeitgenossen als auch realgeschichtlich hingen diese drei O rdnungen  zusam m en , 
obw ohl sich doch in ihnen seit 1815 in höchst unterschied lichem M aße  und 
Tempo Veränderungen vollzogen hatten. Dementsprechend gab es 1848 g le ichze i
t ig  polit ische, soziale und nationale Revo lu tionen , die in höchst unterschiedlichen 
K onfigurat ionen und G ew ich tungen  gemeinsam auftraten, e inander begleiteten 
oder gar bedingten, obw ohl ihre unterschiedlichen Ziele auch recht un tersch ied l i
che Formen der D urchsetzung bedurften bzw. bedurft hätten, und die  sich info l
gedessen nicht selten gegenseit ig  neutra lis ierten oder gar bekämpften.

Die meisten Revolu tionäre  Europas, und nicht nur sie, schienen sich 1848 darin 
e inig zu sein, daß das europäische Staatensystem  ein bloßes Repress ionssystem  
zur Verhinderung nationaler  und bürgerl icher  Emanzipation  sei. Bei genauerem 
Zusehen ergibt sich a l lerdings, daß diese W ahrnehm ung keineswegs so einseitig 
und ho lzschnittar t ig  war. A llerd ings sind unsere Kenntnisse über die Perzept ion 
des europäischen Staatensystems durch  die polit ische Part iz ipat ion fordernden 
bzw. die N at iona lbew egungen  tragenden Gesellschaftsschichten vor 1848 noch zu 
gering. Diese Forschungslücke ist um so empfindlicher, als die in der H is to r io g ra 
phie häufig zu findenden H inw e ise  auf den Z usam m enhang von zunehm ender 
polit ischer Part iz ipat ion  des Bürgertum s und internationaler  Polit ik  in der
2. Hälfte  des 19. Jah rhunderts  daher quas i in der Luft hängen. Dieses F orschungs
desiderat kann  hier nur angedeutet werden : So ist z. B. die sog. „ ideologische 
B lo ckb i ld u n g“ 1 von vielen Zeitgenossen und vor allem von der liberalen Presse m

1 Der Begriff w urde geprägt von Heinz Gollwitzer ,  Ideologische B lockbi ldung als Bestand 
teil in ternationaler  Poli tik im 19. Jah rhundert ,  in: H 7, 201 ( ¡9 6 5 )  306-333.
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ihrem realen G ew icht überschätzt  worden; ihre Folgen für die öffentliche M e i
nung West-, Süd- und M itte leuropas zu Prob lemen der internationalen Polit ik  
sind weitaus höher zu veranschlagen als ihre Tragweite  für die d irekten  B ez iehun
gen zw ischen den Großmächten.

Die europäische Staatenordnung von 1815, das sog. Wiener System, stellte 
keine Restauration  dar, sondern setzte sich bew uß t  von den h istorischen Vorbil
dern ab -  gegen das 18. J ah rhundert  (als Zeitalter einer internationalen  Anarchie) 
wie gegen die Epoche 1791—1814 (Revolut ion  und französische Hegem onie) .  Das 
Svstem w ar  also g le ichzeit ig  anti-revolutionär, an ti-hegem onia l und anti-anar- 
chisch. Es beruhte auf dem Interesse der G roßm ächte  an einer funktion ierenden 
Staatengemeinschaft . D er B ew ahrung  des Status quo w u rde  ein hoher Ste llenwert 
eingeräumt. Daher erhielt  das posit ive V ö lkerrech t eine höhere Verbindlichkeit  in 
der internationalen Po lit ik  als je zuvor2. Ziel in ternationa ler  Polit ik  w a r  die B e
wahrung des Friedens, d. h. die Verhinderung m il itär ischer A use inanderse tzun 
gen zw ischen  Großm ächten , da man glaubte, daß sich aus solchen Kriegen nie
mand werde heraushalten können. Dahinter stand die Ü berzeugung  von einem 
sehr hohen Verf lechtungsgrad des Staatensystems. Es gab eine dreifache A l l ian z 
struktur: Pentarchie, Q uadrupe la l l ianz  und ideologische B lockb ildung . In diesem 
oligarchisch struktur ier ten  Staatensystem  w ar  das M itspracherech t a ller M itg l ie 
der der Pentarchie auf G rund der besonderen D ign itä t  der W iener  Verträge unbe
stritten. A ls Instrumente der K risenbew ält igung galten Kongresse, später ad-hoc- 
Konferenzen, mit e inem erheblichen inneren K onsenszw ang. Konfliktpotentia le 
innerhalb d ieser S t ruk tu r  waren  einmal ein latent vorhandener Dissens über den 
besten Weg der F riedensw ahrung  („how  thc system  should be used“3): m aximaler 
Konsens (A lexander  I., M ettern ich) vs. kontro ll ie rter  (= system konform er)  D is 
sens (Castlereagh) , sodann Konflikte  über E influßsphären  (die im Gegensatz  zu 
den G renzen n icht festgeschrieben waren), d ie (in W ien  bew uß t  ausgek lam m erte)  
orienta lische Frage und die dre i ungelösten nationalen Fragen Polens, Italiens und 
Deutschlands. A llerd ings  w a r  die Konfliktbere itschaft der  G roßmächte deutlich 
geringer als das Konflik tpotentia l ,  w odurch  letzteres kontro ll ierbar , „manage- 
able“ schien.

2 In der Geschichte der Völkerrechtsw issenscha it  w urd e  das 19. Jah rhundert  zum Jah rh u n 
dert des Posit iv ismus,  also der M ax im e „only  rules created b y  the actual consent of states can 
be regarded as rules of in ternational l a w “ (Walter Schif fer,  The Legal C o m m u n ity  of M an 
kind. A Crit ica l  A na lys is  of the M odern  C oncept of W orld  O rgan iza t ion  [N ew  York 1954] 
79). Den Ste l lenwert  der  W iener  Sch lußakte von 1815 akzentu ierte  1911 schon L .O ppenhei
mer: „Gefördert w u rd e  die  posit ive Völkerrechtstheorie  durch  die  Tatsache, daß im ersten 
Viertel des neunzehnten  Jah rhunderts  mit der Sch lußakte  des W iener  Kongresses sich zum 
ersten Mal die quas igesetzgeber ische Tätigkeit  d e r  in ternationalen Vere inbarung geltend 
macht. A llgemeines Völkerrecht  w ird  von nun an vielfach durch rechtsetzende Vere inbarung 
hervorgeru ien“ (Lassa O pp enh e im e r ,  Die Zukunft  des Völkerrechts ,  in: Festschrift für Karl 
B indung zum  4 J u n i  1911 [Le ipz ig  1911] 141-201, h ier 146).
3 Francis H ar ry  Hinsley,  Pow er  and the Pursu it  of Peace. T h eo ry  and Practice in the H is to ry  
of Relations Between  States (C am bd r id ge  1963) 199.



III.

Seit den Revo lu tionskr iegen  der 1790er Jahre  gehörte der Z usam m enhang z w i 
schen Krieg und Revolution  zu den prägenden Erfahrungen einer ganzen Polit i
kergenerat ion , ab lesbar sowohl an der Konstrukt ion  des Systems von 1815 als 
auch am Verhalten der M ächte in vielen einzelnen Situationen. Mit  der  e rfo lgre i
chen R evolu t ion ierung der G roßm acht Frankreich  im Februar 1848 und der A u s 
rufung der R epub l ik  in Paris w urde  dieser Z usam m enhang in äußerst bedroh l i
cher Weise aktuell  und bestimmte für viele Polit iker  die Perzeption der Ereignisse 
und das eigene Verhalten. Sogar ein so nüchterner Polit iker w ie  Palmerston 
schrieb am 28. Februar 1848:

„I grieve at the prospect of a Republic  m France; for I tear that it must lead to w ar  
in Europe and fresh agitation in England. Large republics seem to be essentia l ly  and 
inherently  aggressive, and the aggressions of the French w il l  be resisted by  the rest of 
Europe, and that is war: while  on the other hand the example of universal suffrage m 
France w ill set our non voting populat ion  agog, and w il l  create a dem and tor an in 
conven ient extension of suffrage ballots and other mischiv ious th ings .“4

Der belg ische König Leopold I. schrieb am gleichen Tag:
„Vielleicht ist ein Krieg kein übles M ittel gegen die Gärung, die jetzt existiert, er 
w ürde  zum  Respekt der A uto r itä t  führen“3 -  ein Beispiel dafür, w ie  die P an ik 
s t im m ung in die  Hoffnung , ein Krieg w erde  als rein igendes Bad eine K lärung der 
verworrenen  Situat ion bringen, Umschlägen konnte6.

Jedoch  -  die hier zum A usdruck  kom m ende Sehnsucht nach Klarheit, nach E in
deutigke it  w urde  nicht erfüllt . Daß die von den Zeitgenossen ersehnte oder be 
fürchtete, auf jeden Fall aber erwartete  säku lare  Ause inanderse tzung zw ischen  den 
Kräften der Revo lu tion  und denen der „B eharrung“ (bzw. Reaktion ) nicht in der 
Form eines großen internationalen Krieges stattfand, gilt gemeinhin als N achweis  
für die Stabil ität und Elastizität des Staatensystems, und dieses A rgum ent ist nicht 
von der H and  zu weisen. Die Frage nach der S truk turkr ise  des System s ist zw ar  
damit ke ineswegs h inreichend beantwortet ;  jedoch lohnt es sich, sich e ingehender 
mit Formen und Ste l lenwert des Krieges während der Revolu tion  zu befassen.

A us den Vorgängen des Jahres 1848 und den Debatten über die M ög lichkeit  
bzw. die  Gefahr eines krieger ischen Konflikts schälen sich vier mögliche Varian
ten zw ischenstaatl icher  Kriege heraus:
Variante I w ar  der große revolutionäre Volkskrieg als A ll ianz der V ö lke r  bzw. als

4 R oya l  Com m iss ion  of Historica l Manuscr ipts ,  London, Broadlands Papers (= Nachlaß 
Pa lmcrston)/GC/NO 446: Palmerston an Lord N orm anby , brit ischer Botschafter m Pans 
28. 2. 1848 (Broad lands Papers im folgenden zi t iert als BP).
5 Karl H a en cb cn  (Hrsg .) ,  Revolu tionsbriefe 1848. Ungedrucktes  aus dem N ach laß  Friedrich 
W ilhe lm s IV. (Le ipz ig  1930) 25: Leopold 1. an Friedrich W ilhe lm  IV. 28. 2. 1848.
6 Vgl. einen Brief  des sächsischen Dip lomaten  V itzthum von Eckstädt aus Wien vom 28. 2, 
1848: „Ein tüchtiger Krieg ist die e inzige Rettung aus dem M arasmus, m den w ir  jetzt versun
ken sind. N ur  ein Krieg kann Österre ich ,  kann D eutschland retten“ (Karl Friedr ich Graf 
Vitzthum v o n  Eckstädt , Berlin  und W ien  in den Jahren  1845-1852. Poli tische Privatbriefe des 
dam aligen  k.sächsischen Legat ionssecretärs [Stuttgart  1886] 73).
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militärischer Revolutionsexport.  Sowohl in den H offnungen  mancher R evo lu t io 
näre als auch in publiz ist ischen Diskuss ionen und nicht zuletzt  in den Schreckens- 
szenarien, che in den europäischen Kabinetten bei Erhalt der Nachrichten  über die 
Erfolge „der R evo lu t ion“ ausgemalt  w urden , begegnet man der Vorstellung von 
der U nausw e ich l ichke it  eines so lchen Krieges ständig. In W irk l ichke it  erwies sich 
diese Variante jedoch sehr schnell als chancenlos. Kein Subjekt des europäischen 
Staatensystems w ar  dazu bereit, d. h. keine der drei G roßmächte , die von der R e 
volution erfaßt w urden , Frankreich , Ö sterreich  und Preußen, erhielt eine derart 
radikale Reg ierung , deren vorrangiges polit isches Program m  eine gewaltsam e 
Veränderung des internationalen  Status quo  gewesen wäre. Das rad ikale  Getöse 
einiger Pariser Klubs und die vergeblichen Versuche polit ischer Emigranten, in 
Zusammenarbeit  mit französischen Gesinnungsgenossen  bewaffnete Z w ischen 
fälle an der  belg ischen7 und savoyischen8 G renze zu inszenieren, hatten keinen 
Einfluß auf die A ußenpo li t ik  der Provisorischen R eg ierung  m Paris. Der im 
Rückb lick  kaum  fragliche Ausgang der innenpolit ischen Ause inandersetzungen  
in Frankreich  bis zum  Jun i 1848 entschied auch über die Frage eines m ilitärischen 
Revolutionsexports .  Z w ar  sollte nicht übersehen werden , daß es vor  allem 1849 
einige beeindruckende Beispiele in ternationaler  revo lut ionärer  Solidarität in G e
stalt von ausländ ischen F rc iw i lhgenverbänden  in U ngarn , Rom , Oberita l ien  und 
Baden gab, und daß gelegentlich die französische R eg ierung in d ip lomatischen 
Verhandlungen durchblicken  ließ, daß ihr die O p tion  dieser Variante I im m er 
noch iibrigb le ibe. A l lerd ings vermochte sie mit solchen Drohungen keinen gro- 
ßen E indruck  zu machen. Frankreich w ar  1848 nicht mehr, w ie  noch ein halbes 
Jah rhundert  zuvor, eine „mit e iner Idee bewaffnete G roßm ach t“9, sondern fürch
tete nichts mehr als internationale  I so l ie ru ng1“. Der große ideologische Krieg als

' Ü b er  Verlauf und H in te rg ründe  des Scharmützels  von R isquons-Tout vom 29. M ärz 1848 
siehe neben den bekannten Darste l lungen der Zweiten  französ ischen  R epub lik  L. Macs , 
L’affaire de R isquons-Tout (M ouscron  1935); Alvin R. Caïman,  Delescluze , Lcdru -R ol l in  et 
l ’échauffourée de R isquons-Tout,  in: La Révolu t ion  de 1848 et les Révolu t ions du XIX siècle
16 (1920-21)  44-50 ;  ders .,  Lcdru -R ol l in  and the Second French Rcpublic (Diss. New' York 
1922) 93 -103 ;  M arce l  Dessal, Les incidents franco-belges en 1848, in: Actes du Congrès h i
stor ique du C entena ire  de la Révolu t ion  de 1848 (Pans  1948) 107-113.
s U ber  die „affaire des Voraces“ Anfang Apri l 1848, einen gescheiterten Versuch radikaler 
Gruppen aus Lyon zusam m en mit .Gastarbeitern ' aus Savoyen , C h am b éry  zu besetzen, s iehe 
neben der älteren Darste l lung von J. Trésal, L’annexion de la Savoie à la France (1848-1860) 
(Paris “ 1913) 13-34 die äußerst  detail lierte Studie  von Paul Gu ichonne t ,  L’affaire des „Vor
aces “ en avril  1848. Essai de mise au point d ’après des docum ents  inédits , tn: Miscellanea de 
Gcntenario. C om itato  di Torino per la storia  del R isorg im ento  ita liano (Tor ino 1949) 1-52. 
L> R ichard  LöwenthaL  Internationale Konste llation und innerstaat licher Svstemwandel ,  in: 
HZ 212 (1971) 41 -58 , ’hier 49.
10 Dieser Gefahr zu entgehen, ist praktisch das Leitmotiv  der  gesamten A ußenpoli t ik  der 
Zweiten  Repub lik .  Cavaignac  formulierte dies präzise in den Instruktionen für den n euer
nannten französischen Botschafter in London, Gustave de Beaumont:  „La France ne peut ni 
veut vivre dans l ’ iso lement [ . . . ]  elle désire  être en paix avec tout le monde, mais il lui fait des 
all iances , car pour tout Etat l ’iso lement est un princ ipe délétère.  [ . . . ]  Si la France trouve des 
alliés sol ides elle connaît  assez la dro iture  de ses p ropres intentions pour  com pter sur  le m a in 
tien de la paix ; si au contra ire la France reste isolée, elle fera la guerre, elle la fera parce que la
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revo lut ionärer  K reuzzug w urde  von keinem  der Protagonisten  der in ternationa
len Bez iehungen ernsthaft erwogen. Sogar  in der republikan ischen Schw eiz  verlief 
eine intensive Debatte über eine republikan ische Intervention in den ober ita lien i
schen Krieg gegen Ö sterreich  ergebn is lo s11.

Variante II w ar  der Krieg als gegenrevo lu tionäre  Intervention von außen; sie ge
hörte, ebenso w ie  Variante I, in gew isser  Weise zum  „klassischen“, d. h. durch die 
erste Französische Revolu tion  geprägten Reperto ire . W äre  es in den ersten M o n a 
ten zu ihr gekom m en, dann hätte dies höchstwahrsche in lich  die p rovokat ive  A u s 
lösung der Variante I zur  Folge gehabt. Jedoch  -  eine Intervention gegen die Re
vo lu tion  in Frankreich  ist von n iem andem  auch nur andeutungsw eise  in Betracht 
gezogen w orden . Die hektischen d ip lom atischen Briefwechsel in den ersten 
M ärzw o ch en  des Jahres 1848, vor a llem zw ischen  Petersburg und Berlin  sowie 
zw ischen  Berl in  und Wien, betrafen ausschließ lich  das Gebiet des Deutschen 
Bundes. N iko lau s  I. p lädierte offen für  eine mil itärische Intervention im Falle 
eines französischen Angriffs und einer Revo lu tion  in den Ländern  des Deutschen 
Bundes und machte dem preußischen König dabei auch erhebliche polit ische A n 
gebote h insichtlich  e iner „dictature pruss ienne“ in D eutsch land1". Aber diese Ver
suche der  drei Ostmächte, eine A usbre itung  der  Revo lu tion  in M itte leu ropa  mit 
m il itär ischen Präventiv interventionen zu verh indern13, zogen im W ettlauf mit der 
A usbre itung  der Revolu tion  den kürzeren . Durch  die Revo lu tionen  in Wien und 
Ber l in  ver lor R uß land  sein ,Vorfeld“ gegen die Revo lu tion  und w ar  zunächst zu 
e iner defensiven Polit ik  gezw ungen . G egenrevo lu tionäre  Interventionen im z w i 
schenstaatlichen Bereich gab es später in Gestalt mil itär ischer „P o l ize iak t ionen“ 
in den D onaufürsten tüm ern , im H absb urger  Reich, im Deutschen Bund und in 
Italien; aber sie richteten sich gegen in ternational nicht anerkannte Regierungen, 
geschahen stets im Einverständnis bzw. auf E in ladung und Bitte des sog. leg itimen 
H errschers  und drohten nie, in einen Krieg zw ischen  G roßm ächten  auszuarten .

W arum  ist es w eder  zum  revo lut ionären  M iss ionskr ieg  noch zum  gegenrevo lu-

paix de 1‘ iso lement lui serait  mortelle. Là  est le danger -  si l ’Europe veut ten ir la France dans 
l ’ iso lement, elle la pousse à la guerre [ . . . ] “ (Archives Départementa les  de la Sarthe, L e  Mans, 
Papiers Cavaignac ,  R  25: N ote  pour  le m in is tre p lén ipotentiare à Londres 8. 8. 1848).
11 Dabei gaben a llerdings nicht N eu tra l itä tsp r inz ip ien ,  sondern recht opportunist ische 
G ründe den Ausschlag. Siehe dazu: Edgar B on jou r , Geschichte der  schweizer ischen  N eu tra 
lität. Vier Jah rhunderte  eidgenöss ischer Außenpol i t ik ,  B d . i  (Basel “ 1965) 306 ff.; R odo l fo  
Mosca,  II negoziato  per l ’a lleanza sardo-e lvetica  d c l l ’apr ile  1848, in: II R isorg im ento  3 (1951) 
17-47 ;  G iovann i  Ferret ti ,  Italia e Svizzera  nel 1848 (F irenze 1946) 3-60;  Augusto Lorini, 
L’ Austr ia  e il C an tonc Ticino dal 1848 al 1855 (Diss. Fr ibourg  1943, Bell inzona 1947) 21-38.
12 M eyendorff ,  russischer Botschafter in Berlin , an N esse lrode 2./14. 3. 1848, in: P e te r  v o n  
M ey end o r f f ,  Ein russischer D ip lomat an den Höfen von Berlin  und Wien. Poli t ischer und 
pr ivater  Briefwechsel 1826-1863, hrsg. von O tto  H oe tz s cb ,  Bd.2 (Berl in , L e ipz ig  1923) 45 f. 
(im fo lgenden zit iert : M ey end o r f f ,  Briefwechsel) .
Ij Karl O b e rm an n ,  Die Ro l le  der zaris t ischen Fli lfs- und In terventionsp läne gegen die R e 
volution in der  ersten Hälf te des Jahres 1848, in: Jah rbuch  für Geschichte der  U d S S R  und der 
vo lk sdem okra t ischen  Länder Europas 8 (1964) 179-212 (im folgenden zit iert : O berm ann ,  
Interventionsp läne) ;  A. S. N ifon tow ,  Ruß land  im Jahre  1848 (Berl in  1954, Ü berse tzung ,  russ. 
Or ig ina l  1949) 222-228 .



t ionären K reuzzug  gekom m en? Eine w ich tige  Ursache liegt w oh l in der Viel
schichtigkeit  und U neindeu tigke it  der Revo lu t ion  selbst . „Die R evo lu t ion“, „die 
A narch ie“, die „subversion généra le“ als B enennung des Gegners ebenso w ie  „die 
R eak t ion“, „der D espot ism us“ entsprachen z w ar  e inem realen Bedrohungsgefühl,  
waren aber auf der Ebene der internationalen B ez iehungen sehr diffus. Es gab 
keine R eg ie rung  in Europa, auf die diese B eze ichnungen  une ingeschränkt hätten 
zutreffen k ö n n en 14. „Die R evo lu t ion“ als die  sofort alles -  das G ese llschaftssy
stem und das S taatensystem  -  um stürzende  Kraft existierte zw ar  in den Ängsten  
konservat iver Staatsm änner und w ar  auch h ier und da als gesellschaftl iche B ew e 
gung oder Partei auszum achen; aber unter den Subjekten  des Staatensystems w ar  
sie schwerl ich  zu finden.

M it anderen W orten: 1848 w u rde  von ke inem  Staat eine w irk l ich  revolutionäre 
A ußenpo li t ik  betrieben, und infolgedessen gab es keine oder zum indest nur w en ig  
außenpolit ische So lidar ität  zw ischen den Staaten bzw. Regierungen, die durch die 
Revolution entstanden oder durch revo lut ionäre  Ereignisse modif iz iert  w orden  
waren. Ihre außenpolit ischen Interessen d ivergierten untere inander  sehr stark  und 
waren weitgehend  partikular. Das gleiche gilt für die A ußenpo li t ik  der Staaten, die 
nicht von der  Revo lu tion  erfaßt w orden  waren . Das machte die S ituation unüber
sichtlich. Für  den Bereich der internationalen B ez iehungen  galt die grobe Eintei
lung in Lager  des Fortschritts  bzw. der Revo lu tion  und Lager der R eaktion  nicht. 
Schon diese U n m ög lich ke it  präziser Z uordnung  macht deutlich , daß es keine k la 
ren Fronten in Europa gab bzw. geben konnte. H ie r  l iegt eine der w ichtigen  U r 
sachen, w esw egen  die von Freund und Feind erwartete  säkulare Ause inanderse t
zung zw ischen  Fortschritt  und Reaktion  nicht als in ternationaler  Krieg ausbrach
-  we i l  es eben keineswegs e indeutig  war, w e r  Freund und w er  Feind war.

Gerade diese U nübers ich t l ichke it  brachte es mit sich, daß zw e i weitere  Varian
ten des Krieges sowoh l die D iskuss ionen als auch das konkrete  Verhalten be
st immten. H ie r  g ing es e inmal um die A usn ü tzun g  der revolutionären S ituation 
Europas zu r  D urchsetzung  par t iku larer  Interessen vermittels  einer begrenzten 
militär ischen A k t ion  (Variante III), zum anderen um  Krieg als A b lenkun g  mit 
dem Ziel der V erhinderung einer inneren Rad ika l is ie rung  der Revolu tion  oder 
überhaupt zu r  Revo lu t ionsverm eidung (Variante IV). Diese beiden Varianten tra 
ten konkret  stets gemeinsam auf, und es ist im Einzelfa ll kaum  zu entscheiden, 
welche M otivation  überw og. Das gilt sowoh l für die preußische Sch le sw ig -Po li
t ik 13 als auch -  s icherlich das prägnanteste Beispiel -  für den Entschluß des pie-

14 Wohl mit A usnahm e der Römischen R epub l ik  1849 auf der  einen und dem Zarenreich auf 
der  anderen Seite.
b Vgl. Veit Valentin, Geschichte der  deutschen Revo lu t ion  von 1848—1849, B d . l  (Köln 
“ 1970) 521. Der preußische Sondergesandte M ajo r  v.W ildenbruch gab in seinem Schreiben an 
den dänischen A ußenm in is te r  Knutz vom 8. 4. 1848 als H aup tm ot iv  der  preußischen Poli t ik  
an: „ [ . . . ]  e inz ig  der  Wunsch , die rad ikalen  und republikan ischen  Elemente Deutschlands zu 
verhindern, s ich unheilbr ingend einzumischen, b ew og  Preußen  zu den getanen Schrit ten“, 
hier zi t iert  nach Karl O b e rm ann ,  Deutschland von 1815 bis 1849. Von der G ründung des 
Deutschen Bundes bis zu r  bürgerlich  dem okrat ischen  Revo lu t ion  (Berl in  41976) 333 f.
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montesisehen Königs Car lo  A lberto  Ende M ärz  1848, sechs l ä g e  nach dem A u s
bruch des republikan ischen A ulstands Mailands gegen die österreich ischen Trup
pen in die Lom bardei e inzumarsch ieren . Das Eingreifen Car lo  Albertos in den 
lombard ischen Aufstand w ar  eine durch nationalrevo lutionäre  Phraseologie  ver 
brämte antirepub likan ische Intervention, die g le ichzeit ig  zu einer Vergrößerung 
des p icm ontesischen Staatsgebiets führen sollte. Das keineswegs verhe im lich te16 
H auptm otiv  w ar  die Furcht vor e iner republikan ischen B edrohung von innen und 
außen bzw. der A lp traum  einer republikan ischen E ink re isung17. U m  seinen 
T hron  zu retten, brach Car lo  A lberto  einen Krieg gegen die G roßm acht Ö ste r 
reich vom Zaune, dessen Verlauf ihn ein Jah r  später seinen Thron  kosten sollte.

Die beiden Varianten III und IV spielten sowohl in internen D iskussionen als 
auch in der Pub liz is t ik  eine unübersehbare Rolle als handlungsleitende M ot iva t io 
nen. W ie sehr es g le ichzeitig  aber den d iesbezüglichen Argum enten  offensichtlich 
an D urchsch lagskraft  fehlte, w ird in den beiden e inzigen Fällen des Jahres  1848 
deutlich , bei denen der Ausbruch eines großen internationalen Krieges drohte , m 
dem mindestens zwei G roßm ächte  gegeneinander  gekämpft hätten: Es geht zum  
einen um die antirussische Polit ik  des preußischen A ußenm in isters  Baron A rn im  
Ende M ärz/Anfang April  1848, zum anderen um Eamartines Vorschlag e iner fran
zösischen Intervention m den oberitahenischen Krieg.

A rn im  bezog zur  A bs icherung seiner deutschlandpolit ischen Pläne als E ventu
a lplan einen Krieg gegen Rußland mit ein, dessen O b jek t  die W iederherste l lung 
Polens sein so l l te18. Neben nationalpolit ischen Argum enten  w urde  bei g le ichze i
tigen öffentlichen Ü ber legungen  in D eutschland nicht selten die Ansicht geäußert, 
nur so sei die Einheit zu befördern und eine Soz i a l r evo lu t i onär e  Explosion zu ver 
h in d e rn 19. A llerd ings w urden  Arn im s Pläne vom preußischen König und der Ge-

u> Im offiziellen Rechtfert igungsschreiben des piemontesischen Außenm in isters  Pareto an 
den brit ischen Botschafter A bercrom by vom 2 3 .3 .  1848 heißt es: „ C ’est dans cet état des 
choses que le Roi fort de son droit  pour  la conservat ion de ses possessions [ . . . ]  se croit  obligé 
de prendre des mesures qui en empêchant que le m ouvement actuel de la Lom bard ie  ne d e 
vienne un mouvement Républica in , év iteront au Piémont et au reste de l ’ Italie les catastro
phes qui pourra ient avo ir  lieu, si une telle forme de Gouvernem ent venait à être p roc lam ée“, 
in: Le relazioni d ip lomatiche fra il Regno di Sardegna e la Gran Bretagna, ed. Feder i co  Cit- 
rato,  III Serie: 1848-1860, Bd. 1 (4 gennaio  -  31 d icembre 1848) (Rom a 1955) 79 (= D ocu 
menté per la storia  del le  re lazioni d ip lomat iche fra gli stati itahani e le grandi potenze europee 
1814-1860. Parte prima: D ocumcnti italiani . Fond per la storia  d ’Ital ia 22).
17 Ferd inand Boy  er, La Seconde R épub lique ,  Char les  A lbert  et l ’ Italie du N ord  en 1848 
(Paris 1967) 53 z it iert  aus einem Brief Paretos an seinen Gesandten Brignole  in Paris: „ C o m 
ment en effet pourra it  se soutenir  la M onarch ie  Const itu t ione l le  chez nous, entourée par la 
Répub l ique  Française, les républiques suisses et une république en L om bard ie?“
Is Siehe dazu Flans H enn in g  H ahn , Polen im H or izont preußischer und deutscher Poli t ik 
im 19. Jah rhundert ,  in: Klaus Zernack  (Hrsg .) ,  Zum Verständnis  der poln ischen Frage m 
Preußen und Deutschland 1772-1871 (F.mzelverötfenthchungen der Historischen K om m is
sion zu Berlin  59, Berlin  1987) 1-19. Line vo l lkom m en andere Interpretation der Vorgänge, 
vor allem der französischen Haltung, jetzt bei J a m e s  Chasta in , The Liberat ion of Sovereign 
Peoplcs,  The Frcnch Policy of 1848 (Athens/Ohio 1988) 67 -70  (im fo lgenden zitiert:  C ha
stain , L iberat ion).
19 So z. B. M ax von Gagern gegenüber Arnim  und dem preußischen König, vgl. L udw ig  v o n
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neralität sabotiert, und vor allem blieben seine konkreten  Bündnis-Anfragen  m 
Paris, London und W ien  erfolglos; die deutsche N at iona lbew egung  und die p reu
ßische A ußenpo li t ik  fanden gle ichzeitig  in der Sch lesw ig -H o lste in -F rage  ein of
fensichtlich viel s tärker mobilis ierendes T hem a und einen Krieg, der viel wen iger  
riskant schien, da er nicht gegen eine G roßm acht geführt w u rde“-“.

A m  19. Mai 1848 schlug Lamartine in e iner geheimen S itzung der E xekut iv 
kom miss ion  eine militärische Intervention in den obentahen ischen  Krieg v o r 1. 
Er argum entier te  dabei auf mehreren Ebenen: Neben e iner Befreiung Italiens (die 
zu diesem Z eitpunkt a l lenthalben schon als vollendete Tatsache angesehen wurde) 
und einer S tärkung der republikanischen E xekutivkom m iss ion  gegenüber der ge
rade zusam m engetretenen konservativen N at iona lversam m lung  ging es vor allem 
darum , einen sozialen B ürgerkrieg  zu verh indern““ und Savoyen als K om pensa
tion für die E in igung Oberita l iens zu erwerben. Lam art ine  fand zw ar  bei seinen 
Kollegen in einer zw eitäg igen , offensichtlich sehr kontroversen  Diskuss ion  keine 
Zustim m ung; es ist jedoch kennzeichnend, daß das A rgum ent der Entladung in
nerer Spannungen offensichtlich stärkeren E indruck  machte“3 (und damit  die Va
riante IV) als die Aussicht, die Provinz  Savoyen  zu gew innen  und w ieder  bestim-
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Pastor, Leben des Freiherrn Max v.Gagern 1810-1883. Ein Beit rag zur poli t ischen und k i rch 
lichen Geschichte des 19. Jahrhunderts .  Großentei ls  nach ungedruckten  Q uellen  bearbeitet 
(Kempten, M ünchen 1912) 2291. und 234; ähnlich Gervinus in se inem Artike l „Deutschland 
und Preußen“ in: Deutsche Zeitung Nr. 91 vom .3 1. 3. 1848. Vgl. Heinrich v o n  G a ge rn , Das 
Leben des Generals  Friedrich von Gagern, Bd.2 (Leipz ig ,  H eide lberg  1856) 775; J o z e f  Feld
man, Spraw a polska w  roku 1848 (K rakow  1933) 106-108.
25 Vgl. die schon re lativ frühe Bem erkung des russischen Botschafters  m Berlin,  P. v. M eyen -  
dorff: „ [ . . . ]  il est p robab le  que la defense du Holste in  occupera le patr iot isme teu tomque et 
fera d iversion à la fureur ant irusse“, in: M cv cn d o r f f ,  Briefwechsel,  B d .2, 52-55:  M eyendorft  
an Paskjevic 13./25. 3. 1848.
21 Lotiis-Anlo ine G arn ier -Pages,  Histoire de la R évo lu t ion  de 1S48, 11 Bdc. (Pans  1861- 
1872) I 439-443 und X 6-10  (im fo lgenden zittert: Garnier-Pages, Histoire).
22 Garnier -Pagès ,  Histoire ,  X 6: „Le moment est venu de donner  à l ’armée des Alpes l ’ordre 
de marcher en avant. Il faut sauver l’ Italie et rendre la sécurité à la France, par une diversion 
patr iot ique offerte aux passions hostiles. Pour empêcher l ’ Italie de retomber sous le joug des 
H absbourg ,  et la R épub lique d ’expirer dans le déchirement d ’une lutte fratricide,  la C o m m is 
sion Exécutive doit  prendre une vigoureuse initiative,  transmettre immédiatement aux géné
raux l’ordre de franchir  les Alpes, puis , le fait accompli ,  se présenter devant l ’ Assemblée N a 
t ionale et réclamer d ’elle un bill d ’indemnité, ou un acte d ’accusation. Ce  serait  pour la C o m 
mission s ’élever ou tom ber  nob lem ent .“ Ebenso G arn ie r -Pages,  Histo ire  I, 439: „11 (= Lam
artine) y  voya it ,  tout à la fois, le salut de l ’Italie, et la sécurité rendue à la France par une d i 
version heureuse offerte aux passions de la dém agog ie .“ Zahlre iche weitere ze itgenössische 
St immen, die eine Entladung der inneren sozialen Spannungen  durch kriegerische Aktionen 
nach außen fordern, nennt L awren c e  C. J en n in g s ,  France and Europe in 1848. A S tudv of 
F’rench Foreign Atfairs in a T ime of Cris is  (Oxford 1973) 100.
’J Garnier -Pagès ,  Histoire  f, 442: Garnier-Pagcs zit iert als seine eigenen Worte: „La R ép u 
blique avait  un surcroit  de vie et de force q u ’il fallait  épancher au dehors si on ne voulait  pas 
q u ’il la dévorât au dedans. On serait, sous peu, obligé  de chois ir  entre une guerre g lorieuse 
dans les pla ines de la Lombard ie ,  ou une lutte sanglante et néfaste à l ’in térieur! Le sang versé 
pour a ffranchir l ’ït ahe affermira it  la République, le sang versé dans la guerre  civile l ’affaib li 
rait."
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inenden Einfluß auf die E ntw ick lung  in Italien ausüben zu können (Variante III). 
H auptargum ent der die  Intervention ab lehnenden M ehrheit  w ar  jedoch, eine u n 
gebetene mil itärische H ilfe  Frankreichs für die Italiener, dazu noch mit der A b 
sicht e iner Gebietserweiterung, stelle eine H erausfo rderung  („défi“) ganz E uro
pas dar und werde  zu einer völligen Iso lierung Frankreichs führen: Die Repub l ik  
verlöre sow oh l vor den übrigen Mächten als auch vor der öffentlichen M e in ung  
Europas ihr Gesicht und ihren Kredit: „Intervenir  sans être appelé, c ’était v io ler  la 
loi et le d ro i t .“24

In beiden Fällen brach der Krieg nicht aus, da es der jeweils  offensiven M acht 
(Preußen bzw. Frankreich) nicht ge lang, Verbündete unter den übr igen  G ro ß 
mächten zu finden: Arn im s Bem ühungen  um eine französische und brit ische U n 
ters tützung scheiterten ebenso w ie Lam art ines Werben um ein Bündnis mit Eng
land. Einen Krieg gegen eine andere G roßm acht vom  Zaune zu brechen w ar  
g le ichbedeutend damit, in eine gefährliche Isolation zu geraten. Da man aber w e i 
terhin der Ansicht war, daß in einen solchen Krieg die übr igen  M ächte  bald h in
e ingezogen w ürden , erschien das R is iko  zu groß2’ . Diese Ü b erzeugung  vom 
hohen Verf lechtungsgrad des System s bew irk te , daß der M echan ism us des Staa
tensystems weiterh in  w irk sam  blieb; sie ist ebenfalls ein Indiz für das Wissen 
davon, daß die Revo lu tion  keine w irk l iche  A lternative geschaffen hatte. Denn 
h inter den Iso lationsängsten stand die unausgesprochene Einsicht in die reale 
Schwäche des rad ika ldem okrat ischen  bzw. repub likan ischen  Lagers in Europa, so 
daß es keine realistische A lternative  zu einem Bündnis  mit e iner anderen G ro ß 
macht gab; die republikan ischen Bew egungen  des europäischen Kontinents w ären  
ein zu schwacher  und obendrein  unzuver läss iger  Partner gewesen, als daß man im 
Vertrauen auf ihre U nte rs tü tzung  einen Krieg hätte r isk ieren können.

D arüberh inaus ist eine weitere U rsache  für die Z urückha ltung  der Großm ächte  
s icherlich in dem Tatbestand zu suchen, daß die W irtschafts- und Lebensm itte l
krise der 1840er Jahre  zu e iner internationalen F inanzkr ise  geführt hatte. Eine 
steigende G eldverknappung in fast allen Ländern  Europas beeinträchtigte  das 
Kreditwesen. H inzu  kam  1847/48 die schwier ige , ja katastrophale  S ituat ion  der 
öffentlichen H ausha lte26. Die österreich ische R eg ierung  stand k u rz  vor dem 
Staatsbankrott27; in Preußen hatte der Vereinigte Landtag  1847 notw end ige  Steu

24 Garnier -Pagès ,  H isto ire  I, 441.
23 A uch  für R uß land ,  dessen mil i tär ische Intervention Ende M ärz  1848 A rn im  und andere 
erwarte ten,  w ar  die Aussicht , a llein gegen ganz Europa zu stehen und m ögl icherweise  einen 
revolut ionären M iss ionskr ieg  gegen sich selbst zu provozieren ,  der H aup tgrund  lü r  seine 
Zurückhaltung.
26 Eine wissenschaft liche U ntersuchung , die im internationalen Vergleich die Krise des Kre
d itwesens ,  der  Staatshaushalte und damit auch des sich w ande lnden  Steuersystems behandelt  
und deren Einfluß auf die poli t ischen Ereignisse und Entscheidungen einbezieht,  steht m e i
nes Wissens noch aus; skizzenhafte  A ndeutungen  bei B er tra nd  Gil le, Histo ire  de la Maisons 
Rothschi ld ,  Bd .2: 1848-1870 (Genève 1967) 27-53.
27 D azu H arm -H m r i ch  Brandt,  D er österreichische N eoabsolut ism us .  Staatsfinanzen und 
Po li t ik  1848-1860, B d . l  (Göttingen 1978) 130-155. Ö sterre ich  verhandelte mit  Petersburg 
Anfang 1848 über eine Staatsanleihe, zu der es aber dann angesichts der M ärzrevo lu t ion  nicht
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e rerhöhungen abgelehnt; das gleiche geschah Februar/M ärz 1848 der britischen 
R eg ie rung28; in F rankreich  mußte die Provisorische R eg ierung die 45-centime- 
Steuer e inführen , was erheblich 7.u ihrer w achsenden  U npopu lar i tä t  vor allem in 
der Provinz  be itrug29; von Rußland glaubte man, es könne auf unbeschränkte f i 
nanzielle  Ressourcen  zurückgre ifen  -  jedoch wiesen  die Schw ier igke iten  bei der 
M ob il is ie rung  der A rm ee  1848 schon auf S truk turschw ächen  hin, die dann im 
Krim krieg voll  zum  Tragen gekom m en sind.

Entsche idungssp ie lraum  und Friedensw il len  der entscheidenden Polit iker  sind 
sicherlich von diesen U m ständen  erheblich beeinflußt w orden , neben der Ü b e r le 
gung, daß ein großer internationaler Krieg und die dam it no twend igerw eise  e in 
hergehende krieger ische M obil is ie rung g roßer  Volksmassen unka lku l ie rbare  F o l
gen nach sich z iehen könne. A llerd ings muß man auch hier in seinem Urte il Vor
sicht w alten  lassen: Für die 2. Jahreshälfte  von 1848 und für 1849 gilt dies offen
sichtlich in w e it  ger ingerem M aße als für d ie ersten Wochen und M onate  nach Fe
bruar- und M ärzrevo lu t ion . Die französische A rm ee  w ar  seit A ugust  1848 so 
sch lagkräft ig  w ie  seit langem nicht mehr30, und die  m ilitär ischen M ög lichkeiten  
der drei östl ichen G roßm ächte  erwiesen sich (wenn  auch in unterschiedlichem 
M aße) in O ber ita l ien , Ungarn  und Deutschland als durchaus beeindruckend. 
Leopold von Gerlachs N otiz  vom 30. M ärz  1848: „Ich dachte mir die M ög lichke it  
der W iederherste l lung  der königl ichen G ew alt  von der Arm ee und der A u sw ä r t i 
gen Polit ik  au s“ ’ 1, zeigt a l lerd ings deutlich , daß es w en iger  um  die Fähigkeit  zu 
großen internationalen  Kriegen, sondern um  die m il itärische D urchsetzung gegen 
die Kräfte „der R ev o lu t io n “ ging. In dem M aße, w ie  sich im Laufe des Jahres 1848 
die Landbevö lkerung als weitaus wen iger  anfäll ig für revolutionären R ad ika l is 
mus erwies, als man befürchtet hatte, und die ambiva lente H altung des liberalen 
B ürgertum s deut l ich  wurde , schwanden auch langsam die Befürchtungen vor den 
revo lut ionären  Folgen eines Krieges. Die fo lgenden Jahrzehnte  zeigten, daß die 
Polit iker  diese Lektion  gelernt hatten.
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kam (hier  irrt ein großer  Teil der Literatur, der diese Anle ihe schon als vollzogen annimmt). 
’s Die von Premier  Lord John  Rüssel am IS. 2. 1848 geforderte Erhöhung der (1842 e inge
führten) E inkom m enssteuer  von 3 auf 5 % w urd e  angesichts fast e inhel liger Ablehnung im 
U nterhaus  10 Tage später w ieder  zurückgezogen , um die Einkommenssteuer überhaupt zu 
retten (Thom as Curson  Hansard,  Parhamentarv Debates, 3rd Sériés, Bd. XCV1 900-926 , 
978 ft., 1055 ff. und 1392-1450 [im fo lgenden zit iert : Hansard , Parl .Deb.l) .
-'J Eine deta il lierte Studie  der Einanzsituation Frankre ichs bei Alfred Antony, La poli t ique fi
nancière du G ouvernem ent provisoire , février-mai 1848 (Paris  1910).

Zu diesem Ergebnis kom m t Witold Zaniew ick i  in seiner unveröffentlichten Dissertation 
L’Armée française en 1848, in troduction à une é tude mil i ta ire de la Deuxième R épub lique (22 
tcvner-20 décem bre 1848), 2 Bde. (Thèse de 3e cy c le  Paris 1966), hier zitiert nach Chastain, 
Liberat ion, 198 f.

D enkw ürd igke iten  aus dem Leben des Leopold von Gerlachs, Generals  der Infanterie und 
G enera l-A d judanten  König Friedrich  Wilhelms [V., B d . !  (Berl in  1891) 150.
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IV.

Die b loße Feststellung, daß der große in ternationale  Krieg 1848 nicht ausgebro 
chen ist, beantwortet  noch nicht die Frage nach der S truk turk r ise  des S taa ten sy 
stems. H ie r  ist zu fragen nach der A l l ianzs t ruk tu r  des Systems, nach seiner 
Rechtsbasis und nach der H a ltung  zum  Status quo und dessen Verbindlichkeit  
sow ie  nach den M echanismen des Krisenmanagements.

M it dem Ausbruch  der Revolu tion  in Paris w a r  die Frage aufgeworfen, ob die 
A ll ianz  der fünf G roßmächte , die Pentarchie, weiterbestehe. Schon in semer er 
sten Ver lautbarung als A ußenm in is te r  formulierte  Lam art ine  die H a ltun g  der 
Französischen Repub lik  eindeutig: „La forme républica ine du nouveau gouverne
ment n ’a changé ni la place de la France en Europe ni ses d isposit ions loya les  et 
s incères à m a inten ir  ses rapports de bonne harm onie  avec les puissances qu i vou
d ront comme elle l ’ indépendance des nations et la paix du m onde.“'’2

Trotz des verunsichernden Zungenschlags im letzten Relat ivsatz sollte h ier be 
ruh igend versichert werden: Das S taatensystem  existiert weiter, und die Ro lle  
Frankreichs in ihm ist unverändert ,  es b leibt also weiterh in  M itg l ied  der Pentar
chie. D ieser Anspruch , zu r  „famille des gouvernements institués“'’3 zu gehören, 
lief darauf hinaus, die gegenrevo lu tionäre  Genese des W iener System s zu leugnen 
oder zum indest diesen A spekt für dessen weiteres Bestehen für verz ichtbar zu e r 
klären.

Die übrigen  G roßmächte waren  w eder  bereit noch in der Lage, d iesen A n 
spruch so zu akzeptieren. Z war versicherte Palmerston sofort: „We w il l  engage to 
prevent the rest of Europe from m eddling  w ith  France [ . . .  ]“ '’4, aber dam it  w ar  die 
Frage nach der Fortex istenz der A l l ian zs t ruk tu r  noch keineswegs beantwortet ,  
denn die Koexistenz von M onarchien  und Repub liken  in einer A ll ianz  der G roß 
mächte schien zunächst kaum  vorstellbar. N ach der inneren Logik  des S taa tensy 
stems bzw. seiner A lh anzs t ruk tu r  mußte  eigentlich an die Stelle der Pentarchie die 
Q uadrupe la l l ianz  vom 20, N ovem ber 1815 treten, da in letzterer u. a. auch ein ge
meinsames Vorgehen im Falle e iner Revo lu tion  in F rankreich  vorgesehen war. 
Der Versuch, sie w iederzubeleben , g ing von den drei Ostm ächten  Ruß land , Preu
ßen und Ö sterreich  aus, die, kräft ig  unterstützt  von der belg ischen D ip lomatie , 
Palmerston regelrecht bestürmten, ein „centre d ’entente zu London für die G roß 
m ächte“ zu bilden als ein „Verein physischer  und moralischer M acht“'’ ’’ . Ergänzt 
w u rden  diese Bem ühungen durch den Versuch einer preuß isch-österreich ischen

32 C i rcu la ire  au C orps  d ip lom at ique  à Paris 27. 2. 1848, veröffentlicht in: Documents D ip lo 
matiques du G ouvernem ent Provisoire et de la Com m iss ion  du Pouvoir Exécutif , ed. Cbar-  
les-H. Pouthas,  Bd.2 (Paris 1953) i ( im folgenden zitiert:  Pouthas,  Doc. Dipl.) .

So in Lamart ines berühmtem Manifest vom 4. M ärz  1848: C ircu la ire  du M in is tre  des A f 
faires Etrangères aux agents d ip lomat iques  de la Répub lique  Française, veröffentlicht in 
Pouthas,  Doc. Dipl.,  B d . i ,  7-11.
34 BP/GC/NO  443: Palmerston an Lord N o n n a n b y  26. 2. 1848.
33 So formuliert  von Friedrich W ilhe lm  IV. in se inem Brief an Bunsen, den preußischen G e
sandten in London , vom 9. 3. 1848, veröffentlicht in: Leopo ld  v o n  Ranke, Aus  dem Brief
wechsel Friedrich Wilhelms IV. m u Bunsen (Le ipz ig  1873) 178-181.
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K oord in ierung polit ischer und militär ischer Schritte im Zentrum Europas36 und 
durch ein Z usam m enrücken  der drei Ostmächte, der sog. H e il igen  A ll ianz , wobei 
der Zar h inter dem R ücken  M ettern ichs den preuß ischen König zu überreden ver
suchte, eine aktivere D eutschlandpolit ik  zu betreiben, „in Eigener Person die L e i
tung der deutschen Angelegenheiten  zu übernehm en“’’7.

Als Reak t ion  auf Lamartines M anifest vom 4. M ärz  1848 fand in der ersten 
Märzhälfte  1848 zw ischen den europäischen Staaten eine intensive Casus-Foede- 
r is-D iskuss ion  statt , die angesichts der unnachg ieb ig  ab lehnenden H altung  der 
brit ischen D ip lom atie  mit dem Ergebnis endete, daß die Q uadrupe la lhanz  nicht 
mehr existierte: gerade um den Frieden zu bewahren  und Frankreich  nicht zu p ro 
vozieren, lehnte die britische R eg ierung es ab, sich auf eine konzert ierte  A ktion  
der vier Großm ächte  England, Preußen, Ö sterre ich  und Ruß land  einzulassen. 
Durch d ie m itte leuropäischen Revo lu tionen  im M ärz  1848 blieb auch von der 
ideologischen B lockb i ldung bzw. von der „H eil igen  A l l ian z“ der O stmächte nur 
noch Ruß land  übrig . So läßt sich konstatieren, daß binnen w en iger  Wochen die 
gesamte bisherige A ll ianzstruk tu r  des M ächtesystem s auseinandergefa llen war.

In seiner außenpolit ischen G rundsatzrede vom l .M ä r z  1848 im U nterhaus38 
brachte es Palmerston , schon bevor die D iskuss ion  abgeschlossen war, auf den 
Punkt: „I hold w ith  respect to alliances, that England is a Pow er suffic iently 
strong, suff ic ient ly  powerfu l ,  to steer her ow n  course, and not to tie herself as an 
unnecessary appendage to the policy  of any  o ther G overnment [ . . . ] .  We have no 
eternal allies, and we have no perpetual enemies. O u r  interests are eternal and per
petual, and those interests it is our  d u ty  to fo llow .“ Dem belg ischen H istor iker  
Alfred de R idder  kann  man nur zustimm en: „Ges paroles contenaient une dénon
ciation assez explic ite des alliances conclues en 1815.“39 Diese offene Deklarat ion 
des Vorrangs part iku la rer  Interessenpolitik  vor e iner p r im är am Funktionieren 
der Staatengemeinschaft orientierten Polit ik  läutete eine neue Epoche des U m 
gangs der G roßm ächte  m iteinander ein, denn das außerbrit ische Europa machte 
sich diese H a ltung  rasch zu eigen.

A lle  Versuche in den kom m enden  M onaten , neue A ll ianzen  zw ischen G ro ß 
mächten zustande zubringen -  Lam artines und später Cavaignacs hartnäckiges 
Werben um England, Arn im s kurzfr is t ige B em ühungen  um  eine A ll ianz  mit 
Frankreich und England, Nesselrodes Versuch e iner engeren Kooperation der 
beiden nicht von der Revolu tion  erfaßten G roßm ächte  Rußland und England, tns- 
geheime französisch-russ ische Sondierungen"1“ -  brachten nicht mehr als besten-

J<> Dies w ar Inhalt  und Ziel der  Mission R adow itz  nach Wien Anfang M ärz  1848.
Zit. nach O b e rm a n n , Interventionsplänc, 191. 

is Hansard,  Pat i.Deb.,  3rd Ser., XCV1I 66-113.
’v Alfred d e  Ridder,  La crise de la neutral ité belge en 1848. Le dossier d ip lomat ique ,  Bd . l  
(Bruxelles 1928) XXXVIII .

Lamart ine bezeichnete später eine A ll ianz Frankre ichs mit Ruß land  als „lc cri de la na
ture“ und „la révélations des géographies“ , siehe Alphonse d e  Lamartine,  H is toire de la R é 
vo lu tion de 1848, Bd .2 (Paris 1849) 14; zu den französisch-russ ischen Kontakten 1848 vgl. 
L'jedor d e  Martens, Recueil  des traités et conventions conclus par la Russie  avec les Puissances 
étrangères, Bd .XV: Traités avec la France 1822-1906 (St. Petersbourg 1909) 229-231 (im fol-



falls punktue l le  Kooperationen, sei es in N o rd -  und Südita lien , sei es in der Schles- 
w ig -H o ls tc in -F rage  oder im Osnvanischen Reich. A ber  momentane und be
grenzte Interessengemeinschaften zw ischen  e inzelnen G roßmächten  konnten  
nicht die vorherige A lhanzs truk tu r  ersetzen. Sogar  der U n garn -F e ldzug  der rus
sischen Armee 1849, mit dem der Zar dem F labsburger  Reich aus seiner Existenz- 
krise  half, brachte keine dauerhafte A l l ianz  mehr zustande.

D ieser Zustand der vo l lkom m enen  ,A l l ian z lo s igke it ‘ aller europäischen G roß 
mächte ist, vor a llem auf dem H in te rgrund  des bis dahin  geltenden W iener S y 
stems, ein erstaunliches Phänomen. Alle M ächte  erlebten eine völlig  offene S itua 
tion, und offensichtlich hat n iemand ernsthaft versucht, eine w irk l ich  dauerhafte 
A ll ianz  ins A uge  zu fassen, geschweige denn ein gesamteuropäisches A l l i a n z s y 
stem zu konzipieren. Trotz Nesselrodes w eitgehender  Dek larat ion , R uß land  und 
England seien zusam m en aufgerufen, aus dem al lgemeinen Schiffbruch des Staa
tensystem s zu retten, was noch zu retten sei41, w aren  auch die brit isch-russ ischen 
Bez iehungen nicht mehr als ein korrektes  M ite inander-U m gehen ; nichts g ing aus 
dem d ip lom atischen Verkehr zw ischen  beiden M ächten  hervor, was auch nur im 
entferntesten mit den brit isch-russ ischen Bündnisverhand lungen  von 1804/05 zu 
vergleichen wäre , in denen eine von einem brit isch-russ ischen K ondom in ium  zu 
garantierende europäische F r iedensordnung entworfen  und d iskutier t  worden  
war. M an mag gegen diesen Vergleich e inwenden , daß es sich damals um  konkrete  
B ündnisverhand lungen  gehandelt habe, die auch die Form ulie rung  konkreter  
Kriegsziele erforderte, wohingegen es 1848 um nicht mehr als um eine niemals 
formell bekräftigte lockere Kooperationsabsprache gegangen sei. Das ist zw e ife l 
los r ichtig, b leibt aber an der Oberf läche. Denn die Tatsache, daß beide Länder  an 
verbesserten Bez iehungen ein nur begrenztes, taktisches Interesse ohne langfr i
stige Perspekt iven42 hatten, und daß G rundsätze  e iner neu e inzur ichtenden oder

genden zitiert:  d e  Martens,  Recueil ) ;  Michail N iko la ev i c  Pokrowski, H istor ische Aufsätze. 
Ein Samm elband (Wien, Berlin  1928) 106-1 10; Ernst Birke, Frankre ich  und O stm itte leuropa 
im 19. Jah rhundert .  Beiträge zu r  Poli t ik und Geis tesgeschichte (Köln, Graz 1964) 130-133. 
41 Public  Record  Office London, Fore ign Office ( im folgenden zitiert:  PRO /FO ) 65/357: 
Nesse lrode an Brunnow, russischer Botschafter in London, 17./29. 3. 1848 (Kopie):  „De to u 
tes les puissances assez fortes pour maintenir la paix ju sq u ’ ici et pour  faire cet équi l ib re  dont 
elles étaient sol idaires les unes à l ’égard des autres, l’ Angleterre  et la Russie  sont les seules res
tées debout,  les seules qui n ’ait poin t encore atte int la contagion révolut ionnaire , les seules 
enfin que leur posit ion géographique,  la cohésion de leurs élémens, la force de leurs trad it i 
ons, de leurs moeurs, de leurs habitudes sociales,  si différentes q u ’elles soient com para t ive
ment, mettent encore en condit ion de lu tter avec succès contre la subversion générale. Il est 
donc besoin q u ’elles s ’unissent,  et q u ’elles s ’a ident réc iproquement pour sauver du naufrage 
universel  ce qu 'on  peut sauver encore, et se ménagent le pouvoir  de serv ir  d ’appui à la réac
t ion,! . • -1 tôt ou tard, nous l ’espérons, sort ira le salut de la société eu ropéenne .“
4- In einem Brief an den brit ischen Konsul in Warschau verhehlte Palmerston den vo rw ie 
gend takt ischen C h arak te r  der  bri t isch-russ ischen Beziehungen  keineswegs: „It is an object 
of most im portance to England to be upon the most cordia l terms w ith  Russia . The advan 
tage of cu lt ivating the fr iendly  d isposit ion manifested by the Emperor towards England at 
the present time w il l  be that on the one hand we shall check any  tendency of Russ ian  Po licy  
in a d irect ion adverse to our interests on those parts of the w or ld  were English and Russ ian  
v iews might o therw ise be at variance, and that on the other hand we shal l hold out to France
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zu restitu ierenden Staatenordnung 1848 zu keinem Z eitpunkt T hem a der Korre
spondenz zw ischen  London  und St. Petersburg waren , weist doch deutlich darauf 
hin, daß offensichtlich, trotz der  lamentierenden Töne, von den führenden Po lit i
kern kein Bedürfn is danach verspürt wurde .

Prakt ische K lugheit  verbot es, sich in unruh igen  revo lut ionären  Zeiten überm ä
ßig (also durch eine A ll ianz)  zu binden, sie gebot es, sich möglichst viele O ptionen 
und dam it  die S ituat ion  offen z,u halten. „II serait im prudent  de batîr  sur un sable 
m ouvant“ , so ließ Lam art ine  auf A rn im s Angebot e iner Offensival l ianz an tw o r
ten43, und nach dieser M ax im e haben offensichtlich alle führenden A ußenpo li t i 
ker gehandelt , auch die jen igen , deren Länder keine Revo lu t ion  erlebten. Es hat 
den E indruck , als ob gerade von Letzteren , von England und Ruß land , d ie ,A li i-  
anz lo s igke it“ gar nicht als M angel  empfunden wurde : So lange es keine A ll ianz  in 
Europa gab, m ußte  man auch keine Isolation befürchten44; im Gegenteil ,  jede A l 
lianz barg die Gefahr in sich, m öglicherweise  in einen krieger ischen Konflikt h in
e ingezogen zu w erden . Einiges spricht dafür, daß die B indungs-(= B ündnis-) lo -  
sigkeit  als befreiend angesehen w urde ,  vor  allem in London  und Berlin , aber auch, 
je nach Situat ion in untersch ied licher  Intensität, von den übr igen  Großmächten. 
A u f  der anderen  Seite ist dies ein Indiz  für einen erstaunlichen M angel an O rd 
nungsw il len  bei allen führenden Polit ikern  Europas, oder, wenn  man so w il l ,  für 
das M iß trauen  gegeneinander  und die U nfäh igke it ,  a l lgemeine internationale 
O rdnungsvorste l lungen  zum  T hem a des Dialogs zw ischen  den G roßmächten  zu 
machen.

V.

„Les traités de 1815 n ’existent plus que comme des faits à modif ier  d ’un accord 
co m m un “43 -  die d ip lom atische Welt Europas empfand diesen Satz im Manifest 
Lam artines als eine ungeheure  Provokat ion . Die h ier p rok lam ierte  D erogat ion  der 
W iener  Verträge als der  verb ind lichen  vö lkerrech tl ichen  Basis der  internationalen 
O rdnu ng  rüttelte an den Grundfesten des Status quo. Jedoch  -  diese Reduz ierung  
der in ternationalen  B ez iehungen  auf eine reine de-facto-Basis  ohne besondere 
rechtliche D ign itä t46 sollten sich schon bald nach den M ärz revo lu t ionen  alle übri-

the spectacle of the two Powers  stil l standing and unshaken  w hose  union m ight form a foun
dation on wh ich  to erect a Barr ier  against French aggress ion and encroachment on other 
States of Europe“ (BP/GC/PL 16: Palmerston an G ustavus du Plat 26. 4. 1848).
43 Weiter heißt es: „ [ . . . ]  dans un temps où toute éventual i té peut se réal iser d ’un jour à 
l ’autre, il faut ag ir  avec une grande réserve et éviter  de rien préc iser  pour  ne pas engager le lan- 
demain (s ic ! )“ -  C h am p eaux  (Pr ivatsekretär  Lamart ines) an C ircourt ,  französischer Sonder
gesandter in Berlin  4. 4. 1848, in: Adolphe  d e  C ircourt ,  Souvenirs  d ’une mission à Berlin  en 
1848, ed. G eo r g e s  B ourg in ,  B d . l  (Paris  1908) 3 2 9 f.
44 Das gi lt n icht für die französische Poli tik , deren beständiges Them a gerade die N o tw en 
d igkeit  war, eine Isolation zu verhindern.
4:1 Q ue lle  s iehe Anm . 33.
46 Vgl. Alan J o h n  P e r c i v a l e  Taylor, The Struggle  for M as te ry  in Europe 1848-1918 (Oxford
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gen G roßm ächte  zu eigen machen, do we in te  1 a lmerston bei der Naet •' 
E inmarsch der p iemontesischen Truppen in die Lom bardei dem verletzte V° ,fl 
quo keine Träne nach: „No doubt this is another corner off the Treaty of'^/^latUs 
but Europe is about to assume a new organisat ion and it w i l l  be well if-dl 
Ita ly  can be united into one independent State .“47 nortl'>crr,

Für  den brit ischen Prem ier Lord Russell schufen neue Fakten neues R ecl 
deshalb  hielt  er es für u nzw eckm äß ig ,  sich weiterh in  auf 1815 zu beruf Ul1̂  
brit ische Ita lienpolit ik  z ielte auf die Schaffung eines stabilen norditalieni.'-|^C 
Königre ichs un ter  der Führung Piemonts. Diese Konzeption w urde  zwar in | ^  
don als Frieden schaffend und stabil is ierend angesehen, aber sie war in I 
Weise sys tem konfo rm . ^ t ie r

Wenn im Jah r  1848 von den Verträgen von 1815 die Rede war, dann geschrh 1 
zum  einen als Rechtstite l für das M itspracherecht , das g le ichzeitig  gew issenn iß*5 
als N achw eis  für den G roßmachtstatus galt, zum  anderen aber, weitaus häufi«0” 
als vertragsvö lkerrechtl icher  Rechtstite l für den Besitz eines bestimmten Tcrrito' 
r iums oder auch als S yn o n ym  für den terr itor ia len Status quo schlechthin I)' 
Rechtsverb ind lichke it  der Verträge von 1815 hatte nur dann einen Sinn, wenn die 
dar in  begründeten  Rechtst ite l auf terr itor ia len  Besitz von den anderen Mit;»lie 
dcrn des Staatensystems als solche anerkannt w urden , d. h. sie sich verpflichtet 
fühlten, nichts zu unternehmen, was einen solchen auf posit ivem Vertragsvölker
recht beruhenden Besitzanspruch schmälern könnte.

Dagegen mag man e inwenden , daß über den Besitz von Gebieten und letztlich 
über die Existenz von Staaten ohneh in  nicht Rechtst ite l entscheiden, sondern die 
faktische, im Streitfall militärisch durchgesetzte  Verfügungsgewalt  bzw. die er 
fo lgre iche m il itärische Se lbstbehauptung. So sehr diese Einsicht auch eine für das 
Rechtsem pfinden traurige A l lgem eingü lt igke it  besitzt, die gerade 1848/49 unter 
B eweis  gestellt w urde ,  so erweist sich doch daran ebenfalls, welche Veränderun
gen sich 1848 in der W ertigkeit  der vertragsvö lkerrecht l ichen  Grundlage vollzo
gen. G roßbr itann ien  konnte nach den Siegen der Italiener im M ärz  und April für 
ein norditahenisches Königreich eintreten, ja noch nach C ustozza  offen eine Poli
t ik  betreiben, die für Österreich den Verlust der Lombardei bedeuten mußte, ohne 
offensichtlich das Bewußtse in  eines Rechtsbrechers zu haben. Preußen konnte in 
Sch lesw ig unter Berufung auf das nationale  Recht der dortigen Bevölkerung 
gegen den W illen  des rechtmäßigen Landesherrn  e inmarschieren. England und

1954, 1971) 5: „W ithout meaning to do so, Lamart ine had put international relations on a de 
facto basis.“
47 BP/GC/NO  453: Palmerston an N orm anb y  30. 3. 1848.
48 PRO/30/22 (Papers of John  Russell)/ 7C , f.43 -52 :  M em orandum  vom 10. 5. 1848 (veröf
fentlicht mit Lesefehlern in: Sp en ce r  Walpole, The Life of Lord John  Russell ,  Bd.2 [London 
1889] 40-42) :  „It is impossib le not to admit that these facts [= Ereignisse Februar-Mai IS'iS] 
form as good a g round for new transactions as the the events of 1813, 14-15 did for the Its ■ 
ties of Vienna. [ . . . ]  It is obvious that it is not becom ing or expedient tor us to proclaim the i- 
va l id ity  of the treaties of 1815. O n  the contrary , we ough t rather to promote in the interest ot 
peace and order the maintenance of the terr itoria l arrangements then made. But neithei oug i 
we to go on cl ing ing to a w reck  if a safer shore is w ith in  our reach .“
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•auch Rußland konnten bei den Versuchen, den Sch lesw ig-H olste ir  
■reise a

, ,|ro«c ■ • • • °  . » , .jjfssc' ^ beiden Konfliktparteien -  aber nicht das ist h ier das Entschei-
schciiertc ‘
dende,^ies Status quo auftretend, bereit war, von seiner Verbindlichkeit abzuge-

A n "'au darum  ging „de nous sortir de cette odieuse com plica t ion“31. Die
*ycnn

ulegen, sich zunächst nur an der P rakt ikab il i tä t  orientieren, „regard- 
.̂ i q u e s t io n s “49. Der Vorschlag, Schleswig entlang der deutsch-dän ischen 

l«84 0i e iize zu teilen, wurde zum ersten Mal vom russischen Außenm in is te r  
Sprac^^lC|c ¡n t[ie d ip lomatischen Vcrmitt lungsbemühungen e ingebracht30. Das 
sjesse 1  ̂ n t|en beiden Konfliktparteien -  aber nicht das ist h ier das Entschei- 
;c*heitcrt^ £|el.n c|[c Tatsache, daß sogar Rußland, bis dahin  als der  unnachgieb ige

.t

^C0' ^ cr Juristischen Auseinandersetzungen, die bei d iesem Konflikt
v 0 n deutscher w ie von dänischer Seite mit erheblichem A ufw and  geführt 

s0" ' !  ' führte  nicht zuletzt daher, daß hier weitgehend nicht zu vere inbarende 
"  1‘ %u l'a re Rechtspositionen gegeneinandergestellt w urden . Ebenso bemühte 
^ l^ L o n d o n  in den Mediationsversuchen, das M itspracherech t anderer Groß- 
slt. ffar nicht erst als Thema aufkommen zu lassen und sich somit darüber  hin-
rIll'L ci”rzen um die Vermittlung -  letzten Endes erfolglos -  allein durchführen  
\vegXuf,t ' ’
/ti können .

Der Dissens zw ischen den Großmächten über die Rechtsverb ind lichke it  der 
»ölkerrechtlichen Verträge, die bisher als Grundlage des Staatensystems angese
hen svurden, nahm diesen ihre bisher zuerkannte besondere Dignität . Er mußte  zu 
einer (auch vorher schon zu beobachtenden, aber in weitaus ger ingerem Maße 
„ enden) zunehmenden Instrumentalisierung des Völkerrechts  im Dienste par
tikularer Großmachtinteressen führen. Die Z urückha ltung , der „restramt“, den 
vor allem die angelsächsische Historiographie am Staatensystem  so lobend her
vorhebt, g ing a l lmählich verloren. So erscheint es fast schon folgerichtig, daß die 
von nationalen Revolutionsbewegungen am meisten in ihrer Existenz bedrohte 
(■: 'Bmacht Österreich , deren Polit iker übrigens, so lange sie gefährdet war, s tän
dig den Verpflichtungscharakter des Vertragsvölkerrechts für die anderen G roß
mächte betonten, kurz  nach der erfolgreichen Se lbstbehauptung in der D eutsch
landpolitik Schwarzenbergs ein Konzept entwickelte , das die w o h l  gravierendste 

nderung des europäischen Gleichgewichts ins A uge  faßte. Dabei spielte s i
cherlich die 1848 gemachte Erfahrung eine Rolle , daß die Stab il is ierungs- und 
Sohutzfunktioii, die auf der der Politik aller G roßm ächte  bisher zugrunde liegen 
den gemeinsamen positiven Rechtsbasis beruhte, sich als Illusion erwiesen hatte.

N : als Palmerstons Haltung charakterisiert durch den dänischen Gesandten in London in 
seiner Depesche an Außenmin is ter Knutz vom 18. 4. 1848, zit iert nach H o lg e r  H jebo l t ,  B r i
tish Mediat ion in the Danish-German Conflict 1848-1850. Part  One: From the M arch Revo- 
_i!tK)ii to the N ovem ber  Government (Kobenhavn 1965) 86.
- .  ‘j-O/i'O 65/ 349, no 135: Bloomfield, brit. Botschafter in St.Petersburg, an Palmerston 

-■'.848; Lettres et Papiers du Chancel ier Comte de Nesse lrode 1760-1856. Extraits  de ses 
aie.nves, ed. C om te  A.de Nesse lrode,  Bd IX: 1847-1S50 (Paris  191 1) 92-94:  Nesse lrode an 
-'K^endorff g. 5. 1848. 

l'.bd.



148 H a n s  H e n n in g  H a h n

M it seiner Rechtsbasis ver lor das Staatensystem  -  vielle icht noch nicht für  alle 
sichtbar, aber doch fo lgenschwer -  ein w ichtiges Stab il is ierungselement.

V I.

Lam art ine  stellte im G runde mit se inem oben z itierten Postu lat „des faits a m od i-  
fier d ’un  accord co m m un “ die Gretchenfrage des Systems, nämlich w ie  W andel 
ohne Krieg zu bew erkste l l igen  sei. Er und seine N achfo lger  wollten  dabei auf das 
w ich tigste  Instrum ent b isherigen Krisenm anagem ents zurückgre ifen , auf den 
Kongreß der G roßmächte , der a llerd ings n icht nur zur  Sanktion ierung schon vo l l 
zogener  Veränderungen stattf inden sollte, sondern  dem eine O rdnungsfunk tion  
durch Konsensfindung zukom m en  sollte.

Kongreßvorsch läge  gab es seit M ärz  1848 bis in den Som m er 1849. Daß keiner 
der vorgesch lagenen Kongresse oder K onferenzen je zusam m entrat  -  am in tensiv 
sten w u rd e  darüber  an läßlich der brit isch-französischen M ediat ionsversuche in 
Italien A u g u s t -O k to b e r  1848 d iskutie r t52 zeugt von einem t iefgreifenden D is 
sens über den r ichtigen W eg der F riedensbewahrung . Das kam schon im M ärz
1848 zum  A usd ruck  in dem Streit, ob die E inschüchterung oder die B eschw ich t i
gung Frankreichs die richtigere, d. h. den äußeren Frieden bewahrende Polit ik  sei. 
Palm erston  predigte  ständig, ein starres K leben am Status quo  und W iederbe le 
bungsversuche alter A l l ianzen  seien konfl ik tfö rdernd , stattdessen brachte er in 
allen K onfl ik tpunkten  rein pragmatische Lösungsvorsch läge  vor, die a llerd ings 
nur bilatera l zu verhandeln  seien und ohne d irekten  Bezug zum  Staatensystem 
waren , d. h. auch die Staatengemeinschaft bzw. die Gemeinschaft der G roßm ächte  
als agierendes E lement nicht vorsahen. A uch  die russischen B em ühungen  um  eine 
enge russisch-brit ische Kooperation hatten einen ähnlichen Charakter. Dagegen 
setzte F rankreich  auf system konform en W andel, d. h. via e invernehmliche A b 
sprachen unter  den Großmächten , die auf einem Kongreß herzuste llen  seien. Dies 
ergab sich, wenn  auch unausgesprochen , als logische Konsequenz aus Lam art ines 
M anifest ,  und  noch vor dem A usbruch  des oberita lien ischen Krieges sprach der 
französische A ußenm in is te r  offen zu dem ita lienischen Polit iker  Vincenzo Gio- 
berti von „le speranze che si hanno di provedere alla ind ipendenza ita liana e ad un 
r iord inam ento  di Europa per via di congresso“’’3.

Lam art ines Polit ik  z ielte darauf ab, das bisher zu  statische System  friedlich und 
e invernehmlich  zu dynam is ieren , indem man die antifranzösischen und gegenre
vo lu tionären  Elemente herausnehme. A l le rd ings  fand Frankreich keine B un des
genossen für diese Konzeption , denn sie w urde  nicht als der K om pro m ißvo r
schlag genom m en , der sie im G runde war, sondern  von den übrigen  M ächten  als

52 Diese M ediat ionsversuchc w erden  geschildert  in Alan J o h n  P e r c i v a le  Taylor, The Italian 
Problem  in European D ip lom acy 1847—1849 (M anchester  1934, Reprin t  Manchester , N ew  
York 1970) 137-194.
53 Vincenzo G iober ti ,  Epis tolario . Ediz ione naz ionale ,  ed. G iovann i  Genti le , Gus ta vo  Bai-  
sam o-C riv e l l i ,  Bd.VII (Firenze 1934) 334-337 : G ioberti  an d ’A zegi io  20. 3. 1848.
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B edrohung empfunden . Sie argwöhnten , in den ersten drei M onaten  noch mit 
e iner gew issen  Berecht igung, es gehe ledig lich darum , durch  die Revo lu tion  ge 
schaffene Fakten  zu sanktionieren  und als neue O rd nu n g  zu etablieren. Spätestens 
seitdem die Le itung der französischen A ußenpo li t ik  in den H änden  Cavaignacs 
und Bastides lag, w urden  die Kongreßvorsch läge  konkre te r  und fanden sowohl in 
Berlin als auch in London  (Prem ier  Russell ,  die König in )  sowie  in Brüssel offene 
O hren, als es darum  ging, die g lück lose brit isch-französische M ed ia t ion  im ober
ita lienischen Krieg in einen allgemeinen europäischen Kongreß aller G roßm ächte  
zu verwandeln . A n  der D iskuss ion  über die O pportun itä t  eines solchen K ongres
ses nahmen alle Kabinette teil , und die Auffassungen w aren  höchst kontrovers, 
vor allem darüber, ob der Kongreß eine rechtsetzende, ex istierende Tatbestände 
sanktionierende Funkt ion  oder eine O rdnungsfunk tion  durch  Konsensfindung 
haben solle und dürfe, d. h. install iert ein Kongreß  eine neue O rdnu ng  oder  san k 
tioniert er nur  vollzogene Veränderungen54.

Palmerston , der  neben N esse lrode die E inberufung eines europäischen K on
gresses am entschiedensten ablehnte, w andte  vor a llem ein: „ [ . . . ]  such a congress 
m ight be led to assume in its character and bearing more of au th or i ty  and d ictat ion 
than might be consistent w ith  the spirit  of the p o l ic y  of England and of France“, 
zudem  w erde  ein Kongreß im gegenwärtigen  Zustand Europas eine Veranstaltung 
sein, „where different opin ions w ou ld  exist, and w here  therefore un ity  of Purpose 
w ou ld  p ro bab ly  not be found .“53

Dahinter  stand ein w e itgehender  M angel an Vertrauen in d ie Konsensfähigkeit  
der G roßmächte . Das Scheitern der K ongreßpro jekte  (im M ärz  1849 von Louis 
Napoléon nochmals erfolglos vorgeschlagen) dokum ent ie rte  einen tiefgehenden 
Dissens und w a r  g le ichzeit ig  ein Indiz  dafür, daß die Pentarchie im Sinne e iner die 
europäischen A ngelegenheiten  d ir ig ierenden und regulierenden Gemeinschaft 
nicht mehr funktionierte . So w en ig  w ie  die G roßm ächte  nach dem Ausbruch  der 
Februarrevo lut ion  zu e iner W iederherste l lung  der  Q uadrupe la l l ianz  fähig waren , 
so w en ig  w a r  im Laufe des Revolu tionsjahres eine W iederherste l lung  der Pentar
chie möglich. Das bisher übliche dip lomatische Instrum ent der K risenüberw in 
dung, die Konferenz bzw. der Kongreß der fünf Großm ächte , zu r  K onflik tver
meidung, Konflik tentschärfung oder K onflik tbe ilegung konnte nicht mehr zur  
A nw endung  kom men.

>l Vgl. d ie  A rgum enta t ion  Nesselrodes in e inem M em orandum  für Zar N iko laus  I. vom 11./ 
23. 9. 1848: „11 en est des Congrès  comme des constitu tions qui do ivent exister avant d ’être 
écrites. Les traités s ignés en congrès n ’établissent réellement pas un nouvel équilibre; ils ne 
font que consacrer par  écrit celui qui s ’est produ it  forcément à la suite des révolut ion et de la 
guerre. U n  congrès ne peut mener à des résultats  durab les , que  quand les quest ions à regier en 
droit  l ’ont déjà été en la i t  par  les événemens“, zit iert  nach d e  Martens,  Recueil ,  Bd .XII: T ra i
tés avec l ’A ng leterre  1832-1895 (St.Petersbourg 1898) 251.
M PRO/ FO  27/ 800 no 396: Palmerston an N o r rm n b y  22. 9. 1848; R o ya l  Archives W in d 
sor/ J5/ 109: Palmerston an König in  Victoria  2. 10. 1848 -  beide Briefempfänger, die König in  
w ie I.,ord N on nan by ,  waren  energische Befü rw orter  eines Kongresses (Ihrer M ajestät  der 
König in  von England sei an d ieser Stelle für die  Erlaubnis  gedankt,  die R oya l  Arch ives ein- 
sehen und aus ihnen zit ieren zu dürfen).
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V II.

Revolutionen, und das betrifft vor allem die Revolu tionen von 1848, s ind eine spe
zifische f o r m  der A n tw or t  auf ein kollek tiv  em pfundenes Bedürfnis nach Wandel, 
und das betrifft neben der Gese llschaftsordnung und der innerstaatlichen H er r 
schaftsordnung auch die internationale  O rdnung . M it  der F orderung nach W an 
del ist stets die  W ert igke it  des Status quo in Frage gestellt. Die H a ltung  zum  Status 
quo ist g rundlegend für jedes Staatensystem  der neueren Geschichte, denn an ihr 
w ird  erkennbar, ob in einem Staatensystem  die staatengemeinschaftl ichen, die  so 
lidarischen oder die agonalen, die den W ettkam pf zw ischen  Staaten und V ö lkern  
betonenden Elemente überw iegen . Das Verhältnis zw ischen diesen beiden Ele
menten bestim m t w eitgehend den C h arak te r  der internationalen B ez iehungen in 
der jew e i l igen  Epoche. Dahinter  steht die Frage, ob das Interesse der H au p tak 
teure der internationalen  Polit ik  an der B eibeha ltung des internationalen Status 
quo größer  ist als das Interesse an einer Veränderung des Status quo, d. h. an einer 
bei sich b ietender Gelegenheit rea lis ierbar erscheinenden Aussicht auf M achts te i
gerung. Letzt l ich  ist dam it  die Frage gestellt nach Konsensfähigkeit  und Konsens
m öglichke it  innerhalb eines Staatensystems.

Zwischen allen Reg ierungen  Europas einschließ lich  Frankreichs gab es nur ein 
Thema, über das w irk l ich  Konsens herrschte: D er gemeinsame Feind ist die so
ziale Revolu tion , denn Sozia lrevolutionäre Bew egungen  -  so glaubte man a l len t
halben -  gefährdeten den inneren und äußeren Frieden. Die ansonsten recht auf
geregten d ip lom atischen Korrespondenzen erlebten im Jah r  1848 zw e im al p ra k 
tisch einen Stil lstand: Ende Jun i  w ährend  der Pariser  Jun isch lach t und im O kto ber  
während  der  Eroberung Wiens. Beide M ale  wartete  Europa quasi mit angeha lte
nem A tem  auf den A usgang , und es herrschte ein unausgesprochenes S t i l lha lteab
kom m en zw ischen  den Großmächten.

Jedoch  reichte diese Solidar ität gegen die sozia le  R evo lu tion  nicht aus, denn der 
Dissens zw ischen  den G roßm ächten  betraf w en ige r  die Revolu tion  bzw. ihre Ver
m eidung oder  Bekäm pfung, sondern  v ie lm ehr w ich tige  S trukture lem ente  des 
Staatensystems. Dissens über die Rechtsbasis bzw. die Verbind lichkeit  des Status 
quo, Dissens über den richtigen Weg der F r iedensbew ahrung und der Wegfall der 
b isherigen A l l ianzs truk tu r  -  diese drei d ia lekt isch  e inander bedingenden Faktoren  
führten zu einer langsamen Auflösung der relativ festgefügten internationalen 
O rd n u ng  von 1815. Z w ar  gab es schon vorher  erste Anzeichen dafür, aber das R e 
vo lu tions jahr  1848 intensivierte diesen A uf lö sungsprozeß  und machte ihn vor 
allem nicht mehr revidierbar.

Insofern scheiterte das S taatensystem an der Aufgabe , dem Bedürfnis nach 
W andel auf dem Feld der in ternationalen B ez iehungen Rechnung zu tragen, denn 
es konnte  sich auf einen ordnungsst iftenden Konsens nicht einigen. Jedoch  wäre  
es um gekehrt  ein Fehlurteil ,  zu behaupten, die Revo lu tion  und vor allem die N a 
t iona lbew egungen  seien am Veto des Staatensystems gescheitert. Sie scheiterten 
v ie lm ehr an inneren W idersprüch lichke iten , an Konflikten zw ischen  den e inze l
nen N ationa lbew egungen  und zw ischen  den die Revolution  anfangs tragenden
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sozialen Schichten, an m angelnder  D urchsetzungskraft  nach innen und außen und
-  s icherlich einer der w ichtigsten  G ründe -  an den part iku laren  Interessen e inze l
ner Großmächte .

Das A use inanderbrechen  der revolutionären Solidar ität zw ischen sozialen 
Schichten und nationalen G ruppen im Jahre  (848/49 ist -  gerade mit H inw e is  auf 
O stm it te leuropa -  schon fast zu einem h istor iographischen A llgem einp la tz  ge
worden. N im m t man aber die in ternationale  Krise von 1848/49 als Test für die 
Konsensbereitschaft und -fäh igkeit  der G roßm ächte , dann haben sie im G runde 
ebenfalls alle versagt, und die E ntw ick lung  der internationalen Bez iehungen nach 
der N iedersch lagung  der Revo lu tion  zeigt, daß das Jah r  1848 nicht nur ein K on
fliktverhältn is zw ischen  N at iona lbew egungen  entstehen ließ, sondern auch ein er 
staunlich schnelles Anwachsen  agonaler Elemente in den B ez iehungen  zw ischen 
den G roßm ächten  bewirkte .

Dissens, Kriegsgefahr und partiku lare  Se lbstbehauptung der G roßm ächte  füh r
ten im Ergebnis zu einer Lab i l is ie rung des Systems. Denn 1848 haben sich die e in 
zelnen G roßm ächte  behauptet, aber nicht das Staatensystem  als ganzes. Weder der 
brit ische P ragm atism us noch die französische Konzeption  eines sys tem konfor-  
men W andels , w eder  die  imperia le  Se lbstbehauptung des H absburger  Reiches, die 
dann rasch in den erfolglosen „Grand D es ign“ Schwarzenbergs  mündete, noch 
die  gegenrevo lu tionäre  russische Interessenpohtik  w aren  in der Lage, die anste
henden Prob lem e lösen. Und im G runde w aren  sich alle A k teure  dessen bewußt. 
Das W issen um  die „Lab i l is ie rung“ des System s bzw. um dessen schw indende Sta
bilität, das Erlebnis vo l lkom m en „offener“ Situat ionen ließ die M ächte nach 
neuen Bundesgenossen  suchen. Partielle Zugeständnisse polit ischer Partiz ipation 
nach der Revo lu t ion  eröffneten da einige M ög lichkeiten . Einige Vertreter der N a 
t iona lbew egungen  g laubten, aus der N ieder lage  lernen zu müssen, daß man nicht 
gegen das S taatensystem  in toto anrennen dürfe, sondern es nur dadurch  im Sinne 
der V erw irk l ichung  der eigenen nationalen Ziele verändern könne, indem man 
sich mit einer G roßm acht verb inde36.

U ntersch ied liche N at ionskonzepte  (Re ichs-N at iona l ism us, ethnischer N a t io 
nalismus, partiz ipatorischer  N ationa lism us) , m Korrelation zu part iku laren  
Großmachtinteressen , traten in vielfält igen M ischungsverhä ltn issen  auf. So be
w irk ten  die Revolution  und die durch sie hervorgerufenen Veränderungen m der 
S truk tu r  des Staatensystem s, daß die  b isherige U nvere inbarke it  zw ischen den Z ie
len der N at iona lbew egungen  und dem Staatensystem  nicht mehr so unbesehen 
gült ig  war, sondern  in Z ukunft  die M ög lichke it  der  partie llen oder gänzlichen 
Identif iz ierung der  part iku laren  Interessen einer G roßm acht mit den Zielen einer 
N at ion a lbew egun g  größere Realis ierungschancen erhielt als vorher. Vorausset
zung dafür war, daß die Balance zw ischen den so lidarischen und den agonalen

36 Das g ing a llerd ings nicht bei allen Großmächten ; in e inigen R eg ionen  w ie dem H ab sb u r 
gerreich und dem O sm am schen  Reich w ar das angesichts der  ethnischen und von der G e
schichte vorgegebenen S truk tu r  w en iger  möglich; a llerdings, wenn  die 1848 formulierten 
Pläne einer Födera l is ie rung des Habsburgerre iches unter weitgehend slaw ischer D om inanz 
W irk l ichke it  geworden  wären , hätte auch hier eine andere Entw ick lung  eintreten können.
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Elementen innerhalb  des Staatensystems sich e indeutig  zugunsten  der  letzteren 
verschob. Da sich in der nachrevolut ionären  Epoche neue Identif ika t ionsm ög
lichkeiten zw ischen  breiteren Schichten der Bevö lkerung und den part iku la ren  
Interessen der e inzelnen G roßm ächte  boten, konnte  die Vorstellung vom best im 
menden agonalen C harak te r  der in ternationalen  Bez iehungen  auch auf die öffent
liche M e in u n g  übergreifen, mit verhängn isvo llen  Folgen für die Bez iehungen  der 
europäischen V ö lke r  zue inander  und ihren Vorstellungen voneinander.



Anselm Doering-Manteuffel

Großbritannien und die Transformation des 
europäischen Staatensystems 1850-1871

I .

Die Revo lu tion  von 1848/49 bew irk te  mehr als nur eine kurzfr is t ige  und vorüber
gehende E rschütterung des europäischen Staatensystems. Sie brachte eine a l lm äh
liche, tief e inschneidende Veränderung in Gang, denn nach 1848, ja durch 1848 
löste sich das von Wien 1815 herrührende O rdnungsgefüge  in den M ächtebez ie 
hungen a l lm äh lich  au f1.

Das S taatensystem  des frühen und m ittleren 19. Jah rhunderts  w a r  durch einige 
besondere M erkm a le  gekennzeichnet , die die aktuellen  polit ischen Z ie lsetzungen 
der G roßm ächte  im Jah r  des Sieges über N apo leon  Bonaparte  und, mehr noch, 
das geistige K lima in den europäischen Residenzstädten  nach den Erfahrungen 
mit der Französischen Revo lu tion  w idersp iege lten . So galt das tagespolit ische In
teresse der Staatsmänner, die sich in den Jahren  1814 und  1815 über die B ed ingun 
gen des Ersten und Zweiten  Pariser  Friedens verständig ten und auf dem W iener 
Kongreß über  die N euo rdnung  Europas verhandelten , den M ög lichkeiten , F ran k 
reich in den Kreis der  europäischen M ächte  einerseits w ieder  e inzug liedern  und 
andererseits w irkun gsvo l l  zu kontro ll ieren . Die Verhandlungen 1814/15 waren  
sowohl vom M ach tka lkü l  als auch von ideologischen G rundannahm en geprägt, 
denn sie r ichteten sich in einem ganz umfassenden Verständnis gegen all das, was 
die Zeitgenossen mit „Frankreich“ assoziierten: M utter land  der Revolu tion , R e 
pub lik , Volksbewaffnung, napoleonische E roberungskr iege  und Fremdherrschaft. 
Den Staatsmännern  des W iener  Kongresses und der  übr igen  Konterenzen ging es 
um die erneute Fest igung und entschlossene B ew ahrung  von monarchischer 
Herrschaft  in allen Staaten Europas und um  die dam it  verknüpfte  soz ia lkonserva
tive O rdnu ng  im Innern. Deshalb w ar  das in Wien 1814/15 gestaltete O rd n u n gs 
gefüge Europas z w a r  in einem extensiven Verständnis gegen „die R evo lu t ion“

1 A dol f  M. Birke, G ün th e r  H e yd em a n n  (Hrsg .) ,  Die  H erausfo rderung  des europäischen 
Staatensystems. N ationa le  Ideologie und staatliches Interesse zw ischen  Restaurat ion und 
Imperia li smus (Veröffentlichungen des Deutschen His tor ischen  Instituts  London 23, G ö t
tingen, Zürich  1989); Anselm D oe r in g -M an t eu f f e l ,  Die deutsche Frage und das europäische 
Staatensystem 1815-1871 (E nzyk lopäd ie  deutscher Geschichte 15, M ünchen  1993).



konzip iert ,  aber der Staat Frankreich  w urde  schonend behandelt, nachdem die 
Königsherrschaft der Bourbonen restauriert w orden  war. A ls g le ichrangiger  Part
ner w urde das monarchische Frankreich schon 1818 in den Kreis der G roßm ächte  
w ieder  e inbezogen2.

Die S taatenordnung nach dem W iener  Kongreß war durch vertragsrechtliche 
Vernetzung charakter is iert : Die Verträge, welche das neue System  des eu ro pä i
schen Friedens regeln sollten, waren  von allen G roßm ächten  gemeinsam un ter 
zeichnet und damit verpflichtend für deren europäische Polit ik . Als Basis der 
M ächtebez iehungen  nach 1815 diente ein multilaterales Vertragsrecht. Das A g ie 
ren jeder G roßm acht im europäischen Z usam m enhang sollte -  nach den Vorstel
lungen der Staatsmänner des W iener  Kongresses3 -  in formellem Konsens mit 
allen anderen Kabinetten erfolgen, dam it  auf diese Weise zwischenstaatl iche  K on
flikte rasch beigelegt und Kriege verh indert werden konnten. Im ideologischen 
Klima der ersten nach-napo leon ischen Jah re  w ar  dabei vor a llem an die K oopera
tion der großen M ächte  mittels regelmäßig  e inzuberufender Kongresse gedacht, 
welches dem europaw eiten  Kam pf gegen ein W iederaufleben „der R evo lu t io n“ -  
gegen den Durchbruch der liberalen und nationalen Kräfte an irgendeinem Punkt 
m Europa -  dienen und daraus resultierenden krieger ischen Verw icklungen Vor
beugen sollte .

Nach 1822 änderte sich dieses recht starre Verständnis von G roßm ächtekoope- 
ration, weil sich das erstrebte System  turnusm äß iger  Konferenzen nicht v e rw irk 
lichen ließ und eine wen iger  fest verb indliche Form des polit ischen Handelns der 
M ächte an seine Stelle trat: Zwischen 1820 und 1822 vollzog sich ein Wandel vom 
wen ig  beweglichen  „W iener S y s tem “ zur  flexibleren „W iener O rd n u n g “, die auch 
die Spannungen des Vormärz abzufedern  imstande w ar4. Seit 1830, dem Jah r  der 
Juh revo lu t ion , m dem die ideologische Basis des M ächtesystem s von 1815 zum  er
sten Mal ernsthaft in Frage gestellt w u rde ,  b ildete sich ein Gegensatz  heraus z w i 
schen den drei östl ichen, autokrat ischen M onarch ien  Rußland , Ö sterreich  und 
Preußen mit polit isch antiemanzipatorischer, restr ikt iver innerer O rdnu ng  und 
den beiden west l ichen M onarchien  F rankreich  und England'’ . Insbesondere in 
England galten die parlam entarischen Institutionen und maßvolle innere R efo r
men als sicherste M itte l,  um  revo lut ionären  Veränderungen vorzubeugen6. N icht

2 Paul  WZ S chroed er ,  The Transformation of European Politics 1763-1848 (O xford  1994) 
477-636.
’ Charles  K. Webster, The Foreign Po licy  of Cast lcreagh  1815-1822. Bri ta in  and d ie  E u ro 
pean A ll iance (N eudruck  London 1947); Enno E. K raeh e ,  M e tte rn ichs  German Policy , 
Bd. 1: The Congrcss  of Vienna, 1814-1815 (Princeton , N.J. 1983); H en r y  A. Kiss inger,  G ro ß 
macht-D ip lomat ie .  Von der Staatskunst Cast lereaghs und M ettern ichs (Düsse ldorf, Wien 
1962); Paul W. Schroeder ,  M e tte rn ich s  D ip lom acy  at Its Zenith (Aust in , Texas 1962).
4 Anselm D ocr in g -M an teu f f e l ,  Vom W iener Kongreß  zu r  Pariser Konferenz. England, die 
deutsche Frage und das M ächtesys tem  (Veröffentlichungen des Deutschen Histor ischen In
stituts London  28, Gött ingen , Zürich 1991) 41-56.
3 Heinz Gollw itzer ,  Ideologische B lockb i ldung als Bestandte il  in ternationaler Poli t ik  im 19.
Jah rhundert ,  in: H Z 201 (1965) 306-333.
r' Als G rund l in ie  englischer A ußenpoli t ik  w ar  das bereits  1820 von Cast lcreagh  zum  Aus-
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nur das polit ische System , sondern die e inz igart ige  w irtschaft l iche und gese l l
schaftliche D yn am ik  des Landes in den Jahrzehnten  der beginnenden H o ch in d u 
stria l is ierung trugen  dazu bei, daß sich die europäische Polit ik  der Londoner Ka
binette von der der kontinenta len Staaten zu unterscheiden begann7. Die R eg ie 
rungen und die Ö ffentl ichke it  Großbr itann iens präsentierten sich als A nw alt  der 
liberalen Bew egungen  vor allem in Süd- und M itte leu ropa  und signalisierten 
W ohlwo llen  gegenüber der Forderung nach nationaler Selbstbest immung, sei es in 
Griechenland, Belgien, Polen oder Italien. Gerade nach den U nruhen  des Jahres 
1830 w ar  es das Ziel, einen europaw eiten  A usbruch  von „Revo lu t ion“ zu verh in 
dern, wobei „R evo lu t ion“ gefürchtet w u rde  nicht nur -  w ie  in Mettern ichs Ö ste r 
reich -  als innere U m w ä lzu n g  in einem Land, sondern mindestens ebenso -  und 
das galt insbesondere für London  -  als deren Eskalat ion zum  Krieg zw ischen den 
Staaten. D ennoch blieb das mult i la tera le  Vertragsrecht von 1814/15 als Basis der 
M ächtebez iehungen  und Instrum ent der R evo lu t ionsprophy laxe  bis 1848 nahezu 
unangetastet in Kraft und galt in dieser Zeit auch für die  brit ische Po lit ik  als 
N o rm 8.

Die Tatsache, daß es 1848 trotz aller vorbeugenden oder repressiven E inze l
m aßnahm en europäischer Reg ierungen  zur  revo lut ionären  Erschütterung in fast 
allen Ländern  des Kontinents kam, von F rankreich  bis Polen und von Italien bis 
Dänem ark, veränderte die polit ische und völkerrechtl iche  S ituation in Europa von 
Grund auf. Die „W iener O rd n u n g “ des Staatensystem s, die das zeitgenössische 
Verständnis von europäischer G roßm äch teso l idan tä t  geprägt hatte, blieb zw ar  
über 1848 h inaus noch bis in die 1850er Jahre  erhalten, aber sie unter lag  ab 1850 
einem raschen Erosionsprozeß und w ar  1870 verschwunden.

In diesen zw e i Jahrzehnten  von 1850 bis 1870 ver lor das mult i laterale , n e tz 
w erkart ig  angelegte Vertragsrecht aus den Jahren  1814/15 als Basis der G roß 
mächtebeziehungen seine po lit ikbest im m ende Bedeutung. H ie r  vo llzog sich eine 
Transformation des europäischen Staatensystems dergestalt , daß die p r im är m on
archisch definierte O rdnu ng  des frühen 19. Jah rhunderts  zu e iner pr im är staatlich 
bzw. nationalstaatlich  definierten O rdnu ng  verändert wurde . An che Stelle des 
mult i la tera len Vertragsrechts trat sukzessive ein neues Prinzip von zw ischenstaat
lichen Bez iehungen , welches von G roßbritann ien  in die europäische Polit ik  e inge
führt wurde . England begann als erste G roßm acht eine neue Form von hegemo- 
nialer Polit ik  zu prakt iz ieren , die  in der Phase stürm ischer Expansion der in d u 
striellen P rodukt ion  und des Handels  den Interessen der modernsten und am wei-

druck  gebracht worden : „The State Paper of 5 M a y  1820“, in: H aro ld  Tcmper ley ,  Lillian M. 
Pcnson  (Hrsg .) ,  Foundat ions of Brit ish Foreign Po licy  from Pitt [1792 ] to Sa l isbury [1902] 
(London 1938) 48—63.
7 Vgl. D. C. M. P latt , Finance, Trade, and Poli tics in British Foreign Po l icy  1815-1914 (O x 
ford 1968).
s Charles  K. Webster, 'The  Foreign Po licy  of Palmerston 1830-1841. Brita in, the Libera l M o 
vement and the Eastern Q uest ion  (London 1951); R o g e r  Bull en, Palmerston, Guizot  and the 
Co llapse of the Entente C ord ia lc  (London 1974).
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testen en tw icke lten  M acht besser entsprach als das Festhalten an der durch  ein 
Vertragssystem  reglementierten Po lit ik  der ersten Jahrhunderthälfte .

II.

Das europäische M ächtesystem  seit 1815 w a r  w en ige r  ein G le ichgew ich tssystem  
als v ie lm ehr ein System  mit hegem onia ler  Struktur. Das hat Paul W. Schroeder in 
den vergangenen Jahren  deutl ich herausgearbeitet , indem er auf die H egem onie  
Englands und Rußlands und auf die Subhegem onie  Österreichs in Italien und 
Deutschland oder Preußens in Deutschland h inw ies9. Es erscheint lohnend, d ie 
sen G edanken aufzunehm en und weiterzuführen .

H egem on ie  meint, daß eine M acht  in der Lage ist, die Spielregeln  im S taa tensy 
stem zu bestimmen. D azu ist es ke ineswegs erforderlich , über  eine mil itär ische 
M achtste l lung  zu verfügen, die für andere Staaten unangreifbar  ist. Die Fähigke it  
zu hegem onia ler  Polit ik  kann v ie lm ehr ebenso gut oder sogar besser A usd ruck  
der polit ischen D isposit ion eines Staates sein, ein stets ausre ichendes M aß  an A u 
torität aktiv ieren zu können, um  im Kreis von mehreren M ächten  die Z ie lr ichtung 
der Po lit ik  und die H and lungsnorm en  zu b es t im m en10. Solche A uto r itä t  bedarf 
eines m oralischen Fundus: Verankerung der ausw ärt igen  Polit ik  in e iner stabilen 
inneren Konste l la tion im Land und vice versa Zufriedenheit  der  in öffentlicher 
M einung  und Parlament maßgeb lichen Schichten der Gesellschaft mit den po l i t i 
schen und  wirtschaft l ichen Gegebenheiten . Sie bedarf jedoch insbesondere auch 
eines mater ie l len  Fundus: Prosperität  und strukture l le  Ü ber legenheit  der eigenen 
W irtschaft  gegenüber aus länd ischer K onkurrenz  und auf den internationalen  
M ärkten . Das ökonom ische Ü b ergew ich t  hatte England schon am ersten Tag der 
N euo rdnu ng  des europäischen M ächtesystem s nach dem Sieg über  N apoleon , 
und die mora lische Selbstgew ißheit ,  „besser“ zu  sein, breitete sich angesichts einer 
f lexiblen und der Reform  zugäng lichen  parlam entarischen O rd n u n g  seit 1830/32 
a l lmäh lich  a u s 11. Für die Zeit nach dem K rim kr ieg  galt dann vollends, was Klaus 
H ildebrand  bündig  so formuliert  hat: „Die e igene Existenz, die das a l lgemeine 
G lück  der Welt garantierte , durch  ideologische K reuzzüge  und strategische Ü ber-  
bürdung  zu gefährden, erschien unvernünftig , ja unangebracht. Die fortschre i
tende Ö kono m is ie rung  der trad it ionellen Polit ik , der dam it  e inhergehende W an
del des überlieferten M achtbegriffs und die zunehm ende Rat iona l is ie rung der a l l 
gemeinen Zustände w irk ten  für s ich.“ 12

9 Paul W. S ch ro ed e r , The Ninctecnth C en tu r y  System : Balance of Pow er  or Poli tical Equili -  
b r ium ?, in: RIntS 15 (1989) 135-153; d e n . ,  D id  the Vienna Sett lement Rest on a Balance of 
Power? ,  in: A H R  97 (1992) 683-706 ; Wolf D. Grüner, Was There a Reformed Balance of 
Pow er  System  or Coopera t ive  Great Pow er  H egem on y? ,  in: ebd.,  725-732.

H einr ich  Triepel, Die H egem onie .  Ein Buch von führenden Staaten [1938] (N eud ruck  
Aalen 1961).
11 G eo r g e  Kitson Clark, The M ak ing  of V ictorian England (London  1962).
12 Klaus H ild eb rand ,  Die brit ische Europapo li t ik  zw ischen  im peria lem  M andat  und innerer
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Die Spielregeln  im Staatensystem zu bestimmen, ist England vom Beginn des 
19. Jah rhunderts  an gelungen, am w irkungsvo l ls ten  allerd ings in der Zeit von 1830 
bis in die 1860er Jah re  hinein. So lange sich die Polit ik  der M ächte  vordr ing lich  auf 
das Ziel konzentr ier te , jedem  erneuten Aufleben  von „R evo lu t ion“ en tgegenzu
arbeiten, bot es sich auch für die Briten an, im multi la tera len, vertragsrechtl ich  ge
sicherten Rahm en der W iener  O rdnu ng  zu agieren. Englands hegem onia le  bzw. 
mit B lick  auf R uß land  cohegemonia le  Ste l lung in der Pentarchie w ar  dabei stets 
gewährleistet, und es bestand in jeder Krisen- und Konflik ts ituat ion  die M ö g 
lichkeit, im Verbund mit e iner oder mehreren M ächten  zu handeln. Den Höhe- 
und W endepunkt  erlebte diese Form  der europäischen A ußenpo li t ik  Londons 
1848/49. Die Revo lu tion  in den meisten europäischen Staaten barg die Gefahr in 
sich, daß sich daraus ein N at ionenkr ieg  entw icke lte , und  an der  Sch lesw ig -H o l-  
stein-Frage schien er sich zu entzünden. Es gelang dem brit ischen A ußenm in is te r  
im Z usam m enw irken  mit dem  russischen Zaren, diese Gefahr abzuwenden . Z u 
gleich aber hatte sich durch den bloßen Sachverhalt , daß der A usbruch  von R evo 
lutionen nicht zu verm eiden  war, der  e igentliche Sinn der W iener  O rdnu ng  üb e r 
lebt, nämlich gegen ein zweites  1789 die „Ruhe in E uropa“ zu bewahren . Deshalb 
konnte es kaum  überraschen, daß sich Englands M ethoden , die Spielregeln  im 
Staatensystem zu bestimmen, nach 1849 zu verändern begannen. A ber  auch die 
innenpolit ische und sozia lökonom ische Lage des Landes setzte spürbare  W and
lungsimpulse f re i13.

Die Revo lu tion  von 1848 stand im Z usam m enhang mit  der europäischen W ir t 
schaftskrise der Jahre  1846/47. England w u rde  von der  Krise w en iger  hart getrof
fen -  nicht zu le tz t  als Folge des Ü bergangs  zum  Freihandel 1846 -  und trat bereits
1849 in eine Phase anhaltender  Prosperität ein. Der M odern itä tsvo rsp rung  in po- 
l i t isch-gesellschaft l icher und ökonom ischer  H insicht prägte sich in den Jahren  
1849-1851 im m er deutl icher  aus. Die erste W eltausstel lung im Londoner Krista l l
palast 1851 w ar  die v ielbestaunte D em onstrat ion  der rasanten M odern is ierung  in 
England. Das Se lbstbewußtse in  der polit ischen Klasse wuchs, je mehr sich der 
moralische und mater ie lle  Fundus für Englands Vorrangste llung in der W eltpoli
tik vergrößerte  und  zunehm end spürbar  wurde . Es kennzeichnete die A tm o 
sphäre in den Kreisen des liberalen Establishments und der von ihm beeinflußten 
Presse, daß 1852 der  freihändlerische „Economist“ einen A rt ik e l  über das ge
mächliche Fortschritts tempo der ökonom ischen , sozialen und polit ischen G ege
benheiten auf dem europäischen Kontinent mit dem Satz beschloß: „England is 
second to none .“ 14 Diese stolze Se lbstgew ißheit  begann sich im Lande auszubrei-

Reform 1856-1876 (Rheinisch-Westfä l ische A kadem ie  der Wissenschaften. Vorträge G 322, 
Opladen 1993) 24.
13 D oer in g -M an t eu f j e l ,  Kongreß, 72-87.
14 The Economist,  10. Jg . (30. O ktober  1852) 1202 f.: „Elements of Peace in France and 
Strength in Eng land“; zu r  Wirtschaftsgesch ichte der  ersten Jah rhunderthä lf te  vgl. Francois 
Crouzet ,  Western Europe and Great Brita in: .catching up ‘ in the first half of the nineteenth 
century, in: d en . ,  Brita in Ascendant. Com para t ive  Studies in Franco-Brttish  Economic H is 
tory (C am br idge  1990) 341-384 .
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ten, sic w urde  von A ußenm in ister  Palmerston durch seine U nterhausreden  en t
schieden verstärkt und beeinflußte dann mehr und mehr die ausw ärt ige  Polit ik  
G ro ßbr itann iens13. „Second to none“ zu sein, bedeutete denn auch, für sich allem 
7,Li agieren und Kooperation im Rahmen der Pentarchie en tw eder  zu meiden oder 
ausschließlich zum eigenen N utzen  zu betreiben.

Bis 1848 w ar  Englands hegem onia le  Ste l lung im europäischen Staatensystem  
gew iß  nicht das Resultat eines reflektierten Hegcm oniestrcbens, sondern A u s 
druck  seiner spezifischen, sow oh l materiell  als auch moralisch fundierten Polit ik. 
Das änderte sich allmählich nach dem Ende der Revolu tionsze it .  W irkungsvo lles  
Zeichen solchen Wandels w aren  die Unterhausreden  von A ußenm in is te r  P a lm er
ston seit 1849/50, mit denen er das Se lbstbewußtse in  des Landes zu st im ulieren 
begann. Palmerston beschwor dar in  die Ü ber legenheit  der N at ion  mit ihren re 
formfähigen Institutionen, der maßvollen liberalen Polit ik , b lühender  Wirtschaft, 
w e ltw e item  H ande l und dem großen Respekt, welcher G roßbr itann ien  übera ll  im 
Ausland  entgegengebracht wurde . Diese Reden begleiteten konkrete  polit ische 
M aßn ahm en  in den kontinenta len  Fragen, und hier b ildeten sich jetzt pointiertere 
Form en hegem onia len  Verhaltens heraus16. W ährend  der 1850er Jahre  fand das 
seinen charakter ist ischen A usd ruck  in den konsequent durchgehaltenen B em ü
hungen, die M ächtebez iehungen  vom brüch ig  gewordenen  Fundam ent des Ver
t ragsw erks  von 1814/15 zu lösen. W ährend  der 1860er Jahre  dom inierte  dann das 
Bestreben, die polit ischen Bez iehungen im S taatensystem  durch F re ihandels -B e
z iehungen zu substitu ieren; die U top ie  griff Raum, das Staatensystem  als ein F re i 
handelssystem  zu betrachten mit der a lle in igen Funktionsw eise  eines M arkts . Die 
Verträge, die dazu geschaffen werden  mußten, dienten vornehmlich  diesem b r it i 
schen Interesse. So entstand in den 1860er Jahren  ein N e tzw erk  von H ande lsver
t räge «  -  und Verträge sind im m erhin  das P roduk t  polit ischen Agierens! - ,  welche 
die utopische Z ie lsetzung in sich trugen, die „Po l i t ik“ durch den Freihandel ge
w isserm aßen  überflüssig zu machen. D er innere W iderspruch  dieses Konzepts 
führte im Z usam m enw irken  einerseits mit der gegen den auf Verträgen beruhen 
den Freihandel gerichteten A rt iku la t ion  verschiedener Interessengruppen in der 
englischen Gesellschaft und andererseits mit äußeren W iderständen schließlich bis 
1868 zu dessen Scheitern. Danach dom inierte  che imhtärgestützte  M achtpolit ik  
der kontinenta len  Staaten im europäischen M ächtesystem .

III.

Die E ntw ick lung  in den 1850er Jahren , als es um die A b lösung vom alten Ver
tragssystem  ging, läßt sich an vier Beispielen anschaulich illustrieren.
(1.) Seit 1848/49 w idersetz ten  sich Reg ie rung  und Königshaus in England konsc-

1:1 K in gs l e y  Martin,  The Triumph of Lord Palmerston. A S tudy  of Public  O p in ion  in Eng
land before the C r im can  W ar [1924] (N eudruck  London 1963).
16 D oer in g -M an t en f f e l ,  Kongreß, 89-185.
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quent jedem W unsch, durch die E inberufung eines europäischen Kongresses Be
ratungen über ein verändertes, aktual is iertes oder gar neu gestaltetes mult i laterales 
V ertragssystem  für die Pentarchie zu ermöglichen. Der Grund dafür w ar  e ins ich
tig, denn dadurch  wären die Interessen und H and lungssp ie lräum e der eu ropä i
schen G roßm ächte  w iederum  miteinander verknüpft  und ineinander verschränkt 
worden. O b es 1849 um  die deutsche Frage ging oder 1856 um die orienta lische 
oder 1859 um die ita lienische: England lehnte jeden Vorschlag zu  einem europä i
schen Kongreß a b 17. Sow eit  die Erinnerung an W ien  1814/15 das Vorbild für die 
K ongreßerw ägungen  abgab, schreckte das Kabinett in London  die Vorstellung, 
b indende Verpflichtungen für neu zu vere inbarende Tcrr itor ia lregelungen zu 
übernehm en -  sei es im Deutschen Bund, sei es im D onauraum  oder in N o rd ita 
lien. Angesichts  der äußerst kom pliz ier ten , gegenläufigen Interessenlage der be
teil igten M ächte  Österreich , Frankreich , Preußen und Rußland waren  neue Terri
tor ia lg l iederungen bzw. im Falle Italiens und Deutschlands die Lösung der d rän 
genden Frage nach der B egründung  eines m odernen, in seiner In frastruktur  m ög
lichst hom ogenen nationalen Staats auf dem Verhandlungsw eg ohnehin kaum  
vorstellbar. Es w a r  sicher kein Zufall, daß der brit ische Versuch, 1859 in der ita lie
nischen Krise zu vermitte ln , nicht mit letzter Entschiedenheit ins Werk gesetzt 
wurde .

Jeder  unbefr ied igende Kompromiß schloß die Gefahr anhaltender zw ischen 
staatlicher Konflikte bis hm zum Krieg m sich, und England wäre  als S ignatarstaat 
e iner solchen K ongreßakte  gehalten gewesen, zu r  W iederherste l lung  des Status 
quo in einen solchen Konflikt e inzugreifen. Seit 1849 malten sich Palmerston und 
seine Kabinettskollegen w iederho lt  dieses Szenario  aus, wenn die Rede auf die 
M ög lichkeit  eines europäischen Kongresses kam. In der A b w eh r  des K ongreßge
dankens und der dam it  verknüpften  Ab lehnung jeder N eufo rm ung  mult i la tera ler  
Kooperationsmechanismen reflektierte die englische Polit ik  ab 1848/50 die d y n a 
mische M achten t la l tung  des prosperierenden, w irtschaft l ich  allen Ländern der 
Welt überlegenen nationalen Staats,  dessen M odern is ierungstem po die kont inen
talen Staaten im m er weiter  hinter sich zurückzu lassen  sch ien18.

(2.) 1852 un terstützte  die englische Regierung den französischen Prinzpräs i
denten Louis Napoleon , als er das Kaisertum usurp ierte  und sich den Titel N ap o 
leon III. z u leg te19. Durch  diesen Schachzug der Briten w urde  der Anspruch  der

!/ Eine system atische Untersuchung über die Frage eines europäischen Kongresses zu r  R e 
organisat ion des Staatensysten is  nach 1848 liegt noch nicht vor. Vgl. aber William E. Echard, 
N apo leon  III. and the C oncert  of Kurope (Baton Rouge,  London 1983); D oe r in g -M an t eu f -  
f e l ,  Kongreß, 119-134, 294-303 .
ls Der Protagonist  des Kongreßgedankens w ar  in nahezu allen Fäl len das Frankreich Louis  
Napo leons bzw. Napo leons III., der  seinerseits den Bew egungssp ie l raum  tür den eigenen 
Staat zu vergrößern trachtete. A llerd ings dachte Napo leon  an einen Kongreß, der  die Rege
lungen von W ien  1814/15 nach vergle ichbarem M uster  zugunsten  Frankre ichs korrig ieren 
sol lte; er w o llte  „W ien“ durch „W ien“ überw inden  und hielt insofern am Konzept eines m u l
ti la teralen Vertragswerks fest. Vgl. D oe r in g -M an t eu f f e l ,  Kongreß, 296-300 , 316-331 ; 
Echard , N apoleon III., 161-192.
19 Franklin Charles  Pa lm , England and N apoleon  III. A  S tudy  of the Rise of a Utopian  Die-
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autokrat ischen M onarch ien  Ruß land , Ö sterre ich  und Preußen polit isch w i r 
kungslos gemacht, daß die europäischen G roßm ächte  in gem einsam er A k t ion  das 
alte Vertragsrecht zur  A ufrechterha ltung leg it im ist ischer P r inz ip ien  erneut ak t i 
vieren sollten. Wenn das ge lungen wäre , hätten die  hochkonservat iven  Kräfte in 
den europäischen Ländern  als Gegner der l iberalen und nationalen B ew egung  
nach dem Sieg der G egenrevolu tion  1849 einen weiteren  Triumph verbuchen k ö n 
nen und eine deutl iche S tärkung ihrer M achtste l lung  im Kampf gegen den L ib e ra 
lismus erfahren. N apoleons Griff nach dem Kaisertite l zu akzeptieren , bedeutete 
mithin , die legitimistischen Prinz ip ien , die mit dem Vertragswerk  von 1814/15 
verbunden w aren  und die das europäische M ächtesys tem  nicht zu le tz t  als ein S y 
stem der monarch ischen Kooperation und des konservat iven  Verharrens in einer 
vor- bzw. n ichtnationalen Gestalt bestimmt hatten, nunm ehr zu annullieren . So 
gesehen folgte dem Sieg der G egenrevolu tion  schon 1852 eine schwere  N iederlage  
für die Legit im isten  in Wien, St. Petersburg und Ber l in20. Gegen die monarchische 
Herrschaft  der europäischen Fürstenhäuser  als O rdnungspr inz ip  im S taa tensy 
stem w urde  die Herrschaft  eines nationalen Kaisertums gestellt: N apo leon  III. 
w a r  der p leb isz itär  leg it im ierte  H errscher  der französischen Nation .

Das europäische S taatensystem  begann sich von einem Verbund monarch ischer 
Terr itor ien zu e iner A gg lom era t ion  je untersch ied lich  verfaßter nationaler  Staaten 
zu verändern . Englands Votum gegen den Leg it im ism us der europäischen F ü r 
stenhäuser w ar  zugle ich  ein Votum für das neue O rdnungspr inz ip  des nationalen 
Staats,  w ie  ihn das Vereinigte Königre ich ja selbst bereits verkörperte . Das w ar  z u 
gleich ein -  gew iß  unbeabsichtigtes -  P lädoyer  für  den nationalen Egoismus als 
A ntr iebskraft  des polit ischen Handelns.

(3.) In der  orienta lischen Krise und im K rim kr ieg  agierte England in einer 
Weise, die  das Europäische Konzert hand lungsunfäh ig  machte. Die Londoner 
A ußen po lit ik  nutzte  die Verhandlungen in den Jahren  1853 bis 1855 nicht dazu, 
einen K om prom iß  zw ischen  den w iderstre itenden  Interessen der  M ächte  und 
einen W eg aus der Krise zu finden, sondern sie trug im Gegenteil dazu  bei, einen 
Kom prom iß  zu vereiteln, d ie Gegensätze zu schüren und  durch  nachhalt ige 
Schw ächung  des R ivalen  R uß land  den Krieg zum  eigenen Vorteil zu nutzen21. 
D amit w u rd e  das seit den 1820er Jahren  prakt iz ie r te  P rinz ip  des gem einschaft l i
chen H ande lns  der G roßm ächte  zum  Z wecke der  K onfl ik tm inderung faktisch be
deutungslos . Im K rim krieg  g ing es England zum  ersten M al nach 1815 darum , im 
europäischen Kontext das nationale Interesse ohne weitere  Beachtung der Interes-

tator (D urham , N .C .  1948).
20 Richa rd  Sa lomon,  Die A nerkennung  Napo leons III., in: Zeitschrift für osteuropäische 
Geschichte 2 (1912) 321-366 ; vgl.  auch Heinr ich  G ef f ck en ,  D er  Staatsstreich vom 2. D ezem 
ber 1851 und seine R ückw irk un gen  auf Europa (Le ipz ig  1870); Daniel H. Thomas,  The Re~ 
action of the Great Powers to Louis  N ap o leo n s  Rise to P o w er  in 1851, in: H J 13 (1976) 23 7 -  
250.
21 Paul W. S ch ro ed e r , Austr ia ,  Great Brita in, and the C r im ean  War. The Destruct ion  of the 
European Concert  (Ithaca, London  1972); vgl.  auch H erm ann  Wentker, Zers törung der 
Großm acht R uß land?  Die  brit ischen Kriegszie le  im K rim kr ieg  (Veröffentlichungen des 
Deutschen His tor ischen  Instituts London 30, Gött ingen , Zürich  1993).
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scn der anderen M ächte zu verfolgen. Bis 1848 hatte das polit ische Ziel der G roß 
mächte, der Gefahr e iner Revolu tion  und eines daraus entstehenden Staatenkr ie 
ges entgegenzuarbe iten , als übergeordnetes, gew isserm aßen  europäisches Inter
esse gegolten , und die  brit ische Po lit ik  hatte das mit mehr oder w en iger  Engage
ment und manchen e igenw il l igen  E inze lakt ionen mitgetragen. Durch  die Kette 
von revo lut ionären  A usbrüchen  war dieses europäische Interesse im Verlauf des 
Jahres 1848 darauf  zusam m engeschrum pft, den Staatenkrieg  zu verh indern , was 
durch das dip lomatische Zusam m enspie l zw ischen  London  und St. Petersburg 
auch gelang. Danach gab es keine s taatenübergre ifende Idee mehr, was als „euro
päisches Interesse“ zu gelten habe. Es kennzeichnete v ielmehr die orienta lische 
Krise und die Zeit des Krimkriegs, daß in England die Aggress iv ität  und Gefähr
l ichkeit  der russischen Polit ik  stark  akzen tu iert  und  gew iß  auch übertr ieben 
w urde  und daß je tz t  das nationale Interesse G roßbritann iens -  die nachhaltige 
Schw ächung des R iva len  Ruß land  -  propagandist isch  als europäisches Interesse 
ausgegeben w u rde22. Die Pariser Konferenz 1856 fand keine M itte l,  um neue, der 
veränderten Konstellation im M ächtesystem  adäquate Vereinbarungen zur  L ö 
sung zw ischenstaatl icher  Konflikte  vertrag l ich  festzulegen; ein darauf  gerichteter 
Versuch, die  Regeln  für eine internationale  Schiedsgerichtsbarkeit  zu kodif iz ieren , 
gelangte über  unverb ind liche Form ulierungen  nicht h inaus23.

(4.) 1859 fand sich England nicht dazu bereit , die Posit ion der H absburger  
M onarchie  in der Krise um O ber ita l ien  gegen die H erausfo rderungen  Frankreichs 
und Sard in ien-P iem onts zu stü tzen24. Aus dem Bündel von G ründen für die b r i
tische H altung seien zwei hervorgehoben. Zum einen hatte Ö sterreich  1814/15, 
im Jah r  der K odif iz ierung des neuen europäischen Vertragsrechts, durch das enge 
Z usam m enw irken  von M ettern ich  und Cast lereagh  eine Art von gemeinschaft l i
cher H egem onie  mit G roßbr itann ien  in Europa prakt iz ier t .  Schon 1820 w ar  das 
w ieder  vorbei, aber die Reg ie rungen  in W ien  hielten auch nach dem Ende der A ra 
M etternich bis 1866 an der Illusion einer brit isch-österre ichischen H egem onie  
und -  dam it verbunden -  an der str ikten Verpflichtung Englands auf die W iener 
Verträge fest23. Dies charakter is ierte  die europäische Polit ik  der F labsburger 
M onarchie. Kennzeichen der europäischen Polit ik  G roßbritann iens spätestens 
seit 1849 dagegen w ar  es, Österreich lediglich noch als eine O rdnungsm ach t  in 
Südosteuropa zu betrachten. Deshalb hielt man in London  die Ansprüche der 
H absburger  M onarch ie  auf O ber ita l ien  für überlebt und polit isch gefährlich und 
tolerierte die antiösterre ich ische Polit ik  der p iemontesischen R eg ie rung26.

11 O liv e  Anderson,  A Liberal State at War. English Polities and Economics dur ing  the Cn- 
mean W ar (London , N ew  York 1967) 29-93 ;  D oen n g -M a n t e u f f  el, Kongreß, 209—¿33.
2-' Vgl. Winfr ied Baumgart ,  Der Friede von Fans 1856. Studien zum Verhältnis  von Krieg
führung, Poli t ik und Fr iedensbewahrung (M ünchen , Wien 1972).
24 Derek Beales, England and Italy, 1859-1860 (London 1961).
23 Waltraud H c in d l , Graf Buol-Schauenstem in St. Petersburg und London 1848-1852 
(Wien 1970).
2,1 D oer in g -M an t eu f f e l ,  Kongreß, 279-288 ; E. D. Stee le ,  Palmerston and L ibera l ism, 1855— 
1865 (C am br idge  1991) 245-274.
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Darüber  h inaus war  Wien aus britischer Sicht seit 1848, wenn nicht schon vor
her, ein hemmender Faktor in der europäischen Politik27. Denn Ö sterreich  war 
diejenige europäische Großmacht, die aus eigenstaatlichem Interesse die une inge
schränkte Fortge ltung des Vertragswerks von 1815 fordern m ußte, eben weil d ie 
ses Vertragsrecht, w ie  gesagt, auf den Zusammenhalt der M onarchien  in Europa 
hin angelegt w ar ; es w irk te  als Stütze für die personale S truk tur  des habsburg i-  
schen Flerrschaftsverbandes mit seiner Vielzahl von Nationalitäten . Österreich 
war  Repräsentant der europäischen Ordnung von vor 1848 und behinderte  deren 
Ü berw indung . Deshalb richteten sich die Angriffe der Staaten, die nach 1848 a l l
mählich revisionist ische Politik zu treiben begannen -  Frankreich , Sardinien, 
Preußen -  stets gegen die Flabsburger Monarchie. Auf U n te rs tü tzung  aus London 
wartete  die Reg ie rung  in Wien in allen Fällen vergeblich.

IV.

Betrachtet man nun die Entwicklung in den 1860er Jahren , so läßt sich in thesen- 
hafter Z usp itzung feststellen: Die seit dem Ende der Revolu tionsze it  zu beobach
tende, nicht länger auf Kooperation, sondern auf nationale D om inanz  angelegte 
Form hegemonia len Verhaltens in der englischen Außenpoli t ik  nahm jetzt mehr 
und mehr ökonom ische  Züge an. Vielleicht deutete die z it ierte  B em erkung aus 
dem „Econom ist“ von 1852 -  „England is second to none“ -  bereits in diese R ich 
tung; aber das repräsentierte noch keinen deutlichen Trend. Von e iner e rkennba
ren Ö konom is ierung  der britischen Außenpolitik läßt sich indessen seit dem 
Ende der 1850er Jahre  sprechen, als die englischen Vermitt lungsversuche im ita lie
nischen Konflikt 1859 gescheitert waren und man sich in London der  eigenen po- 
l i t isch-dip lomatischen Machtlosigkeit bewußt wurde28. Ab 1860 w ar  der Prozeß 
für ein knappes Jah rzehn t  manifest, daß Veränderungen im europäischen Staaten
system überw iegend  mit dem Mittel der Freihandelspolitik angestrebt w u rd en 29.

Der Tendenz der brit ischen Politik in den 1850er Jahren , das alte System  des e u 
ropäischen Vertragsrechts absterben zu lassen, folgte in den 1860er Jahren  das B e
streben, in den entstandenen politischen Freiräumen nicht länger nach dem trad i
tionellen M uster  polit isch zu agieren, sondern ökonomisch. Fre ihandel sollte an 
die Stelle der Polit ik  treten, er sollte zum Fundament der zwischenstaatl ichen  Bc-

2/ G ünth er  H e yd em an n ,  Repression oder Reform? Großbritanniens Deutsch land- und Ita
lienpoli t ik und das europäische Staatensystem zwischen 1815 und 1848 -  ein Vergleich (Phil. 
Habilschr. B ayreu th  1990).
28 Die nun folgenden Thesen zur Entwicklung vom Ende der 1850er bis zum Ende der 
1860er Jahre basieren maßgeblich  auf den Forschungsergebnissen der soeben abgesch losse
nen Studie  von Gabrie l e  Metz ler , Wandel durch Handel. Politische Ö konom ie ,  bri t ische A u 
ßenpoli t ik  und das europäische Staatensystem 1856-1871 (phil. Diss. Tüb ingen  1994) hier 
81-137. Ich danke Frau M etz ler  für wichtige Hinweise und für die kritische Erörterung des 
vorliegenden Textes.
29 Vgl. Albert  A. Im lah , Economic Elements in the Pax Britannica. Studies in British Foreign 
Trade in the N inetccnth C e n tu r y  (Cambridge, Mass. 1958) 156-198.
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z iehungen und mithin zu r  G rund lage  der  -  dennoch unvermeid lichen  -  politi
schen Kooperation im Staatensystem  gemacht w erden . Denn das M itte l  zur  
D urchsetzung dieses ökonom ischen  Interesses bildeten die jeweils  bilateralen 
Zollverträge mit den europäischen Ländern  aut der Basis weitgehend fre ihändle
r i s c h e r  Regelungen. Freil ich gelang es nicht, von England aus den Freihandel als 
n u n m e h r  „europäisches Interesse“ zu definieren, was der brit ischen N e igung  spä
testens seit 1848 entsprochen hätte, das jeweils  dom inierende nationale Interesse 
zugleich als natürliches europäisches Interesse auszugeben. Im m erh in  beeinflußte 
die E ntw ick lung  das europäische Geschehen fast ein ganzes Jahrzehnt.

Am  Anfang stand der berühmteste  d ieser Verträge, der mit Frankreich  am 23. 
Januar 1860 abgeschlossene C obdcn-Vertrag , in dem die l iberale U top ie  der  Frie- 
denssicherung durch Freihandel ihren k lassischen A usd ruck  fand und der Eng
lands Offerte an alle Länder  der Welt zu weitestgehend ungeh indertem  W arenaus
tausch enth ie lt3“. Innenpolit isch w ar  der Vertrag hart umstr itten , denn er m ar
kierte den seit 1846 sich andeutenden D urchbruch  der Ideologie der Manchester- 
Liberalen im Bereich der Außenpoli t ik .  D am it s ignalis ierte er unübersehbar, wie 
stark sich in der englischen Gesellschaft seit  1830/32 die G ew ichte  verschoben 
hatten. M it  dem Cobden-V ertrag  nahmen die aufstrebenden M itte lk lassen  m 
Handel und Industrie  erstmals gesta ltenden Einfluß auf die ausw ärt ige  Polit ik  des 
Staates, und sie taten das gegen den Willen , wenn auch ohne viel W iderstand der 
traditionellen Eliten des landecl interest und des monied interest, die in den M in i 
sterien und im dip lomatischen Dienst die Polit ik  des Landes gesta ltetenj l .

Nach dem Abschluß des Vertrages begannen Verhandlungen um E rgänzungs
konventionen, m deren Verlauf dann aber die erbitterte R ival ität  zw ischen  zwei 
Ministerien, dem Foreign Office und dem Board of Trade, aufdeckte , we lch  revo
lutionäre Bedeutung diesem polit ischen Schritt  zukam : Erstmals beruhten die Be
ziehungen Englands zu einem anderen europäischen Staat auf e iner p r im är w ir t 
schaftlichen Grundlage , die Souveränität  des außenpolit ischen  H andelns hatte 
nicht mehr ihre exklus ive  B edeutung , und das rief den U nw il len  des polit isch-ge- 
sellschaftlichen Establishments h e rvo r ’2. Zumal die D ip lom atie  an G ew ich t  verlor 
und überdies an Exklusiv itä t,  wenn ein außenpolit ischer  Laie w ie  Richard C o b 
den einen Vertrag auszuhande ln  begann, ohne daß die Federführung bei der b r it i
schen Botschaft in Paris  lag.

Zwischen dem Unterstaatssekretär  im Foreign Office und dem Assistenten der 
Handelsabte i lung im Board of Trade, Edm und F lam m ond und Louis  M ailet , stei
gerte sich die R ival ität  zu persönlicher Feindschaft, in der sich die G ew ich tsver la 
gerung auch des sozia len  Prestiges w idersp iegelte : „Der Cobden-V ertrag  öffnete 
nicht nur dem Board of Trade den Zugang zur  Außenpoli t ik ,  sondern w ar  zu-

Arthur Louis D unham ,  The A nglo-French  Treaty  of Com m erce  of 1860 and the Progress 
of the Industria l Revolu t ion  in France (A nn  A rb o r  1930); Asaana Ilias» , The C o bd en -C he -  
vaher Com m erc ia l  Treaty  of 1860, in: H J 14 (1971) 67-98.
11 Metzler,  Wandel,  154.
j2 „The 1860 treaty was a quite del iberate in terie rence in W h ig  foreign policy .“ H. C. G. 
sMatthew, G ladstone 1809-1874 (Oxford,  N ew  York 1988) 1 13.
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gleich ein erster Schritt, die industriellen M itte lk lassen an außenpolit ischen Ent
scheidungsprozessen zu beteiligen. Denn sie art ikulierten  ihre Interessen nicht 
nur über das Handelsministerium, sondern intervenierten über die H an d e lskam 
mern auf direktem Weg in den Verhandlungen.“33 Es n im m t daher nicht wunder, 
daß das Foreign Office die Ratifizierung des Cobden-Vertrages zu verschleppen 
versuchte, nachdem man das Ausmaß der polit isch-sozia len G ew ich tsversch ie
bungen einmal erkannte, die sich 1860 auch ganz massiv in der Budgetpo lit ik  
Gladstones niederschlugen34; und Premierminister Palmerston schürte während  
der laufenden Verhandlungen im Sommer 1860 die alten Ängste vor einer m il i tä 
rischen Invasion der Franzosen ein weiteres Mal, um  die A ufm erksam ke it  der Ö f
fentlichkeit auf den Sektor traditioneller M achtpolit ik  zu lenken und Rüstungen  
für eine machtgestützte Außenpolitik einfordern zu können33. Doch angesichts 
der Kosten, die die politische Linie der „tax-cating and War p a r ty “36 zu verursa
chen versprach, und mit Blick auf den begrenzten d ip lomatischen H an d lu n gs 
spielraum des Landes bot die „Außenpolit ik“ der M anchester  School einen gang
baren Weg an.

So wurde es möglich, daß sich die politischen Interessen der trad it ione llen  Eli
ten und des Mittelstandes aufeinanderzubewegten. D enkw eisen  und H and lungs-  
prinzipien der bisherigen, von den tradit ionellen Eliten gesta lteten A ußen po lit ik  
flössen zusammen mit den ökonomischen Kategorien und polit ischen  U topien  
des freihändlerischen Mittelstands. Das Foreign Office behauptete seine H an d 
lungskompetenz gegen das Board of Trade, indem es sich seinerseits an die neuen 
außenpolitischen Bedürfnisse des Landes anzupassen versuchte; so gaben die A u 
ßenminister Clarendon und Russell den dip lomatischen Vertretungen auf dem 
Kontinent die Anweisung, daß sie systematisch statistisches M ater ia l  über die 
wirtschaftliche Entwicklung im jeweiligen Land zusam m enzu tragen  und nach 
London zu übermitteln hätten37. Das Board of Trade stabil is ierte seinen Einfluß 
im Rahmen der ökonomisch geprägten A ußenpolit ik  nicht zu le tz t  dadurch , daß 
cs von der Rolle der Handelskammern profit ierte, die als pr e s su r e  g r ou p s  inner
halb und außerhalb des Parlaments ihre Interessen art iku lier ten  und durchzuse t
zen bemüht waren.

Bis 1865 wurden insgesamt fünf Handelsverträge nach dem Vorbild des b r i
tisch-französischen Vertrags von London aus abgeschlossen, bei denen England 
infolge der Bestimmungen des Cobden-Vertrags in beträchtl ichem A usm aß  an die 
Kooperationsbereitschaft Frankreichs gebunden war. M ehr  als fünfzig ähnliche

33 Metzler, Wandel, ebd.
34 Vgl. Matthew, G ladstone, 113 f.-, John Morley, The Life of William E w art Gladstone, Bd. 1 
(London 1905) 652-675, hier 662.

Vgl. Bernd-Jürgen Wendt, Freihandel und Friedenssicherung. Zur Bedeutung des Cob- 
den-Vertragcs von 1860 zwischen England und Frankreich, in: VSWG 61 (1974) 29-64, hier
45 f.
36 Formulierung Gladstones im Gespräch mit John Bright vom 25. Januar 1860: The Diarics 
ot John Bright, hrsg. von R. A. J. Walling (London 1930) 244. Liier zit. nach Richard Shan
non, Gladstone, Bd. 1 (London 1982) 406; vgl. Steele, Palmerston and Liberahsm, 126-134.
37 Platt, Finance, Trade, and Politics, 108 ff.
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A bkom m en  zw ischen den europäischen Staaten traten ergänzend h inzu. Von be
sonderem G ewicht w ar  das im April 1862 zw ischen  Frankreich  und dem Zollver
ein nach dem Vorbild des Cobden-Vertrags vereinbarte F re ihandelsabkom m en38, 
weil es dazu beitrug, das von Preußen gesteuerte Zollvere ins-D eutsch land noch 
stärker als b isher schon vom schutzzöllner ischen Österreich  abzutrennen und in 
den brit isch dom inierten  Freihandelsverband e inzugliedern . Im Ju l i  1862 schloß 
dann England einen H andelsvertrag  mit Belgien, im A ugust  1863 mit Italien, im 
Mai 1865 mit dem Zollverein und im D ezem ber 1865 mit Österreich . F lank ie 
rende Verträge existierten mit R uß land  (Januar  1859) und mit dem Osmanischen 
Reich (April  1861).

M it  den Handelsverträgen  der  1860er Jah re  orientierte  sich England am be
währten  Prinzip  der informellen D urchdr ingung  von Weltregionen -  nur  geschah 
das in Europa zum  ersten M al und w urde  hier von den B ed ingungen der  In du
stria l is ierung beeinflußt. Die Strategie der  Erschließung des Kontinents durch 
Handelsverträge  w u rde  für England desto wichtiger, je unberechenbarer  sich der 
amerikanische A bsa tzm ark t  seit der W eltw irtschaftskr ise  von 185739 und  vollends 
seit dem Beginn des B ürgerkrieges  1861 zeigte. Deshalb  muß man die E n tw ick 
lung in A m er ika  als einen w ich tigen  G rund dafür betrachten , daß sich FIngland 
dem Kontinent zuw andte  und hier die polit ische Initiative gerade im Bereich von 
W irtschaft und H ande l zu ergreifen versuchte.

Diese Interpretation weicht von der uns vertrauten Sichtweise der historischen 
Forschung insofern ab, als dort durchw eg  die Auffassung vorherrscht, daß sich 
England während der  1860er Jah re  gänzlich desinteressiert gegenüber  dem euro 
päischen Kontinent gezeigt  habe40. Die polit ischen Energien seien auf das Empire 
und innere Reform en gerichtet gewesen. Das ist auch zutreffend. Die Spannungen 
in den Vereinigten Staaten w ühlten  d ie englische Gesellschaft infolge je un ter 
sch iedlicher Interessen und Parte inahm en tief auf und erforderten konzentr ier te  
A ufm erksam ke it  der Londoner  A ußenpo li t ik .  Die B eobachtung der eigenen In
teressen in Z entra lam erika  bis hin zu r  B ete i l igung an der Intervention in M exiko  
1861, die Reorganisat ion  der  indischen Herrschaft, mil itär ische Verw ick lungen in 
China , dann in Jam a ik a  und Neusee land deuteten eine gefährliche U berbü rdung  
der Kräfte G roßbr itann iens durch imperia le  Verpflichtungen an. Lag da nicht der 
R ü ck z u g  von Europa nahe?

Indes, die  polit ische Konstellation im europäischen Staatensystem  w a r  seit dem 
Ende des Krimkriegs in einem Zustand der Verflüssigung geblieben. Die Verände
rungen in Ital ien sow ie  die unk lare  Lage im D eutschen Bund und  die äußerst  pre-

-’s W. O. Henderson, The Zollverein (London 1959) 263-303.
j9 Hans Rosenberg, Die Weltwirtschaftskrise 1 <857-1859 [1934] (Neudruck Göttingen  1974).
40 Peter Alter, Weltmacht auf Distanz. Britische Außenpolitik 1860-1870, in: Europa vor 
dem Krieg von 1870. Mächtekonstellation -  Konfliktfelder -  Kriegsausbruch, hrsg. von 
Eberhard Kolb  u. Mitarb. von Elisabeth Müller-Luekner (Schriften des Historischen Kollegs 
10, München 1987) 77-91; M uriel E. Chamberlain, ,Pax Britannica“? British Foreign Policy 
1789-1914 (London, New York 1988) 123-127; abwägendere Argumentation bietet Hilde
brand, Die britische Europapolitik.
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kärc Balance zw ischen  Preußen und Österreich ließen es keineswegs geraten er 
scheinen, daß England sich gänzlich desinteressiert zeigte und dam it  den A n 
spruch auf M itgesta ltung bei allen Versuchen zur  N eufo rm ung  der staatlichen 
Konstellation auf dem Kontinent preisgab. N eben diese genuin polit ische E rw ä
gung trat dann der w irtschaft l iche Zwang, nach Ersatz, für den am erikan ischen 
M ark t  Ausschau zu halten, denn durch den B ürgerkr ieg  verlor England seinen 
w ichtigsten  H ande lspartner  in einem vo lksw irtschaft l ich  bedrohlichen Ausmaß. 
M ehr als 80% der E infuhren an R oh baum w o lle  stam m ten 1861 aus A m er ika ,  ein 
Fünftel der B evö lkerung lebte von der Baum w olhndustr ie41. Die Verelendungs
krise in den baum w ollverarbe itenden  Regionen von Lancashire  und dem übrigen 
industr ie llen  N orden  prägte die Jahre  1861 -  1865. „Cotton fam ine“ umschrieb 
eine soziale Katastrophe und ein w irtschaftliches F iasko42. England brauchte des
halb dr ingend neue M ärk te  für den Rohstoff im port und den Export.

Das machte eine verstärkte H in w en dun g  zu Europa notwendig . M it  dem C ob- 
den-Vertrag gab es einen ersten A nsa tzpun k t  für die Intensiv ierung der H an de ls 
beziehungen zum  Kontinent. U m  dies entschlossen voranzutre iben , bedurfte es 
der po lit isch-d ip lom atischen Präsenz Englands an allen kontinenta len  Plätzen. 
England brauchte den Kontinent jedoch nicht nur  als M arkt ,  sondern  aus m ark t 
strategischen Gesichtspunkten  auch als Raum: M ehr  denn je m ußten  die europä i
schen, vor allem die mediterranen Verkehrswege frei zugänglich  sein, um W aren
ströme vom Kontinent sow ie  aus dem N ahen und M itt leren O sten  und aus Indien 
nach England lenken zu können, die die ausble ibenden am erikan ischen L ie ferun 
gen ersetzten4-’ .

Der Blick auf den W irtschaftsfaktor Baum w olle  läßt die hohe Komplex itä t  u n 
seres Problems erkennen. 1861 w urden  zunächst intensive N achforschungen  an
gestellt , wo  in Europa h inre ichend gute B ed ingungen für den B aum w ollanbau  
herrschten. Das galt  für S iz il ien  und Ungarn , deren Lieferungen an R o h bau m 
wolle  dann kurzze it ig  entsprechend rasant anstiegen. W ichtigere Rohstoff l iefe
ranten waren  jedoch Ä gyp ten  und Indien, „und hier mischten sich s trategische In
teressen Englands mit seinen ökonom ischen  Bedürfn issen. Die S icherung des in 
dischen Empires hing nämlich zunehm end von der europäischen Po li t ik  ab, weil 
sich die K om m un ikat ionsstruk turen  seit 1859 grundlegend wandelten . Das fran
zösische Projekt, M itte lm eer  und Rotes M eer durch einen Kanal zu verbinden, 
sorgte m London für gewalt ige  Irritation. Eine Zeitlang mochte man sich mit der 
Illusion trösten, der Plan sei w ohl nicht durchführbar, doch bald w u rde  offen
sichtlich, daß der p ro jektierte  Suez-Kanal auch brit ische Interessen berühren 
würde . Er gefährdete aus englischer Sicht die Integrität der T ürke i  und die S icher
heit Indiens, deren W ahrung zu den vordring lichen Aufgaben der brit ischen A u 
ßenpo lit ik  zählte. Daher w a r  es unum gänglich , strategische E rw ägungen  noch

41 K en n e t ! )  B o u m e ,  The Foreign Policy ol Victorian England 1830-1902 (Oxford 1970) 90.
4- Vgl. N orm a n  L o n gm a t e ,  The Flungry Mills. The Story of the Lancashire Cotton Famine, 
1861-1865 (London 1978).

M etz le r ,  Wandel, 165 ff.
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s tärker als bisher auf den mediterranen Raum  zu konzentr ieren ; besonderes Inter
esse galt natürlich Italien, doch no l en s  v o l e n s  m ußte  man auch in Österreich 
seinen Einfluß geltend machen, um  den Hafen von Triest zu kontro ll ieren . Die 
geostrategische Bedeutung des M itte lm eers stieg und verknüpfte sich mit den Im 
perativen der Ö konom ie ,  so daß G roßbritann ien  schon aus diesem Importbedarf 
auf dem Kontinent präsent bleiben m ußte .“44

Die M itte l  und Z ie lse tzung der englischen H in w en d un g  zu Europa nach 1860 
lassen sich mithin erst dann erkennen, wenn man die ökonom ische  Dimension  als 
ein hochkom plexes Problem innerhalb  der Außenpoli t ik  system atisch  berück 
sichtigt. M an w ird  a l lerd ings hier, an diesem Punkt der E ntw ick lung  des 19. J ah r 
hunderts , mit dem methodischen Kardinalprob lem der  H istor iograph ie  der inter
nationalen B ez iehungen zw ischen  1815 und 1914 konfrontiert ; Das B indeglied 
zw ischen der A ußenpolit ikgesch ichte  und der Sozia l-  und Wirtschaftsgeschichte 
w urde  von der Forschung stets zu w en ig  berücksichtigt ,  und dieses B indeglied ist 
die Geschichte der H ande lspo l i t ik  und der F inanzpolit ik .

So w ird  man denn auch sagen können, daß die englische Polit ik  im europä i
schen Staatensystem  der 1860er J ahre  keineswegs eine reine N on-In terven tions-  
polit ik  war, wenn man nur dem Begriff „Intervention“ bzw. „N on-In terven t ion“ 
die ihm gebührende ökonom ische  D im ension  zubill igt . U nd  die Feststellung, daß 
es sich in diesen Jahren  keineswegs um  N on-In terventionspol i t ik  handelte , sollte 
durchaus w eit  gefaßt w erden , denn die englische H ande lsvertragspo l i t ik  dieser 
Zeit schloß auch eine ordnungspo lit ische Z ie lse tzung in sich. Sie sollte dazu be i
tragen, den wirtschaft lichen, gesellschaft l ichen und polit ischen Wandel in den eu 
ropäischen Staaten nach dem englischen M aßstab  voranzubringen , oder anders 
gesagt: Sie sollte dazu beitragen, im englischen Sinne die B ed ingungen von „Fort
schrit t“ zu defin ieren.

1862 übte London  dem gem äß D ruck  auf die M itg l iedsstaaten  des Zollvereins 
aus, daß sie den Freihandelsvertrag  zw ischen  dem Zollvere in  und Frankreich  an- 
nahmen. Das diente dazu , Österreich endgült ig  vom Zollvere insgebiet abzu tren 
nen und damit das K leindeutschland ohne Österreich zu einem berechenbaren 
Partner für die F re ihandelspo lit ik  zu machen. Der H andelsvertrag  mit Österreich 
vom Jahresende 1865 sollte den sch leppend langsamen Prozeß der inneren R e 
form der F labsburger M onarchie  vorantre iben und den Staat mehr oder wen iger  
dazu zw ingen, den Ü bergang zum Freihandel zu vollz iehen, was aber mißlang. 
Schließlich zielte der H andelsvertrag  mit Italien darauf, den neuen Nationalstaat  
zu stabil is ieren, indem seine Prosperität gesichert w erden  sollte. Das alles -  die 
Po lit ik  gegenüber dem Zollverein , die H a ltung zu Italien, die Interessen hinter 
dem österreichischen Vertrag -  r ichtete sich nicht zu le tz t  gegen die hemmende 
F unkt ion  der österreich ischen Polit ik  im Staatensystem.

Von dieser Warte her gesehen, f indet man in der brit ischen Polit ik  der  1860er 
Jah re  mehr Faktoren  der Kontinuität als der Revision, denn das Interesse L o n 
dons, die H absburger  M onarch ie  als bremsende Kraft im Staatensystem  nach 1848

44 Ebd. 168 f.
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auszuschalten und sie ausschließlich als O rdnungsm ach t  in Südosteuropa zu be
trachten, läßt sich, wie schon betont wurde , seit 1849 durchgäng ig  nachweisen. 
Das blieb bis 1866 im Kern unverändert , changierte  ledig lich in der äußeren Form 
zwischen ideologischer, mil itär ischer und machtpo lit ischer oder handelspo lit i
scher Schwerpunktsetzung45.

Die englische Politik im europäischen Staatensystem w ar  seit dem Vormärz auf 
che Förderung der konstitutionellen und liberalen Tendenzen in den versch iede
nen Staaten orientiert. Nach der Revo lu tionsze it  ab 1850 hatte sich das durch die 
allmähliche Aushebelung des n icht-libera len und n ich t-konst itu t ione llen  europä i
schen Vertragsrechts von 1814/15 verstärkt, und ab etwa 1860 w ar  es dann die 
Freihandelsdiplomatie, die  -  aus w elchen  aktuellen  G ründen  auch im m er  sie u r 
sprünglich ins Werk gesetzt w orden  w ar  -  sch ließ lich  die Wege zu einem neuen 
Zustand ebnen sollte. Es w a r  keineswegs ausgem acht oder  gar die e rk lär te  Absicht 
hinter der britischen Polit ik , daß diese E ntw ick lung  auf eine nationalstaatliche 
Ordnung hinauslaufen sollte. G le ichw oh l zielte die F re ihandelsd ip lom atie  im p li
zit auf den effizienten Nationa lstaat ,  weil  die b isherige vornationale  O rdnung  
keine politisch und ökonom isch  hand lungsfäh igen  E inheiten hervorgebracht 
hatte. Deshalb ist es als h istorisches F ak tum  zu konstatieren, daß die  brit ische P o 
litik des Freihandels zw ischen 1859 und 1868 die H erausb i ldung  von nationalen 
staatlichen Einheiten in Italien und Deutschland sow oh l erm öglicht als auch ge
fördert hat. Daraus erklärt sich dann die g rundsätz l ich  w o h lw o l len de  H a ltun g  ge
genüber der kleindeutschen Lösung -  h ier dom in ierte  das ö konom isch -rea lpo l i t i 
sche Interesse Englands am Zollverein , dem gegenüber  abstrakte E rw ägungen  zur  
Balance of Power oder schwer bestimmbare  ku ltu re l le  Sym path ien  für das n ord 
deutsch-protestantische Preußen ganz nachrangig  w aren46.

V.

Freilich, die inhaltliche D om inanz  der M anchester  School in der europäischen Po
litik Londons blieb nur ein Zwischenspiel .  Sie w a r  sow oh l an die  innenpolit ische 
Hochkonjunktur der Befürw orter  des Fre ihandels als auch an die Bereitschaft 
Frankreichs zur konstruktiven M itarbe it  gebunden. Das Ende der brit ischen H e- 
gemomalpolitik durch H andelsverträge  kam 1868, nachdem sich die A nhänger  
der Anti-Treaty-School in England und die Schutzzö l lner  andersw o im m er stär
ker durchsetzten.

43 Ideologisch war die antilegitimistische Politik 1852, als es gegen die Interessen der drei
Ostmächte um die Anerkennung des Kaisertums von Napoleon III. ging; militärisch-macht- 
politisch waren die Motive hinter den Bemühungen um ein Bündnis mit der Habsburger
Monarchie während des Krimkriegs (S c b r o e d e r , Austria, 200-231); handelspolitisch finden 
sich diese Motive im britischen Verhalten gegenüber dem Zollverein seit 1850 {D oer in g -  
Manteuff e l,  Kongreß, 161-185) und in der Konzeption der Handelsverträge ab 1860/62.
46 Vgl. Metzler, Wandel, 187-198.
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Die englischen Gegner der H ande lsvertragspo l i t ik  w aren  indes keineswegs 
grundsätz l ich  ablehnend gegenüber dem Freihandel eingestellt, sondern  vielmehr 
gegenüber dem Zwang, zu r  europaw eiten  D urchsetzung des Fre ihandels üb e r 
haupt Verträge abschließen zu müssen, weil diese dem eigenen Land B indungen 
aufcr legten und die A ußen - ,  F inanz- und W irtschaftspo lit ik  in ein Korsett e in 
spannten. H inzu  kam en die W irkungen  der fortschreitenden gesellschaftl ichen 
Kräfteverschiebungen in England: „Das europäische F re ihandelssystem  entsprach 
den Interessen der M itte lk lassen  in H ande l und Industrie , n icht aber dem l an d e d  
i n t e re s t  -  und auch nicht den Bedürfnissen der Arbeiterschaft. Die sich form ieren
den Gewerkschaften , die sich 1868 im Trades Union Con g r e s s  in M anchester  z u 
sammenfanden, hatten andere Vorstellungen von polit ischer Ö kono m ie  als die 
N ach laßverw a lte r  C o bden s .“47

Die Schutzzö l lner  nahmen vor allem in Ö sterreich  eine starke Ste l lung ein. In 
den Verhandlungen mit der  D onaum onarch ie  hatten die Briten die Erfahrung m a
chen müssen, daß die Verbindung von Freihandel und Parlam entar ism us nicht 
se lbstverständlich zus tandekam 48, und noch w en iger  führte das insistierende p o l i 
tische Interesse daran -  gew isserm aßen  w ie  von selbst -  zu e iner H arm on is ie rung  
der internationalen  Bez iehungen . W irtschaft  und Reg ierung  der ökonom isch  
schwachen und schlecht entw icke lten  M onarch ie  konnten nicht anders handeln, 
als auf ihrer U nabhäng igke it  in den kom m erz ie l len  und fiska lischen E ntsche idun
gen zu beharren. Die brit ische Polit ik  paßte mit den Gegebenheiten  in Österreich 
nicht zusam m en, die Interessen beider Länder blieben inkompatibe l .

A uch  das Europa der autonom en Nationa lstaaten , das sich nach der Entschei
dung  im preuß isch-österre ich ischen Krieg ein Stück weiter  herausschälte, w irk te  
n icht se lbstverständlich fördernd für  den Freihandel. In der krisenhaften A tm o 
sphäre der späten 1860er Jahre  vertrauten die m itte leuropäischen Staaten vor 
allem auf ihre mil itär ische Stärke; der  im Freihandel angelegte ökonom ische F üh 
rungsanspruch G roßbr itann iens stieß zunehm end auf Ab lehnung . Insbesondere 
die  französische Polit ik  akzen tu ierte  den Willen  zu r  Souveränität  und begründete 
dam it ab 1868/69 protekt ion ist ische M aßnahm en . 1870 w a r  das Fundam ent der 
europäischen Fre ihandelspo lit ik  zerfallen.

In den zw e i Jahrzehnten  von 1850 bis 1870 w ar  Englands R o l le  im Staatensystem  
w e it  mehr von aktivem Streben nach U nabhäng igke it  gekennzeichnet als in der 
Zeit des Vormärz. Die sukzess ive  A b k eh r  von den mult i la tera len  Verträgen der 
Jah re  1814/15 bildete das charakter ist ische M erkm a l der europäischen Polit ik  
G roßbr itann iens in den 1850er Jahren , die F re ihandelsd ip lom atie  das der  1860er

47 Ebd., 323.
48 Zu den Verhandlungen vgl. K a r l  F. H e l l e in e r ,  Free Trade and Frustration. Anglo-Austrian 
Negotiations 1860-1870 (Toronto, Buffalo 1973).
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Jahre. Londons hegem onia le  Posit ion  reflektierte  das alles deutlich . Je mehr das 
nationale Interesse mit europäischem  Interesse identif iz ier t  w urde ,  w ie sich das 
seit den m ittfünfz iger Jah ren  beobachten ließ, desto mehr mußte  m England der 
polit ische Kurs des e igenen Landes als se lbstverständliches Vorbild für die  Staaten 
Europas betrachtet werden. U nd  überdies verband sich die brit ische Polit ik  der 
Ablösung vom n e tzw erkar t igen  Vertragssystem und des Ü bergangs  zum  freien 
Spiel der Kräfte mit ähn lichen  Tendenzen in den kont inen ta len  Staaten. Sowohl 
Frankreich als auch Sard in ien  und Preußen w u rden  sukzess ive  zu rev is ion ist i
schen Mächten im Gefüge der a l tersschwachen W iener  O rdnung . Das in der In
dustr ia lis ierung am weitesten  en tw icke lte  Land übernahm  ledigl ich  die P ro tagon i
stenrolle in einem polit ischen Geschehen, an dem die europäischen M ächte -  v ie l
leicht mit der A usnahm e Ö sterre ichs -  allesamt, w enn  auch untersch ied lich  in ten
siv m itw irk ten . Englands hegem onia le  Posit ion er laubte es dem Land immerhin , 
die  M aßstäbe zu definieren: U nabh äng igke it  im Staatensystem , B ew egungsspie l-  
raum, freie A rt iku la t ion  der Interessen. Sobald  andere Staaten sich diese Maßstäbe 
zu eigen machten und polit isch  um zusetzen  begannen, waren  -  mindestens auf 
dem Kontinent, w o  es G renzen  und  N achbarn  gab -  Konflikte abzusehen. D er 
Glaube, daß der Fre ihandel den Frieden gewähr le is te , blieb U topie . Das freie Spiel 
der Kräfte führte v ielmehr zu r  Anarch ie  im europäischen M ächtesystem 49, w e s 
halb nach 1871 die S taatenbeziehungen  weit s chw ier iger  zu regeln waren  und die 
S taatenordnung Europas instabil w irk te .  A lle in  die V eran tw ortung  dafür  und das 
R is iko  trugen die europäischen M ächte auch weiterh in  gemeinsam.

49 Die Verwendung des Begriffs „Anarchie“ erfolgt hier unter Bezug auf W ern e r  N ä f , Versu
che gesamteuropäischer Organisation, in: d e n . ,  Staat und Staatsgedanke (Bern 1935) 9-27.



Peter Krüger

Das Problem der Stabilisierung Europas nach 1871: 
Die Schwierigkeiten des Friedensschlusses und 

die Friedensregelung als Kriegsgefahr1

Die in der modernen E ntw ick lung  sogar für den Sieger m ühevoller  werdende 
Aufgabe , Frieden zu schließen, ist nicht nur ein weiterer, und z w ar  sch w erw iegen 
der G rund  für die F ragw ürd igke it  des Krieges als M itte l der Interessendurchset
zung unter den B ed ingungen zunehm ender in ternationaler Verflechtung, sondern 
sie verweist  auch auf die Anforderungen , die an einen Friedensschluß gestellt w e r 
den -  vor allem in Europa und angesichts der fo lgenreichen Veränderungen des 
Staatensystems seit der M itte  des 19. Jahrhunderts .  Das gilt jedenfalls , solange 
D auerhaftigke it  als erstrebenswertes  Ziel verfolgt w ird . Eberhard Kolb hat dies 
vor einigen Jahren  für eines der bedeutsamsten Ereignisse jener Zeit, die B eend i
gung des deutsch-französischen Krieges von 1870/71, e indrucksvoll  herausgear
beitet2. Der F rankfurter Vertrag vom 10. M ai 18713 schloß eine der b em erkens
wertesten  Phasen neuzeit l icher G roßm achtkr iege  ab, m der jede G roßm acht in 
mindestens einen der Kriege verw icke lt  war  und es t ro tzdem  nicht zum  großen 
europäischen Krieg kam. D afür mögen mehrere, jeweils  unterschiedliche G ründe 
zu nennen sein -  ausschlaggebend w ar  schließlich doch, daß zum  einen diejenigen 
im m er noch die O berhand  behielten, die -  w iederum  aus untersch ied lichen  G rün 
den -  den a l lgemeinen, in seinen außen- und innenpolit ischen Konsequenzen u n 
absehbar gewordenen , in seinen wirtschaftlichen und sozialen Folgen ex istenzge
fährdenden europäischen Krieg unbed ingt vermeiden wollten  und auch die Tradi
tion der gemeinsamen V erantwortung im europäischen Konzert noch nicht völlig 
abgestreift  hatten; zum  anderen die Kriegsziele doch noch so begrenzt und k o n 
tro ll iert  blieben, daß die Ergebnisse der A use inandersetzungen  tei lweise ohnehin 
erwartet ,  begrüßt oder sch ließ lich  akzeptiert ,  jedenfalls noch nicht als von der Art

1 Dies ist eigentlich das Thema schlechthin für Eberhard Kolb. Wir kamen jedoch überein, 
daß es reizvoller sei, wenn ich die Vorstellungen, die ich damit verbinde, in einer ersten 
Skizze vorlege und er dazu -  siehe den folgenden Beitrag -  Stellung nimmt. Meine Überle
gungen sind noch nicht abgeschlossen und bedürfen der Ausarbeitung.
J Eberhard Kolb , Der Weg aus dem Krieg. Bismarcks Polit ik im Krieg und die Friedensan
bahnung 1870/71 (München 1989).
- Reichsgesetzblatt 1871, 223 ff.
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erachtet w urden , die ein Eingreifen veranlaßt hätte -  und sei es auch nur, weil die 
nicht beteil igten M ächte  sich auf G rund ihrer schw er zu vere inbarenden Interes
sen gegenseit ig  in Schach hielten. Diese Tatsache ist a l lerd ings schon Zeugnis einer 
bedrohlichen Labilität: N u r  noch eine M in im alvo rausse tzung  gegenseit iger B e
schränkung war gegeben; für gemeinsame Anstrengungen  zu umfassenden, die 
Interessen aller w ich tigeren  M ächte  berücksicht igenden Lösungen  und zur  ver 
einbarten N euordnung  stritt ig  gew ordener  europäischer Verhältnisse reichte es 
nicht mehr in einem Zeitalter, in dem  die Reg ie rungen  der G roßm ächte  immer 
nachdrück lichcr  darauf  bestanden, nur noch dem unm itte lbaren  Eigeninteresse zu 
dienen und freie H and  bei der A usbeutung der internationalen Veränderungen 
und der  Wahl der Mittel zu diesem Z weck  zu haben.

Ein derart iges Verhalten erschwerte  an sich schon dauerhafte  Friedensschlüsse, 
also solche, die sich in die europäische O rdnu ng  e infügten und e in igerm aßen ak 
zeptiert  w urden , sowohl einen gewissen Interessenausgle ich bew irk ten  als auch 
die Interessen der am Krieg nicht unm itte lbar  beteil igten M ächte  beachteten und 
die  schließlich langfrist ige R ege lungen  in internationalen Streitfragen e rm ög lich 
ten. Dies ist der Unterschied zw ischen  Friedensschluß und Friedensordnung. 
M ehr  noch, die  angedeuteten Voraussetzungen ließen es keineswegs e in leuchtend 
erscheinen und rechtfert igten eine gewisse V erw underung darüber, daß die e r 
w ähnte  Phase begrenzter G roßm ach tkr iege  um die N eubes t im m ung der  M ach t
posit ionen in Kontinenta leuropa mit dem Frankfurter  Frieden tatsächlich zu 
Ende gehen sollte, und z w ar  für über 40 Jahre. E ingehenderer E rk lä rung  bedürft ig  
ist daher die Frage, welche S te l lung d ieser Vertrag einerseits als Resultat  und A u s 
d ruck  der bewegenden Kräfte des europäischen Staatensystems in e iner von N a 
tionalismus und Industr ia l is ierung geprägten Epoche e innahm und w ie  er ande
rerseits selber auf diese Kräfte e inw irk te .

Die an sich erstaunliche Tatsache e iner über 40 Jah re  dauernden Zeit des F rie 
dens zw ischen den G roßm ächten  w ar  nicht b loß ein Ergebnis der B ism arckschen 
Außenpoli t ik . Sie hatte auch wesentl ich  s trukture lle  Ursachen. U nter  den er 
w ähnten  B ed ingungen  der freien H and  bei der A usb eu tung  der internationalen 
Veränderungen fiel es besonders ins G ewicht, daß zw ischen  1854 und 1871 einige 
der drängendsten, t iefgreifende Veränderungen b ew irkenden  europäischen F ra 
gen des Staatensystems gelöst worden  waren -  wenn  auch gewaltsam . Für die da
nach noch übr iggebliebenen Prob lem e bestand wegen der M achtverhä ltn isse  auf 
absehbare Zeit keine A ussich t der Rege lung mehr. Das betraf in erster L in ie  die 
poln ische Frage -  die Krise von 1863 hatte w ie  in einem Experiment die  unerre ich 
baren Lösungsbed ingungen  durchgesp ie lt4 -  oder die neue Belastung durch 
E lsaß-Lothr ingen , vor allem aber die Existenzfrage der H absburger  M onarch ie

4 In den veröffentlichten Quellen am besten zu studieren in: Die auswärtige Politik Preußens 
1858-1871. Diplomatische Aktenstücke Bd. III. (Oktober 1862 bis September 1863), bear
beitet von R u d o l f  I b b ek e n  (Oldenburg i.O. 1932), und vor allem in: British Documents on 
Foreign Affairs. Reports and Papers from the Foreign Office Confidential Print, Part I, Se- 
ries A: Russia, 1859-1914, Bd. 1: Russia, 1859-1880 (University Publications of America 
1983), Dok. Nr. 2-60 (künftig zitiert BDFA mit Teil, Serie und Bd.).
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und ihrer Nationalitäten . Die Veränderungsphase des S taatensystems w ar  also 
vorerst zu einem gewissen A bsch luß  gekom m en , weitere  e inschneidende W and
lungen hingen von der Ausnahm esitua t ion  des großen europäischen oder Welt
krieges ab. Für Anlässe sorgte a l lerd ings stets der tortschreitende Z erfall des O s- 
manischen Reiches, ebenso für neue M achtkonste l la t ionen  auf dem Balkan mit 
schw erw iegenden  Folgen für die R iva l itä t  der G roßm ächte.

D er fo lgenreiche Einschnitt in der europäischen E ntw ick lung , den der F rank 
furter Friedensvertrag nach 23 turbu lenten  Jahren  darstellt , zeigt sich noch in w e i 
teren Tatsachen und Vorgängen. Er bildet auch insofern den Abschluß e iner Epo
che, als sich dam it jede G roßm acht  seit der Mitte des Jah rhunderts  in der einen 
oder  anderen Weise, durch  gewaltsam e A k t io n  oder durch  H innahm e der M aß 
nahmen anderer und entsprechende Erklärungen, von den konkreten  B indungen 
durch  die O rdnu ng  des W iener  Kongresses befreit oder E lemente a l lgemeiner 
B indung des Staatensystems -  vor a llem den D eutschen Bund -  beseit igt hatte. 
Seit J ahrhunderten  hatte die  lockere O rdnu ng  M itte leuropas vom alten Reich her 
die  a llmähliche Entfaltung des Staatensystems als eines seiner wesen tl ichen  S tru k 
turpr inzip ien  geprägt. Sie w a r  in d iesem Sinne im m er w ieder  bekräftigt  w orden  in 
der Berufung auf den Westfälischen Frieden, unterbrochen nur zw ischen  1806 
und 1815 und neu ausgestaltet auf  dein W iener Kongreß, und z war w ieder  als die 
breite Zone e iner Rechts- und F r iedensordnung, vor allem für d ie große Zahl k le i
nerer Staaten, die Europa in se inem Zentrum  eine ausgeprägte , alle übrigen Ver
hältnisse nachhalt ig  beeinflussende, aber nicht bedrohende Ruhelage  verschaffte, 
die erst zerfiel, als sie seit 1848 im m er s tärker von machtpolitischen Verhaltens
weisen und Prinz ip ien  durchdrungen  wurde . Die Z erstörung des Deutschen B u n 
des und die preußische Reichscm igung führten daher eine der grundlegenden Ä n 
derungen  des europäischen Staatensystems im 19. J ah rhundert  herbei: Es entstand 
ein neues G roßm achtsystem , das in seinen Entfa ltungsaussichten vornehmlich  
zu r  im m er w en iger  gehinderten Wahl der Ziele und Mittel und zum  verstärkten 
M achte insatz  offen war. Diese Tendenz mag dadurch  verstärkt w orden  sein, daß 
eine neue G enerat ion von A ußenpolit ikern , die seit der 1848er Revolu tion  ganz 
andere Erfahrungen gemacht hatte und nicht mehr in der Funkt ionsw eise  der 
W iener  O rdnu ng  herangewachsen war, nun in die führenden Posit ionen e in 
rückte. U nausgesprochen stand h inter dem bilateralen F rankfurter  Friedensver
trag aber doch ein europäischer Interessenausgleich auf G rund der d ip lom at i 
schen Verhandlungen w ährend  des Krieges, die im pliz i t  die A n erkennu ng  der Er
gebnisse des Krieges und der  neuen deutschen G roßm acht brachten.

In seinen d ip lom atischen B em ühungen zur  Abs icherung seiner Ziele und der 
Friedensanbahnung mit Frankreich hat B ismarck als neuen Faktor  die Stellung 
der U SA  stärker in Rechnung gezogen, als das bisher beachtet w orden  ist. Er hat 
n icht nur die freundschaftl ichen Beziehungen z u r  am erikan ischen R eg ierung 
ostentativ intensiviert, sondern ihre freundliche H altung, m Kenntnis der S t im 
mungen in A m er ika  und der kom pliz ier ten  am er ikan isch-br it isch-französischen 
Interessenkonste llation , auch zur  Iso lierung Frankreichs und zur  E inschränkung 
brit ischer d ip lom atischer  Bewegungsfre ihe it  benutzt;  dessen war man sich in
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London während der schw ier igen  A usg le ichsverhandlungen mit den U SA , die 
1871 zum W ashingtoner Vertrag führten, auch durchaus bew uß t3. M it dieser N e u 
bew ertung  der Rolle  der U S A  kündeten  sich erste A nzeichen e iner A usw e itung 
des trad it ionellen europäischen Staatensystems an.

Frankreich w a r  auf absehbare Zeit geschwächt und isoliert. Trotzdem konnte 
der Friedensschluß zum  neuen Kriegsgrund werden. Dies ist schon in den d ip lo 
matischen Kontakten und in der Öffentl ichkeit  betont worden , seit die Forderung 
nach Annexion E lsaß-Lothr ingens bekannt gew orden  war. Diese P rob lem atik  
führte  -  neben anderen Gegenmitte ln  -  auch dazu, daß B ism arck  auf die innere 
O rd n u ng  Frankreichs Einfluß zu nehmen suchte, ein Element in der E ntw ick lungO  ’  o

m oderner  Friedensschlüsse, das im 20. Jah rhundert  im m er bedeutsam er wurde : 
Der trad it ionelle  Friedensvertrag  reichte nicht mehr aus, und der S ieger hielt im 
Zeichen eines Trends zum  totalen Krieg zur  Absicherung seiner Ergebnisse auch 
die Um gesta ltung der inneren O rd n u ng  des U nter legenen  nach den eigenen Be
dürfn issen für unerläßlich.

Schließ lich  die Frage, was hätte B ism arck  anders machen so llen? A ls der Krieg 
im Gang w ar  und sich zu einem vollständigen deutschen Sieg entw icke lte , wäre  es 
vö ll ig  unrealist isch gewesen, den Versuch zu wagen, auf E lsaß-Lothr ingen  zu ver
zichten. Im Friedensvertrag ließ sich kaum  etwas anders machen. Wenn man die 
Konsequenzen des Sieges n icht wollte ,  hätte man vor dem Krieg eine andere Po l i
t ik  e inschlagen und sich mit der gestärkten G roßm achtste l lung  des N o rddeu t
schen Bundes begnügen müssen. Das hätte größere Sicherheit gerade durch A uf
rechterhaltung der U nabhäng igke it  der süddeutschen Staaten6 und eine dadurch 
verbesserte Ste l lung Ö sterre ich -U ngarns  in M itte leuropa zu r  Folge gehabt. Nach 
1866 wäre  auch im H inb l ick  auf die allgemeine Interessenlage in Deutschland und

3 Die Belastungen der britischen Außenpolitik durch die Haltung der USA wurden schon
vor 1870 gesehen: „lt  is the unfriendly state of our relations with America that to a great ex
tent paralyses our actions in Europe. There isn’t the slightest doubt that it we were engaged 
in a continental quarrel, we should immediately find ourselves at war with the United
States.“ Außenminister Lord Clarendon an Königin Victoria, 1. 5. 1869; K e n n e t h  B o u r n e , 
Britain and the Balance of Power in North America, 1815-1908 (Los Angeles 1967) 302. Die 
Besorgnisse während des Krieges von 1870/71 kommen m den Lösungsvorschlägen Lord 
Tenterdens (Foreign Office) für die britisch-amerikanischen Spannungen zum Ausdruck: 
BDFA, I/C/Bd. 7, Dok. Nr. 114 (19. 11. 1870); The Cambridge History of the British 
Empire, Bd. 3 (Cambridge 1959) 295. -  Uber Bismarck und das deutsch-amerikanische Ver
hältnis O tto  G ra f  zu S t o l b e r g -  W er n i g e r o d e ,  Deutschland und die Vereinigten Staaten von 
Amerika im Zeitalter Bismarcks (Berlin, Leipzig 1933) bes. 81 ff., 134 ff.; P e t e r  K rü g e r ,  Die 
Beurtei lung der Reichsgründung und der Reichsverfassung von 1871 in den USA, in: N or
b e r t  Finzsch , H e rm a n n  W e l l e n r e u t h e r  (EIrsg.), L.iberalitas. Festschrift für Erich Angermann 
zum 65. Geburtstag (Stuttgart 1992), bes. 271—73; BDFA, I/F/Bd. 4, Dok. Nr. 150, 215 (Lu- 
xemburg-Krise, April/Mai 1867); National Archives, Washington, Berichte und Erlasse 
1870/7E Mikrofilm 44 (Rollen 15-17) u. 77 (Rolle 66).

Siehe dazu vor allem P a u l  W. S ch r o e d e r ,  The Lost Intermediaries. The Impact of 1870 oil 
the European System, in: The International History Review 6 (1984) 1-27. Neuester Beitrag: 
Wolf  D. G rün e r ,  Bismarck, die süddeutschen Staaten, das Ende des Deutschen Bundes und 
die Gründung des prcußisch-kleindeutschen Reiches 1862—1871, in: d e n . ,  Deutschland mit
ten in Europa (ITamburg 1992) 249-286.
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in den deutschen Staaten, aber auch im H inb l ick  auf die Stärke der N a t ion a lb ew e
gung die letzte Gelegenheit zu einem restr iktiven außenpolit ischen  Kurs gewesen. 
W ährend  des Krieges und danach, im Ü berschw ang  nationalistischer Bege iste
rung, w ar  das nicht mehr möglich. Die bedenklichen  Folgen des F rankfurte r  Frie
dens hätten sich nur vermeiden lassen, wenn man den Krieg vermieden hätte.

Konkret steht dam it  das Konstern ierende und W idersprüch liche e iner macht
politischen E ntw ick lung zur  Debatte, deren dynamischer , m che überkom m enen  
Verhältnisse zw ischen den Staaten nachhalt ig  e ingre ifender D ruck  und u m w ä l
zende Energie von den Zeitgenossen -  langfrist ig gesehen durchaus zu Recht -  als 
in ihrem Schw ung  noch keineswegs voll entfaltet betrachtet wurden .

Kenntnisreiche Beobachter erwarteten  eine Kette weiterer Spannungen, A u s 
e inandersetzungen und Kriege7, sei es auf Grund des französischen Bestrebens, 
die Ergebnisse der N ieder lage  von 1871 sobald wie möglich rückgäng ig  zu m a
chen, sei es auf Grund e iner sich fortsetzenden M achtexpansion  des Deutschen 
Reiches oder anderer M ächte , die im W indschatten  größerer Konflikte  die Gunst 
der Lage für ihre Z wecke auszunutzen  trachteten, sei es schließlich, daß von der 
Schw ächung ihrer G roßm achtste l lung  bedrohte Regierungen den Gefahren des 
Machtverfalls  zuvorkom m en  wollten . Stattdessen folgte ein Jah rzehn te  w äh ren 
der Frieden zw ischen den G roßm ächten  -  im G runde nur ein Aufschub , der sich 
spätestens seit der Jah rh undertw en de  als trügerisch erwies, abhängig  von den Ent
scheidungen der w en igen  Reg ie rungen , die überhaupt noch mit A uss ich t auf Er
folg in der Lage waren , offensiv Krieg zu führen. Die B eruh igung stützte sich im 
mer w en iger  auf umfassende europäische Vereinbarungen, Sicherungen oder gar 
gemeinsame E inrichtungen zur  Rege lung  von Streitfragen, sondern  h ing immer 
weitgehender  von den Absichten, Perzeptionen, der inneren Lage und dem R is i
koka lkü l der G roßm ächte  ab. Es war, so ließe sich das thesenhaft zusp itzen , eine 
Zeit der Stab il is ierungen ohne Konso lid ierung: S tab il is ierung des Status quo von 
Fall zu Fall mit H ilfe  einer p rekären  M achtba lance ohne K onso lid ierung einer 
dr ingend erforderlichen europäischen N euordnung . Es genügt ja nicht die Fest
stel lung der Tatsache, daß der europäische Krieg bis 1914 im m er w ieder  verm ie
den w urde  (und auch dies nur um den Preis eines immer stärkeren D rucks  der z u 
nehmenden Spannungen, die eine Loka l is ierung  uhd Begrenzung des Krieges im 
mer unwahrsche in l icher  werden  ließen, während die Auffassung um  sich griff, 
daß er ohnehin unvermeid lich  sei). Solch eine Betrachtungsweise wäre zu simpel. 
V ie lmehr sind in Rechnung  zu stellen die w irtschaft l ichen, gesellschaft l ichen und 
politischen Kosten des Wettrüstens gerade für die schwächeren  oder un teren tw ik -  
kelten Staaten -  auch wenn es sich nicht ausschließlich  um negative Effekte h an 
delt -  und die Belastungen oder entgangenen Vorteile und verh inderten w ir t 
schaftl ichen E ntw ick lungsm ög lichke iten  in einem nicht den modernen Bedürfn is
sen und Chancen angepaßten Staatensystem , einem Staatensystem  im übr igen , das

' Aussagekräftig für die erkannte Gefährdung des Gleichgewichts und den Zerfall des euro
päischen Konzerts z. B.: BDFA, I/F/Bd. 4, Nr. 29 (anläßlich der Luxemburger Krise 1867), 
sowie BDFA, I/F/Bd. 31, Dok. Nr. 169, Bd. 32, Dok. Nr. 86, 96 f., 117, 133 u.ö.
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deutlich hinter die Fortschritte  des W iener  Kongresses zurückf ie l  und die Span
nung zw ischen sich besch leun igender  internationaler Verflechtung und sich ver
schärfendem N ationa l ism us nicht zu überbrücken  vermochte. Internationale  Ver
haltensnormen, a l lgemein  akzeptie r te  B indungen und R ege lungen  zur  K onflik t
e indäm m ung w urden  seit dem Zerfall der auf dem W iener  Kongreß geschaffenen 
O rdnu ng  gerade dann von den europäischen M ächten  vernachlä ssigt oder bewußt 
ausgezehrt , als sich die konf l ik tfö rdernde w ir tschaft l ich - industr ie l le ,  militärische 
und soziale D yn am ik  in den en tw icke lten  Ländern am nachhalt igsten und mit er
höhtem Tempo zu entfalten begann.

Entgegen der bis heute geäußerten  Ansicht, das 1815 neu gesta ltete europäische 
Staatensystem  sei, von Schw erpunktversch iebungen  und Anpassungen  abgesehen, 
bis 1914 im großen und ganzen stabil geb lieben8 -  eine Ansicht , die das S taa tensy 
stem auf einige G rundelem ente  in Verbindung mit der „Pentarchie der G ro ß 
m ächte“ reduziert  und konsequenterw e ise  auch deren t iefgreifenden Wandel aut 
dem W iener  Kongreß leugnen müßte  waren  schon viele Zeitgenossen während 
der Kriege von 1854 bis 1871 der  Auffassung, daß sie Zeugen eines dramatischen 
Vorgangs, eines fundam enta len  A uflockerungs-  und W andlungsprozesses der eu 
ropäischen Staatengemeinschaft seien. Vor allem im Verlaufe des deu tsch -franzö 
sischen Krieges von 1870/71 häuften sich die St im m en -  in der Öffentl ichkeit 
ebenso w ie  im d ip lom atischen  Verkehr oder in der polit ischen E rörterung die 
vom Zusam m enbruch  des G le ichgew ichts  und, dam it un lösbar  verknüpft ,  der t ra 
d itionellen Prinz ip ien , Verfahrensweisen und verb indlichen  Rege lungen des Staa
tensystems überzeugt  waren .

Auf Grund ihres Ansehens und ihrer Verbreitung liegt es nahe, dazu  die E ncy 
c lopaedia Britannica, und z w ar  in der 9. Auflage von 1875, zu z itieren. Ihr aus
führlicher Art ike l  über „Balance of pow er"  d istanziert  sich ausdrück l ich  von der 
optim ist ischen Beurte i lung  in der vorangegangenen Auflage und kann im 
G rundtenor als repräsentativ  für  die S t im m ung in Europa gelten, obgleich eine 
unverkennbar  brit ische B etrach tungsweise  dominiert.  W affengewalt  und R evo 
lutionen, so heißt es, hätten seit anderthalb  Jahrzehnten  Veränderungen von ganz 
außergew öhnlichem  U m fang  herbeigeführt; die A utoritä t  und unbezweife lte  
G eltungskraft  des Grundsatzes vom  Gle ichgew icht sei durch den der N ich te in 
m ischung9 ersetzt worden:

8 So etwa P e t e r  G ra f  K i e lm a n n s e g g ,  Mächtesystem und Entscheidungsprozeß um 1870. An
merkungen eines Polit ikwissenschahlers, in: E berh a rd  K o lb  (Hrsg.), Europa vor dem Krieg 
von 1870. Mächtekonstellation -  Konfliktfelder -  Kriegsausbruch (Schriften des Histori
schen Kollegs, Kolloquien 10, München 1987) 1 19-123.
v Dies bedauerten auch einige britische Diplomaten wie Sir Henry F. Howard (München) in 
einem Bericht („Most confidential“) an Außenminister Lord Stanley vom 2. 4. 1867: Überall 
in Europa sei der Frieden bedroht, und zwar vor allem deswegen, weil man Preußen erlaubt 
habe, „to dismember the Kingdom ol Denmark“, und cs nun als erstrangige Macht Einfluß 
und Territorium weiter ausdehnen wolle. „.During a long course of years Great Britain exer
cised a weighty influence in the affairs of Europe and it was always employed, and for the 
most part successfully, for the maintenance of peace. It cannot but be a matter of regret that 
from the system of absolute non-intervention which she has for some time past pursued, that
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„'Ehe general result is that, at the present time, the military power of the German empire far 
surpasses that of any other state, and could only be resisted by a general combination of all 
the rest. The balance of power [ . . . ]  has been totally destroyed; no alliances can be said to exist 
between any of the great powers, but each of them follows a distinct course of policy, free 
from any engagements to the rest, except on some isolated points; the minor states can appeal 
to no certain engagement or fixed general principle for protection, except, perhaps as far as 
the neutrality of Switzerland and Belgium is concerned; and for the last two centuries there 
has not been a time at which all confidence in public engagements and common principles of 
international law has been so grievously shaken. Where the reign of law ends, the reign of 
force begins, and we trace the inevitable consequence of this dissolution of legal international 
ties m the enormous augmentation of military establishments, which is the curse and the dis
grace of the present age. Every state appears to feel that its security depends on arming the 
whole virile population, and maintaining in what is called a state of peace all the burdens of a 
complete armament [ . . .  |.“

Übrigens bezieht sich der H inw e is  auf A l l ianzen  vornehm lich  auf die großen 
Staatenverb indungen in der Folge des W iener Kongresses zur  A ufrechterha ltung 
des europäischen Konzerts; und es ist hier nicht die Rede von einem einfachen, 
reinen G le ichgew ich tssystem , sondern  von einem differenziert ausgearbeiteten 
und durch weitere  feste G rund lagen , vor allem das europäische V ö lkerrech t ge 
stützten Prinzip . Dabei tritt w ieder  die auch theoretisch e in leuchtende Tatsache in 
den Vordergrund, daß die A nhänger  -  auch unter den Wissenschaftlern  -  eines p u 
ren G le ichgew ichtstheorem s als Basis und Rege lungs instrum ent der in ternationa
len Bez iehungen , sobald es an die  B egründung  geht, auf den R ü ckgr if f  auf a l lge
meine, übergeordnete  Prinz ip ien  nicht verz ichten können.

Den hier umrissenen enorm en W and lungsprozeß  hat der zeitw e i l ige  G egen
sp ieler B ism arcks, der  österre ich isch-ungarische A ußenm in is te r  Friedrich Gral 
von Beust m einer Instrukt ion  vom 12. 10. 1870 mit e inem kurzen  Satz zusam 
mengefaßt: „Je ne vois plus d ’E urope“ lu -  eine B em erkung , die B ism arck  mit 
H ohn und Spott kom m entierte , und zw ar  bis in die Zeit nach seiner Ent lassung11 
so häufig, daß schon dies den Verdacht weck t ,  dies sei ein w u n d e r  Punkt. B is 
marcks leicht überzogen w irkende  S te l lungnahm e gegen alle, die sich bei ihren au 
ßenpolitischen M aßnahm en auf die Erfordernisse und Interessen Europas berie
fen, ist vieldeutig: P rägnante Entlarvung polit ischer Heuchele i ;  A usd ruck  der 
Beunruh igung über eine unbestim m te , unter U m ständen  weitre ichende Interven
tionsbasis; aber auch in der A b w eh r  verborgenes Eingeständnis, daß Europa -  von 
aller m ißbrauchten  O bsku r itä t  abgesehen -  in den internationalen Bez iehungen 
etwas bedeutete. Jedenfal ls  traf Beust die entscheidende Stelle: Es gab -  abgesehen 
von einigen trad it ionellen Verhaltensgrundsätzen  un ter  den M ächten  -  im m er w e 
niger europäische B indungen der A ußenpo li t ik ,  keinen festen europäischen R ah 
men, der gemeinschaftliche Rege lungen  von Streitfragen, die alle berührten , er-

mfluence is not so available as it formerly was to reconcile the differences or curb the ambi
tion of the other Powers of Europe, and to uphold the faith of Treaties." Siehe BDFA, I/E/ 
Bd. 4, Dok. Nr. 29.
10 BDFA, I/F/Bd. 32, Dok. Nr. 310.
11 Siehe Anm. 16 und: B ism a r ck , Gedanken und Erinnerungen (Neuausgabe der Ausgabe 
von 1928, München 1952) 369-71.



laubte; kaum  noch e inschränkende Verfahrensregeln europäischen Zuschnitts wie 
die, daß keine M acht einseitige Ä nderungen am Status quo des Osmanischen R e i
ches vornehmen dürfe, oder  die, daß die Rege lungen das W iener Kongresses für 
M itte leuropa, besonders die über den Deutschen Bund, nur im E invernehmen u n 
ter den Kontrahenten, den europäischen M ächten  zu revidieren seien.

Im A nsch luß  daran lassen sich die Ausgangspunkte  der Erörterungen, des 
Zweifels an der Stabil ität und S icherheit  des Staatensystems und der F rag w ü rd ig 
keit der künftigen internationalen  O rdnung , die  sich in den zeitgenössischen 
Q ue l len  spiegeln, genauer angeben. Erster A usgangspunkt  waren  die fo lgenre i
chen Veränderungen im Staatensystem  ohne europäische Ü bere inkunft  und Sank 
t ionierung, ablesbar auch an dem raschen B edeutungsschwund der großen euro 
päischen Vertragswerke als w esentl icher  Teil des ius pub licum  europaeum, w äh 
rend die meisten der für das Staatensystem  wichtigen  Verträge nach 1856 außer
halb dieses Kanons standen. Was blieb, w a r  ein prekäres , im m er neue, häufig ge
fährliche M achtkonste l la t ionen  hervorbringendes System  von G roßm ächten  mit 
w achsender  H and lungsfre ihe it  und ohne die trad it ionellen B indungen , dafür  aber 
zunehm end mit innen- und außenpolit ischen  Z wangslagen  konfrontiert , die das 
Verlangen nach freier H and  in der A ußenpo li t ik  nur noch verstärkten. Es w ar  
zweifelhaft , w ie  unter solchen U m ständen  eine K onso lid ierung und langfristige 
Abs icherung sowohl der Staaten als auch einer ver läß lichen  internationalen  O rd 
nung oder gar der e inschneidenden Ergebnisse eines Krieges w ie  des deutsch
französischen möglich sein sollte.

Daraus ergab sich der zweite  A usgangspunkt  für die wachsende U nruhe  und 
s trukture lle  Unsicherheit  des Staatensystems: Weil die europäische Absicherung 
weder gesucht -  höchstens vom Unterlegenen -  noch zu haben war, blieb nur das 
Bemühen , die möglichst vollständige Abs icherung jedes Landes mit allen ihm zu 
Gebote stehenden polit ischen, m ilitär ischen und wirtschaft l ichen  M itte ln  zu ge
währle is ten . Die S tärkung der eigenen M achtposit ion  schien oder w urde  ta tsäch
lich lebenswichtig . Das bedeutete zunächst e inmal m ilitär ische Stärkung , also 
Aufrüstung. D em  kam en die s trukture llen  Bed ingungen , in denen sich der m o
derne Staat entfaltete, entgegen; sie machten es mit H ilfe techn isch-industrie l ler  
Entw ick lung , m oderner  O rgan isat ion  der Gesellschaft und ihrer Le is tungsfäh ig 
keit, immer g ründlicherer  A usschöpfung a ller Ressourcen und hochentw icke lter  
F inanzsystem e möglich, den Reg ie rungen  immer gewalt igere  M achtmitte l  an die 
H and zu geben; M achtste igerung vermochte lukrativ  zu sein, die  Wirtschaft an zu 
regen und die M odern is ierung  zu beschleunigen. Damit kam  ein Prozeß in Gang, 
der die  M achtm itte l  schneller  wachsen  ließ, vor a llem in Verbindung mit raschem 
industr ie l lem  und w ir tschaft l ichem  A ufschw ung, als die gesellschaftl ichen 
Schw ier igke iten  und polit ischen Widerstände. A ußerdem  w ar  eine neue G enera
tion von sogenannten R ea lpo li t ikern  herangewachsen, die sich von den erfahrba
ren M achtverhältn issen , den Tatsachen und konkreten  Konste l la tionen leiten lie
ßen. Aber  schon die Folgen entschlossenen Zugreifens bei jedem  sich bietenden 
Vorteil und M achtzuw achs waren  nicht mehr ka lku l ie rbar  -  e tw a beim Frieden 
von San Stefano 1878 und daß man die Bedeutung von M achtbeschränkung , au 
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ßenpolitischen Verhaltensnormen und e invernehmlichen R ege lungen  im europä i
schen Rahm en geringschätzte  und ihre angesichts zunehm ender internationaler 
Verflechtung und K om pliz iertheit  der Beziehungen eigentlich naheliegenden Vor
teile, ja ihre N o tw end igke it  verkannte , machte „Rea lpo l i t iker“ und ihre Propa
gandisten im G runde realitätsblind.

Dem entsprach als dr itter  A usgangsp unk t  die wachsende Bedeutung der inne
ren O rgan isat ion  der Staaten, ihrer Verfassung, ihres polit ischen System s und ih 
rer Gesellschaftsordnung, wobei die daraus sich ergebenden außenpolit ischen 
Konstella tionen, etwa das Z usam m enw irken  der konservativen Großmächte 
Rußland , Österreich und Preußen bzw. Deutschland -  zunehm end von Interes
sendivergenzen überlagert -  an W irk sam ke it  e inbüßte, während die außenpo li t i 
sche Bedeutung der V erfassungsentw ick lung in den einzelnen Staaten st ieg. N icht 
selten zogen Beobachter den Schluß, ein nicht unbeträchtl icher  Vorteil sei darin 
zu erblicken, daß Staaten mit starken M onarchien  auch eine stärkere M ach tk on 
zentration und par lam entarisch  unabhängige, rasche Entscheidungen an der 
Spitze gewährleisteten und der Staatsapparat insgesamt w ie  eine zentral betr ie 
bene M aschine in hohem Maße reakt ions- und handlungsfäh ig  sei. Das konnte 
gutgehen, etwa in der Frieden sichernden, maßvollen Polit ik  B ism arcks; es konnte 
aber auch katastrophale A usw irk ungen  haben w ie  im w ilhe lm in ischen  Zeitalter. 
M it  e iner schon von der polit ischen S truk tu r  her gegebenen stärkeren Sclbstbe- 
schränkung einer konservat iv -m onarch ischen im Unterschied zu e iner liberalen 
oder dem okrat ischen parlam entarischen Reg ie rung  hat das höchstens im E inzel
fall, nicht aber grundsätz l ich  etwas zu tun. W ichtiger  war das durchgäng ige  Be
streben, die nötigen M achtm itte l  für eine starke und unabhängige  Außenpolit ik  
zu schaffen.

Fast als Fazit der übrigen  erweist sich der vierte Ausgangspunkt,  der Friedens
schluß als Kriegsgefahr in einem mehr und mehr auf den unbedingten Vorrang des 
M achtzuwachses  und der V erm eidung von Schwäche eingestellten Staatensystem . 
Im Falle des F rankfurter  Vertrags pflegte man die Kriegsgefahr auf die Annexion  
von E lsaß-Lothr ingen  zurückzuführen , die einen Ausgle ich mit Frankreich  u n 
möglich, stattdessen kom pliz ier te  außenpolit ische Strategien erforderl ich  machte
-  alles zum  Z wecke und unter dem Gebot der S icherheit  und e iner verte id igungs
fähigen M achtste l lung  des neuen D eutschen Reiches in der M itte  E uropas12. Fol-

In der Diskussion betonte Georges Soutou gegenüber diesen zeitgenössischen Befürch
tungen und späteren Urteilen von Historikern mit Recht, daß für lange Zeit die Kriegsgefahr 
in diesem Fall gering gewesen sei, weil außer den Franzosen im Grunde niemand großen An
stoß an der Annexion Elsaß-Lothringens genommen habe, während die französischen Regie
rungen bis zu den Marokko-Krisen die Rückgewinnung nicht durch ein offensives, gewalt
sames Vorgehen zu erreichen trachteten und der Charakter der dazu unentbehrlichen Allian
zen bis dahin generell defensiv gewesen sei. Beunruhigend -  und das gehört zur zeitgenössi
schen Perzeption -  blieb trotzdem, daß in einem für den Zustand Europas entscheidenden 
Bereich, im deutsch-französischen Verhältnis, eine grundlegende Verständigung nicht mög
lich war und stets der Eindruck der Ungewißheit und des Risikos vorherrschte. Das förderte 
allgemein die Instabilität und bot in unterschiedlichen Konstellationen Anlaß zu möglichen 
Verbindungen und Gegenverbindungen. Siehe auch Ph i l ip p e  L ev i l la in ,  R a in e r  R i e m e n 
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genschw erer  w ar  eine w eitergehende Kriegsgefahr, die in der S t ruk tu r  eines durch 
derart ige Friedensschlüsse geprägten Staatensystems geradezu angelegt war: die 
dam it  konsequent verbundene A b lehnung  jeder europäischen Lösung und E nt
scheidung zugunsten  eines labilen, nur auf machtpolit isches E igeninteresse und 
die H offnung auf W eits icht und M äß igung  der Verantwortl ichen gegründeten  
G roßm achtsystem s. Verbunden w ar  dam it folger ichtig  die verbreitete  A bneigung , 
die  zu lösenden Probleme w ieder  einem europäischen Kongreß anzuvertrauen , 
der „collective au thor ity  of E urope“ . Wer dennoch dafür p läd ierte , tat es meistens, 
um den Folgen irgendeiner grav ierenden Schwäche zu entgehen oder weil er 
nichts zu verlieren hatte und  aus e iner Revis ion und Reorganisat ion  des Staaten
system s nur Vorteile z iehen konnte  w ie  N apo leon  III. 1863, w o rau f  der britische 
A ußenm in is te r  Earl Russel l  die  k lassische A n tw ort  erteilte: „There being no su 
preme author ity  in such an assem bly  to enforce the decision of the majority , the 
congress w ou ld  p ro bab ly  separate, leaving m an y  of its members on worse terms 
w ith  each other than they  had been before .“ 13 In solch einem Ergebnis sah B is
m arck sogar eine Kriegsgefahr und urteilte  im übrigen ähnlich. B em erkensw ert  ist 
die Vorstellung, daß am Schluß nach M ehrheit  entschieden werde ,  was se lbstver
ständlich jeden Kongreß um  den Erfolg bringen mußte  und auch nicht zur  eu ro 
päischen K ongreßtrad it ion  gehörte. Es blieb höchstens der  A usw eg , für einen 
Kongreß, wenn er denn schon in e iner verfahrenen Lage und um  Regelungen 
durch internationale  A uto r itä t  akzeptabe l zu machen, unverm eid lich  war, die Ver
handlungsgegenstände präzise zu begrenzen und die Ergebnisse weitgehend  v or 
zubereiten , wie 1878 beim Ber l iner  Kongreß.

N eben  den zeitspezifischen U m ständen  und A usgangspunk ten  der Verände
rung des S taatensystems sind die W irkungen  säku larer  Trends zu berücksichtigen , 
über  die ich hier nur wen ige , ganz summarische und unzu läng l iche  A nm erkungen  
machen kann. D er durch Industr ia l is ierung und M odern is ierung  vorangetr iebene, 
sich beschleunigende Prozeß in ternationaler  Verflechtung ist im G runde der 
stärkste Antr ieb  zu intensiverer Z usam m enarbe it  und gemeinschaft lichen R ege 
lungen im Staatensystem  bis hin zu gemeinsamen E inrichtungen , und noch die eu 
ropäische Integration lebt d av o n 14. Trotzdem hat sie auch große W iderstände , A b 
grenzungsbedürfn isse  und das Bestreben der Staaten und Völker, Se lbständigkeit  
zu wahren , hervorgerufen , häufig genährt durch  U nsicherhe it  und Sorge ange-

s e b n e i d e r  (Hrsg.), La guerre de 1870-71 et ses consequences (Bonn 1990).
13 Encyclopaedia Britannica, Bd. 3 (Edinburg 91875) 268; über Bismarcks Haltung u.a .  
BDFA, I/F/Bd. 18, Dok. Nr. 13 f.
14 Daß es auf einigen Gebieten Ansätze gab, mit der Verflechtungsdynamik politisch Schritt 
zu halten, zeigt die von britischer Seite lebhaft unterstützte Erklärung des französischen U n
terhändlers de Clercq in den Berliner Verhandlungen über die Ausdehnung des westeuropäi
schen, freihändlerisch orientierten Handelsvertragssystems auf den Zollverein gemäß dem 
preußisch-französischen Handelsvertrag von 1862: „The whole Treaty had been founded, he 
said, in the great principle of equality  of commercial rights, and the least deviation would vi
tiate and annul a rule to which the French Government attached the highest importance, 
which was in their eves the basis of the new commercial code of Europe.“ Bericht Lord N a
piers (Berlin) vom 15. 12. 1864; BDFA, I/F/Bd. 18, Dok. Nr. 12.
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sichts fortschreitenden W andels , durch  handfeste polit ische, w irtschaft l iche und 
gesellschaftl iche Interessen, aber ge legentlich auch begründet durch st ichhaltige 
A rgum ente  aus der konkreten  Lage heraus.

Dem Zerfall des europäischen Staatensystems förderlich  w ar  ohne Zweifel der 
N ationa lism us, vor allem dann, wenn er sich nicht in einem schon vorhandenen 
staatl ichen Rahm en entfalten konnte  -  das gilt für ganz. M itte l-  und O steuropa 
e inschließlich  Italiens und mit der A usnahm e der Schweiz  sondern  gegen nat io 
nale Zersp litterung, Fremdherrschaft  oder D iskr im in ie rung  ankäm pfen mußte 
und daraus einen oft überzogenen  nationalen M acht- und Expansionsanspruch 
herleitete, weil  er häufig seine ursprüng liche , fortschritt l iche G em einsam keit  mit 
bürgerl icher Selbstbest immung, L ibera l ism us und D em okrat ie  aufgab, als die Er
r ichtung des modernen nationalen Verfassungsstaates zu lange verzögert  w urde  -  
w ie in Deutschland. S teckengebliebene oder verweigerte  polit ische M odern is ie 
rung trug auf dem Wege über die te i lweise kom pensatorische H in w en d u n g  zum  
nationalen M achtstaat erheblich zu r  D estab il is ierung des Staatensystems bei.

D ieser Vorgang w u rde  noch gefährl icher im Zeitalter des Imperia l ismus und 
der M assenbew egungen  im Z usam m enhang mit dem A ufschw ung  der Ideologien, 
wobei das R ingen um  Einflußsphären und Kolonialgebiete, um  kontro ll ie rbare  
M ärkte , informelle und formelle  Herrschaftsbere iche, die imperia l ist ische R iva l i 
tät also, in ihren unm itte lbaren  Konsequenzen die Kriegsgefahr der europäischen 
M ächte untere inander  wen iger  gesteigert hat, als man vermuten möchte, jedenfalls 
w eit  w en ige r  als die Sicherung und der A usbau  einer uneingeschränkten, e inf luß
reichen G roßm achtposit ion  in Europa. Gerade in den brisantesten im peria l is t i
schen Streitfragen von den 1880er J ahren  bis zum  Ersten W eltkr ieg  ist es im m er 
w ieder  zum  Einlenken, zu Kompromissen, zu langfrist igen Vereinbarungen der 
beteil igten Reg ierungen  oder auch im m er noch zu europäischen Konferenzen ge
kom m en -  von der K ongo-K onferenz über die Beilegung der Faschoda-K rise  und 
die M arokko-K onferenzen  bis e tw a zur  Rege lung  der Bagdadbahn-Frage.

Die m ittelbaren W irkungen  der  imperia l ist ischen Bestrebungen waren  indessen 
w eit  sch limmer: Die Erregung der  öffentlichen M einung , die In teressenagitat ion 
und die ideologische Form ierung  und Ü berhöhung  des polit ischen und gese l l
schaft l ichen Lebens -  meistens im Zeichen nationalen Expansionsw il lens - ,  die 
w achsenden Spannungen und die Entfrem dung zw ischen  den V ö lkern , vor allem 
aber die R ü ck w irku n gen  der untersch ied lich  großen M achtste igerung außerhalb  
Europas auf die M achtste l lung  der Großm ächte  in Europa selbst und die K onse
quenzen  des fortwährenden R ingens um  Einfluß und Posit ionss icherung, die sich 
in beträchtlich erhöhten und konzeptione ll  erweiterten  Rüstungen  n iedersch lu 
gen. Bedrohlich  w ar  -  trotz der langen Friedensphase -  die a l lmäh liche K um ulie 
rung  der Spannungen, Interessenkonfl ik te  und Feindvorste l lungen , die in der sich 
a l lmäh lich  entfaltenden Part iz ipat ions-G ese llschaft  und ihren W ahrnehm ungsfo r
men zu einer ungeahnten  Vertiefung und B re itenw irkung  von Konflik ten  führte, 
bis auch das R is iko  des großen Krieges nicht mehr unannehm bar  erschien und 
manche in ihm sogar eine befreiende, ja erneuernde G ewalt  erblickten . Infolge 
dessen und infolge der M ob il is ie rung und  Intensiv ierung aller Kräfte w urde  der
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Erste W eltkr ieg  noch viel sch lim m er als der lang befürchtete, sozusagen  „ trad it io 
nelle“ große europäische Krieg. Dies heißt keineswegs, daß Europa sich auf ein 
unabwendbares  Schicksal zubew egte . Es gab bis zu le tz t  M ög lichke iten , die Kata
strophe zu vermeiden, nur w a r  es sehr viel schwerer  geworden , sie zu nutzen, weil 
es kein funktion ierendes Konzert , kein bindendes Regu l ie rungssys tem  der 
M ächte  mehr gab.

Das alles w a r  1871 zw ar  noch nicht im e inzelnen abzusehen, aber die A usgangs
punkte und die E ntw ick lungstendenzen  schon. B ismarck w ar  sich über die z e r 
störerischen Kräfte, die sich kom pliz ierenden Spannungs- und Interessenlagen 
und die überall e indringende U nsicherhe it  im Staatensystem  durchaus im klaren. 
Da er bis 1890 der dom in ierende Staatsmann in der europäischen Polit ik  war, kö n 
nen seine Reaktionen  auf die Krise des Staatensystems als besonders aussagekräf
tig für dessen M ög lichke iten  und M ängel  gelten. Auf die K onsequenzen, die er aus 
seinen Erfahrungen mit der zunehm enden  Schw ier igke it ,  Frieden zu schließen, 
zog, brauche ich hier nicht w e ite r  e inzugehen , ebensowenig  auf die G rundzüge  
seiner A u ß en p o l i t ik 13. M an könnte  sie mit den Begriffen Friedensw ahrung und 
Balance- oder Ausg le ichspoht ik  entsprechend den jew e i l igen  deutschen Interes
sen kennzeichnen. Die Zeit der günstigen Gelegenheiten w a r  vorbei. Das neue 
Deutsche Reich w ar  eine der führenden G roßmächte , und das hatte Folgen: Sie 
w irk te  viel mehr als früher auf alle wesentl ichen E ntw ick lungen  ein oder w ar  von 
ihnen betroffen; ein künftiger  Krieg w ar  nicht mehr isoliert zu führen, und jeder 
Krieg, an dem diese stärkste M il itärm acht  des Kontinents künftig  beteil igt war, 
drohte wegen der G rup p ie run gsw irkun g , die sich daraus nicht nur für die schon 
vorher miteinander verbundenen Staaten ergab, fast unverm eid lich  zum  großen 
europäischen Krieg zu werden, w ährend  die D ip lom atie  ebenfalls stets mit dem 
G esam tzusam m enhang der  europäischen Fragen konfrontiert  war. Das K ernpro 
blem bestand für B ism arck  darin, unter diesen Voraussetzungen und in A n b e 
tracht des äußerst labil gew ordenen  Staatensystems, in dem man vor überraschen
den W endungen nie sicher war, die 1871 gewonnene G roßm achtpos it ion  für das 
Reich zu stabil is ieren -  was bei dessen G ewicht in Europa w iederum  nur mit einer 
notwendig  europäischen, nicht auf Deutschland beschränkten  Polit ik  zu erre i
chen war. Deshalb zum A bsch luß , durchaus auch im Rahm en des Gesamtthemas, 
nur einige wen ige Ü ber legungen  über B ismarcks Verhältnis zu Europa und zum 
europäischen Staatensystem: wie er es zu stabil is ieren und in ein System  des Inter
essenausgleichs zu überführen  trachtete -  denn auf eine solche europäische A uf
gabe lief die Aufgabe der S tab il is ierung der deutschen Posit ion hinaus.

Das ist die R ü ck keh r  zum  A nfangsprob lem : Wie läßt sich in einem mehr und 
mehr zur  völligen H and lungsfre ihe it  tendierenden G roßm ach tsystem  die  D auer 
haftigkeit  und allgemeine A nerken nu ng  von N eurege lungen , ferner eine gewisse

13 Eine gründliche Orientierung über die deutsche Außenpolitik bietet K lau s  H i l d e b r a n d , 
Deutsche Außenpolitik 1871-1918 (Enzyklopädie deutscher Geschichte 2, München “ 1994) 
und ders . ,  Deutsche Außenpolitik von Bismarck bis Hitler 1871-1945 (Stuttgart 1995). Siehe 
außerdem Wolf  g a n g  J. M o m m s e n ,  Großmachtstellung und Weltpolitik. Die Außenpolitik 
des Deutschen Reiches 1870-1914 (Frankfurt a.M., Berlin 1993).
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Stabilität der Machtverhältn isse und des Gesam tsystem s gewähr le is ten? S itua t i
onsbezogene Entscheidungsfre iheit  und die E inhaltung stab il is ierender N orm en 
und Vereinbarungen m iteinander zu verb inden, kom m t der Q uad ra tu r  des Krei 
ses gleich, besonders im Falle B ism arcks, der zw ar  im deutschen Interesse eine ge
wisse K onso lid ierung der europäischen Verhältnisse herbeiführen wollte ,  die ad 
äquate Lösung jedoch, die W iederau fnch tung  eines auf gemeinsame ver tragsm ä
ßige B indungen und Verpflichtungen festgelegten Verfahrensweges und euro pä i
schen Konzerts, str ik t  ablehnte, wobei sich übrigens die Frage lohnt, w ie groß der 
Einfluß der neuen preuß isch-deutschen G roßm acht  gewesen wäre , hätte sie sich 
für diese Lösung entschieden; denn die wesentl ichen  Veränderungen in Europa 
waren  1871 zu einem gewissen Abschluß gekom m en , und die Voraussetzungen 
waren  so günst ig  w ie  me mehr danach bis 1914. A llerd ings  wollte  B ismarck eine 
zu w eitgehende Verfestigung des Staatensystems vermeiden. Ein gew isser  S ch w e
bezustand schien ihm im Interesse der  jeweils  zu nutzenden G esta ltungsm öglich 
keiten und der freieren Wahl polit ischer O ptionen unentbehrl ich . N ich tsdes to w e
niger zeigen die Q ue l len  trotz seiner w iederho lten  Z urückw eisung  jener, die von 
Europa sprachen und die eigenen Interessen meinten, und trotz seiner bekannten 
Randbem erkungen , daß Europa nur ein geograph ischer  Begriff sei und w er  davon 
rede, U nrech t habe, daß er keineswegs A nhänger  einer schrankenlosen  G ro ß 
machtpo lit ik  w ar  und Europa ihm als Inbegriff bestimmter Werte viel bedeu te te16. 
N u r  sollte sich eben jede R eg ie rung selbst der daraus erwachsenen Verpfl ichtun
gen bew ußt sein, die verb indlichen  europäischen Werte und Verhaltensnormen 
bei sich selbst verw irk l ichen , ohne daß es deshalb in der Vielfalt der sich dauernd 
ändernden Situationen eines die freie -  souveräne! -  polit ische Entscheidung h in 
dernden, rechtlich fixierten Rahm ens europäischer Polit ik  bedurft hätte. A uß e r 
dem hat sich B ism arck -  und nicht nur aus taktischen G ründen -  selber auf E uro 
pa und die Tatsache berufen, daß er ihm mit seiner Polit ik  wertvo lle  Dienste e r 
w iesen habe. Dessen ungeachtet hat er die B eschw örung Europas nicht ernst 
genug genom m en und z. B. die nicht nur kurzfr is t ige  polit ische W irkun g  der Tat
sache, daß sich 1875 die französische Reg ie rung  während der Krieg-in -S icht-Krise  
als W arner  und Verteidiger Europas öffentlich in Szene setzen konnte , un ter 
schätzt.

Daß B ism arck  so nachdrück lich  auf einer starken, frei handlungsfäh igen  R eg ie 
rung beharrte , fand seine Rechtfert igung in der Verbindung außen- und innenpo
litischer Gründe: Es ging ihm im Sinne k lassischer Kabinettspolitik  -  die a l le r
dings nach seiner Entlassung unter dem D ruck  der m odernen O rgan is ie rung  ge 
se llschaftl icher Interessen zusehends entartete -  um  die möglichst unabhängige  
Ste l lung der Exekutive als unentbehrl iche Basis angemessener polit ischer E nt
scheidungen nach innen und außen, und das ließ sich nur durch eine e igenständige

16 Bismarcks sarkastische Äußerungen über die Beschwörung Europas etwa in: Die große 
Politik der europäischen Kabinette 1871-1914, Bd. 2 (Berlin 1922) 87 f. (Nr. 255, Randbe
merkungen, und Nr. 256; Nov. 1876); andere Äußerungen z. B. in: Bismar ck .  Gespräche, 
hrsg. von Willy A nd rea s  unter Mitwirkung von K. F. R e ink in g ,  Bd. 1: Bis zur Reichsgrün
dung (Bremen 1964) 242, Bd. 2: Von der Reichsgründung bis zur Entlassung, 143, 428 ff., 462.



und unerschütter l iche M achtposit ion  der Reg ie rung gewährleis ten . Einen Schuß 
Abso lutism us hielt B ism arck  ja m seiner a lbtraumhaften Sorge vor  dem völligen 
A useinanderfallcn  der m odernen  Gesellschaft, einem der stärksten Antr iebe se i
ner Polit ik  überhaupt, für leben sno tw end ig17. H ier  lag für ihn zug le ich  jedoch die 
V erknüpfung e igener M achtvo l lkom m enhe it  der G roßm acht  mit europäischen 
Grundsätzen . Best immte N o rm en  waren einzuhalten : eine veran twortungsvo lle ,  
an begrenzten , existentiell w ich t igen  Interessen orientierte  Außenpoli t ik ;  Kalku- 
lierbarkeit und Ehrenhaftigkeit ; Vertragstreue und B erücks icht igung der w esen t
lichen und legitimen, das heißt der a llgemein akzeptier ten  Interessen der anderen 
Staaten. D em  entsprachen die großen Linien B ism arckscher  A ußenpo lit ik ,  was 
Finten und taktische M anöver  im einzelnen nicht h inderte; sie setzte a l lerdings bei 
al len Beteil igten das beständige Vorwalten eines aufgek lärten Eigeninteresses vor
aus.

B ism arck  selber mußte sich sehr um  die erst a l lmäh lich  herzuste llende G laub 
w ü rd igke i t  seiner Polit ik  der  Sa tuner the it  des Reiches bemühen , dam it sie inm it 
ten kontro ll ie rbarer  Interessengegensätze zum  A n ge lpunk t  der europäischen Ver
hältn isse im Sinne einer erstrebten Balance- und A usg le ichspos it ion  werden 
konnte. Diese stabil is ierende A ußenpo li t ik  beruhte auf dem G rundm uster  der u n 
terschiedlichen, partie llen Interessenparalle l itäten des Reiches mit anderen M äch 
ten. Die weitaus w ichtigste  und für D eutschland günstigste  so lcher begrenzter  In- 
teressensgemeinschaften w ar  die für das 19. J ah rhundert  schon geradezu k lass i
sche Konstellation der Verständ igung der drei konservat iven  mittel- und ost
europäischen Großmächte . H ätten  sich dieser seit 1815 im m er w ieder  e inf lußre i
chen Konstellation dauerhafte  Strukturen  verle ihen lassen, so w äre  hier ein Su b 
system  von derart igem  G ew ich t  entstanden, daß sich daraus, vor a llem im Falle 
einer Interessenabst im m ung mit Großbritann ien , eine ganz neue Lage für die 
Stab il is ierung des gesamten europäischen Staatensystems ergeben hätte. "Wie 
schwach begründet und anfäll ig  h ingegen die Entente der drei Kaiserreiche von 
1873 und 1881 angesichts der  wachsenden Interessendivergenzen zw ischen  R u ß 
land und Ö sterre ich -U ngarn  tatsächlich war, zeigte schon die  orienta lische Krise 
von 1875-78, ein Lehrstück  sow oh l für die Schw ier igke iten  und E ntw ick lungs
tendenzen des zerfa l lenden Staatensystems als auch für die kom pliz ier ten  und 
m ühevollen außenpolit ischen  Wege, die B ism arck  gehen mußte. Die bem erkens
werten  K onsequenzen, che er aus diesen Erfahrungen zog, waren  das erste fest
gefügte, langfrist ig  angelegte und nicht durch  abzusehende oder e ingcu i ¡eile k r ie 
gerische A use inanderse tzungen  veranlaßte Bündnis zw ischen  europäischen 
Großm ächten , der Z w eibund  zw ischen  dem Deutschen Reich und Ö sterre ich- 
U n garn  von 1879, ferner m Verbindung damit  seine A nstrengungen , Ruß land  
w ieder  heranzuz iehen oder  wenigstens ein als unentbehrl ich  betrachtetes enges 
polit isches Verhältnis zu ihm zu wahren  -  wobei die w ir tschaft l iche  Seite un ter 
schätzt w urde  - ,  und vor a llem das viel erörterte sogenannte B ism arcksche B ünd 
nissystem.
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17 Ebd. Bd. E 405.
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Dieses Bündnissystem  ließe sich treffender als ein europäisches N e tzw erk  von 
recht verschiedenen, teils unter E inbeziehung, teils unter fördernder M itw irku n g  
des Reiches entstandenen Vereinbarungen zw ischen einzelnen Staatengruppen 
kennzeichnen , auch insofern, als es auf der B erücksicht igung v ielfä lt iger W irk u n 
gen e inze lner Entscheidungen -  w eit  über die jeweils  bekundete  Absicht h inaus -  
beruhte und somit alle M erkm ale  eines in terdependenten System s aufwies und s y 
stemisches D enken  zur  Voraussetzung hatte. Die Vereinbarungen reichten vom 
langfrist igen B ündnisvertrag  bis zur  zeit l ich und sachlich begrenzten Interessen
abstim m ung , hielten sich un tere inander  in einer p rekären  Balance und bezogen 
alle w ichtigeren  europäischen Staaten in eine lockere europäische Interessenver
f lechtung ein -  mit einer grav ierenden A usnahm e und Schwäche: Dieses ganze 
N e tzw erk  w ar  unter Aussch luß Frankreichs errichtet worden . Das änderte nichts 
an der für uns in teressanten S truk tu r  und Funkt ion  des kom pliz ier ten  Gebildes. 
Es setzte voraus, daß G roßm ächte  mehreren Interessen- und Funktionskre isen  
angehören; es beruhte auf dem Prinz ip  der partie llen Interessenparalle lität ; und es 
w irk te  im besten Falle ähnlich den M acht begrenzenden , ein polit isches G le ichge
wicht zw ischen  vertraglichen B indungen und Interessenverflechtungen halten
den, kooperat iven  und die S icherheit  erhöhenden M echan ism en eines funktion ie 
renden europäischen Konzerts -  nur  w ar  es eben keins. Es stellte nur ein Surrogat 
dar und mußte nicht nur an F rankreich  vorbei etabliert werden: N och schwerer  
wog , daß es sich um  ein ganz ephemeres Gebilde handelte, ohne festen Boden und 
R ahm en. Die Form ulie rung „Surrogat“ m ag abwertend kl ingen; das ist nicht ge
meint. Jedoch  Behelf, Ersatz für ein geordnetes Staatensystem  w ar  B ism arcks 
B ündn issystem  schon. W ahrschein lich  konnte unter den Verhältnissen der  1870er 
und 1880er J ah re  und angesichts der Vorstellungen, die sich die meisten Zeitge
nossen von A ußenpo lit ik  und internationalen  B ez iehungen  machten, an europä i
scher A usg le ichspo lit ik  und Interessenverflechtung auch gar nicht mehr, als es 
B ism arck  gelang, erreicht werden. Davon zu unterscheiden ist die Frage nach e i
ner Alternative zu seiner A ußenpo li t ik ,  die hier n icht erörtert werden so l l18. J e 
denfalls  aber läßt sich der N euaufbau eines gut e ingerichteten, gemeinsame Ver
an tw ortung  w iederbe lebenden europäischen Konzerts in jenen beiden Jah rzeh n 
ten kaum  als realistische Alternative bezeichnen -  so dr ingend erforderl ich  sie ge
wesen wäre. Diese M ög lichkeit  -  schwach, w ie  sie w ar  -  bestand nach 1871 z u 
nächst prakt isch  nicht mehr. Es ist a llerd ings nach 1871 fasz inierend zu beobach
ten, w ie  B ism arck  sich m der europäischen Polit ik  nicht selten -  und je älter er

18 Beide Probleme, ob es ein besser strukturiertes Staatensystem und eine Alternative zu Bis
marcks Polit ik hätte geben können, sind in der Diskussion von Klaus Hildebrand aufgewor
fen und eingehend erörtert worden. Sie blieben offen, was auch daran liegen könnte, daß man 
den Einfluß vor allem wirtschaftlicher und technischer Dynamik, Interessen und Möglich
keiten auf das internationale System jener Zeit noch nicht präzise genug zu bestimmen ver
mag. Im übrigen wurde darüber diskutiert, ob man den epochalen Einschnitt in der Entwick
lung des europäischen Staatensystems Mitte des 19. Jahrhunderts nicht zu sehr betone und 
eher den Wandel seit den 1890er Jahren beachten sollte. Da Periodisierungsfragen in der Re
gel grundlegende Probleme geschichtswissenschaftlicher Erklärung berühren, deuteten sich 
hier möglicherweise weitreichende Interpretationsunterschiede an.
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wurde desto mehr -  so bewegte , als ob ein funktionsfäh iges europäisches Staaten
system wenigstens in der Vorste l lungswelt  der verantwort l ichen Außenpoli t iker  
noch vorhanden war. Trotzdem w ar  die Hinrichtung des B ism arckschen B ündn is 
systems einer der m erkw ürd ig sten  Vorgänge in der Geschichte der internationalen 
Beziehungen, der Versuch, die Vorteile zw e ier  im G runde unvere inbarer  A usfo r
mungen der europäischen Staatenwclt  zu verbinden, den Vorteil der möglichst un 
eingeschränkten H and lungsfre ihe it  und sicherheitspolit ischen Selbstbest im m ung 
der Großmächte einerseits mit dem der B indungen, S icherungen und A usg le ichs
wirkungen eines intakten, auf dauerhaften Regelungen beruhenden Staatensv- 
stems, des europäischen Konzerts , andererseits.

Europäisch w ar  auch der ganze Kosmos von B ism arcks außenpolit ischem  D en
ken und Handeln. Für die  H erausforderungen  globaler Verflechtung, Konflik t
w irkungen und G roßm achtsystem e zeigte er zw ar  mehr Verständnis, als ihm oft 
nachgesagt wird, aber er an tw ortete  darauf nicht mit entsprechenden globalen 
Konzeptionen, auch wenn  er sieh etwa über die steigende B edeutung der USA 
völlig im klaren w ar  und im H inb l ick  auf das w e ltpo lit isch  maßgebend werdende 
britisch-amerikanische Verhältnis sich um anhaltend gute deutsch-am er ikanische 
Beziehungen bem üh te19. Aber  die eigentlich entscheidenden und bedrohlichen 
Entwicklungen spielten sich für ihn in Europa ab.

Die Interessengegensätze und das wachsende M ißtrauen , mit dem sich die 
Großmächte untere inander beobachteten, l ießen sich im m er wen iger  zu einem 
dauerhaften Ausgle ich bringen  und setzten eine Spirale  der Z errüttung des Ver
trauens und der Solidar ität in Gang, die auf der antiz ip ierenden Perzept ion u n k a l
kulierbaren oder unkooperat iven  Verhaltens der M ächte beruhte , auf deren Ein
stellung es in der jeweil igen  Interessenlage ankam. U nd  obw oh l gerade der Z w e i
bund Bismarck eine sichere m itte leuropäische Basis für größere  außenpolit ische 
Bewegungsfreiheit  verschaffen sollte, w u rde  er zum  Präzedenzfa l l  für ein nach 
Bismarcks Abgang sich entfaltendes, neues und destab il is ierendes Struk turpr inz ip

19 Die Ausflüge Bismarcks in globale Dimensionen führten zu amerikanischen Befürchtun
gen einer selbst den USA gefährlich werdenden weltpolitischen Stellung des Reiches, etwa in 
den Mahnungen des amerikanischen Gesandten m Berlin, John A. Kasson, aus Anlaß der 
Kongo-Konferenz, die Flotte zu stärken und weltpolitisch präsent zu sein: „The recent de
velopment of the aggressiveness of European colonial and commercial policy [ . . . ]  merits the 
special attention of both branches of our Government“; zu den alten Kolonialmächten 
Großbritannien und Frankreich sei nun das Deutsche Reich getreten „with an intelligent and 
resolute purpose to make colonial establishments a part of her imperial system and policy. 
( .. .)  The great statesman who directs the political destiny of this generation in Europe, has 
done no act which has been more welcome to his nation than the inauguration of this colonial 
policy.“ (National Archives, Washington, Mikrofilm 44, Rolle 55, 5. 1. 18S5). Und einige 
Monate später: „Elis [B ismarcks] prestige both in Europe and Asia at this moment is without 
precedent in European history“, und diese überragende Gestalt, „the European dictator“, 
mit ihrer großen moralischen Macht in Asien, Afrika und im Pazifik wandte sich nun der 
Weltpolitik zu: „With the w or ld ’s globe betöre him he indicates the national lines and colours 
which o u g h t  to be there.“ (ebd., Mikrofilm 44, Rolle 56, 30. 4. 1885). -  Allgemein: Stig  För
ster, W olfgang  ].  M om m s e n ,  R o n a ld  R o b in s o n  (Hrsg.), Bismarck, Europe, and Africa. The 
Berlin Africa Conference 1884-1885 and the Onset of Partition (Oxford 1988).
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des Staatensystems, den Aufbau von festen, zunehm end antagonist ischen B ün d 
nissystemen oder B löcken in Europa, die den polit isch-d ip lom atischen Spie lraum 
für die E indäm m ung von Konflikten durch die K ettenw irkung , die sie auslösten, 
ähnlich dem strategischen D om ino-T heorem  in der A sienpohtik  der U S A  seit den 
50er Jahren , erheblich verr ingerten (trotz ge legentlich zähm ender Kraft).

Die Tatsache, daß diese gigantische Veranstaltung des europäischen N etzw erks  
der späten 1870er und der 1880er Jahre  fast ausschließlich  an der Person und den 
Fähigkeiten  B ism arcks hing und nach seiner Entlassung bald in sich zusam m en 
sank, ist ein K risensym ptom  ersten Ranges und beweist den bedenklichen  Z u
stand des europäischen Staatensystems. Sie unterstre icht vor allem, daß Stabil ität 
und S icherheit ohne neue Formen europäischer G ewährle is tung, Kooperation 
und verb indliche Verfahren, ohne gemeinsam zu verantwortende rechtliche 
Grundlage  und eine gewisse Institut ionalis ierung weder  D auerhaft igke it  zu er lan
gen noch neues Vertrauen in die E inhaltung von M achtbeschränkungen , Verhal
tensnormen und europäischen Regelungen zu wecken  vermochten. N u r  mit Hilfe 
des N euaufbaus  einer kooperat iven und sicheren europäischen O rdnu ng  in der 
Form eines europäischen Konzerts, ähnlich dem, das auf dem W iener Kongreß ge
schaffen worden  war, hätte sich eine Konso lid ierung des zw ischen 1854 und 1871 
nachhalt ig veränderten Staatensystems und die stabil is ierende W irkung  von F rie 
densschlüssen erreichen lassen, die, um  dauerhaft zu sein, im europäischen R ah 
men e in igerm aßen akzeptiert  werden  mußten und keine latente Spannung erzeu 
gen durften. U num gäng lich , in welcher  Form  auch immer, wäre  eine neue Ü ber 
e inkunft der G roßmächte gewesen, alle wesentl ichen  europäischen Streitfragen 
gemeinsam zu behandeln, und zw ar  auf der Basis gemeinsam sanktionierter  Ver
träge, in A nerkennung  bestimmter Verhaltensnormen, in denen die G renzen des 
Erlaubten in der A usnu tzung  des Gesam tsystem s zu eigenen Zwecken zum  A u s 
druck kamen, und in der A usgesta ltung gew isser  Instrum entarien der Konsu lta
tion und K onil ik trege lung , w ie  im m er sie im einzelnen aussehen mochten.

Es g ing also im Zeitraum von der M itte  des 19. Jahrhunderts  bis zum  A usbruch 
des Ersten W eltkr iegs auch wesentl ich  um  die Imponderab il ien  des Vertrauens 
darauf, daß sich Kooperation im Rahm en einer so geregelten O rdnu ng  für die In
teressen eines Staates auf längere Sicht deswegen mehr lohnt als die U nw ägbarke it  
von Chancen  und Gefahren eines w en iger  geregelten Systems, weil  sich alle  daran 
halten und gewisse Schutzfunktionen  gegen die V ergewalt igung e inze lner Staaten 
w irksam  sind. Stellt sich dieses Vertrauen ein, so bestätigt es sich selbst und w irk t  
dadurch stabil is ierend; schwindet es, so tritt der entgegengesetzte  Prozeß ein und 
das Staatensystem endet aus M iß trauen  oder Furcht vor der B edrohung lebens
w ich tiger  Interessen in e iner Situation , in der Zusam m enarbe it  und K onflik trege
lung auch dann unterbleiben, wenn alle oder die M ehrzah l der Staaten dazu  bereit 
und in der Lage wären . Es ging infolgedessen außerdem  darum, die so entschei
dende Perzept ion der internationalen Beziehungen bei den für die ausw ärt igen  
Angelegenheiten Verantwortl ichen durch akzeptier te  O rdnungen  in bestimmte 
Bahnen zu lenken und damit die U nüberschaubarke it ,  die Komplexitä t des S y 
stems für die Akteure  zu reduzieren, so daß alle in seiner Aufrechterha ltung trotz
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harter Intcresscnsgegcnsätze einen grundlegenden Vorteil erblickten I ) - ,
Europa etwa bis zur  1848er Revo lu tion  der Fall. Dann setzte  ein abgleiten 1 
zcß der Infragestellung des System s von 1815 ein, ein P rozeß  des sich v e r s r  ^r°~ 
den Zweife ls  an seinem N u tzen  und der Zuversicht, mit e e e c n  das Svsi^ rstAr^cn- 
teten M aßnahm en oder mit Rege lungen außerhalb  seines Rahmens und s V  '  
l ieh mit der H innahm e so lcher E igenmächtigkeiten  durch  die nicht u n r n i i t ^ ^ '  
betroffenen Staaten den e igenen Interessen mehr zu dienen als mit dem p1Ut°^:i'lr 
für die  Regeln  des Systems. U nd in diesem Prozeß bildete der Frankfurter ]Cl-Cl' 
densvertrag vom 10. M ai 1871 eine wesentl iche Etappe. I le~
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Stabilisierung ohne Konsolidierung?
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1871-1914

per  Friedensschluß am Ende des deutsch-französischen Krieges (Prä l im inarfr ie 
den v o n  Versailles 26. 2. 1871 und Frankfurter  Friedensvertrag 10. 5. 1871) bedeu
tete in der Tat den Abschluß einer fast zw anz ig jäh r igen  Periode begrenzter  Groß- 
machtkriege in Europa. Z wischen 1854 und 1871 w ar  jede der europäischen 
Großmächte in mindestens einen Krieg verw icke lt ,  und in jedem d ieser Kriege 
(mit Ausnahme des dänischen Krieges) s tanden M ächte  der Pentarchie gegenein 
ander: im Krimkrieg Frankreich  und G roßbritann ien  gegen Ruß land , im Krieg 
|?cm 1859 Frankreich (und P iem ont-Sard in ien ) gegen die H absburgerm onarch ie , 
4866 Preußen (mit Italien) gegen Ö sterreich , 1870/71 Preußen-Deutschland gegen 
Frankreich. In diesem Zeitraum erfolgte eine einschneidende Veränderung des 
¡Staatensystems und der M achtlage  in Kontinenta leuropa. M it  dem Deutschen 
Reich und dem Königre ich Italien w aren  zw e i -  in dieser terr itor ia len Gestalt  

(„neue“ -  Staaten entstanden; Frankreich  und die H absburgerm onarch ie  hatten ge 
genüber der Zeit vor 1870 deutl ich  an M achtgew ich t  e ingebüßt, R uß land  z u m in 
dest nicht einen erheblichen M achtzuw achs gewonnen . Ob das Deutsche Reich 
wirklich eine „ha lbhegem om ale“ S te l lung errungen hatte und dadurch  die „ba- 
lance of p ow er“ in Europa nachhalt ig  erschüttert war, ist umstr itten ; gegenüber 
einer derartigen Interpretation ist eher Skepsis angebracht. Viel bem erkensw erter  
ist die Tatsache, daß entgegen den E rw artungen  und Bef ürchtungen vieler Zeitge
nossen das aus den kriegerischen Konflikten der 1850er und 1860er Jah re  hervor
gegangene System sich als erstaunlich stabil erwies -  über v ierz ig Jah re  lang gab es 
keinen Krieg, in dem eine europäische G roßm acht gegen eine andere stand (das 
P sm an isch e Reich, das nicht zu r  Pentarchie gehörte, b leibt dabei außer Betracht). 
Aber -  so Peter Krüger -  es w ar  eine Stab il is ierung ohne Konsolid ierung, insofern 
habe cs sich um eine nur scheinbare und deshalb  trügerische Stabil ität gehandelt ; 
vveil in den Jahrzehnten  nach 1871 der  „N euaufbau e iner kooperat iven und siche
ren europäischen O rdnung  in der Form eines europäischen Konzerts, ähnlich 
dem, das auf dem W iener Kongreß geschaffen w orden  w a r“, unterb lieb , ließen 
Slch die aufgehäuften Konflik tpotentia le  n icht bändigen , und es en tw icke lte  sich 
sukzessive jene M ächtekonste l la t ion , die den A usbruch  eines großen Krieges in



Europa wenigstens aut längere Sicht nahezu unausw eich l ich  machte. So kam  es 
schließlich zum  Ersten W eltkr ieg , der „U r-K atastrophc“ des 20. Jah rhunderts  
(George F. Kennan).

Ist das europäische System  der Jahre  1871 bis 1914 mit der Formel „Stab ilis ie
rung ohne K onso lid ierung“ treffend charakter is iert?  Und w orin  hätte -  unter den 
Bed ingungen  dieser Jah rzehn te  -  eine „K onso l id ie rung“ bestehen können oder 
müssen? Peter Krüger utnreißt e indring lich vier U rsachenbünde l ,  vier „A us
gangspunkte“ für die wachsende U nruhe  und strukture l le  Uns icherhe it  des S taa
tensystems: erstens die fo lgenreichen Veränderungen der polit ischen Landkarte  
Europas ohne europäische Übereinkunft  und Sanktion ierung ; zweitens die in a l
len Staaten zunehmende Tendenz, mit allen zu Gebote stehenden M itte ln , insbe
sondere auch durch eine forcierte Aufrüstung, die eigene M achtpos it ion  zu stär
ken, weil eine europäische A bsicherung nicht mehr funktion ierte ; dr ittens die 
„wachsende Bedeutung der inneren O rgan isat ion  der Staaten, ihrer Verfassung, 
ihres polit ischen Systems und ihrer G ese llschaftsordnung“ , so daß die Verfas
sungsen tw ick lung  in den e inzelnen Staaten immer größere  B edeu tung  für das au 
ßenpolit ische Agieren gewann ; viertens schließlich die Tatsache, daß aus dem 
Friedensschluß (von 1871) als solchem Kriegsgefahr erwuchs, insbesondere auch 
aufgrund fehlender europäischer Sank tion ierung und G aran tie rung des neuen Z u
stands.

G ew iß  sind damit  wesentl iche C harakte r is t ika  des M ächtesystem s und der 
M ächtepo lit ik  im Europa des späten 19. Jah rhunderts  benannt. Doch diese F ak to 
ren kennzeichnen nicht das „N eu e“ der S ituation ab 1871, sie w aren  alle schon i w  
1871 w irksam . M it  Recht spricht Peter Krüger von „fo lgenreichen Veränderungen 
des Staatensystems seit der M itte  des 19. J ah rhunderts“, die der  auf dem Wiener 
Kongreß geschaffenen europäischen O rdnu ng  den Todesstoß versetzten. Dies soll 
durch einige sk izzenhafte  H inw eise  verdeutl icht werden.

Eine so tiefgreifende und fo lgenreiche M odif iz ie rung der polit ischen Landkarte  
Europas w ie  die Verdrängung der  H absburgerm onarch ie  aus Italien (1859/1866) 
und die Entstehung des Königre ichs Italien erfolgte ebenso w en ig  im Rahm en e i
nes europäischen Kongresses w ie  die  Annexion Savoyens und N izzas  durch 
Frankreich (1860). Man kann bestenfalls von e iner s t i l l s c h w e i g en d e n  S ank t ion ie 
rung dieser terr itor ia len Veränderungen durch die übr igen  G roßm ächte  sprechen, 
w ie dann ja auch das Ergebnis des deutsch-französischen Krieges, vor allem die 
A nnexion  des Elsaß und D eutsch-Lothringens, von den M ächten  st i l lschweigend 
sanktioniert  w orden ist. Daß alle G roßmächte verstärkt den A usbau  der eigenen 
M achtressourcen betrieben, sich am Postulat der „R ea lp o l i t ik“ orientierten und 
völlige außenpolit ische H and lungsfre ihe it  zu gew innen  suchten , sind Spezifika 
bereits der Zeit v o r  1870. D er von Krüger konstatierte  „fundamentale  A uflocke- 
rungs- und W and lungsprozeß  der europäischen Staatengem einschaft“ vollzog 
sich in der Tat seit Beginn des Krimkriegs.

A uch  das Revancheverlangen als Triebkraft bei der außenpolit ischen Posit io 
n ierung eines Staates ist keineswegs ein Phänomen, das m e inz igar t iger  Weise die 
internationale Polit ik nach 1871 bestimmt. N ach jedem Friedenssch luß  ist es das
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Bestreben des Unterlegenen oder U nzufr iedenen , eine Revis ion des Friedens zu 
erreichen, sei es als N ahzie l ,  sei es als Fernziel der e igenen Außenpoli t ik . Ver- 
stänclhcherweise sind Äußerungs in tens itä t  und Äußerungsform en  des Revanche
willens abhängig  von der Gesamtheit der U m stände , d ifferieren daher von Fall zu 
Fall.

Nach dem Pariser Frieden von 1856, der Rußland die Pontusk lause ln  und die 
A btre tung Bessarabiens auferlegte, betrieb das Zarenreich eine „revis ionistische“ 
Außenpolit ik . Wenn che Revis ionsabsicht auch nicht ein Anliegen  breitester 
Volksschichten gewesen sein mag, so bestimmte sic doch zweifelsfrei die H a ltung 
der russischen Führungsschicht. Das russische Kabinett beurteilte die jeweil igen  
Konstellationen in den internationalen Beziehungen unter dem Gesichtspunkt, 
inw iew e it  sie eine Revis ion des Pariser  Friedens ermöglichen oder erle ichtern 
konnten. Die Revis ion erfolgte dann in zw e i Etappen: 1870/71 w urde  d ie A ufh e
bung der Pontusk lause ln  erzw ungen , 1878 gewann  Rußland Bessarabien zurück. 
Auch der H absburgerm onarch ie  w aren  nach 1859 und erst recht nach 1866 revi
sionist ische Tendenzen nicht fremd: N ach 1859/60 bestand zum indest  in Kreisen 
der österreich ischen Führungssch icht eine N eigung , die Lom bardei  w ied e rzu g e 
winnen, falls die gesamteuropäische Situat ion dies er lauben sollte (vgl. die Schön
brunner  Gespräche zw ischen  Rechbet'g und B ism arck  im August 1864), und die 
Entschlossenheit der österreich ischen Regierung, die „Lösung von 1866“ bei 
nächstbester Gelegenheit zu revidieren, steht außer  Frage und bildete einen w ich 
tigen Faktor  in der M ächtepo lit ik  der  Jah re  1866 bis 1870. Selbst D änem ark  hat 
die  B est im m ungen  des Friedensschlusses von 1864 nicht als letztes Wort in der Sa
che betrachtet; jede europäische Spannungss ituation  w u rde  vom Kopenhagener 
Kabinett auf Revis ionschancen abgetastet (vgl. 1870).

M it  diesen Bem erkungen soll led ig l ich  akzen tu iert  werden, daß das französ i
sche’ Revancheverlangen nach 1870 nicht ein strukture ll  neues Element in den in 
ternationalen Beziehungen darstellt . N u r  was Dimension, Verankerung in breiten 
Bevölkerungsschichten und W irkungsm äch tigke it  angeht, hob sich das französ i
sche Revanchebediirfn is deutl ich  von den revisionistischen Bestrebungen vor 
1870 m anderen Ländern ab.

Wenn sich somit ergibt, daß die von Peter Krüger bezeichneten W esensm erk
male der prekären  Lage in Europa ab 1871 bereits in den internationalen  B ez ie 
hungen der Jahre  seit Mitte des 19. Jah rhunderts  anzutreffen sind, also nicht k au 
sal und nicht ausschließlich  auf den deutsch-französischen Krieg und den F ran k 
furter Frieden zurückge lüh r t  werden  können -  w orin  bestand dann das „N eue“ in 
der Konfigurat ion  des europäischen M ächtesystem s ab 1871? H ier  sind, wie ich 
meine, vor allem zwei Elemente zu nennen.

Daß es über vier Jahrzehnte  lang in Europa nicht zum „großen Krieg“ kam, ist 
nicht das Ergebnis schieren Zufalls oder ausschließliches Verdienst der S taatsm än
ner. M ochte  nach 1871 der europäische Frieden auch mehrfach akut bedroht sein 
(und noch öfter bedroht erscheinen), so w ar  der Frieden -  so paradox das klingen 
mag -  gegenüber der Zeit vor 1870 tatsächlich s trukture ll  sicherer geworden , un 
geachtet des von Zeit zu Zeit sich erhebenden Kriegsgeschreis in Presse und öf
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fentlicher M einung, ungeachtet auch der häufigen A po stro ph ie rung  möglicher 
Kriegsgefahr in der d ip lom atischen  K orrespondenz aller europäischen Kabinette. 
S trukture l l  s icherer aus zw e i G ründen.

Erstens: Zwei der großen Unruhepotent ia le  der vorausgehenden Jah rzehn te  
existierten nicht mehr -  die „deutsche F rage“ w a r  ebenso „gelöst“ w ie  die i ta lien i
sche. D er auf den Erwerb von Trentino und Trieste/Küstenland gerichtete  ita lie
nische Irredentismus erwies sich als nicht so stark  und akut, daß er in den in terna
tionalen B ez iehungen konste lla t ionsb ildend w irksam  werden  konnte. Einen auf 
die deutschen Provinzen Ö sterre ichs z ie lenden deutschen Irredentismus gab es 
nicht. Insoweit  w ar  die M itte  Europas konso lid iert ,  zum al seit dem Krieg von 
1870 von der polnischen Frage -  die ebenfalls über Jah rzehn te  hin ein Potentia l 
der U nruhe  sowie  der potentie l len  und akuten Störung der M ächtebez iehungen  
gebildet hatte -  keine Sprengkraft  mehr auf das M ächtesys tem  ausging.

Zweitens: Spätestens das Geschehen von 1870/71 hatte allen europäischen 
S taatsmännern deutlich zum  B ew ußtse in  gebracht, daß die Zeit vorbe i war, in der 
eine der europäischen G roßm ächte  es r iskieren konnte, gegen eine andere Krieg in 
Form eines „Z w eikam pfs“ zu führen, w ie  das noch 1859, 1866 und 1870 gesche
hen war. 1870 hatte die französische S taa ts lüh rung  den Krieg gegen Preußen als 
Z w e ikam pf begonnen -  w enn  auch in der H offnung und E rw artun g  e iner U n te r 
s tü tzung durch Ö ste rre ich -U n garn  und Italien, so doch ohne vertragsm äßige  Z u 
s icherung eines derart igen Beistands. N ach 1871 w ar  der G edanke , Frankreich  
könne alle in auf sich gestellt  das Deutsche Reich bekriegen, vö ll ig  i l lusorisch ; das 
w uß ten  die französischen Pol i t iker  ganz genau, und auch pub liz is t ische Tiradcn 
vermochten diesen Sachverhalt  nicht zu vernebeln. Eine ähnliche Feststel lung läßt 
sich für die anderen G roßm ächte  treffen: Keine M acht der Pentarch ie  konnte 
ernsthaft das außenpolit ische Ziel verfolgen, eine andere G roßm ach t in einem 
Z w e ikam pf n iederzuwerfen  (e tw a  R uß land  die H absburgerm onarch ie  oder u m 
gekehrt) .

Das bedeutete aber, daß nun die B ündnispo l i t ik  einen viel höheren Ste l lenwert,  
ja eine neue Q ual i tä t  gewann : ohne kriegsfäh ige Koalit ion kein  europäischer 
Krieg. Eine kriegsfähige Koalit ion w ar  jedoch kaum  als ad hoc-K oal i t ion  zu b i l
den; es bedurfte dazu langfris t iger b indender  A bm achungen  und der H erste l lung  
formeller  Bündnisse. Es konn te  z w ar  viel Zeit vergehen, bis das eine oder  andere 
Bündnis konkrete  Gestalt annahm, aber wenn  dann tatsächlich der Ernstfall e in 
trat, mußte die durch B ündnisverpf l ich tungen  e ingeschränkte H andlungsfre ihe it  
der polit ischen Akteure  verheerende A usw irkun gen  zeit igen: Krieg w ar  nun 
g le ichbedeutend mit dem großen europäischen Krieg.

W elche Prämissen lagen B ism arcks B ündnispo l i t ik  der 1870er und auch noch 
der 1880er Jahre  zugrunde?  Ü b erzeug t ,  das junge  Deutsche Reich  sei satur iert  und 
müsse im Interesse der e igenen außenpolit ischen  Staatsräson eine f r iedensw ah
rende Polit ik  betreiben, r ichtete  B ism arck  seine A ußenp o li t ik  ganz darauf  aus, 
p rophylak t isch  die e inz ige für  das Deutsche Reich existentiell  bedroh liche K on
stellat ion zu verh indern , näm lich  eine Konflagrat ion  zw ischen  R uß land  und 
Österreich wegen der Ba lkanfragen; eine Konstellation, bei der  Deutschland zu
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optieren gezw ungen  sein w ürde  und bei der auch Frankreich  ins Spiel kom m en  
konnte ; nur  unter dieser Voraussetzung vermochte das französische Revanchebe
dürfn is dem Deutschen Reich gefährlich  zu werden. M öglichste  Entschärfung des 
russ isch-österre ich ischen Konflik tpotentia ls ,  insbesondere in der R is ikozone  B a l
kan -  das w a r  ein ge legentlich ausgesprochener, im m er aber unausgesprochen 
hand lungsle itender  Gesichtspunkt in B ism arcks Außenpoli t ik .  D er G run dge
danke von B ism arcks „System “ w ar  insofern von verb lüffender -  und grandioser
-  Einfachheit; ihn im raschen Wandel der europäischen G roßwetter lage  in p rak t i 
sche A ußenpo li t ik  um zusetzen , dazu  bedurfte  es allerd ings subtiler  d ip lom at i 
scher Techniken und e iner ständigen angestrengten Beobachtung, in welcher  
Weise sich die B ez iehungen zw ischen den M ächten  jeweils  akzentu ierten . Eine 
flexible, defensive Bündnispo l i t ik  betrieb B ism arck  seit dem Ende des deutsch
französischen Krieges, nicht erst ab 1875. Die M einung , das Jah r  1875 („Krieg-in - 
S ich t“ -Krise) m ark iere  die e igentliche „W egscheide“ der europäischen M äch tepo 
litik, f indet in den Q ue l len  keine S tü tze1.

In den beiden Jah rzehn ten  vor 1914 erfuhr der C harak te r  der Bündnispo l i t ik  
zw ischen  den G roßm ächten  und dam it  die Konfigurat ion des europäischen Staa
tensystem s eine g rund legende Veränderung. A n  die Stelle der bis dahin  noch e in i
germ aßen flexiblen Bez iehungen zw ischen  den europäischen M ächten  trat nun -  
so läßt es sich thesenhaft formulieren -  die Form ierung  von M ächteblöcken , die 
sich mit zunehm ender  Feindsel igkeit  gegenüberstanden ; ku rze  Phasen der D e
eskala t ion  vermochten  die konfrontative B lockbildung, hier die M itte lm ächte , 
dort  die Staaten der Entente, nicht mehr aufzuheben. D om inanz  stark  offensiver 
Komponenten , A usdehnung  der M ächter ivah täten  auf außereuropäische K on
fliktfelder, B ündn isau tom atik  und Fata l ismus der le itenden Staatsmänner wurden  
zu beherrschenden M erkm alen  der europäischen M ächtepo l i t ik  am Vorabend des 
Firsten W eltkriegs.

Ist der A usbruch  des W eltkr iegs auf eine unterb liebene „K onso l id ie rung“ des 
europäischen Staatensystems zurückzuführen , che möglich gewesen wäre , die  aber

1 Ich spiele an auf Andreas Hillgmbers wirkungsmächtige Interpretation der Krise von 1875: 
Die „ K r ic g - in -S ic h t“ -K r ise  -  Wegscheide der Politik der europäischen Großmächte in der 
späten Bismarckzeit, in: Emst Scbulin (Hrsg.), G e d e n k sc h r if t  Martin Göhnng (Wiesbaden 
1968) 2.39—253. Der aus einem Vortrag erwachsene Festschriftbeitrag (Kernformulierungen 
dann auch, teilweise wörtlich, in: ders., Bismarcks Außenpolit ik (Freiburg 1972) I29ff., 
(Neuauflage 1993) 115 ff.) beruht auf einer Auswertung der damals (1968) „neueren Litera
tur“; archivalische Quellen wurden nicht herangezogen, die gedruckten Quellen nur sehr se
lektiv. Mit der ihm eigenen Kraft der Zuspitzung entwickelte Hillgruber die Auffassung, Bis
marck habe nicht gleich nach der Reichsgriindung die „bisher ja recht große Variationsbreite 
seiner außenpolitischen Methoden radikal eingeschränkt und nunmehr eingleisig im Sinne 
einer den einmal erreichten Besitzstand der europäischen Staatenwelt unbedingt wahrenden 
Polit ik taktiert“; erst durch die Krise von 1875 sei er zur Einsicht gelangt, daß eine Verände
rung der bestehenden Kräfteverhältnisse in Mitteleuropa ohne großen Krieg nicht mehr 
möglich sei. I lil lgrubers suggestive Deutung, die nicht aus der Analyse der Quellen abgelei
tet ist, sondern eine Konstruktion darstellt, beeinflußt noch jüngste Forschungen, weil die 
Quellen durch die Brille der Flillgruberschen Interpretation gelesen werden. Aus diesem 
Grunde scheint es an der Zeit, Hil lgrubcrs Beurteilung der Krise von 1875 zu überprüfen.
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le ichtfert igerweise nicht in A ngr iff  genom m en w u rde?  Peter K rüger  betrachtet als 
den angemessenen Weg zur  K onso lid ierung des Staatensystems nach 1871 bzw. als 
die  dazu geeigneten Instrum ente die „W iederaufr ichtung eines auf gemeinsame 
vertragsm äßige  B indungen und Verpflichtungen festgelegten Verfahrensweges 
und europäischen K onzerts“ . So w ünschbar  dies gew iß  gewesen  wäre , so beste
hen doch erhebliche Zweifel, ob ein derart iges retrospektives Rezept als realistisch 
unter den B ed ingungen der Zeit bewertet  werden  kann, ob die W iederherste l lung 
eines europäischen Konzerts von den damaligen  Lenkern  der A ußen po l i t ik  al ler 
Großm ächte , von den m aßgebenden polit ischen A kteuren  als ebenso vo rd r ing l i 
che w ie konkrete  Aufgabe erkannt wurde . Bei den oben bezeichneten Ursachen- 
kom plexcn  für die um die M itte  des 19. Jah rhunderts  e insetzende „wachsende 
U n ruh e  und Unsicherheit  des Staa tensystem s“ hat es sich w ohl doch um  säkulare 
Trends von außerordentl icher  M ächt igke it  gehandelt ; sie aufzuhalten  oder  gar 
um zusteuern , dürfte außerhalb  der M ög lichke iten  e inzelner Staatsm änner gelegen 
haben, die ja unter den gegebenen Verhältnissen zu operieren hatten und ihr A g ie 
ren nicht auf die ideale K onzeption  eines w iederaufzurich tenden  europäischen 
Konzerts im Geist der W iener  O rd nu n g  ausrichten konnten . U nter  diesen U m 
ständen blieb nur das Bem ühen um  A bbau  der Konflik tpotentia le  und um R is iko 
begrenzung eine realistische Z ie lsetzung. Es läßt sich darüber  hinaus die Frage 
aufwerfen, ob das internationale  System  nicht überfordert  w ird ,  w en n  man seine 
Q ua l i tä t  mit der Elle dauerhafter  K onso lid ierung mißt. Ein langfrist ig  kon so l i
diertes M ächtesystem  ist eher die se ltene A usnahm e, nicht che Regel. U n te r  den 
Gegebenheiten der V orweltkr iegsze it  und angesichts der damals vorherrschenden 
E inste llungen sehe ich kaum  C hancen  für eine A kzep tanz  des Program m s, zu e i
ner neuen Ü bere inkunft  der G roßm ächte  zu gelangen, „alle wesentl ichen  europä i
schen Streitfragen gemeinsam zu behandeln , und zw ar  auf der Basis gemeinsam 
sanktion ierter  Verträge, in A nerkennu ng  bestimmter Verhaltensnormen, in denen 
die  G renzen des Erlaubten in der  A usnu tzun g  des G esam tsystem s zu eigenen 
Z w ecken  zum  A usd ruck  kamen, und in der Ausgesta ltung gew isser  Instrum enta
rien der Konsultat ion und K onflik trege lung, w ie  im m er sie im einzelnen aussehen 
m ochten“ .

Welche gangbaren Wege zum  Abbau des brisanten Konflik tpotentia ls  hätte es 
dann vor 1914 gegeben? Wenn es zutrifft , daß das wesentl iche  Kennzeichen der 
Konfigurat ion  im europäischen M ächtesystem  ab 1890 die H erausb i ldun g  und 
zunehm ende Verfest igung von B löcken w ar  und von dieser B lockb i ldung  fort
dauernde Gefahren für die  Erha ltung des europäischen Friedens ausgingen, dann 
mußte  eine auf F r iedensw ahrung  z ielende Po lit ik  sich bemühen, die Tendenz zur 
Z em entierung von M ächteb löcken  aufzu lockern  und so M anövr ier fäh igke it  für 
das außenpolit ische Agieren  zu rückzugew in nen . Das w ar  gew iß  schw ier ig  genug, 
aber un ter  den B ed ingungen der Zeit eine w ohl eher realis ierbare Z ie lperspektive 
als die W iederaufr ich tung eines europäischen Konzerts, wie es in den Jahrzehnten  
nach 1815 bestanden hatte. U n d  wenn  in der Zeit vor 1914 die Polit ik  der K ab i
nette auch f lankiert w u rde  durch  nationalistische Emotionen und ausgeprägte 
Feindb ilder  in einer breiten Ö ffentl ichke it  a ller Staaten (und dadurch  die Front-
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Stellungen unterm auert  w urden), so darf man andererseits  doch den B lick  nicht 
ausschließ lich  auf das richten, was M ächte und V ö lker  in Europa trennte. Neben 
der Tendenz zur  Verfest igung der Blöcke gab es in der  Zeit vor 1914 auch einen 
Prozeß zunehm ender in ternationaler  Verflechtung, sich intensiv ierender b lock- 
übergre ifender H andelsbez iehungen  und gem einsam er in ternationaler  R ege lun 
gen auf vielen Gebieten (Verkehr, K om m unikat ionsw esen  usw.). D er Vorwelt- 
k riegszeit  haftet somit durchaus etwas Am biva lentes an; Bem ühungen  um  die Er
ha ltung des europäischen Friedens, um  A uf lockerung  statt Befestigung der 
B löcke, um Abbau statt Potenz ierung des Konfliktpotentia ls  mußten deshalb 
nicht von vornherein  zum  Scheitern verurte ilt  sein.

Gerade in dieser H insicht ist der deutschen A ußenpo li t ik  vor 1914 völliges Ver
sagen vorzuwerfen . Die A bkehr  von den Einsichten, die der B ism arckschen Po li
t ik  zugrunde lagen  (flexible B ündnispo l i t ik  mit dem Ziel der dem nationalen Inter
esse Deutschlands dienlichen F riedenswahrung), hat sich bitter gerächt. Statt mit 
a llen Kräften der Form ierung von M ächteb löcken  en tgegenzuw irken  und  die e i
gene außenpolit ische H and lungsfre ihe it  zu behaupten, haben die Le iter  der deu t
schen A ußenpo li t ik  -  in le ichtfert iger Ü berschätzung  des deutschen M ach tp o ten 
tials und in Verkennung der gesam teuropäischen M ächtekonfiguration  -  die Exi
stenz sich fe indlich gegenüberstehender M ächtekoalit ionen  fatalistisch h inge
nom m en, auf dieser Grundlage  ihren außenpolit ischen  Kurs konz ip ie rt  und 
schließ lich  die U nausw e ich l ichke it  e iner großen europäischen Konflagration z u 
nehmend zum  F ixpunkt  ihres polit ischen Kalkü ls gemacht.





III. 20. Jahrhundert

L u d o lf Herbst

Niedergang und Wiederaufstieg.
Europa als Großregion und Staatengemeinschaft 

nach dem Zweiten Weltkrieg

A m  A nfang  der europäischen E in igungsidee  stand der N iedergang der  großen 
kontinenta len  Nationa lstaaten  Frankreich , Deutschland und Italien. Sie hatten 
ihre Kräfte in den beiden W eltkr iegen und in den Krisen der Z w isehenkriegsze it  
aufgezehrt  und w aren  h inter der E ntw ick lung  der Weltmächte U S A  und  U dSSR  
zurückgeb l ieben , die jeweils  über d ie Ressourcen  eines Kontinents verfügten. L e 
d ig l ich  G roßbr itann ien  hielt sich noch einige Zeit im Klub der Großen, we i l  L on 
don bereit  war, den Jun iorpar t  im Lager  der U S A  zu spielen. Die europäische E i
n igungsbew egung  setzte dieser D ek la ss ierung der N ationa lstaaten  die Idee des 
Zusammensch lusses Europas entgegen. N u r  die „Vereinigten Staaten von Eu
ropa“ schienen in der Lage zu sein, den V ö lkern  des alten Kontinents eine e igen
ständ ige Entw ick lungschance  zu bewahren .

Die Prognose für diese E ntw ick lung  w u rd e  bereits in der ersten H älfte  des 19. 
J ah rhunderts  gestellt. „Rußland und die Vereinigten S taaten“, so schrieb Friedrich  
List 1846, „werden nach hundert  J ah ren  die zw e i erfolgreichsten Reiche der Erde 
sein [ . . . ]  Sie w erden  -  in ihren Interessen w ie  in ihren Verfassungen e inander en t
gegengesetzt  ~, jedes in seiner Art, ein R iese  se in .“ Die Befürchtungen, die der l i 
berale Ö kono m  List mit dem Aufst ieg  der U S A  und Rußlands verband , waren  
un tersch ied licher  Art.  Die U SA , so meinte er, w ü rden  Europa durch das Prinzip  
der  Föderation  überflügeln , und ihre Seemacht w erde  G roßbritann ien  auf den 
zw e iten  Platz in der Welt verweisen . R u ß land  dagegen  w erde  Europa n icht nur 
machtpolit isch herausfordern , sonefern es zu un terwerfen  bemüht sein. „Groß ge
w o rden  durch  das Bajonett und die Eroberung, verm ag diese M acht nur sich zu  
behaupten  durch das Bajonett und die E roberung .“ Lists Sym path ien , daran  kann 
kein Zweife l sein, galten den U SA , dem Prinz ip  der Föderation, der D em okrat ie ,



des wirtschaftlichen Zusammenschlusses in Großregionen , und er erb lickte in der 
Ü bernahm e dieser Prinzipien durch die europäischen Staaten die C hance  für 
deren Se lbstbehauptung1. Ganz ähnlich hat A lexis de Tocquevillc  1835 in seinem 
Buch über die „Demokratie in A m er ik a“ geurteilt .  Die U SA , so meinte er, ver 
trauen „auf das persönliche Interesse“ und lassen „die Kraft und die Vernunft der 
e inzelnen handeln, ohne sie zu lenken“ . Rußland h ingegen „konzentr ier t  gew is 
sermaßen in einem Menschen alle M acht der G ese l lschah“ . Die U SA  haben „die 
Freiheit  zum  vornehmsten H and lun gsm it te l“ , Ruß land  „die Knechtschaft“ . 
„Wenn auch ihr Ausgangspunkt und ihre R ichtung verschieden sind, so scheinen 
doch beide vom H immel dazu ausersehen, die Geschicke des halben Erdteils in 
H änden  zu haben.“ ’

Nach dem Intermezzo der Februarrevo lut ion  1917, die Ruß land  dem Frei
heitsideal der U SA  vorübergehend annäherte, hat sich -  mit der O k to b er revo lu 
t ion -  der prinz ipie l le  Gegensatz zw ischen den U S A  und Ruß land , den List und 
Tocquevil lc  d iagnostiz iert hatten, erneut, wenn auch auf gänz lich  veränderter 
Grundlage, bestätigt. Die D em okrat ie  stand gegen d ie Diktatur, d ie Fre iheit  des 
Ind iv iduum s gegen dessen Versklavung, die freie Wirtschaft gegen den D ir ig is 
mus. Auch die machtpolitische H erausfo rderung  Europas, che List und Tocque- 
v il le  befürchtet hatten, stellte sich ein und w urde  durch die D ek lass ierung , die 
Europa im Ersten Weltkrieg erfuhr, manifest. Doch noch besaß die Se lbstbe
hauptung Europas ihre Chance , und sie w urde  e indring licher denn je b esch w o
ren. D er Zusammenschluß der europäischen Völker, so schrieb C oudenhove-K a-  
lergi 1923, „wird entweder fre iw i l l ig  erfolgen durch B ildung e iner Pan-Europäi-  
sehen Föderation -  oder aber gewaltsam  durch eine russische E roberung“'’ . A l
fred W eber empfahl 1925, man solle  sich mit „den ideellen, den realen und den 
polit ischen Voraussetzungen für eine europäische Föderation“ befassen, als de
ren Kern er die großen Z entra lm ächte  Frankreich und Deutschland ansah. Dabei 
kom m e es darauf an, eine Theor ie  der Föderation zu en tw icke ln , che von der 
G le ichberechtigung der N at ionen  ausgehe und die „verschleierte Vorherrschaft“ 
e iner M acht oder wen iger  H egem on ia lm äch te  vermeide4. Und O rtega  y  Gasset 
stellte 1930 mit Bezug auf  d ie europäische Staatenwelt  fest: Ihre „S truk tu rver
hältn isse" sind „zwerghaft  und hem m en die Expansionskräfte der  G egen w ar t“ . 
D ie  Nationalstaaten seien zu k lein geworden . „Einzig der Entschluß, aus den 
V ö lkergruppen  des Erdteils eine große N ation  zu errichten, könnte  den Puls E u
ropas w ieder  befeuern .“3

1 Friedrich List, Über den Wert und die Bedingungen einer Allianz zwischen Großbritan
nien und Deutschland, in: ders., Schrillen, Reden, Briete, hrsg. v. Erwin von Beckerath u. a., 
Bd. VII (Berlin 1931) 267ft., 274.
2 Alexis de Tocqueville, Oeuvres complètes, hrsg. v. Jacob Peter Mayer, Bd. 1: De la démo
cratie en Amérique, Teil 1 (Paris 1961) 430 f.
J R i c h a r d  N. C o u d e n b o v e - K a l e r g i ,  Pan-Europa (Wien 31926 [ '  1923]) 22.
4 A lfred  Weber, Die Krise des modernen Staatsgedankens in Europa (Stuttgart 1925) 165 f.
5 José Ortega y Gasset, Der Aufstand der Massen (Berlin 1960 |span. Originalausgabe 1930])
197, 231.
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Der G edanke fand durchaus den Weg in die Polit ik, wenn auch nur in die W ir t
schaftspolit ik . So nahmen die großen Industr iekonzerne in Europa m den 20er 
Jah ren  den Kampf mit der überlegenen am er ikan ischen K onkurrenz  auf, schufen 
größere  Einheiten durch vertika le  oder hor izonta le  Konzentration , ra t iona lis ier
ten ihre P rodukt ion  und schlossen sich in internationalen Kartellen zusam m en. 
Stahl und Kohle g ingen voran, die chemische Industrie und die E lektro industr ie  
folgten. Die Regierungen schmiedeten Z ollun ionspläne und versuchten, die ö k o 
nomischen Folgen der polit ischen Zersp litterung Europas durch regionale  Z u 
sam m enschlüsse  zu üb erw inden6. Die  krisenhaften Zeit läufe war en  s o l c h e n  B e 
m ühungen  allerd ings nicht günstig, und in der polit ischen Sphäre ge lang es nicht, 
das zentra le  Prob lem  jeder europäischen E in igung zu lösen, den deu tsch -franzö 
sischen Gegensatz. Z w ar  unternahm en Frankreich  und Deutschland mit dem L o 
ca rno -A bkom m en  einen Schritt in die r ichtige Richtung, und Arist ide  Briands 
Europaplan sk izz ierte  den Rahmen, in dem einer deutsch-französischen A ussöh
nung D auer  hätte verliehen w erden  können, aber das Konzept einer europäischen 
Föderation  w ar  zu ambition iert  und angesichts der machtpolit ischen R ivalitäten 
und des latenten M ißtrauens zu vielen Verdächtigungen ausgesetzt. „Das gegen 
wärt ige  E uropa“ , so schrieb Bernhard von B ü low  im A ugust  1929, „ist gestaltet 
durch  die Friedensverträge, die die A ll i ie rten  einseit ig geschaffen haben, und sein 
C h arak te r  w ird  zum  großen Teil bestim m t vom V ölkerbund, den ebenfalls d ie A l 
li ierten nach ihren W ünschen  geformt haben und in dem sie noch im m er aus
sch laggebend sind. Selbstredend w ünschen  sie ein P aneuropa nur, wenn sie in d ie 
sem ebenfalls die Vorherrschaft bes itzen .“7 Es bedurfte  also nicht der W e ltw ir t 
schaftskrise, um der Europa-Idee den Garaus zu machen.

D er aus der polit ischen ebenso w ie der ökonom ischen  Weltkrise geborene A u f 
stieg des N at iona lsozia l ism us und der D urchbruch  des Dritten Reiches zu r  eu ro 
päischen H egem on ia lm ach t  bewies nun etwas ganz anderes. Er zeigte, daß es eine 
Illusion gewesen war, ein europäisches S icherhe itssystem  ohne die U S A  und ohne 
Rußland aufbauen zu wollen . F rankreich  fehlte die ökonom ische Kraft und der 
polit ische W ille , Deutschlands A ufst ieg  entgegenzutreten , und G roßbritann ien  
versuchte, -  in Europa und in Asien zug le ich  herausgefordert - ,  die Kosten eines 
neuen Rüstungsw ett lau fs  e inzudäm m en . Es wandte  sich im Zeichen des A ppease
ment einer Rea lpo li t ik  zu, die H it lers  maßloser G roßraum pohtik  die Schleusen 
öffnete8. H it ler  hatte die machtpolit ische H erausforderung , die die U SA  und die 
U d S SR  für Europa darstellten, durchaus begriffen. Er stemmte sich der d rohen 

6 L u d o l f  H e rb s t ,  Der Krieg und die Unternehmensstrategie deutscher Industrie-Konzerne
in der Zwischenkriegszeit , in: Die deutschen Eliten und der Weg in den Zweiten Weltkrieg, 
hrsg. von M art in  B ro sza t , K lau s  S c b w a b e  (München 1989) 7211.

H a n s - J ü r g e n  S ch r ö d e r ,  Deutsche Südosteuropapolitik 1929-1936. Zur Kontinuität deut
scher Außenpolit ik in der Weltwirtschaftskrise, in: GG 2 (1976) 5 ff. (Zitat S. 14). 
s B e r n d - J ü r g e n  Wendt,  Die englische Polit ik des Appeasement in den dreißiger Jahren und 
ihre Beurteilung in der Geschichtswissenschaft, in: Die große Krise der dreißiger Jahre. Vom 
Niedergang der Weltwirtschaft zum Zweiten Weltkrieg, hrsg. von G e rh a r d  S chu lz  (Göttin
gen 1985) 233 ff.
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den M ed ia t is ie rung  Europas entgegen, tat dies aber nicht im Interesse Europas, 
sondern im Interesse deutscher G roß- und Weltmachtp läne. Er scheiterte , we i l  er 
die Ressourcen  Deutschlands und Europas überschätzte  und weil  er jene P r inz i
pien frontal herausforderte , die List und Tocqueville  als konst itu t iv  für  jede eu ro 
päische Se lbstbehauptung angesehen hatten. Er sch lug sich nicht einfach nur auf 
die Seite der Diktatur, der U nfre ihe it  und des D ir ig ism us, sondern  rad ika l is ier te  
diese Prinz ip ien  durch den Geist barbarischer Inhum anitä t  in einem solchen 
M aße, daß Deutschland Ruß land  für Jah re  das Banner der an tiw est l ichen , gegen 
die  W ertor ient ierung der at lant isch-französischen Revo lu tion  und gegen die  b ü r 
gerliche Gesellschaft gerichteten Gegenm acht abnahm 9.

In den U S A  w u rde  die nationalsozia l is t ische H erausfo rderung  früher  ange
nom m en als in Europa, und ihr w u rd e  dort prinzipieller , w enn  man w il l ,  ideo lo 
g ischer begegnet als in den europäischen Nationalstaaten , die sich e iner nach dem 
anderen von H it le r  überrum peln  l ießen und mit A usnahm e des durch  seine Insel
lage begünstigten G roßbr itann ien  d irek t  in die nationale Katastrophe steuerten. 
Schon 1934 bezog der am er ikan ische Außenmin ister ,  C orde i l  H u ll ,  im Reciprocal 
Trade A greem ent Act die ökonom ische Gegenposit ion  zu Schachts neuer  A u ß en 
handelspolit ik .  1937 form ulierte  Rooseve lt  auch die polit ische G egenposit ion , in 
dem er die Q uaran täne  der tota l itären Staaten zur  M ax im e am er ikan ischer  A u ß en 
po l i t ik  machte, in se inem H ande ln  zunächst freil ich noch gebrem st durch die 
N eutra l i tä tsgesetzgebung des am erikan ischen Kongresses. Daß G roßbritann ien  
den A nstu rm  H it ler-D eutsch lands überstand, hat es Rooseve lt  zu verdanken , dem 
es in ebenso zäher  w ie  taktisch geschickter A nstrengung  gelang, das am er ikan i
sche Sicherheits interesse zu w ecken  und es vor den Wagen e iner p o l i t isch - ideo lo 
gischen Konfrontation zu spannen, die er -  ähnlich übrigens w ie  C hurch i l l  -  ganz 
existentiell  begriff. Für ihn stand nicht w en iger  auf dem Spie l als der Fre iheit  eine 
D ase insm öghchkeit  auf der Erde zu  erhalten und dem A m er ican  W ay  of Life die 
G rund lage  zu s ichern10.

Die Gegnerschaft der U S A  gegen die totalitären Staaten m ündete  in den Ent
w u rf  e iner neuen ökonom ischen  und polit ischen W eltordnung, d ie in Bretton 
W oods und in San Francisco noch w ährend  des Krieges Gesta lt  annahm. Die 
U dS SR  w urde  in diese W e lto rdnung  e inbezogen und ihre Ö ffnung  für die P r in z i
p ien der A t lan t ik -C ha rta  vorausgesetzt. Diese Prämisse für Roosevelts  „one 
w o r ld “ ging bekanntl ich  nicht in Erfü llung. Die U dS SR  trat 1945 aus dem  ideolo 
gischen Schatten des besiegten „Dritten Reiches“ hervor und w u rd e  nun zum 
B annerträger  des Gegenprinzips . D er säku lare  Gegensatz  zw ischen  D em okrat ie  
und  D iktatur , zw ischen  F re ihandel und  D ir ig ism us, zw ischen  Ö ffnung  und  A b 
sch ließung, zw ischen  Se lbstbest im m ung und Fremdherrschaft,  der  d ie Frontste l-

9 Eberhard Jäckel, Hitlers Weltanschauung. Entwurf einer Herrschaft (Tübingen 1969); 
ders., Hitlers Herrschaft, Vollzug einer Weltanschauung (Stuttgart 1986); Andreas Hillgru- 
ber, Der Faktor Amerika in Hitlers Strategie 1938-1941, in: Aus Polit ik und Zeitgeschichte 
19 (1966) 3 ff.
10 Charles P. Kindleberger, Die Weltwirtschaftskrise 1929-1939 (München 1973); Robert 
Dallek, Franklin D. Roosevelt and Amcrican Foreign Policy 1932-1945 (New York 1979).
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lung der U S A  gegenüber dem Dritten Reich bestimmt hatte, ver lagerte  sich nun 
auf das Verhältnis der  USA zur  Sow jetun ion . Im Kalten Krieg nahm jener  A n t 
agon ism us auf der Basis der Teilung der Welt Gesta lt  an, den List und Tocqueville  
mit dem Ende jeg l icher europäischer Se lbstbehauptung gle ichgesetzt hatten11. 
Doch das Gegenteil trat ein. Die Teilung Europas in eine sowjetische und eine 
am er ikan ische M achtsphäre  w urde  zu r  G eburtsstunde der europäischen Eini- 
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gen, weil  sie mit der N o tw end igke i t  konfrontiert  waren , ihren M achtbere ich  ge
gen die sowjetische H erausforderung zu sichern und weil  sie die ökonom ische 
Kraft und die polit ische Weitsicht besaßen, dies mit jenen P r inz ip ien  zu  versu 
chen, denen sie sich seit dem U n abhäng igke itsk r ieg  verpflichtet fühlten. Die R e 
g ierung in W ashington transferierte nun jene P r inz ip ien  nach Europa, die List und 
Tocquevil le  als M itte l europäischer Se lbstbehauptung empfohlen hatten. Sie 
konnte dabei auf die U nters tü tzung  der europäischen Födera t ionsbew egung z äh 
len, die im W iderstand  gegen Hit lers  Europa neue Kraft und neue Erkenntnisse 
gewonnen  hatte12.

Europa, so lautete die w ichtigste  neue Einsicht der Resistance, mußte  n icht nur 
föderiert werden , we i l  der Rahm en des Nationa lstaates  zu eng gew orden  und  weil  
Europa sich nur als gem einsam er M ark t  ökonom isch  und als Bundesstaat p o l i
tisch zw ischen  den Superm ächten  zu behaupten vermochte, sondern auch weil 
Deutschlands ökonomisches Potentia l und seine polit ische Unberechenbarkeit  
nur durch  gem ein-europäische E inrichtungen e ingedäm m t und entschärft werden  
konnten . N u r  eine europäische „B undeso rdnung“, so hieß es in der Reso lut ion  
eines Resistance-Kongresses, der im Ju l i  1944 in der  Schweiz  zusam m enkam , 
könne „die Teilnahme des deutschen Volkes am europäischen Leben gestatten, 
ohne daß es zur  Gefahr lü r  andere V ö lke r“ würde . Ein Kongreß, den die „Union 
Européenne des Fédéra l is tes“ im A ug us t  1947 in M ontreux  abhielt , empfahl gar 
die „V erw ertung“ des deutschen Industriepotentia ls  und der deutschen B oden 
schätze „zum  N utzen  der europäischen G em einschaft“ . Die M ontan industr ie  an 
Saar, R u h r  und Rhein  sollte den A usgangspun k t  für eine europäische G esam tlö 
sung b ilden, die nach und nach auch die anderen europäischen Staaten e inbez ie
hen würde . A ls M oto r  der Verein igung stellte man sich eine Wirtschaftsbehörde 
vor, an die ein Teil der staatlichen Souveräm tätsrechte  abzugeben sei und die z u 
g leich als erster Schritt  auf dem Wege zu e iner umfassenden Föderation  verstan
den w u rd e 1-’.

11 Wilfried Loth, Der .Kalte Krieg1 in der historischen Forschung, in: Der Westen und die 
Sowjetunion, hrsg v. G ottfried Niedbart. (Paderborn 1983) 155 ff.; John Lewis Gaddis, The 
United States and the Origins of the Cold War (New York 1972); Daniel Yergin, Shattered 
Peace. The Origins of the Cold War and the National Security State (Boston 1977).
12 Walther Lipgens (Hrsg.), Documents on the History of European Integration, Bd. 1 (Ber
lin 1985); ders., Die Anfänge der europäischen Einigungsbewegung 1945-1950 (Stuttgart
1977) 17 ff.
13 Europa. Dokumente zur Frage der europäischen Einigung, hrsg. im Auftrag des AA,
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Mit diesem Vorschlag war  eine weitere  Sch lußfo lgerung aus den M ißerfo lgen  
der europäischen E in igungsbestrebungen gezogen w orden : Die Schwelle  für den 
Eintritt in die E in igungspo lit ik  w urde  abgesenkt. N icht der große polit ische Ent
w urf  einer europäischen Bundesverfassung sollte am Anfang stehen, sondern ein 
vergle ichsweise anspruchsloser pragm atischer  Schritt im ökonom ischen  Bereich, 
der darüber  hinaus den Vorteil hatte, überw iegend  aus der K onkursm asse  des be
siegten Deutschland bestritten w erden  zu können. Ganz ähnlich dachte man sich 
das Procedere in Washington. So verband die am erikan ische R eg ie rung  ihr durch 
A ußenm in ister  M arsha ll  am 5. Jun i  1947 verkündetes H ilfsp rogram m  für Europa 
mit der Bed ingung, daß die Empfängerländer von M arsha llp lanhilfe  sich in einer 
gemeinsamen W irtschaftsbehörde zusam m ensch lössen  und ihre A ufbaup läne ko 
ordin ierten . Zugleich w urde  ['’rankreich und G roßbritann ien  die Zusage abgerun 
gen, Westdeutschland e inzubez iehen  und der Errichtung eines westdeutschen 
Staates z u z u s t im m en 14.

Das Beharrungsverm ögen nationalstaathchcr Interessen erwies sich freilich 
schon bei d iesem ersten Versuch als größer, als in W ashington angenom m en 
worden  war. Die britische R eg ierung setzte durch , daß die neue Behörde, die 
O E E C , die im April 1948 aus der  Taufe gehoben wurde , nicht auf sup ranat iona
ler, sondern auf kooperat iver G rund lage  errichtet w urde  und mehr einem s tänd i
gen europäischen Kongreß glich als einer Behörde. Andererse its  ge lang es Wa
sh ington in zähem Ringen mit den europäischen Regierungen im Rahm en der 
O E E C  einer w irtschaftlichen L ibera l is ierungspo lit ik  die Bahn zu brechen, die 
W esteuropa handelspolit isch integr ierte , die w ichtigsten europäischen W ä h ru n 
gen konvertibel machte und die D urchsetzung m arktw ir tschaft l icher  Prinzipien 
erleichterte. Dam it w urden  die wesentl ichsten G rund lagen  für das rasante W ir t 
schaftswachstum der westeuropäischen Volkswirtschaften in den 50er fahren ge
schaffen15.

N icht gelöst w ar  h ingegen das innereuropäische S icherheitsproblem , nämlich 
die dauerhafte  E inb indung Westdeutschlands in europäische Institutionen, die 
eine Kontrolle seines ökonom ischen  Potentia ls  und die Entschärfung seiner na t io 
nalpolit ischen A m bitionen er laubt hätte. Die O E E C , an der die B undesrepub lik  
maßgeblich m itw irk te , schien h ierzu aufgrund ihrer ledig lich kooperat iven  M e
chanismen nicht m der Lage zu sein.

Bd. 1 (Bonn 1962) 103 ff., 117 f.; Vgl. Ludolf Herbst, Das Deutschland-Problem und die A n
fänge der europäischen Integration, in: Nationale Identität und Europäische Einigung, hrsg. 
v. Michael Salewski (Göttingen 1991) 32 H.
14 John Cimbel, The Origins of the Marshall Plan (Stanford 1976) 179ff.; The Marshall Plan 
and Germanv. West German Development within the Framework of the European Recovery 
Program, ed. bv Charles S. Maier, Günter Bischof (New York 1991).
13 Ernst IE van der Beugel, From Marshall Aid to Atlantic Partnership. European Integra
tion as a Concern of American Foreign P o h c y  (Amsterdam 1966) 129 ff.; Alan S. Mihvard, 
The Reconstruction of Western Europe 1945-51 (Wcstport/Gonn., London 1984) 61 ff; Im a -  
nuel Wexler, The Marshall Plan Revisited. The European Recovery Program in Economic 
Perspective (London 1983); Christoph Buchheim, Die Wiedereingliederung Westdeutsch
lands in die Weltwirtschaft 1945-1958 (München 1990).
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Der Anstoß , dieses Problem in einem erneuten A n lau f  zu lösen, g ing ebenfalls 
von W ashington aus, traf sich aber mit dem Sicherheitsinteresse Frankreichs und 
der k leineren west l ichen  N achbarn  Deutschlands auf halbem Wege. Zugle ich bot 
die  in M ontreux  formulierte  Strategie der Europaföderalisten A n k nü p fu n gs 
punkte . Die unterschied lichen Pohtik l in ien  trafen sich m Robert  Schumans Vor
schlag vom 9. M ai 1950, eine europäische M ontanbehörde  mit supranationalen  
Struk turen  zu errichten, aus dem die „Europäische Gemeinschaft für Kohle und 
Stah l“ hervorging. Die Gründe, die den französischen A ußenm in is te r  zu diesem 
Schritt veran laßten , hat Schuman 1953 in einem Art ike l  für die Zeitschrift „For
eign Affa irs“ dargelegts : Aus französischer Perspektive wies die europäische Inte
gration 1949 trotz aller Fortschritte , die erreicht w orden  waren , erhebliche M än 
gel auf. Die polit ische und die m il itärische Integration hatte mit der G ründung  des 
E uroparats und der N ATO wie zuvor schon die ökonom ische Integration m der 
O E E C  nur zu kooperat iven Formen der Z usam m enarbe it  geführt. Sie ließ die na
t ionalstaatlichen Souveränitätsrechte ihrer M itg l ieder  unberührt. Dieses System  
bot nicht die Gewähr, die B undesrepub lik  w irk sam  zu binden und an e iner R ü ck 
kehr zu r  trad it ionellen M achtpo l i t ik  zu hindern. U m  den Fehler von Locarno 
nicht zu w iederho len , habe die französische Regierung daher „die Schaffung so 
enger organischer  Verbindungen unter den europäischen N at ion en “ ins A uge  g e 
faßt, „daß keine deutsche Regierung diese sprengen könn te“ 16.

D er Versuch gelang. Die M ontanun ion  unterw arf  die  deutsche Schwer industr ie  
der gemeinsamen Kontrolle. Frankreich , Italien und die Benelux länder  hatten 
h ierfür nur den relativ  niedrigen Preis der E inbr ingung ihrer Schwer industr ie  m 
die  Gemeinschaft zu zahlen. Das größere  Potentia l befand sich ja auf der deu t
schen Seite. Die M ontanun ion  sollte nur der  erste Schritt zu einer umfassenderen 
Integration sein, der Teil integration auf e inem Sektor sollte die stufenweise zu e r 
reichende Gesamtintegrat ion  folgen. Zahlreiche Pläne w urden  erörtert, die diese 
funktionalist ische Integrationsstrategie  deutl ich  machen. So dachte man daran, 
supranationale  Behörden auch für die Landw irtschaft ,  für die Verkehrswirtschaft 
und die Verteid igung zu schaffen. Die Sektor in tegration  sollte schließlich durch 
einen gemeinsamen M ark t  und eine polit ische Gemeinschaft üb erw ö lb t  werden. 
Aus all dem w urde  nichts, weil  F rankreich  aus einer innen- und außenpolit ischen 
Entscheidungsnotlage heraus im O ktober  1950 mit dem Pleven-Plan die m il i tä r i
sche Frage aufwarf  und die Schaffung einer Europäischen V erte id igungsgem ein
schaft unter E inbeziehung deutscher T ruppenkontingen te  vorschlug. Der Krieg 
lag aber noch nicht lange genug zurück , als daß man den Europagedanken mit der 
W iederbew affnung Deutschlands hätte verb inden dürfen. Der Plan e iner E uro
päischen Verte id igungsgemeinschaft riß daher die anderen Pläne mit in den Ab-

l(’ R o b e r t  S c h u m a n , France and Europe, in: Foreign Affairs (April 1953) 349ff.; vgl. l . u d o l j  
H erb s t ,  Die zeitgenössische Integrationstheorie und che Anfänge der europäischen Einigung 
1947-1950, in: VfZ 34 (1986) ( 6 fff.
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grund. Led ig l ich  der G edanke eines gemeinsamen M ark tes  überlebte das Desaster 
und  w u rde  in den Röm ischen Verträgen 1957 rea l is ie r t17.

D ie  Europäische Wirtschaftsgemeinschaft  steht im Schn ittpunkt von alten und 
neuen E ntw ick lungsl in ien . In ihr setzte sich die deutsch-französische A ussö h 
nung fort, die mit der M ontanun ion  begonnen w orden  w ar  und deren e igent l i
chen Erfolg ausmachte. A uch  f inden w ir  den G edanken einer Entschärfung des 
deutschen Problems durch d ie inst itu t ione ile  supranationale  Integration h ier w ie 
der. G roßbr itann ien  blieb aus ähnlichen E rw ägungen  außerhalb  der G em ein 
schaft, w ie  sie bereits für sein Fernb le iben  von der M ontanun ion  geltend gemacht 
w orden  waren . London hatte Rücks ichten  auf das C om m onw ea lth  zu nehmen. 
G roßbr itann ien  definierte seine Ro lle  auf der Basis der special re lat ionship  zu den 
U S A  und seiner atomaren B ew affnung zudem  eher als Großm acht, denn als eu ro 
päische M acht  mittleren Zuschnitts. Von diesem Selbstverständnis her schien es 
ausgeschlossen, daß sich G roßbr itann ien  e iner supranationalen  S t ruk tu r  un ter 
werfen würde . Die A nnäherung  G roßbritann iens an die Sechser-Gemeinschaft er
folgte daher erst A nfang der 60er Jah re ,  als e rkennbar  w urde ,  daß der  supranat io 
nale G edanke auch im gaull ist ischen Frankreich  auf H indern isse  st ieß. Sie verzö 
gerte sich dann freilich um  nahezu ein Jahrzehnt , weil  General de Gaulle  die Sech
sergemeinschaft für Frankreichs G roßm achtpo l i t ik  zu lunkt iona l is ie ren  suchte 
und G roßbritann ien  den Zutr itt  verwehrte .

De Gaulle  wies der Gemeinschaft mit seinem Konzept eines „Europa der Vater
länder“ den Weg zu einer neuen Sym b iose  des N at iona lstaatspr inz ips mit dem In
tegrat ionsgedanken , die mit e in igem Recht als „rescue of the nation-sta te“ begrif 
fen w orden  is t18. Zugleich suchte er A nsch luß  an den G edanken der  Selbstbe
hauptung Europas zw ischen den Superm ächten  und w ar  deshalb bestrebt, auf D i
stanz zu den U S A  zu gehen, ohne freilich an der Z ugehörigkeit  der  Sechser-Ge- 
meinschaft zum  Westen zu rütteln . Die A usg renzung  G roßbritann iens w ar  z u 
gle ich eine Absage an K ennedys Idee e iner „atlantischen Partnerschaft“ zw ischen 
den U S A  und Westeuropa, zw ischen  der „neuen“ europäischen und der „alten 
am er ikan ischen U n io n “, w ie  d ieser am 4. Ju l i  1962 formulierte. De Gaulle  be
fürchtete, daß der Beitr itt  G roßbritann iens den Beitritt  anderer europäischer  S taa
ten zu r  Folge haben werde , w odurch  Europa seinen Z usam m enhalt  verlöre. D a 
durch  w erde  es schließlich „zu e iner r iesengroßen atlantischen Gemeinschaft in 
am er ikan ischer  A bhäng igke it  und unter am er ikan ischer  F ührung kom m en , die 
die  Europagemeinschaft  aufsaugen w ü rd e “ . Der „ganze U n te rsch ied“, so meinte 
C ouve  de M urvi l le ,  bestehe „zw ischen einem atlantischen Europa und einem eu 
ropäischen E uropa“ 19.

De Gaulle  gab seinen W iderstand  gegen die E rw eiterung der Gemeinschaft  am

17 Vom Marshallplan zur EWG. Die Eingliederung der Bundesrepublik Deutschland in die 
westliche Welt, hrsg. v. L u d o l f  H e r b s t  u. a. (München 1990) 257 ff.; ders . ,  Option für den We
sten. Vom Marshallplan bis zum deutsch-französischen Vertrag (München 1989).
18 Alan S. M i lw a r d ,  The European Rescue of the Nation-State (London 1992).
19 Zit. nach A lfr e d  Grösser ,  Das Bündnis. Die westeuropäischen Länder und die USA seit 
dem Krieg (München 1978) 282, 290.
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Ende seiner Reg ie rungsze it  auf, und sein N achfolger  im Präsidentenamt, Georges 
Pom pidou , setzte die N ord -E rw e ite run g  der Gemeinschaft durch. Die französ i
sche Po lit ik  w u rde  dabei nicht zu le tz t  von dem Kalkül geleitet, den w estdeu t
schen Wirtschaftsriesen mit einer Art  neuer entente cordiale  unter Kontro lle  zu 
halten. Zudem  w ollte  Paris die Se lbstbehauptungskräfte  Europas einem A m er ika  
gegenüber stärken, auf dessen Beistand man z w a r  angewiesen  war, dem man aber 
gerade deswegen geschlossen gegenüber  treten müsse. Die Europäische G em ein 
schaft g ing in die Phase der N o rd -  und der ihr fo lgenden Süderw e ite rung  jedoch 
ohne polit ische S trukturen , die es ihr er laubt hätten, „mit einer e inz igen  S t im m e“ 
zu sprechen. H ieran  hat sich bis heute nichts geändert2 .̂

D ie Chance , in Westeuropa zu einer polit ischen U n io n  zu kom m en , w urde  be
reits A nfang der 50er Jahre  vertan. D er ökonom ische  Koloß der Europäischen 
Gemeinschaft, der m it  e iner Bevö lkerung von 324 M il l ionen, mit e inem Ante i l  an 
der W eltw irtschafts le is tung von 23 Prozent und am Weltexport von 34 Prozent im 
Jahre  1987 durchaus ebenbürtig  neben den großen Wirtschaftsriesen U S A  und So
w je tun ion  stand, blieb polit isch ein Zwerg . Es gelang nicht, das Nationa lstaats-  
prinz ip  zu überw inden , vie lmehr diente die europäische Integration den en tkräf
teten Nationa lstaaten  als N ähr lösung  und w u rde  ihrer Regenerat ion d ienstbar ge 
macht. F rankreich  und G roßbritann ien  g ingen in d ieser E ntw ick lung voran, und 
Deutschland w ird  ihr folgen, nachdem es mit der W iedervere in igung sow oh l die 
Souveränität  als auch die H and lungsfre ihe it  nach O sten  zurücker langt  hat. Ob 
aus dem  „Europa der  Vaterländer“ noch ein Vaterland Europa w ird ,  mag die Z u 
kunft zeigen. Die Chancen  dafür stehen schlecht.

Der E uropabew egung , die mit der Paro le  „im Westen beg innen“ 1947/48 die 
gesam teuropäische Perspektive aufgab, fand in O steuropa zunächst keine Entfal
tungsm ög lichke iten . D er E uropagedanke w urde  von der  sowjetischen H egem on i-  
a lmacht als „ imperia l is t isch“ gebrandm arkt, und sie unterband alle Bestrebungen, 
die darauf  abzielten, übergre ifende polit ische oder ökonom ische R eg io na ls truk tu 
ren zu schaffen. So vereitelte Stalin die B em ühungen  der  tschechischen und po ln i
schen Exilreg ierungen , im Z usam m enw irken  mit G roßbr itann ien  an Formen ko l
lekt iver S icherheit  anzuknüpfen , w ie  sie A nfang der 30er Jahre  ohne viel Perspek
tive un ter  dem Begriff „O stpak tsys tem “ d iskutier t  worden  waren . Ebenso erfo lg
reich hat Stalin  die Pläne Dimitroffs und Titos konterkar ier t ,  einen „B a lkan bun d“ 
zu errichten. M odell  für die zw ischenstaatl ichen B ez iehungen  im O stb lock  wurde 
ein strenger polit ischer und ökonom ischer  B ilatera lismus, m dessen Zentrum  
M oskau  s tand21.

Erst Ende der 50cr/Anfang der 60er Jahre  kam  im O stb lock  eine R efo rm d is 
kussion in Gang, die von den Erfolgen des westeuropäischen Integrationsmodells

20 L u d o l f  H erb s t ,  Die Bundesrepublik in den Europäischen Gemeinschaften, in: Die Ge
schichte der Bundesrepublik Deutschland, hrsg. v. Wolf g a n g  B enz ,  Bd. 2 (Frankfurt a.M. 
1989) 210 ff.
21 J e n s  Hacker ,  Der Ostblock. Entstehung, Entwicklung und Struktur 1939-1980 (Baden- 
Baden 1983) 41 ff.; Z b i g n i e w  K. B rzezinsk i ,  The Soviet Bloe. Unitv and Conflict (rev. and cd. 
Cambridge 1967) 3 ff., 456 ff.
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s t im ulier t  wurde . M an  bemerkte , daß die w irtschaftl iche Integration in W esteu
ropa die W idersprüche  des kapita l istischen Weltsystem s nicht vermehrte, sondern 
verminderte . U m  im W ettkam pf der System e nicht zu unter l iegen, übernahm  man 
den Begriff der „Integrat ion“ ins eigene Vokabu lar  und versuchte, eine dem p lan 
w irtschaft l ichen  M odell  entsprechende Form internationaler  Arbe its te i lung  zu 
schaffen. A ls institutioneller  Rahm en h ierfür diente der von C hru sch tschow  1959 
reformierte  und von Stalin 1949 als Gegenm odell  gegen die O E E C  gegründete 
„Rat für Gegenseit ige W irtschaftsh ilfe“ . Der Versuch, mult i la tera le  Elemente der 
Z usam m enarbe it  zu entw icke ln , scheiterte allerdings. Er war nicht mit dem p lan
w irtschaft l ichen  M odell  zu vere inbaren , und er stieß auf den nationalstaatlichen 
Behaup tungsw il len  Rum äniens. A ußen -  und s icherheitspolit isch abhäng ig  von 
der U dSSR , entdeckte Rum änien  in der nationalstaatlichen P lanungshoheit  für die 
e igene Volksw irtschaft  eine Form  der  Souveränität , die sich gegen die H egem on i-  
a lansprüche der U dS SR  durchsetzen  ließ. Die U nm öglichke it ,  im p lanw irtschaft-  
lichen System  zu realistischen Preisen und zu m arktw irtschaft l ichen  Verhältnissen 
zu gelangen, einerseits und die Beharrungskräfte  nationalstaatl ichcr P lanungsau 
tonom ie und P lanungsbürokrat ie  andererseits  bezeichnen das D ilem m a soz ia l is t i 
scher Integration. Es konnte  im „K om plexprogram m “ von 1971 zw ar  für einige 
Zeit durch einen F lerrsehaftskom prom iß  überdeckt, aber nie w irk l ich  gelöst w e r 
den. H ier  liegt einer der G ründe für den ökonom ischen  Z usam m enbruch  des O s t 
b locks22.

Die E uropabew egung kann sich nun infolge der Veränderungen in O steuropa 
seit 1989 erneut auf ihre paneuropäischen G rundlagen besinnen. Besonders gut 
gerüstet ist sie dafür nicht, und polit ischer Elan ist nicht zu bemerken. D er R ü c k 
zug  Ruß lands aus Europa ist bereits vollzogen, und die U SA  können sich dieser 
Rückzugsten den z  jederzeit  anschheßen. Dann w ird  sich zeigen, ob der Reiter, den 
die U S A  1948 in den Sattel hoben und dessen Pferd die Peitschenhiebe der So w je t 
un ion  zum  Laufen brachten, w irk l ich  zu reiten vermag. Viel Zeit zum  Ü ben  w ird  
nicht bleiben; denn in Ruß land  form iert  sich eine H erausforderung , die jener zu 
ähneln  scheint, die  in den 30er Jahren  von Deutschland ausging. Es ist zu hoffen, 
daß Europa d iesmal die H erausfo rderung  besteht.

22 A d a m  Zwass, Der Rat für Gegenseitige Wirtschaftshilfe 1949 bis 1987. Der dornige Weg 
von einer politischen zu einer wirtschaftlichen Integration (Wien 1988); dazu L u d o l f  H erb s t ,  
.Die DDR und die wirtschaftliche Integration des Ostblocks in den sechziger Jahren, in: 
Wirtschaftliche Folgelasten des Krieges in der SBZ/DDR, hrsg. von C h r i s t o p h  B u c h h e im  
(Baden-Baden 1995) 363 ff.
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Verände rung  d e s  Staat ens y s t ems w e r d en ,  u n d  zw a r  im  Sinne e i ne s  B ew uß t s e i n s 
wande l s ,  d e m  e in e  Vert i e fung u n d  I n t e n s i v i e ru n g  d e r  i ns t i t ut i one l l en Abs i ch e rung  
e i n e r  a u s g e w o g e n e n ,  ko op e r a t i v en  S t aa t en o r dn un g  f ü r  Europa un t e r  d en  B ed i n 
g u n g e n  m o d e r n e r  Ver f l e chtung u n a b w e i s b a r  er s che int .  Dies w ü r d e  d e n  Üb e r ga n g  
v o m  t rad i t i one l l en  G l e i c h g ew i ch t sd enk en  zur  Au f gab e  d e r  S ch a f f ung  e i n e r  a u s g e 
w o g e n e n  B inn en s truktur  f ü r  d i e  eu r op ä i s c h e  In t e g ra t i o n  b e z e i c h n e n  u n d  w e i t e r e  
U nte r su chun g e n  e r f o rd e rn  -  s o w o h l  d e r  konkr e t en  Prozes se  u n d  konzep t i on e l l e n  
Erör t e rung en ,  d i e  s o l c h em  Üb e r ga n g  d e n  Weg b e r e i t e t en ,  als au ch  d e s  For tb e s t e 
h e n s  v o n  t radi t i one l l en ,  au f  d e n  s o uv e rä n e n ,  u n a b h ä n g i g  ha nd l u n g s f ä h i g e n  Staat  
o r i en t i e r t en  G l e i c h g ew i ch t s v o r s t e l l u ng en .  In  j e d e m  Fall g e h ö r e n  d i e s e  Frag en zu 
d e r  e r n eu t e n  kri t i schen Diskussion ü b e r  das G l e i c h g ew i ch t sp r o b l em ,  w i e  sie e t w a  
im AHR-Forum v o m  J u n i  1992 -  s i e h e  AHR 97 (1992) 683-735 -  o d e r  in Paul  
Schwede ) ' ,  Hi st or i c al  r e ah t y  vs. n e o rea l i s t  t heory ,  in: In t e rna t i ona l  Se cur i ty  19 
(1994) 108-148, Kon t u r e n  g ew inn t .

Zu den histor ischen Begriffen, die ihren ursprüng lichen  Bedeutungsinha lt  im 
Verlauf der europäischen Geschichte ver lieren, gehört die U n iversa lm onarch ie2. 
U rsprüng l ich  w urde  darunter  die polit ische Z usammenfassung der ganzen 
M enschheit  seit der A n t ike  verstanden. Wegen der syn on ym en  B enutzung der Be

1 Ausführlicher habe ich hierzu Stellung genommen in: Wolf D. Grüner ,  Europäische Ge
schichte und Kultur: Kontinuitäten und Brüche, Grundprobleme, Modelle und Perspekti
ven, in: B u n d e s z e n t r a l e  f ü r  P o l i t i s ch e  B i l d u n g  (Hrsg.), Arbeitshilfen für che Politische Bil
dung: Lernen für Europa (Bonn 1994) 13-38.
2 Vgl. hierzu u. a. Franz B o sba cb ,  Monarchia Universalis. Ein politischer Leitbegriff der frü
hen Neuzeit (Göttingen 1988).
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griffe Europa und z ivil is ierte  Welt berührten sich U n iversa lm onarch ie  und 
Reichsidee in der Realität. M it  dem Machtverfall von Kaiser und Reich  und der 
A usb i ldung  eines Europas der Staaten seit dem 14. Jahrhundert  büßte der Begriff 
seine ursprüng liche Bedeutung ein und wurde als Z ie lsetzung eines Staates ver
standen, der eine Vormachtrolle  in Europa anstrebte. So sprachen die Zeitgenos
sen im 16. und 17. J ah rhundert  von der Spanischen Universa lmonarch ie . D er Ver
such der Elabsburger, das Reich zu einem dynastischen, von W ien  regierten E in
heitsstaat um zugesta lten , w urde  ebenfalls als Streben nach U n iversa lm onarch ie  
verstanden, das bekämpft werden  mußte. Auch die Bestrebungen Lu dw igs  XIV. 
oder  N apo leons I. w u rden  als Griff nach der Universa lmonarchie  bewertet. Im 
Laufe der Jah rhunderte  hatte sich ein positiv-neutraler Inhalt zu einem N egat iv 
begriff mit neuem Wortfeld verärfdert. Verschiedene europäische E in igungspläne 
hatten daher auch zum  Ziel, Europa in einer hündischen und nicht in e iner univer- 
sa lm onarch isch-hegem onia len  Form zu organisieren und zu einen. A m  Ende der 
napoleonischen Kriege brachte der Göttinger Historiker Heeren  das Spannungs
verhältn is von H egem onie  und Gleichgewicht auf den Punkt als er mit B lick  auf 
die europäische S taatenordnung schrieb: „Das Wesen dieses Staatensystems oder 
Inbegriffs un tere inander  versch lungener  Staaten besteht darin, daß es ein freyes 
System , d[as] i[st] ein Inbegriff von Staaten ist, die sich bey  aller äußern  und in- 
nern Ungle ichheit  dennoch wechselse it ig  als frey und unabhängig  von e inander 
betrachten, und  diese Frey heit und Unabhängigkeit  aufrecht erhalten wollen. 
D ieß ist es, was die Kunstsprache der Polit ik  sonst das Sys t em d e s  G l e i c h g ew i ch t e s  
nannte; dessen w ah rer  Werth sofort in die Augen fällt [ . . . ]  Europa hat den Ver
such mit dem entgegengesetzten Sys t em,  dem e ines v o r h e r r s c h e n d e n  Staats,  oder, 
w ie  man es sonst nannte, einer Univ er salmonarchi e ,  gemacht und w ird  ihn 
schwerl ich  erneuern w o l len .“3

Ebenso w ie  nach den Kriegen der Revolution und Napoleons suchte Europa 
vor und nach m il itär ischen Konflik ten und nach Krisen des Systems nach O rd 
nungsm odellen , die den Frieden auf Dauer  zu sichern m der Lage sein würden . 
A ls  M itte l  gegen den U n iversa lanspruch  eines Staates, gegen eine U n ive rsa lm on 
archie  en tw icke lte  sich die Idee des Gleichgewichtes. Bis in die G egenwart ist es 
zu einem festen Bestandteil der Sprache der Politik geworden4. Seit dem ausge
henden 16. Jah rhundert  fand die Gleichgewichtsidee zunehmend Eingang in den 
polit ischen Sprachgebrauch. U rsprüng l ich  wurde dieser Begriff als „b ilancia“ im 
Italien der  Renaissance en tw icke lt  und sollte als Mittel der Polit ik  unter den ita lie
nischen Staaten Frieden und Ruhe verwirklichen. Bis in das ausgehende '16. Jahr-

J A rno ld  H e r rm a n n ,  L u d w i g  H e e r e n ,  Der Deutsche Bund in seinen Verhältnissen zu dem 
europäischen Staatensystem; bey Eröffnung des Bundestages dargestellt (Göttingen 1816) 11.
4 Vgl. hierzu mit weiterführender Literatur H einz  D uchba rd t ,  Gleichgewicht der Kräfte, 
Convenance, Europäisches Konzert (Darmstadt 1976); Hans Fensk e , Gleichgewicht, Balance 
(Historische Grundbegriffe 2, Stuttgart 1975) 959-996; Wolf D. G rü n e r  (Hrsg.), Gleichge
wicht in Geschichte und Gegenwart (Hamburg 1989); Klaus Müller,  Die Idee des europäi
schen Gleichgewichts in der frühen Neuzeit , in: H ans H e ck e r  (Hrsg.), Europa. Begriff und 
Idee (Bonn 1991) 61-74.
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hundert erfolgte eine begriffliche Ü bertragung  auf die europäische Ordnung'1, ehe 
die Theor ie  des G le ichgew ichtes im 17. J ah rhun dert  zu ihrer spezifischen A u sp rä 
gung fand. Kennzeichnend für die europäische Geschichte der N euze it  sollte es 
dabei werden, daß sich eine unauflösliche Verflechtung zw ischen der Idee des p o 
litischen Gleichgew ichtes , dem Souveränitä tsgedanken , der nationalstaatlichen 
E ntw ick lung  und Entfaltung sowie  dem Sicherheitsbedürfn is ausbildete.

Zusätz l ich  zu diesen Faktoren  muß -  und das ist bisher immer übersehen w o r 
den -  die europäische Idee, auch wenn  sie auf den ersten B lick nichts mit der 
G le ichgew ichts idee  zu tun zu haben schien, als wesentl iches Polit ike lement in die 
A na ly se  e inbezogen werden. Die europäische Idee -  und im 17. und frühen 18. 
J ah rhundert  w erden  ja „E uropa“ und „Chr is tenhe it“ s yn o n ym  benutzt  -  bildete 
dabei eine wesentl iche K lam m er für die  sich aus der  Einheit des christ l ichen 
A bendlandes herausentw icke lnde dynast isch -te rr ito r ia l-  und nationalstaatlich 
orientierte  europäische Staatengesellschaft. Dieses Z usam m engehör igke itsgefüh l 
fand dann auch sprachlich seinen A usd ruck  im Begriff des eu r opä i s ch en  G le ichge
wichtes. M it  der Idee des G le ichgew ichtes verband sich neben dem W unsch nach 
B ew ahrung  staatlicher Existenz und Sicherung des a l lgemeinen Friedens auch auf 
der Ebene der  polit ischen A kteure  vielfach die Vorstellung, die seit dem 14./15. 
Jah rhundert  zerbrochene Einheit der „Respublica C h r is t ian a“ w iederherzuste l-  
len. A uf  der Basis e iner europäischen G lc ichgew ich tsordnung sollten ein europä i
scher V ö lkerbund  oder eine europäische Föderation  geschaffen werden. Im M it 
te lpunkt a l ler  Über legungen  standen aber vornehm lich , angesichts der  d ram at i 
schen Veränderungen in der Kriegs- und W affentechnik , Ü ber legungen , O rd 
nungskonzepte  zu entw icke ln , die eine A narch ie  der nationalstaathchen Bez ie 
hungen verh indern  konnten. Die G le ichsgew ichtstheor ie  erschien als das gee ig 
nete M itte l,  um  durch  s icherheitspolit ische und friedenssichernde Instrumente die 
sich ausb ildende a lteuropäische Staatengesellschaft durch  eine völkerrechtl ich  ab 
gesicherte, europäische G le ichgew ich tsordnung  zu bewahren. Im 17. und 18. 
J ah rhundert  b ildete sich somit im Spannungsfe ld  von einzelstaatl ichem Existenz- 
absicherungsinteresse , dynastisch-nationa lstaat l ichen  Zie lsetzungen und dem 
W unsch nach F r iedensbew ahrung das sogenannte k lassische G le ichgew ich ts
system  aus. In einem von den zwei (seit M itte  des 18. Jahrhunderts  fünf) G roß 
mächten dom in ierten  und kontro ll ierten  S taatensystem  w urde  es als M ittel der 
A b w eh r  e iner Universa lm onarch ie , als M ittel des polit isch-mechan ischen Interes
senausgleichs verstanden und prakt iz iert.

Unter dem  E indruck  und Einfluß der Französischen Revolution  von 1789 und 
ihrer Folgen veränderten sich die mit der k lassischen G leichgew ichts idee  verbun
denen Vorste l lungen6. Auf dem W iener  Kongreß entstand im Zuge der europä i
schen N euordnung  im Sinne einer „doppelten F r iedenss icherung“ eine m u lt ipo 

3 Vgl. hierzu ausführlicher W ol f g a n g  U w e  F r i e d r i c h , Gleichsgewichtsdenken und Gleichge
wichtspolitik zur Zeit des .Teutschcn Krieges’, in: Grüne r ,  Gleichgewicht, 18-59.
6 Zu den folgenden Überlegungen ausführlicher Wolf  D. Grüner, Deutschland und das euro
päische Gleichgewichts seit dem 18. Jahrhundert, in: ders .,  Gleichgewicht, 61-131, 89ff.,
sowie ders . ,  Die deutsche Frage in Europa 1800-1990 (München, Zürich 1993) 82 ff.



210 W o lf  D . G rüner

lare G le ic h g e w ic h t s o r d n u n g ,  d ie n e b e n  d e n  G r o i m ä c  ten  v o n  c e n  g ro  ercn, 
m it t le r e n  u n d  k le in e re n  S ta a te n  g e tra g e n  u n d  s tab il is iert  w urc e. as irtu t ip olare  
G le i c h g e w ic h t  w o l l te  die t ie fg re i fe n d e n  p o l i t i s c h e n ,  t e ir i to r ia  en , gese s c i a f t l i -  
c h e n ,  w ir ts c h a f t l i c h e n  u n d  m e n ta le n  V e r ä n d e r u n g s p io z e s s e  e m e i  " p o c i e  c e s  
U m b r u c h s  in das K a lk ü l  e in b e z ie h e n  un d  s o  d ie  V o r a u s s e tz u n g e n  ut e in e  n e  j .  
ch e ,  s tab i le  u n d  e n tw ic k lu n g s fä h ig e  S ta a te n g e s e l l s c  a t m  'u r o p a  sc i a  en. ie 
Id e e  des G le ic h g e w ic h t e s  als s o z ia l - k o n s e r v a t iv e s  K o n z e p t  s ch ie n  im  V erlau f  des 

19. J a h r h u n d e r t s  z u n e h m e n d  n ic h t  m e h r  in  d e r  L a g e  zu sein ,  se in e  e u i o p a i s c i e  
F r ie d e n s s ic h e r u n g s a u fg a b e  zu  e r fü l len ,  d ies  u m s o  mehr,  als s ich  die in te rn a t io n a le  
O r d n u n g  seit  d e r  e rs ten  H ä l f te  des 19. J a h r h u n d e r t s  zu e iner  ü b e r  L u i o p a  h in a u s

g re i fe n d e n ,  g lo b a le n  O r d n u n g  e n tw ic k e l te ,  d ie  n ic h t  m e h r  al lem  e u io p a is c h e n  B e -  
°  „  - er  G le ic h g e w ic h t e s  d e g e n e r ie r te  zu r

d in e u n e e n  u n t e r w o r f e n  war. D e r  B e g r i t l  d e s  °  . .
r r i t • 1 ^  „  w ie  e in  V ö lk e r b u n d  o d e r  e ine in ter -L e e r r o r m e l .  I n te r n a t io n a le  O r g a n is a t i o n e n ,  w ie
n a t io n a le  S c h ie d s in s ta n z ,  v e r s p r a c h e n  eh er ,  d ie  n e u e n  H e r a u s fo r d e r u n g e n  b e w ä l 
t ig e n  zu  k ö n n e n .  Se it  d e n  d r e iß ig e r  J a h r e n  u n s e r e s  J a h r h u n d e r t s  k e h r te  che
A -  1 - 1  -1 ■ r-  4 ■ J,»,- u n d  w u r d e  z u  e in e m  S c h lu s se lb e -G le ic h g e w ic h t s id e e  m  n e u e m  G e w ä n d e  w i e a t i  uu u 

•rr ■ ■ 1 - 1  * j ■ i ■ f ; ir d ie  G e s c h i c h t e  d er  N a c h k r ie g s -gnff , garn iert  m it  verschiedenen Ad ek t iven , t u r  uie
L .  H e u t e  s te l l ,  s ieh f t ,  E u r o p a  e r n e u t ,  u n t e r  v e r ä n d e r t »  R a h m e n b c d u tg u n g c n ,
die F r a g e  n a c h  d e m  G le ic h g e w ic h t ,  v e r b u n d e n  m it  '■■■'■ e u r o p ä is c h e n  in igu n gs-

T b , , .  , , , ,b , . ,. ’ ■ „ l t n d m it  w e lc h e r  p o l i t is c h -s o z ia le n
idee. I m  M i t te lp u n k t  s teh t  d abei  die F r a g e ,  w i e  u n u  r
„  . . r  . T, . . r ' l i M r h e e w i c h t  f in d e n  k a n n .  A ls  A lte r -
Organisationsstruktur Europa ein inneres
native zu r  U n iversa lm onarch ie  hatte H e e r e n  1 <S 16 eine öt e i a m o i t  tu  ng.a . o 
dell  fü r  e in en  e u r o p ä is c h e n  F r ie d e n s s ta a t  a n g e b o t e n ,  d er  v er te id ig u n g s fa h ig  und 

v e rte id ig u n g sw il l ig  n a c h  a u ß e n  se in  s o l l t e  u n d  in  d e n  B in n e n b e z i e h u n g e n  w ie  in 
d e n  A u ß e n b e z i e h u n g e n  das P r in z ip  d e r  R e c h t s s i c h e r h e i t  z u r  G i  u n d lag c  h a b  it  

d e u ts c h e  V e r fa s s u n g s g e s c h ic h te  im  19. J a h r h u n d e r t  z w is c h e n  D e u t s c h e m  i u
, T-T1 , b ö . J j  „ . „ i r e r e n  B u n d  b ie te t  d u rc h a u s  A n i e -und Überlegungen zu einem engeren und w e u u t uj  V  i * u J- n r r ^ r i v i t ä t  in der  G egenw art  beflügelngungen aus der Geschichte, die unsere js jteativndt o

k o n n t e n .  ....................... H .  J a h r h u n d e r t  au sg ebilde t
Die europäische Ein igungsidee hatte s ich  s c u  ■> ,

, ■ K . i i . , ••• Ui«* F o r m e n  e rh a l te n .  D a s  Z e i ta l te iund im 15. Jahrhundert  konkretere, e u ro p ä isc h e  r c
i T- , i „ „ r r ie f t e s  e u r o p ä is c h e s  V erstän dn is ,

der  E n t d e c k u n g e n  fo r d e r t e  z u n ä c h s t  n i c h t  e i n  v e r u c  - r
1 J -  J  L ■ - c  •£ J wr 41  „ „ c r » r o z e ß  m it  u n t e r s c h ie d l i c h e r  ie g io -bedm gt durch einen t iefgreifenden W a n d lu n g s p r o z c
naler  Intensität. D em  fo lgenden J a h rh u n d e r t  s o l l t e  es Vorbehalten b ei en a t .  t
s ich  aus R e n a is s a n c e ,  Ü b e r s e e - E x p a n s i o n  u n d  R e fo rm a t io n  e r g e b e n d e n  U m w ä l 

z u n g e n  u n d  V e r ä n d e r u n g e n  k o n s t r u k t i v e ,  z u k u n f t s t r ä c  ltsge p o  i i s c i  p
’ i i r -  • i • a nrriebskratt hierfür war die zu tfe-phische Ideen zu entwickeln. Eine w ic h t ig e  A n t r i c u

ginn des 17. Jahrhunderts  „ e i t  v erbre itete  F r ie d e n s s e i ,n s u c h A  N e b e n  das m ,t ,e l-

7 v  I 1 • L • • n/ n  G r ü n e r ,  BÜndische Formen deutscher Vgl. hierzu, auch mit Organigrammen, W olf  U- ^  > $e ^  Ake Reieh> der Deut.
Staatlichkeit in Geschichte und Gegenwart. D ie  d e u t s c i  • d k  Europä;sche Ge-
sehe Bund, der  N orddeutsche  Bund, die B u n d e s r e p u b l i k  1
meinschaft. Ausstellungskatalog (Duderstadt 1990) . , (e und Friedenspläne seit der
8 Vgl. hierzu u. a. Kurt -von Raum er , Ewiger Friede. r ^ l u
Renaissance (Freiburg/Br.,  M ünchen  1953) 6 t  ff.
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elterliche „K reuzzugsm ot iv“, das w e it  bis in das 18. J ah rhundert  h inein funk tiona l  
für die E in igung des Kontinents e ingesetzt w ird , trat angesichts des sich au sb i l 
denden nationalen europäischen M achtstaates , der sich gerade im Frankre ich  des 
ausgehenden 16. Jah rhunderts  deutl ich  ausgeprägt hatte, der Friedensgedanke  als 
Mittel, Europa, das sich in b lutigen Kriegen auf den Schlachtfeldern bekäm pfte , 
zu einer Friedensgemeinschaft w erden  zu lassen9. D er europäische F nedensge -  
danke w ird  zu einem zentralen S truk ture lem ent europäischer E in igungsvorste l
lungen bis in die Gegenwart.

Kurt von R aum er  hat auf die Paradoxie h ingew iesen , „daß gerade der em an z i
pierte nationale M achtstaa t  einen neuen U n iversa l ism us h e rv o rtr ieb f . . .]. D ieser 
Staat des aufste igenden Abso lu t ism us , der  jede  ihm übergeordnete  B indung  ver 
neinte und der nach seinem eigenen A nspruch  s e lbs t  .göttl ichen Rechtes ' war, so 
mit die E inm ischung von Kirche und Reich , der mitte la lter l ichen O rd n u n g s 
mächte, scharf ablehnte, er d ispensierte sich doch keineswegs von der  Vorstellung, 
n ichtsdestoweniger Glied einer größeren Gemeinschaft  zu sein. Die alte W irk l ich 
keit der Chris tenhe it  wandelte  sich in die neue Europas, die Vorstellung des vom 
Papst und Kaiser repräsentierten katho lischen Abend landes  in die eines in Einheit 
und Kam pf zusam m engehörigen  Konglom erats  souveräner europäischer  Staaten, 
die durch ihr Interesse und durch  gegenseit ige Balance zusam m engehalten  w e r 
den“ lu.

Zu einem Schlüsse lbegriff  der Po l i t ik  w u rd e  seit dem 16. Jah rhundert  die „Si
cherheit“ . Das S icherheitsbedürfn is fand seinen N iedersch lag in der Frage, w ie  
und auf welche Weise die S icherheit der  Staatengesellschaft erreicht werden 
könne. Zunächst  schlossen sich der  W unsch nach ,nation b u i ld ing“ und die Vor
stel lung von der Schaffung einer stabilen europäischen S taatenordnung durch  eine 
G le ichgew ich tsordnung au s11. Ziel mußte daher sein, eine europäische S truk tu r  
zu schaffen, die ihren M itg l iedern  Sicherheit  bieten konnte  und auf Sp ie lregeln  b e 
ruhte, die von den M itg l iedern  der  Staatengesellschaft anerkannt w urden . Im p o 
litischen D enken  des 17. und 18. J ah rhunderts  w u rden  vor d iesem H in te rgrund  
zahlre iche Lösungsm odelle  erörtert. D ie F r iedenss icherungsd iskuss ion  verschob 
sich dabei von den polit ik frem den  M ora lis ten  des 16. Jahrhunderts  auf die Ebene 
der Polit ike l iten . Die Pläne für eine europäische Friedensgemeinschaft  bewegten  
sich dabei zw ischen  Utopie und Rea lism us, wo l l ten  die „W iedervere in igung E u 
ropas“ in e iner europäischen Föderation  oder  in e inem europäischen G le ichge
w ich tssys tem  erreichen, die völkerrechtl ich  abgesichert sein würden .

Auch wenn  die w ichtigsten  Europap läne von den Zeitgenossen oft in das Reich 
der U top ien  verbannt w urden , hatten sie doch, w ie  die Vorschläge Emeric Cruces

9 Vgl. in diesem Zusammenhang W ern e r  F r i t z em e y e r ,  Christenheit und Europa. Zur Ge
schichte des europäischen Gemeinschaftsgefühls von Dante bis Leibniz (München 1931).

R a u m e r ; Ewiger Friede, 61 f.
11 Vgl. hierzu William FL McNeil l , Krieg und Macht. Militär, Wirtschaft und Gesellschaft 
vom Altertum bis heute (München 1984) 81 ff.; G rüner ,  Deutschland und das europäische 
Gleichgewicht seit dem 18. Jahrhundert , 73 ff.



in seinem „Neuen K ineas“ 12 oder der „Große P lan“ des H erzogs  von Sull 13
nachhalt ige W irkun g  über die Zeitgenossen hinaus. Vor allem C ruce  w irk te  üb '
andere A uto ren  und ihre Schriften tief bis in unsere G egenwart  hinein W i ' ^
viele frühe Europap läne w urde  der „N eue K ineas“ Ende des 19 lahrl-n,,, i S°  

• , , , i4 J lu n u ndertsw iederen tdeck t  .
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12 E m e r i c  C ru c é ,  Le Nouveau Cynée ou discours d ’Estat représentant les occasions et moy
ens d ’establir une paix générale et la liberté du commerce par tout le monde. Aux monarques 
et princes souverains de ce temps (1623). Eine stark gekürzte deutsche Fassung abgedruckt 
bei: R aum er ,  Ewiger Friede, 293-320. Eine zweisprachige Ausgabe wurde 1909 von dem 
Völkerrechtler Batch herausgegeben: T h om a s  Wil ling B a ld )  (Hrsg.), Le Nouveau Cynée. 
The New Cyneas of Emeric Crucé (Philadelphia 1909). Vgl. neuerdings die interessante Stu
die von Anja V ictor ine  H a r tm ann ,  Rêveurs de Paix? Friedenspläne bei Crucé, Richelieu und 
Sully (Hamburg 1995).
x- M axil i en  d e  B é th u n e ,  D u c  d e  Sully , Mémoires des sages et royales oeconomics d ’estat. .. de 
Henry le Grand, in: Nouvelles collection des mémoires pour servir à l ’histoire de France de
puis le XlIIe siècle, Serie II, Bd. IITII, hrsg. von M ichaud ,  P o u j o u l a t  (Parts 1837), gekürzt 
deutsch abgedruckt bei: Eoerster, Die Idee Europa, 60-72.
14 Vgl. hierzu Ernes t  Nys, Histoire du droit international. A propos de la paix perpétuelle de 
l ’abbé de Saint-Pierre, Éméric Crucé et Ernest, Landgrave de Hesse-Rheinfels (Revue de 
droit internationale et de législation comparée XXII/1890) 371-384.



H  ermann-Jo s e f  Rupie p er

Transnationale Beziehungen als Teil des 
internationalen Systems:

Die Vereinigten Staaten und Westdeutschland 
als Modellfall?

Multinationalen K orpora t ionen , G ewerkschaften , St iftungen, relig iösen und po l i
tischen O rgan isa t ionen  w u rd e  lange Zeit keine bedeutende Rolle im Konzept der 
Internationalen B ez iehungen  zugeschrieben . N ationa ls taa ten , Regierungen und 
ihre Vertreter galten als e inz ig  bedeutende A k teu re  auf  dem internationalen Par
kett. Präsidenten, P rem ierm in ister ,  A ußenm in is te r  und Botschafter  waren  die be
rufenen Experten der  in te rna t iona len  Bez iehungen . D em gegenüber  sind in jün g 
ster Zeit zunehm end untersch ied l iche  A kteure  w ie  z. B. die Ford Foundat ion, die 
Rockefeiler F ou ndat ion , die R öm isch -K atho lische  Kirche oder die  Friedrich- 
E b e r t -S t i f tu n g  genauso  als Beisp ie le  für die B edeu tung  transnationaler  B ez iehu n 
gen im in ternationalen  S y s tem  des 20. Jah rhun derts  ana lys ier t  worden  w ie  G e
werkschaften, Industr ie l len  verbände, E rz iehungsorgan isat ionen , mult inationale  
Unternehmen, in te rna t iona le  O rgan isa t ionen  oder  revo lut ionäre  Vere in igungen1. 
Inzwischen kann nicht mehr bestr itten  werden, daß O rgan isa t ionen  w ie  die PLO , 
Greenpeace oder  d ie IR A  die in ternationa len  B ez iehungen  genauso beeinflussen 
wie staatl iche A k teure .  A uch  U N O -V eran sta ltungen  sehen sich zunehm end mit 
neuen polit ischen A k teu ren  konfrontiert ,  so wenn  auf der W iener M enschen 
rechtskonferenz 1993 neben d ip lom at ischen  R out in ie rs  Vertreter von O rgan isa 
tionen wie A m n es ty  In ternationa l ,  H u m an  Rights  Watch, International Federa
tion of H um an Rights  oder  in terna t iona l  Press Institute agierten und d ie Agenda

1 Aus der umfangreichen Literatur sei hier nur verwiesen auf: W alter  L. Buh l ,  Transnationale 
Politik: Transnationale Beziehungen zwischen Hegemonie und Interdependenz (Stuttgart
1978); Transnational Relations and World Politics, cd. by R o b e r t  O. K e o b a n e ,  J o s e p h  S. Ney,  

Jr. (Cambridge Mass. 1971); Transnational Industrial Relations. The Impact ot Multinational 
Corporations and Economic Regionalism on Industrial Relations, ed. by Hans G ü n t e r  (Lon
don 1972); R o y  G o d s o n ,  American Labor and European Politics. The ALL as Transnational 
force (New York 1976); W ern e r  Link, Deutsche und amerikanische Geschäftsleute' und Ge
werkschalten 1945-1975. Eine Studie über transnationale Beziehungen (Düsseldorf 197S); 
M icha e l  P in t o -D u b s c b i n sk y , Foreign Political Aid: The German Political Foundations and 
their U.S. Counterpart , in: International Affairs 67 (1991) 33-63.
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beeinflußten. Für  das Verständnis in ternationa ler  Z usam m enarbe it  bzw. P ro 
bleme der Konfliktregelung w ird  zunehm end Wert gelegt auf die Beobachtung 
dessen, was ich in Ermangelung eines besseren deutschen Begriffes „nongovern
mental entit ies“ und Akteure nennen möchte. In deutschsprach igen  U n te rsu 
chungen w ird  häufig der Begriff „N ich treg ie rungso rgan isa t ionen“ (N G O s)  be
nutzt. D er soziologische Terminus „B ezugsg ruppe“ ist wesentl ich  enger und 
schließt das Beziehungsgeflecht auf Reg ierungsebene mit ein. A l lerd ings sind 
beide Termini kaum scharf voneinander  zu trennen, da gouvernem enta le  und 
n ichtgouvernem enta le  Akteure zum indest  te i lweise identischen Gruppen oder 
Institut ionen angehören können, w ie  dies e tw a bei polit ischen Stiftungen der Fall 
sein kann“.

Im fo lgenden soll am Beispiel der am erikan ischen Besa tzungspo li t ik  in W est
deutsch land die Kooperation zw ischen  verschiedenen „nongovernm enta l en t i
t ies“ bzw. Bezugsgruppen und ihre Funkt ion  bei der H erausb i ldung  eines B ez ie 
hungsgeflechtes unterhalb der Regierungsebene ana lys ier t  w erden . D azu sind e i
nige Vorbemerkungen notwendig, die k u rz  auf die historische E n tw ick lun g  der 
P rob lem atik  im Kontext der amerikanischen Po l i t ik  e ingehen. U m  den Vortrags
charakter  dieser Ausführungen möglichst beizubehalten , geschieht dies anhand 
einiger Thesen.

1. Für die amerikanische A ußenpo lit ik  erfolgte der b ew ußte  R ü ckgr if f  auf 
„nongovernm enta l entit ies“ zunächst in den 30er Jahren  des 20. Jah rhunderts  in 
Late inam erika . H ierbei handelte es sich um den Versuch, über  einen breit  def i
nierten ku lture l len  Austausch eine Verbesserung des Bildes der U S A  in der  Ö f
fent l ichkeit  herbeizuführen und durch Kontaktaufnahm e mit e inheim ischen E li
ten einen Beitrag zur  polit ischen Stabil ität in e iner Reg ion  zu leisten. Die ver 
meintl iche B edrohung Late inamerikas durch Faschismus und N at ion a lso z ia l is 
mus, durch M usso lin i und H it ler  beschleunigte diese Entw ick lung . In beiden F ä l
len w u rde  die Propaganda der beiden europäischen M ächte  als B edrohung am er i
kanischer Interessen empfunden, der u. a. mit pol i t isch-ku lture l len  A ustausch 
p rogram m en  entgegengesteuert werden mußte. D ieser Gedanke, die Sorge um  die 
E lim in ie rung des Nationalsozia l ismus bzw. die Angst um einen möglichen W ie 
deraufst ieg  totalitärer Regime nach B eendigung des Zweiten W eltkr ieges, bee in 
flußte auch die amerikanische Polit ik  in Deutschland nach 1945 und die Entschei
dung  zur  Schaffung eines Austauschprogram m es 1948, das nicht nur auf West
deutsch land und die US-Zone ausgerichtet war, sondern ein Pendant in ähnlichen 
Program m en  für Österreich, Japan  und Südkorea  fand. Später w urden  sie, wenn 
auch nicht in einem vergleichbaren U m fang, auf andere Staaten Westeuropas und 
Asiens ausgeweitet.  Neben der w irtschaftlichen und militär ischen Integrat ion  E u 
ropas sollte ein „kulturel ler  M arsha l l -P lan“ Westeuropa an die U S A  binden und 
die ohneh in  bestehenden historischen G em einsam keiten  einer transatlantischen

2 Vgl. z. B. G od s on ,  a.a.O., 1, der den Begriff „transnational entities“ benutzt. B üh l ,  a.a.O., 
100. S o p h i e  B ess ies ,  Der Kampf der NGOs, in: UNESCO-Kurier Nr. 3/1994, 7-9 mit dem 
Begriff „Nichtregierungsorganisationen“.
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K ultur verstärken3. F ü r  die Westzonen bzw. die junge  B undesrepub lik  galt z u 
sätzlich der „U m erz iehungs-  bzw. R eo r ien t ie run gs-A spek t“ , die R ückgew in n un g  
der B evö lkerung  für die Werte der west l ichen  D em okrat ien  bzw. W iederbe lebung 
und S tärkung  entsprechender deutscher  Traditionen.

Dieser ku ltu re l le  M arsha ll-P lan  muß auch gesehen werden als A n tw o r t  auf die 
tatsächliche oder  vermeintl iche Bedrohung  der nationalen Sicherheit  der U SA . Es 
w ar  sow oh l eine offensive (E lim in ierung des N ationa lsozia l ism us , des deutschen 
Sonderbewußtse ins  und der verschiedenen N ationa lism en) als auch eine defensive 
A k t io n  (gegenüber der A usbre itung  der sow jetischen  Ideologie in Europa).

2. In den W estzonen begann die  Z usam m enarbe it  zw ischen  staatlichen R ep rä 
sentanten (den A ngehör igen  der Besatzungsbehörden  in O M G U S )  und privaten 
am erikan ischen  O rgan isat ionen  Ende 1946 mit der Bekanntgabe der D irekt ive  
S W N C C  269/5 -  „Long Range  Po l icy  Statement for German R eeducat ion“ - ,  in 
der die Integrität und Freiheit  des Ind iv iduum s, das Recht und die Pflicht a ller 
Staatsbürger  zu r  veran twort l ichen  M itw irk u n g  an der dem okrat ischen  Verwal
tung des Gem einwesens, freier M einungs-  und  Informationsaustausch  und in ter
nationale  Verständigung sow ie  Toleranz gegenüber  anderen Kulturen  und R a s 
sen als G rund lage  der U m orien t ie rung  des deutschen Volkes postu liert  wurden . 
Die D irekt ive  machte ferner deutlich , daß die W iederherste l lung  eines an d em o 
kratischen W erten orientierten po l i t isch-ku lture l len  Lebens vornehm lich  das 
W erk  der D eutschen selbst sein müsse: „Der W iederaufbau Deutschlands ist ein 
deutsches U n te rnehm en .“ Genauso w ich t ig  war, daß nunm ehr privaten am er ika 
nischen O rgan isat ionen  die Kontaktaufnahm e mit westdeutschen Institutionen 
und Verbänden gestattet wurde . 1949 existierten in den U SA  mehr als 50 O rg a 
nisationen, d ie ein sog. „R eh ab i l i t ie run gsp ro gram m “ in Westdeutschland u n te r 
hielten. Sie hatten sich 1945 im Counc i l  f o r  R e l i e f  Agenc i e s  L i c en s ed  f o r  O p e r a 
t ion in G e rm a n y  (C R A L O G )  zusam m engefunden  und küm m erten  sich z u 
nächst um  materie lle  Hilfe. Seit 1947 beteil igten sie sich zunehm end an der U m - 
orien t ie rungspo li t ik4.

Die T ät igke it  dieser O rgan isat ionen  galt als w ich t iger  Bestandteil der  offiz ie llen 
B esatzungspo lit ik . Sie erfolgte in Z usam m enarbe it  mit der M il itärreg ierung . Die 
neuen am er ikan ischen Ansprcchpartncr , so u. a. der Ameri c an Coun c i l  on  Educa-  
t ion,  Ford und Rockefe i ler  Foundat ion , d ie G ewerkschaften  AFL und CIO  (bis 
1949/50 a l lerd ings nur die AFL), die Kirchen, die Nati onal  Assoc iat ion o f  M a nu - 

f a c t u r e r s  (NAM), die Leag u e  o f  Women Voters, Berufsverbände und W oh ltä t ig 
keitsorganisat ionen , die z. B. enge Bez iehungen  zur  Car itas  und zur  Inneren M is 
sion entw icke lten , w urden  eingesetzt , um  bei der D em okrat is ierung m itzuw irken . 
Es entstand ein N e tzw erk  transnationaler Bez iehungen , das kom plem entär  zu r  
offiz ie llen B esatzungspo lit ik  w irk te .  D ieser A nsatz  der R eorien t ie rungspo lit ik

■’ R o b e r t  E. Eider , The Foreign Leader Programm. Operations in the United States: The 
Brookings Institution (Washington, D.C. 1961) Kap. I.
■i H e r m a n n - J o s e f  R up i e p e r ,  Die Wurzeln der westdeutschen Nachkriegsdemokratie. Der 
amerikanische Beitrag 1945-1952 (Opladen 1993) 31 ff.
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bot verschiedene psycho log ische Vorteile, w ar  es für che w estdeutschen M an d a ts 
träger doch einfacher, ohne d irek te  Ü berw achung  durch die M il itä r reg ie rung  
Kontakte zu knüpfen, Probleme zu d iskutieren  oder Klagen vorzubringen . Teil
weise entstand aus derart igen N e tzw erken  eine Interessenidentität, so daß private 
amerikanische O rgan isat ionen  zugunsten  ihrer westdeutschen Partner bei der M i
l itärregierung intervenierten '’ .

Ich will den hier angedeuteten Zusam m enhang zw ischen  offiz ie ller Polit ik  und 
transnationalen Bez iehungen an einigen Beispielen verdeutlichen. Dabei ist j e 
doch zu berücksichtigen , daß westdeutsche Institutionen oder Eliten, wenn sie an 
A ußenkontakten  interessiert waren , auf die Polit ik  der M il itä r reg ie rung  e in w ir 
ken oder auf institutioneller  Ebene mit am erikan ischen oder internationalen O r 
ganisationen Z usam m en arb e i ten  w ollten , auf die G e n e h m ig u n g  der M il itä r reg ie 
rung angewiesen waren . M an mußte, ob man w o llte  oder nicht, zum indest die 
Strukturen der Bez iehungen akzeptieren , bevor man selbst tätig werden  konnte. 
Es handelte sich also nicht u m  eine Kooperation  g le ichberechtig ter  Partner, was 
den M odellcharakter  der B ez iehungen für  vergle ichende U ntersuchungen  bee in 
trächtigt. Trotz dieser E inschränkung ist die Beschäft igung mit der E ntw ick lung  
transnationaler Bez iehungen zw ischen  den U S A  und der B undesrepub lik  s inn 
voll, läßt sich hier doch besser als in anderen Fällen der U m fang  des t ransnat iona
len N etzwerkes verdeutlichen. Ä hnliche Konstellationen existierten nach K riegs
ende nur m Österreich und Japan 6.

3. In diesem Kontext scheint mir ein Konzept, das die G runde inste l lung  der 
westdeutschen und am erikan ischen transatlantischen G rupp ierungen  anhand der 
Begriffe „Reform eifer“ und „Reform bere itschaft“ definiert, besonders nützl ich  
zu sein. H ier  soll nicht argum entier t  w erden , daß die  Tätigke it  am erikan ischer  R e 
präsentanten in Deutschland g rundsätz l ich  und ausschließ lich  mit dem Begriff 
„Reformeifer“ charakter is iert  werden kann. Schließ lich  existierte auch, was der 
Chefh istor iker von ITICOG, F larold Z ink, den „wine, w om en , and song staff“ 
nannte, Besatzungsoffiz iere, die den angenehm en Lebensstandard der A n gehör i
gen der M il itärreg ierung dem wesentl ich  härteren Berufsalltag in der U SA  vo rzo 
gen. Aber der Reformeifer w ar  eine verbreitete E inste llung bei am erikan ischen 
Besatzungsoffiz ieren und M itarbeitern  privater O rganisat ionen , die sich auch im 
Vergleich zur  E inste l lung der beiden anderen west l ichen B esatzungsm ächten  als 
missionarische E inste l lung kennzeichnen läßt.

Der Begriff „Reform bere itscha lt“ zu r  D arste l lung  w estdeutscher  Posit ionen ist 
dagegen wesentlich p rob lematischer und w en iger  umfassend. A m er ikan ische  R e 
formkonzepte  w urden  tei lweise als „oberlehrerhaft“ empfunden und scharf abge
lehnt, So hielten mehr als ein Drittel der befragten Deutschen im April  1947 die

5 Vgl. Ingeborg Iioza, Völkerverständigung und europäisches Einigungsbemühen. Untersu
chungen zur Nachkriegsgeschichte 1945-1951 (Köln, Wien 1987) 8 ff.
6 Vgl. hierzu Karl W. Bigeloxi', Bernice Bridges, William E. McManus, The Role of American 
Voluntary Agencies in Gennany and Austria. The Report of a Team of [nquiry that visited 
Germany and Austria in October-November, 1950, sent by the Commission on the Occu- 
pied Areas at the Request of the U.S. Department of State (Washington 1951).
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„Rcor icn t icrung“ für eine E rn iedrigung der Bevö lkerung. Es existierte, um  nur 
ein hervorstechendes Beispiel zu nennen, bei dem Versuch der D urchsetzung der 
Schulreform m Bayern , aber nicht nur hier, eine massive O pposit ion  gegen eine 
V eränderung trad ierter N orm en  und S trukturen , ehe letztendlich erfolgreich war. 
Trotzdem hat dieses Begriffspaar meines Erachtens einen heurist ischen Wert, g in 
gen der Reform eifer  offiz ie ller und privater am erikan ischer  Vertreter und die R e 
form bereitscha lt  eines Teils der westdeutschen Bevö lkerung in den Jahren  !94 5— 
1955 eine Sym b iose  ein, die das polit ische und gesellschaftl iche K lima für eine Ile- 
formchskussion schuf. O hne die grundlegenden Zweifel und Selbstzweife l an den 
tradierten N orm en  der deutschen Gesellschaft wäre  es nach dem Ende des Dritten 
Reiches w oh l kaum  zu e iner Rückbes innung  auf dem okrat ische Werte und zu e i
ner D em okrat is ierung  der Gesellschaft und ihrer Ö ffnung gegenüber den liberal- 
dem okrat ischen , p lura l istischen Gesellschaftsordnungen der west l ichen Demo- 
kratien gekom m en.

Die E ntw ick lun g  transnationaler B ez iehungen der unmitte lbaren  N ach kr ieg s 
zeit  soll nunm ehr an drei Beispielen exemplar isch dargestellt  werden: zunächst  an 
e iner Institution , den Gewerkschaften , dann am Beispiel des Austausches sog. 
Führungspersön lichke iten  und schließlich am Konzept des „Bundes für B ü rger 
rechte“ .

a. G ew e rks ch a f t en

Die deutschen G ewerkschaften  bildeten von Beginn der Besatzung an eine der 
wichtigsten  Zie lgruppcn der am er ikan ischen D em okrat is ierungspo lit ik .  D afür 
existierten mehrere Gründe: ihre Zersch lagung durch die N ationa lsozia l is ten  
1933, die Verfolgung von il legalen W iderstandsgruppen  und die Bete i l igung von 
G ewerkschaftsführern  am Putschversuch vom  20. Ju l i  1944. Die Präsenz von G e
werkschaftern  in den Exilländern Schweden , G roßbr itann ien  und den U S A  hatte 
zudem  dazu geführt, daß die G ew erkschaftsbew egung  der W eim arer  Republik , 
trotz mancher Schwächen und Krit ik  an ihr m den Siegerstaaten, zum indest  von 
der Amer i can Fede rat i on o f  Labor  als w ich t iger  Exponent dem okrat ischer  d eu t
scher Tradit ionen angesehen w urde  und einen besonderen polit isch-moralischen 
Kredit besaß. Es galt jedoch in der AFE, im State D epartm ent und in der M i l itä r 
reg ierung als g le ichermaßen se lbstverständlich, daß ein Neuaufbau der O rgan isa 
tion auf föderat iver  G rundlage  von unten notw end ig  war, daß deutsche Versuche, 
eine zentralist ische O rganisat ion  zu schaffen, unterbunden werden mußten, daß 
das Prinz ip  kollek tiver  Tarifvertragsverhandlungen e ingeführt werden sollte , daß 
che G ewerkschaften  sich als unabhängige, überparte i l iche  Institutionen definieren 
sollten, die vornehmlich als d irekte Interessenvertretung der Arbe ite r  und A n ge 
stellten auftraten, ohne über Parteien und Reg ie rung Einfluß aut A rbeitgeber-Ar-  
be itnehm erbez iehungen zu nehmen. Genauso w ichtig  w u rde  bei Ausbruch des 
Kalten Krieges die Forderung, daß kom m unist ische G ewerkschaftsfunktionäre  
aus Führungsposit ionen  ferngehalten und schließ lich  vollständig aus den G e
w erkschaften  ausgeschlossen werden  sollten.
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Auch w enn  die unterschiedlichen Konzeptionen zum  W iederaufbau  der G e
werkschaften  nach 1945 von ungle ichen Repräsentanten  vertreten w u rden , die 
A F L  bzw. das Labor  Of f i c e  der M i l itä r reg ie rung  oder die entsprechende O rg an i 
sation in der am erikan ischen Flohen Kommiss ion  (FIICO G ) d ie westdeu tschen  
Gewerkschaftsvertre ter  häufig nur über  angestrebte Pro jekte in form ierte , so en t
w icke lte  sich doch eine durchaus enge, w enn  auch nicht konfl ik tfre ie  oder u n u m 
strittene Kooperation . D afür existierten mehrere Gründe: H äu f ig  st im m ten  p o l i
tische E inschätzung und Ziele von A F L  und DGB überein . Die B edeu tung  des 
Schum an- und M arsha ll-P lans für den W iederaufbau und die Verbesserung des 
Lebensstandards der Arbeiterschaft,  d ie  G efährdung W esteuropas durch  eine 
A usw e itung  des sowjetischen Einflußbereiches, die N o tw en d igke i t  der D em o kra 
t is ierung der  deutschen Gesellschaft und der E ntkarte l l is ierung, der W unsch  nach 
Verhinderung der G ründung  von R ich tungsgew erkschaften , d ie A ufnahm e in e i
nen W eltverband freier Gewerkschaften  nach der sowjetischen D om inanz  des 
W eltgewerkschaftsbundes waren  identische Ziele. H in zu  kam  die f inanz ie l le  und 
materie lle  U n te rs tü tzung  der  deutschen G ewerkschaften  und G ew erkschaft le r  
durch Papier, H ilfe beim Aufbau der O rgan isat ion , M itte l  zur  F inanz ierung  von 
B ildungs-  und A ustauschprogram m en , Informationen über neue technologische 
E ntw ick lungen , (T ra in ing-W ith in-Industr ies)  und, in der Anfangsphase , C are -Pa-  
kete7.

A uch  w enn  A FL und DGB weiterh in  in der Frage der M itbes t im m ung und der 
Bedeutung der Betriebsräte für gewerkschaft l iche Aktiv itä ten  untersch ied liche 
Posit ionen vertraten, so beeinflußte die T ät igke it  von AFL-V ertre tern  in W est
deutschland das Verhalten der deutschen G ewerkschaften  gegenüber O M G U S  
und FIICO G .

Ä hnlich  enge B ez iehungen  w ie zw ischen  A FL  und DGB en tw icke lten  sich 
auch zw ischen  Frauenverbänden, den Kirchen, E rz iehungsorgan isat ionen  und 
anderen Institutionen. Sie d ienten als Transmiss ionsr iemen neuer Ideen oder 
Konzepte, beeinflußten zum indest  te i lweise auch die Legis lat ive und trugen lang
fris tig z u r  Veränderung der polit ischen K ultur  in der B undesrepub lik  bei. Die 
Krise der deutschen Gesellschaft am Ende des 2. W eltkr ieges er le ichterte d ie d i 
rekte Intervention am erikan ischer  O rgan isat ionen  in innere E ntw ick lungen . Die 
moralische, polit ische und ökonom ische  Krise der Gesellschaft erhöhte die B e
reitschaft der B evö lkerung der Westzonen, auf Angebote  zur  Veränderung der  p o 
litischen K ultur  e inzugehen. In diesem Kontext mußte der O r ien t ie rung  an der 
Führungsm acht  des Westens eine besondere Ro l le  zukom m en .

7 Vgl. M ich a e l  Lichter,  H I C O G  and the Unions in West Germany: A Study of H I C O G ’s La
bor Policy toward the Deutscher Gewerkschaftsbund, 1949-1952, in : J e f f r y  M. D i e f e n d o r f ,  
Axel Yro'hn, H e r m a n n - J o s e f  R u p i e p e r  (eds.), American Policy and the Reconstruction of 
West Germany, 1945-1955 (Cambridge, Mass. 1993) 257-280; Link, a.a.O.
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b. Austausch

A m  7. J an uar  1948 verabschiedete der am er ikan ische Kongreß das sog. Sm ith- 
M undt-G esetz  mit dem Titel „An Act to promote  better understand ing  of the 
U n ited  States am ong the peoples of the w or ld  to strengthen cooperative in terna
tional re la t ions“ . M it  diesem Gesetz  schuf der Kongreß erstmals die Basis für ein 
weltwe ites , umfassendes P rogram m  des State Departm ent zum  Austausch  von 
Personen, zu r  Leistung technischer H ilfe und zum  A ustausch  von Erfahrungen 
im Bereich der Erziehung, der b i ldenden Kunst und der Naturw issenschaften . 
F ür  die Arbe it  der Mil i tä rreg ierung kam dieses Gesetz  zu spät, um  noch w irk sam  
zu werden. Es spielte jedoch seit 1949 eine w ich tige  Rolle . D er beste Kenner d ie 
ser Mater ie , H en ry  Kellermann, beschrieb das Program m  1978 rückb lickend  auf 
seine eigene Tätigke it  „als ein Instrum ent der  A uß en p o l i t ik “ , um „den Deutschen 
bei der Schaffung einer neuen Gesellschaft nach dem M odell  w est l icher  D em o kra 
t iekonzepte  zu helfen“ . Zwischen 1948 und 1955 w urden  1 1.738 Westdeutsche 
und Berliner, sog. F ührungspersön lichke iten , aus fo lgenden gesellschaft l ichen 
G ruppen  in d ie U S A  entsandt: Polit ik , Schule und außerschulische B ildung, K ir 
chen, M edien , W ohlfahrtsorgan isat ionen , E rw achsenenb ildung , Jugend  und B e
rufsorganisat ionen, Künstler und Lehrlinge . Vom A ustausch  ausgeschlossen w a 
ren M itg l ieder  der KPD und Personen, die in E ntnazif iz ierungsverfahren  in die 
Kategorien I-IV e ingeordnet worden  waren  sow ie  alle ehemaligen M itg l ieder  der 
NSDAP. D er H öh epu nk t  des Austausches w u rd e  1950/51 erreicht. Die B etreu 
ung dieses Personenkreises in den U S A  w u rde  von privaten O rgan isat ionen  über
nommen. D er Um fang d ieser Program m e w ird  erst richtig deutlich , wenn man 
berücksicht igt ,  daß in diesem Zeitraum  w e it  mehr als die Hälfte  a ller Teilnehmer 
der A ustauschprogram m e mit Europa aus der Bundesrepub lik  stammten. Wenn 
man den Austausch  mit Ö sterreich , Japan  und Korea vergleicht, sind die Zahlen 
noch beeindruckender. 1949 kamen 72 % aus Westdeutschland und Berlin , 9 % 
aus Ö sterre ich  und 4 %  aus Korea. Für  die  restl ichen Personen fehlen Angaben 
zur  Nationa litä t .  1950 hatte sich der westdeutsche Antei l  sogar auf 82 % erhöht8.

Die Bedeutung dieses Austausches für die M ob il is ie rung  westdeutscher  Eliten 
zu r  stärkeren  Part iz ipat ion  in einer dem okrat ischen  Gesellschaft und zur  Ü b e r 
nahme am er ikan ischer  Konzeptionen w u rde  von seinen Initiatoren außero rden t
lich hoch eingeschätzt . Er umfaßte neben dem Studenten- und Schüleraustausch 
so untersch ied liche Bereiche w ie  das S tud ium  von Polize ie inr ichtungen, die Ver
besserung der landwirtschaft l ichen  Produkt ion , die Gefangenenfürsorge, das öf
fentliche G esundheitswesen , das Jus t izw esen , M ed ienpol it ik , Frauenprob leme, 
G ew erkschaftspo l i t ik  oder Kirchenfragen.

Die U SA -E rfah run g  der A ustauschpartncr  w ar  in den meisten Fällen durchaus 
positiv. M an  lobte, w ie  entsprechende Berichte zeigen, einerseits die größere  L ibe 
ralität der  am erikan ischen Gesellschaft, die funktion ierende plura l istische Demo-

8 R u p i e p e r , a.a.O., 401. Siehe H e n r y  J. K e l l e r m a n n , Cultural Relations as an Instrument of 
U.S. Foreign Poliey: The Educational Exchange Program between the United States and 
Gennany, 1945-1954 (Washington, D.C. 1978).
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kratic , das ungezwungene  Auftreten der Amerikaner , die größere  Zahl der H o ch 
schulabsolventen , die religiöse Toleranz, den höheren Lebensstandard , um  nur e i
nige Beispiel zu nennen, krit is ierte jedoch andererseits O berf läch lichkeit ,  Rassen
d isk r im in ie rung , Antisem it ismus, das niedrigere B ildungsn iveau von Studenten 
und das Konsumverhalten. Zeitgenössische am er ikan ische A usw ertungen  von 
Fragebögen, auf die ich hier nicht e ingchen kann, zeigen generat ionsspezif ische 
Reaktionen.

N ach R ü ckkeh r  in die Bundesrepub lik  hielten die A ustauschpartncr  Vorträge, 
organis ierten sich in Gruppen und blieben häufig mit den am erikan ischen  Gastfa
milien und Institutionen über Jahre in Kontakt. Schätzungen gehen davon aus, 
daß jeder Austauschpartner  nach seiner R ückkeh r  mindestens vor 150 Personen 
über seine zumeist  positiven U S-E rfahrungen  berichtete. Es w urden  somit m inde
stens 1,7 M il l ionen  Personen erreicht. Diese A ustauschprogram m e w erden  neben 
den transnationalen Beziehungen zw ischen  O rgan isat ionen  als Schw erpun kt  der 
po l it isch-ku lture l len  Arbeit  angesehen9.

Die Bedeutung dieses Austausches von Eliten für die Bez iehungen  zw ischen  
den U S A  und der Bundesrepublik  für che polit ische K ultur  der westdeutschen 
Nachkriegsgesellschaft , der durch sog. „Visit ing Experts“ aus den U SA  und euro 
päischen Ländern  ergänzt wurde , ist nur schw er in harten Fakten  zu messen. Die 
E ntw ick lung  der Bundesrepub lik  Deutschland zu e iner dem okrat ischen  G ese ll
schaft, die Integration in die europäische Gesellschaft und die A usr ich tung  der 
Gesellschaft auf die U SA  -  stärker als auf die anderen Besatzungsm ächte  dürften 
mehrere G ründe haben. Sie wären ohne die seit 1946/47 bestehenden Kontakte 
zw ischen  privaten Organisat ionen jedoch kaum  möglich gewesen.

Die Erfahrungen mit den Westzonen und der Bundesrepub lik  beeinflußten 
auch die am erikan ische Polit ik  in den 60er Jahren . Seit 1951 sollte die Gesam tzah l 
der am A ustausch  Beteil igten kontinu ier l ich  bis 1960 fallen, um dann in der Ken- 
nedy-A dm in is t ra t ion  anzusteigen. Für diese E ntw ick lung  existierten mehrere 
G ründe: die  Erkenntnis der B edeutung von „cross cu ltu ra l“ -  A u stau schp ro gram 
men mit Beginn des Austausches mit der Sow jetun ion . Eine erneute H in w en d u n g  
nach Late inam erika  nach den katastrophalen Erfahrungen während  des Besuches 
von Vizepräs ident Richard N ixon in der südlichen H em isphäre  1960 und die Ver
sch lechterung der Beziehungen zw ischen den U S A  und der  Sow je tun ion  nach der 
Konfrontation von K ennedy  und C hruschtschow  auf dem W iener Gipfel. D ie p o 
sitive H a ltun g  der K ennedy-A dm in is tra t ion  gegenüber ku ltu re l lem  Austausch  
fand ihren A usdruck  nicht zu le tz t  in der Erhebung des Leiters des Bur eau o f  Edu-  
ca t i on a n d  Cul tural  Affairs in den Rang eines Assistant Secretary  of State. W ie m 
der unm itte lbaren  N achkr iegszeit  im Program m  für Westdeutschland w urden  
nunm ehr Studenten, potentie lle  polit ische Führer, Lehrer, Professoren, G e 
schäftsleute, aber auch Agrarexperten  und G ewerkschafter  in die  P rogram m e e in 
bezogen. Dean Rusk  formulierte  als Ziel des Austausches, „einen Kern in form ie r 

9 R up iep e r ,  a.a.O., 390-420.
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ter Personen zu schaffen, die ein aktuelles und korrektes Bild der U S A  ihrem Volk 
präsent ieren“ 10.

„Sell ing the A m erican  w av  of L ife“ an die verschiedenen Gruppen der  w est 
deutschen Gesellschaft blieb ein G rundpfe i ler  der U S-Po l i t ik ,  aber kein Selbst
zw eck . Ls handelte sich um ein Ideal für polit isch-strategische Ziele: die Verände
rung der polit ischen S trukturen  und die S icherung der polit ischen Stabil ität der 
Bonner R epub lik , ökonom ischer  W iederaufbau und europäische Integration. Daß 
sich diese Ziele mit den Intentionen der bundesrepublikan ischen Reformehten 
decken, ist genauso offensichtlich w ie die Tatsache, daß die transnationale  Z usam 
menarbeit erfo lgre ich war. Inw ieweit  der h ier angedeutete  Z usam m enhang tat
sächlich für das Resultat verantwort l ich  gemacht w erden  kann oder ob nicht an 
dere Faktoren  der w estdeutschen N achknegser fah rung  und -po lit ik  eine Rolle 
spielen, müssen weitere  Untersuchungen  zeigen.

c. D e r  B u n d  f ü r  Bü r g e r r e c h t e

A m  20. September 1949 w urde  in F rankfurt  der „Bund für B ürgerrech te“ geg rün 
det. W ilhe lm  So llmann , der ehemalige sozia ldem okrat ische Reichsinncnm inister  
in den Kabinetten Stresemann und nach seiner Emigration in die U SA  seit 1943 
am erikan ischer  Staatsbürger, hielt den Eröffnungsvortrag zum T hem a „U ber die 
V erantwortung des B ürgers“, in dem er seine Erfahrungen in der W eimarer R ep u 
b lik  und in den Vereinigten Staaten m ite inander  verglich. Ein Jah r  später, am 8. 
September 1950, fand in der überfü llten F rankfurter  Paulsk irche in A nwesenheit  
von Bundespräs ident T heodor Heuss, der den Festvortrag hielt, und Roger  Bald- 
win, dem Ehrenpräsidenten der 1920 gegründeten , überpartei l ichen Amer i can Ci 
v i l  Liber t i c s  Union  (A C L U ) ,  sow ie  H onorat ioren  aus der gesamten B undesrepu
b lik  eine Veransta ltung aus A n laß  der 1. Deutschen Bürgerrechtstagung statt.

M it  dieser Veranstaltung, an der rd. 1500 geladene Gäste, davon 400 Delegierte 
von Bürgerrechtsvere inen  und 100 Journa lis ten , tcilnahmen, trat eine O rgan isa 
tion in das L icht der Ö ffentlichkeit , die es m dieser Form  in Deutschland vor 1945 
nicht gegeben hatte und deren Entstehung sowohl von der am erikan ischen M u t 
terorganisat ion, der A C L U , als auch der M il itä r reg ie rung  und der H ohen  K om 
mission bis Jun i  1952 im Rahm en der D em okrat is ierungspo l i t ik  umfassend geför
dert werden  sollte . G ründung  und erste Bürgerrech tstagung erfolgten allerdings 
unter typ isch  deutschen Rahm enbedingungen . E inzelne M itg l ieder  der w ich t ig 
sten polit ischen  Parteien und anderer gesellschaftspolit isch relevanter O rgan isa 
tionen waren  im „Bund der Bürgerrech te“ vertreten. Sie scheinen den Bund z u 
mindest te i lweise als E inr ichtung gesehen zu haben, die auch ihren eigenen pol i t i 
schen Interessen dienen konnte, zum al jede neue gesellschaftspolit ische O rgan isa 
tion in der jungen  Bundesrepub lik  auch als potentie lle  K onkurrenz  im tagespo li
tischen Geschäft auftauchen konnte  und es daher nur empfeh lenswert  schien, 
über die weitere  E ntw ick lung  informiert zu sein.

10 Elder,  a.a.O., 2.
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Die A C L U  w ar  aus zw e i G ründen  geradezu prädestin iert , im N achkr iegs-  
deutschland eine nicht unbedeu tende Ro lle  zu spielen. Einerseits mußte  eine O r 
ganisation , die  sich mit der Verte id igung der Bürgerrechte  beschäftigte, die  B esat
zungspo l i t ik  in Westdeutschland und den anderen Staaten, in denen die am er ika 
nische A rm ee  tätig war, besonders beobachten. Dies ver langte ihr Se lbstverständ
nis als A n w a lt  der a l lgemeinen M enschen- und Bürgerrechte. Genauso w ich t ig  
w a r  jedoch, daß nach der nationalsozia l ist ischen D ik ta tu r  die bürgerl ichen  Fre i
heiten im  U m erz iehun gskonzep t  der Besatzungspo li t ik  eine hervorragende Rolle 
spielten. Daher gab es ein doppeltes Interesse der A C L U  an den Vorgängen in 
W estdeutschland: 1) Ü b erw achun g  der am erikan ischen Besatzungspo l i t ik  und 2) 
U nters tü tzung  der Reformkräfte  in der Gesellschaft bei der S tärkung  der bü rger 
lichen Freiheiten. Andererse its  bestand auch von seiten der M i l itä r reg ie rung  w ie 
von seiten der H ohen  Kommiss ion  ein besonderes Interesse an der Arbeit ,  ja am 
W oh lw o llen  der A C L U ,  da die Beschäftigung mit den Vorgängen in der am er ika 
nischen B esatzungszone von B edeutung für die polit ische Ö ffent l ichke it  und die 
Po lit ik  in W ashington war.

Bereits un ter  General Lucius D. C la y  begann Ende 1948 eine von R oger  Bald- 
w in , dem D irek tor  und G ründer  der A C L U ,  in Zusam m enarbe it  mit der M i l i t ä r 
reg ierung geleitete Kampagne zur  Errichtung einer deutschen Schw estero rgan isa 
tion in der  US-Z one. Ziel dieser B em ühungen  w ar  es, die westdeutsche B evö lke
rung auf die B edeutung der bürgerl ichen  Freiheiten im Konzept der Po l i t ik  der 
M il itä r reg ie rung  h inzuw eisen , ihre Informationen über  die A C L U  zur Verfügung 
zu stellen und  schließlich interessierte Staatsbürger  für den Aufbau e iner derart i 
gen O rgan isat ion  zu gewinnen.

Die N euor ien t ierung der am er ikan ischen D eutsch landpolit ik  nach dem Schei
tern der V ierm ächtekonferenzen 1947, die Entscheidungen zu r  B ildung eines 
westdeutschen Staates, der Beginn der Arbeit  des Parlamentarischen Rates zur  
Schaffung des Grundgesetzes und die Ber l iner  B lockade verstärkten  das In ter
esse der A C L U  an den E ntw ick lungen  in Deutschland. B a ldw in  und weitere  
Vertreter der A C L U  besuchten Ende 1948 auf E in ladung C la y s  und des State 
D epartm ent drei M onate  che Westzonen. Sie nahmen Kontakt zu verschiedenen 
gesellschaftl ichen O rgan isat ionen  auf, von den Gewerkschaften  bis zu den K ir 
chen, und besuchten auch die brit ische und französische Besatzungszone. Sie 
machten die Bekanntschaft  ehem aliger  A ngehör iger  der polit ischen Eliten der 
W eim arer  Repub l ik  und e iner großen Zahl von Landespolit ikern , un ter  ihnen 
Ernst Reuter, W il ly  Brandt, Joseph  M ü l le r  (C SU ) ,  H erm ann  Bril l  (SPD), Profes
sor Dr. Gustav  R adbruch  (1922/1923 Reichsjustizm inister ,  SPD), Professor Dr. 
A lfred W eber (Volkswirtschaft ler  und Soz io loge an der U n ivers itä t  H e ide lberg ,  
SPD) und  O berbürgerm eis te r  Josef Gockeln  (Düsseldorf , C D U ).  Sie trafen aber 
auch L u d w ig  Rosenberg und Fritz  Tarnow als Gewerkschaftsvertre ter  der b r it i 
schen und am erikan ischen Zone, um  nur die w ichtigsten  Personen zu nennen, 
sowie  Max Reim ann (KPD) und Bernard  G öring  (FDGB). D arüber  hinaus gab 
es Gespräche mit Inte l lektuellen , A ngehör igen  des Parlamentarischen Rates, Ver
tretern des öffentlichen Lebens sow ie  den A ngehörigen  der ehemaligen  D eut-
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sehen Liga für Menschenrechte. Ba ldw in  und seine M itarbeiter  hielten in mehre
ren Städten -  u. a. Frankfurt, Stuttgart , M ünchen , Münster, Heide lberg , Berlin  -  
Vorträge über M enschen- und Bürgerrechte und w arben  für die G ründung  eines 
Bundes für Bürgerrechte.

Im Verlauf des Sommers 1949 bildeten sich im A nsch luß  an die A ktiv itä ten  von 
Sollmann und anderen lokale Gesellschaften in Stuttgart , M ünchen , Heidelberg/ 
M annhe im , Köln/Bonn, H am burg , Göttingen, Fre iburg, Frankfurt, Berlin  und in 
weiteren Orten . Diese Organisat ionen traten unter unterschiedlichen Namen auf. 
Neben „Gesellschaft für Bürgerrechte“ finden sich die Bezeichnungen „Gesell
schaft zu r  W ahrung der bürgerl ichen Freiheiten und Rechte“, „Verein igung zur 
W ahrung staatsbürger licher Rechte“, „Gesellschaft zu r  W ahrung der G rund
rechte“, „Ausschuß für unveräußerl iche R ech te“ und „Staatsbürgerbund“ . In e i
nigen loka len  Organisat ionen gab es enge Verbindungen zu den F rauenverbän
den, was sich besonders bei den D iskussionen um den G leichheitsgrundsatz  im 
G rundgesetz  und die Ä nderung des Familienrechts zeigte.

Die meisten G ründungen  erfolgten in Universitätsstädten . Die G rün dun gs in 
itiative g ing häufig von Jur isten  aus. Die M ehrzah l der O rganisat ionen w u rde  von 
Verwaltungsjur is ten , Rechtsanwälten oder anderen Personen des öffentlichen Le
bens geleitet. In M annheim/Heidelberg gehörten neben Dolf Sternberger einige 
Rechtsanwälte  zum  Vorstand der „Gesellschaft zur  W ahrung der G rundrech te“ . 
In H am burg  nahm Ernst Fried länder (Redaktion  „Die Zeit“) eine führende Rolle 
ein, in Bonn M inisteria lrat  R.W. Füßlein vom Sekretar iat des Parlamentarischen 
Rates, in Gött ingen Prof. L u dw ig  Raiser. In Freiburg bildeten der Vö lkerrechtler  
Prof. W ilhe lm  Grewe und Prof. Franz W ieacker  den Vorstand. In Erlangen, einer 
späten G ründung , gehörten 1951 Professor Ernst H ein itz  und Dr. T hom as Ell- 
w e in  zum  G ründungskom itee . Für Schweinfurt ist bekannt, daß besonders viele 
F lüchtlinge M itg l ieder  der lokalen Organisat ion  w urden  und hierin eine M ög l ich 
keit  zu r  A b w eh r  von D iskrim in ierung und zur  D urchsetzung ihrer Rechte sahen. 
Diese durchaus beachtlichen gesellschaftspolitischen Aktiv itä ten  litten aber von 
vornherein  daran, daß die Gesellschaften ohne Zuschüsse der Flohen Kommission 
nicht lebensfähig waren . Dies traf besonders auf die  Bundesorgan isat ion  zu, die 
hauptamtliche M itarbeiter  beschäftigte. N ach einer A ufste l lung  von September 
1950 stellte die amerikanische Flohe Kommission 1949/1950 für die U nte rs tü t 
zung der bürgerl ichen  Freiheiten in den Ländern  der ehemaligen U S-Z one insge
samt D M  299.000 zur  Verfügung. H ier in  w aren  auch Mitte l  für die U nters tü tzung 
der Gesellschaften in der britischen und französischen Zone sowie  die F inanz ie 
rung von Publikat ionen und die Bundeszeitschrift  „Recht und F re ihe it“ enthal
ten, die in ihrem ersten Erscheinungsjahr 1950 als „Die Bürgerrech te“ vertrieben 
wurde .

Die mit dem Abbau der U S-U nte rs t i i tzung  1952 e insetzende-permanente L i 
qu id itä tskr ise  führte 1953 zur  Einstellung der Zeitschrift.  N och im Februar  1952 
w ar  a llerd ings ein Beirat geschaffen worden, dem u. a. die Professoren Ernst Frie- 
senhan und Erich Kaufmann (Bonn) sowie Ernst Reuter  (SPD), T heodor  Steltzer, 
Kurt Georg Kiesinger (M dB, C D U ),  Karl-Georg Pfleiderer, H ans-Joach im  von
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M erkatz  (M dB , DP) und M arie-E lisabeth  Lüders (EDP) angehörten. Durch die 
B ete i l igung der Vertreter a ller Parteien sollte die F inanz ierung der Zeitschrift aus 
M itte ln  der Bundesreg ierung erle ichtert werden. Dies scheiterte jedoch; 1953/54 
lösten sich die  Gesellschaften auf.

M it  der E instellung der U n te rs tü tzung  durch die Bundesreg ierung verschwand 
der Bund für Bürgerrechte, die Schwesterorgan isa tion  der A C E U , die von Bald- 
win , So llm ann und ihren deutschen Befürwortern  in der Hoffnung gegründet 
worden  war, in der Bundesrepub lik  eine starke, lebensfähige O rgan isat ion  zum  
Schutz der B ürger  gegen Übergriffe  des Staates zu schaffen, aus dem polit ischen 
Leben der N achkr iegszeit .  Ü b er  die formale Fest legung der M enschen- und B ü r 
gerrechte im G rundgesetz  hinaus sollte der Bund dem Bürger  bei der W ahrung 
seiner Rechte beistehen und ihn g le ichzeit ig  für die Verte id igung der dem o kra t i 
schen G rundordnung  gewinnen . Diese Hoffnungen  erfü llten sich jedoch nicht. 
Eine O rgan isat ion  für Bürgerrechte, die von Repräsentanten  des öffentlichen L e 
bens getragen w u rde  und als A n w a lt  der Bürgerrechte gegenüber V erwaltung und 
Staatsautoritä t  auftrat, entsprach nicht dem deutschen Polit ikverständn is  und 
paßte nicht in die polit ische Landschaft der jungen  B undesrepub lik . W irtschafts
w under  und autoritäre  K anzlerdem okrat ie  prägten genauso die bundesrepub l ika 
nische Gesellschaft der fünfziger Jahre  w ie eine durch die D iskuss ionen  um euro 
päische Integration, W iedervere in igung und Verte id igungsbeitrag  bestimmte P o 
lar is ierung im polit ischen Leben, so daß w en ig  Platz für eine überpartei l iche, 
überkonfess ionelle  O rganisat ion  blieb. G enauso w ich tig  für das a llmähliche E in
schlafen der Gesellschaften für Bürgerrechte dürfte gewesen sein, daß die erste 
Garde der B ürgerrech tsbew egung bis 1952 dazu übergegangen war, ihre eigene 
berufliche Karriere an den Univers itä ten  oder im Staatsdienst aufzubauen  und im 
mer w en iger  für die Arbeit  der Gesellschaften zu r  Verfügung stand. M it  dem A b 
bau der Besatzungsrechte entfiel zudem  ein Konfliktfeld der B ez iehungen z w i 
schen B ürgern  und Behörden, während  andererseits durch die Schaffung des B un 
desverfassungsgerichtes eine Sicherung der Bürgerrechte gegenüber staatlichen 
Eingriffen erm öglicht wurde .

Die Propag ierung der Bürger- und M enschenrechte nach Beend igung der NS- 
D ik ta tur  mit ihrer total menschenverachtenden, rassis tischen Ideologie  w urde  
von einem Teil der gesellschaft l ichen Eliten akzeptier t  und als Instrum ent zur  Ver
änderung der Beziehungen zw ischen  Staat und Staatsbürgern  begriffen. Der Re- 
tormeifer der  amerikan ischen B esatzungsbehörden bzw. der A C L U -M ita rb e itc r  
und die Re lo rm bere itschaft  der Deutschen schufen ein polit isches Klima, daß zu r  
Sensib i l is ierung von Öffent l ichkeit  und Verwaltungen beitrug. Die Durchsetzung 
von G rundrechten  w urde  dadurch  erleichtert. M aßnahm en der Behörden w urden  
transparenter, das Se lbstbewußtse in  der Bürger  bei der Verteidigung ihrer Rechte 
gegen V erwaltungsm aßnahm en gestärkt. Bürgerrechts- und M enschenrechtsd is
kussionen in der jungen B undesrepub lik  sind ein bedeutender A spekt  der pol i t i 
schen K ultur  der N achkr iegsze it ,  der ohne den Beitrag der am er ikan ischen Besat
zungsbehörden  und die enge Kooperation mit westdeutschen Reform ehten  kaum  
angemessen dargestellt  werden  kann.



t r an s n a t io n a le  B e z i e h u n g e n  u n d  in t e rn a t io n a le s  S y s t e m 2 2 5

Die hier vorgestellten Beispie le transnationaler Beziehungen verdeut l ichen  eine 
neue E ntw ick lung im Rahm en der  Internationalen Beziehungen der N achkr iegs 
zeit. Zweife lsohne handelt es sich um einen Sonderfall der E ntw ick lung  transna
t ionaler Beziehungen, da die B ez iehungen zw ischen „Besa tzern“ und „Besetzten“ 
nach 1945 nicht g le ichw ert ig  w aren  und beträchtliche A bhäng igke iten  vorhanden 
waren . Dies schließt jedoch nicht aus, daß der M odellfa l l  Westdeutschland, der 
mit den E ntw ick lungen  in Ö sterreich  und Japan  verglichen werden müßte, w ich 
tige A kzente  für eine Forschungsstrateg ie  zu r  Untersuchung transnationaler  Be
z iehungen der N achkr iegsze it  setzt, die z. B. auch bei der Entstehung eu ropä i
scher Institutionen und transatlantischer B ez iehungen zugrunde  gelegt werden 
könnte.





Hans Lemberg

Transformationen des internationalen Systems 
als Folge krisenhafter Veränderungen 

im östlichen Europa im 20. Jahrhundert

E in führun g

In der  fo lgenden S k iz z e 1 gilt es, d ie Bez iehung von Krisen, krisenhaften Erschei
nungen oder  Konflik ten einerseits und den Transformationen des internationalen  
System s im 20. J ah rhundert  andererseits  wenigstens ansatzweise  zu verfolgen. 
Dabei soll der Begriff „Krise“ eher im landläufigen S inne verwendet  w erden 2. O h 
nehin müßte  für die hier behandelten „Krisen“ eher d ie M etapher  „K atastrophe“ 
gebraucht werden , handelt  es sich doch in zwei Fällen (nämlich in den beiden sog. 
W eltkr iegen) nicht nur um drohende, sondern um voll ausgebrochene Konflikte 
im g lobalen M aßstab ; das Stad ium  der Krise war, als das internationale  System  
verändert w urde ,  längst überschritten.

Das H au p taugenm erk  soll bei unserer  Betrachtung -  sozusagen exemplar isch -  
auf das östliche Europa gerichtet sein. Dies im p liz ier t  nicht die absurde B ehaup
tung, als w ären  die das internationale  System  in Europa auslösenden Krisen im 20. 
J ah rh undert  alle und ausschließ lich  osteuropäischer Provenienz gewesen ; im m er
hin aber ist der Antei l  dieser G roßreg ion  daran jeweils  nicht unbedeutend.

Zu Ende des 19. Jah rhunderts  hatte das internationale  System  in vielem nach 
außen hin noch das Gesicht, das ihm die Pentarchie seit dem W iener  K ongreß auf
geprägt hatte3. Gerade im östlichen Teil Europas gab es ja scheinbar unverändert  
die Dreiheit  der M ächte der „schwarzen  A d le r“ : Ruß land , Österreich ( inzw ischen 
dualis iert in Ö sterre ich -U ngarn )  und Preußen (m itt lerweile  zu r  Führungsm acht

1 Die Form  des Vortrags in Thesen w urd e  beibehalten. Weiterführende Litera turangaben  
finden sich zum Teil in den Anm erkungen .
2 Zu einem elaborie rteren Krisenbegriff s. Walter L. Bühl , Krisentheorien. Poli tik , W ir t 
schaft und Gesel lschaft  im Ü bergang (W B -F o rum  23, Darmstadt  21988); M ichae l  B re ch e r , 
Jona than  Wilkenfield, Shei la Moser,  Crises in the Twentie th  Century ,  2 Bde. (O xford  u.a . 
1988), dort d ie  Einleitung und passim.

L eopo ld  v o n  Ranke,  Die großen Mächte. Poli tisches Gespräch (Kle ine Vandenhoeck- 
Reihe 5, Gött ingen 1958); Winfr ied Baum ga r t ,  Vom Europäischen Konzert  zum  V ö lker 
bund. Friedensschlüsse und Friedenss icherung von Wien bis Versailles (Erträge der For
schung 25, Darmstadt ‘ 1987).
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eines neuen kleincleutschen Nationalstaats geworden) . Sie hielten nach w ie  vor das 
ehemalige Polen unter sich aufgeteilt4 -  doch diese Kontinu ität  w a r  nur noch eine 
bloße Gebärde, die sich z.B. in der Stabil ität der gegenseit igen Grenz.cn seit dem 
W iener Kongreß bis ins 20. J ah rhun dert  h inein ausdrückte . Seit indes die Polen 
nach der N iedersch lagung ihres letzten großen Aufstandes die unmitte lbaren  
A sp irat ionen  auf Restauration  ihres Staates aufgegeben zu haben schienen, konnte 
das Z w angsbündnis  der drei O stm ächtc  zerfallen, Ruß land  sich anders orien t ie 
ren. Ein neuer D ualism us un ter  den fünf bis sechs Großen: h ier die A ll i ie rten , da 
die M itte lm ächte , w ar  entstanden.

In dieser Konstellation trat Europa ins 20. Jah rhundert  ein, das -  überb licken  
w ir  es von dessen Ende her -  von w iederho lten , erheblichen W andlungen im in 
ternationalen System  gekennzeichnet ist, nicht nur was die Zusam m ensetzung des 
Staatensystems oder die S truk tu r  der internationalen Bez iehungen  anlangt, son 
dern auch den C harak te r  dieses System s selbst . Zwischen den drei g roßen Epo
chen des Wandels (um den Ersten W eltkr ieg, um den Zweiten  W eltkr ieg  und 
heute) gab es zwei Phasen, da das internationale  System  sich „stabil is ierte, ohne 
sich zu konso l id ie ren“3, in we lchem  Zustand auch immer: die zw eite  Hälfte  der 
zw an z ige r  und die ersten dre iß iger  Jah re  -  sow ie  die v ierz ig Jah re  „Stab il i tä t“ des 
O st-W est-D ua l ism us von 1948 bis 1989. A uch  in d ieser zweiten  Stagnationsphase, 
die  noch m deutl icher Erinnerung ist, haben die bekannten  Krisen der N ach 
kriegszeit  bei a ller H eft igke it  me zu e iner w irk l ichen  D estab il is ierung des vom 
O st-W est-D ua l ism us gekennzeichneten  System s geführt.

Löst man sich für das frühe 20. J ah rhundert  e inmal von den suggestiven Epo
chengrenzen der Jahre  1914, 1917 oder 1918, so kann man als die erste größere 
Krise des 20. Jah rhunderts  die jen ige feststellen, die als bosnische Annex ionskr ise  
begann und über  die beiden Balkankr iege  quasi nahtlos in den -  ebenfalls w ieder 
in Bosnien ausgelösten -  Ersten W eltkr ieg  überging.

D er fernere H in terg rund  der damals w ie  heute exotisch anm utenden  Krise, die 
erst mit der U m gesta ltung  der  Staatenwelt  ganz O stm itte l-  und Südosteuropas 
1918/19 ihren vorläufigen A bsch luß  fand, ist durch  den pejorat iven  und auch so 
gemeinten Begriff „B a lkan is ie rung“, der diesem Vorgang aufgeprägt w urde ,  in 
ironischem Sinne recht treffend gekennze ichnet6: A u f  dem Ba lkan  näm lich w urde  
im späten 19. J ah rhundert  das M uster  en tw icke lt ,  w ie  der g rundsätz l iche  Ü b e r 

4 Zur „negativen Po lenpo l i t ik“ als Konstante russischer und p reuß isch-deutscher Poli t ik 
vom 18. bis ins 20. Jah rhundert  s. Klaus Zernack, Polen und R uß land .  Zwei Wege in der 
europäischen Geschichte (P ropy läen  Geschichte Europas. Ergänzungsband , Berlin  1994) 
256 ff.
3 Form ulierung von Peter K rüger w ährend  d ieser Tagung.
6 So schon in: Großer Brockhaus,  Bd. 2 (Le ipz ig  131929) 248. -  Eine frühe Defin it ion des 
„neuen W ortes“ „Ba lkan iza t ion“ durch  den Journa lis ten  P. S. M ow rer :  , , [B .“=] the creation, 
in a region of hopelessly  mixed races, of a m ed ley  of small  States w ith  more or less backw ard  
populat ions, econom ica l ly  and  f inanc iaüy  weak , covetous,  in tr igu ing, afraid , a contmual 
p rey  to the machinations of the great powers,  and to the violent p rom ptings  of their  ow n  pas- 
s ions .“ Paul Scott M ow r er , Ba lkan ized  Europe. A  S tudy  in Poli tical Ana lys is  and Recon
struct ion (N ew  York 192 1) 25.
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gang vom dynast isch -vorm odernen , also über- oder anationalen Staat zum  m o
dernen N ationa lstaat  vollzogen werden konnte, in einer Region, die außerhalb  des 
Bereichs der H e il igen  A ll ianz  gelegen, nicht dem konservativen Schutz der 
M ächte  unter lag und sozusagen  zum  A ussch lachten  freigegeben w ar  -  sofern 
nicht die Interessen der europäischen M ächte  betroffen w aren7.

Die auf dem Balkan  im 19. J ah rhundert  neugegründeten  Staaten w aren  eher f ik 
tive P rodukte  nationaler  U nabhäng igke itsbew egungen , de facto aber verdankten 
sic ihr Entstehen den R ichtersprüchen und A rrangem ents der Mächte**. In O s t 
m itte leuropa sollte 1918 ff. ganz Analoges geschehen: H ie r  handelte es sich zw ar  
bei der Folie, aus der die neuen Staaten geschnitten wurden , um  rein europäische 
M ächte -  aber das System  hatte sich inzw ischen geändert : Die gegenseit igen E x i
stenzgarant ien  des W iener  Kongresses galten längst nicht mehr; das „neue E u
ropa“ im Sinne M asaryk s  w u rde  auf den Trüm m ern der  unter legenen bzw. revo
lut ionären ehemaligen O stm ächte  erbaut.

D am it  kann bereits ein Kennzeichen der das System  verändernden Krisen im 
20. J ah rhundert  beobachtet werden : Jede dieser Krisen brachte im östlichen Eu
ropa einen C luster  von S taatsgründungen  und Staatsuntergängen mit sich -  fre i
lich mit nicht im m er dauerhaftem Ergebnis. Zwischen den Krisenzciten und d ie 
sem Phänomen ist, anders gesagt, eine deutliche Korre lation festzustellen , und 
dieses Phänom en bleibt in Europa eine auf dessen Osten beschränkte  Erschei
nung.

Schon im Jah r  1917 deutete  sich an, daß nach Kriegsende das internationale 
System  in Europa sich völl l ig  verändern würde . Eine a l l i ierte Großm acht, R u ß 
land, w a r  in doppelter  Weise aus dem System  gefallen: durch ihre sozia le  R evo lu 
t ion, deren Sieg und damit deren D auerhaft igke it  sich im m er deut l icher  abze ich 
nete, und durch ihr Aussche iden  aus dem noch andauernden Krieg. U nd  die bei
den anderen M ächte , die das östliche Europa bis dah in  beherrschten, stellten sich 
1918 als die Verlierer des Krieges heraus, das Deutsche Reich und Ö sterreich- 
U ngarn .

Das Kaliber der durch diese Krise initi ierten U m gesta ltung  des internationalen 
System s überstieg alles Bisherige erheblich, auch den grundsätz l ichen  Wandel, der 
im 18. Jah rhundert  mit dem N iedergang der schwedischen und dem Aufst ieg  der 
preußischen und der ruß länd ischen M acht e ingetreten war. Dies gilt nicht nur für 
die  Konstella tion der großen und der neuen M itte l- und kleinen M ächte  und für 
die  Verteilung der Vormachtrollen , sondern auch in bezug auf die E inrichtung von

7 Marian Kent ,  The Great Powers  and the End of the O ttom an  Empire (London  1984).
8 S. Edgar H ös cb , Die  Entstehung des Nationalstaates  in Südosteuropa,  in: O steu ropa  z w i 
schen Nationals taat und Integration. Hrsg. von G eorg  B runn er  (O steuropaforschung 33, 
Berlin  1995) 73-89. -  Man kann sich in d iesem Zusam m enhang darüber  streiten, w ie die erste 
d ieser S taatsgründungen  in unserem Jahrhundert ,  die A lbaniens 1912, in terpret ie rt  w ird :  Als 
letzter N achk lang  der jen igen Entstehung jener Staaten, die  m der zw eiten  Hälf te  des 19. 
Jah rhunderts  am europäischen Rande des osmanischen Reichs, oder als das erste W etter
leuchten einer neuen Wel le von Staatsentstehungen, die in einer breiter konzip ierten  Region 
erst zu Ende des Weltkriegs vor sich gingen?
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neuartigen K ontro ll-  und Sanktionsm echan ism en  im V ö lkerbund , so zaghaft  und 
im späteren Krisenfall ineffiz ient sie auch gewesen sein mochten9.

Der U m gesta ltungsprozeß  fand e tw a 1921 mit dem Frieden von R iga , der 
G renzfestlegung Polens im O sten , sein Ende; die sich daran anschließende Stab i
l is ierungsphase von e tw a  anderthalb  Jah rzehn ten  hatte in Locarno ihr S ym b o l10. 
Diese Phase endete spätestens im Jah r  1938 in e iner manifesten Krise, e iner Krise, 
die im weitesten  Sinne e ingele itet w u rde  durch die  Folgen  der W eltw irtschafts
krise (nat ionalstaat l icher P ro tekt ion ism us , M ög lichke it  des E indringens der deu t
schen ökonom ischen  und dam it  auch polit ischen Vormacht ins östliche Europa), 
im engeren Sinne durch  das W irk sam w erden  des ita lien ischen System s in Slidost- 
europa, durch  ein ze itweil iges  deutsch-po ln isches Bündnis , insgesamt durch die 
Entkräftung des französischen Bezugssystem s für O stm itte l-  und Südosteu
ro p a11, nicht zu le tz t  infolge der  M il ita r is ierung Deutschlands. In d ieser Phase e r 
w iesen  das übergeordnete  Sys tem  der  Friedenserha ltung , der V ö lke rbund , seine 
Schwäche ebenso w ie  das Subsystem  der Kleinen Entente, als es 1938 zum  A u s 
bruch der Krise und zur  E in le itung der  Katastrophe von 1939 kam.

In der nun fo lgenden abermaligen , z w ar  kurzfr is t igen , aber erheblichen Phase 
der Turbulenz , der sogenannten „N euo rd n u n g“ im östlichen Europa von Hitlers 
und zeitweise  auch Stalins Gnaden (1937/38-1945), w u rde  eine ganze Reihe von 
Staaten fürs erste beseitigt, die sämtlich erst zw e i  Jah rzehn te  vorher  gegründet 
oder w iedergeg ründet  w orden  waren : die Tschechoslowakei,  Polen, die dre i ba lt i 
schen Staaten, sch ließ lich  auch Jugos law ien  und (als se lbständiger Staat) A lban ien ; 
es kam  auch zu S taatsgründungen , freil ich von oben: zw e i nachgeholte ,  b isher f ru 
strierte N ationen , die S low aken  und die Kroaten, erhielten e igene N at iona ls taa 
ten, wenn  auch als Satell iten der  A chsenpartner  und daher zum  alsbald igen  U n te r 
gang verurte ilt ,  als diese erst e inm al besiegt waren .

Das Kriegsende 1945 leitete zunächst eine großfläch ige staatliche Restauration  
ein: Fast alle untergegangenen Staaten w u rden  w iederhergeste l l t  (Ausnahm e: die 
baltischen Repub liken ) , alle rezenten  Staatsgründungen  w ieder  rückgäng ig  ge
macht. Die soz ioökonom ische  Sow jet is ierung im Osten E uropas12 und der sich 
anbahnende Kalte Krieg haben auch der U m gesta ltung  des in ternationalen  S y 
stems ein A usm aß  verschafft, das größer  w a r  als dasjenige von 1919; d ie neue S i
tuation w a r  in formaler H insicht auch provisorischer als damals , d.h. viele Staaten 
mußten  zunächst  und einige auf D auer ohne Friedensvertrag auskom m en. D en 
noch hat sich alsbald in der  neuen und zu Kriegsende im Früh jah r  1945 so noch

9 Alfred  Pfei l,  Der Vö lkerbund . L itera turber icht  und kritische Darste l lung seiner G e
schichte (Erträge der Forschung 58, D arm stad t  1976); The League of N ations  in Retrospect.  
Proceedings of the S ym pos ium  [ . . . ]  1980 (U n ited  N ations L ib ra ry  Ser. E 3, Berlin  1983).
10 Aus  der Perspektive der  W eimarer  Repub lik :  P e te r  K rüger ,  D ie  A ußenp o l i t ik  der  R ep u 
b lik  von W eim ar  (Darm stadt  1985) 269ff.
11 K om ja tb y ,  A nthony  Tihamer,  The Crises  of France’s East Centra l  European D ip lom aey 
1933-1938 (East European M onographs  21, Boulder, N ew  York 1976)

Sowjet isches M odel l  und nat ionale  Prägung. Kontinuitä t  und W ande l in O stm itte leuropa 
nach dem Zweiten  W eltkrieg. H erausgegeben  von Hans L em b e r g  u .a .  (H is tor ische und lan
deskundliche O stm itte leu ropa-Stud ien  7, M arb urg  1991).
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nicht vorhersehbaren  Polar is ierung ein stabiles internationales S y s te m  her 
bildet, das in seinem D ual ism us in H insicht auf das östliche Europa alle Krisen 
jahrzehnte lang  dauerhaft  überstanden hat13.

Erst die Ö ffnung und g le ichze it ig  Schw ächung des kom m unistischen H- 11 
stems in der P erestro jka-Ä ra  ab M itte  der 80er Jah re  und dessen zuvor kaum  für 
m öglich  gehaltener Zusam m enbruch  von 1989 hat ungeahnt neue B ew egung in 
die  Stagnation des internationalen  System s gebracht, so sehr, daß die S ituation -  
verbunden mit e iner neuen W irtschaftskrise , bei chaotischer innerer Unsicherheit  
e iner der beiden ehemaligen Supermächte -  die M ög lichke it  einer neuen interna
t ionalen Krise heraufbeschwört .  A uch  in dieser S ituation kom m t es w ieder  zum 
nun schon üblichen W andel in der  Staatenwelt  des östlichen Europa: Eine neue 
Welle von S taatsgründungen  und Staatsuntergängen seit 1989 ist zu registrieren- es 
bliebe künftig  festzustellen , inw iefern  das internationale  System  hier eingegriffen 
und  reguliert hat.

P ro b l em e

Im fo lgenden sollen in Form  von Thesen einige C harakte r is t ika  der dargestellten 
Szenerie  angedeutet  werden , und z w a r  in drei Gruppen: Probleme, Konzeptionen 
und Instrumente. -  Zunächst also einige charakter ist ische Problembereiche, die in 
den verschiedenen Phasen der Transformationen des internationalen Systems im 
20. J ah rhundert  im östlichen Europa auftreten:

1. Es hat, w ie  schon angedeutet , drei „Schübe“ , C luster  von Staatsgründungen 
im 20. J ah rhundert  im östlichen Europa gegeben: zw ischen  1916 und 1920, z w i 
schen 1939 und 1945 und seit 1991. A lle  drei G ründungs-Schübe  sind von Staats
untergängen  begleitet und sogar durch  diese bedingt, oder, wenn w ir  es deutlicher 
sagen, als es der  rechtssystematische Begriff vornehm  umschreibt,  durch Staats
zers tö rungen14.

2. Durch  das Verschwinden oder  deutliche Verkle inern von größeren Staaten, 
aber auch durch das H in z u ko m m en  neuer  in der Region  zw ischen N ordm eer  und 
Ägäis  bzw. heute sogar zw ischen  den drei Meeren: der Ostsee, der A dr ia  und dem 
Schw arzen  Meer, hat -  schon infolge der quantitat iven  U m gesta ltung  und U m ver
te i lung der G ew ichte  -  jedesmal das S taatensystem  deutl iche W andlungen erfah
ren. Dabei hat sich das Z urücktreten  bisher hegem onia ler  Kräfte gerade im mittcl- 
und  osteuropäischen R au m  besonders im ersten N achw eltk r ieg s jahrzehn t  e rheb

13 Von einer „D om est iz ie rung“, einer „doppelten D isz ip l in ie rung“ durch den Ost-West- 
Konfl ikt  spricht: E m st-O tto  Czempie l ,  W ehpo li t ik  im U m bruch .  Das internationale  System 
nach dem Ende des O st-W est-K onfl ik ts  (B eck ’sche Reihe 444, M ünchen  1991) 501.
14 Hans L em b e r g , A lternativen  zum  internationalen System  in der neuzeit l ichen Geschichte 
O steuropas,  in: Kontinuität  und W andel in der  S taatenordnung der Neuzeit .  Beiträge zur 
Geschichte des in ternationalen Systems, hrsg. v. Pe te r  K r ü g e r  (M arburger  Studien zur N eu e 
ren Geschichte 1, M arb urg  1991) 91-114 ,  hier 94-97.  S. ferner:  Knut Ipsen  u.a . ,  Völkerrecht 
(M ünchen  31990) § 25. D ie  Staatennachfolge , 314-330 . G eo r g  D ahm ,J o s t  Delbrück, Rüd ig e i  
Wolfrum,  V ölkerrecht  Bd. 1,1, (Berl in , N ew  York 21989) 157-184.
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lieh bem erkbar  gcmacht: Die Vormächte für O steuropa lagen außerhalb  im W e
sten, in Frankreich oder für Südosteuropa in zunehm endem  M aße in Italien, Erst 
in den dre iß iger  Jahren  stiegen fast g le ichzeit ig  das Deutsche Reich und die So 
w je tun ion  als alt-neue Vormächte auf, bis zur  dramatischen Vereinbarung einer 
Aufte i lung  Ostm itte leuropas zw ischen beiden im A ugust  1939 l>.

3. Die starke quantitat ive Verm ehrung der Small Nations  im internationalen S y 
stem um 1919 ist in eine Q ua l i tä tsänderung  des System s umgesch lagen (kleine 
Staaten k leiner Nationen). So mag es aussehen, wenn  man sich an die v ie ld isku 
t ierte D ichotomie von Klein und Groß im Bereich der internationalen  B ez iehun
gen hä lt16. Dabei darf freilich nicht übersehen werden , daß im genannten Z usam 
menhang sehr woh l tendenziell auch neue M itte lm ächte entstanden sind -  vor a l
lem Polen, aber in gewissem Sinne auch die Tschechoslowakei,  vielle icht gar R u 
mänien. Daß manche davon eher w ie  Kleinstaaten w irk ten , w a r  auf die  mangelnde 
soz ioökonom ische Potenz und auf die Perzeption dieser Staatsb ildungen z u rü ck 
zuführen, die durch den vorher gült igen Unterschied von en tw eder  Mächten oder 
K le instaaten17 w ie auch durch das S tereo typ  der  „B a lkan is ie rung“ geprägt war.

4. Die U m w and lung  relativ zah lre icher  bisheriger „Kleiner V ö lke r“ ohne Staat 
im Sinne von F lroch18 (besser „non-dom inant ethnic g roups“ ) zu Staatsnationen 
hat möglicherweise -  dies b liebe noch konkreter  nachzuw eisen  -  eine M od if ik a 
tion im Stil der internationalen Bez iehungen herbeigeführt. Z w ar  haben sich die 
„N euen“ im d ip lomatischen Geschäft sehr rasch an che bisher ungew ohnten  R e 
geln angepaßt, doch beruhte die Dase insberecht igung dieser Staaten w en iger  auf 
dem Staat selbst als auf dem verkappten  oder  unverhüllten  e thnisch-nationalen 
Prinzip.

5. In diesem Z usam m enhang stellt sich die Frage, w ie  stark die Tendenz zur 
k leo log is ie rung  des erneuerten internationalen  Systems gewesen ist. Am  Beginn 
der beiden Phasen der Stabil ität 1918 und 1948 jedenfalls spielte diese Ideologisie- 
rung eine erhebliche Rolle . Es wäre  eine U nte rsuchung  wert, w ie  w eit  K onzept io 
nen w ie  e twa des N ew  Europe von T.G. M asa ryk  über den gegen Kriegsende hin 
brauchbaren P ropagandawert  h inaus im internationalen System  strukturb i ldend  
gew irk t  haben; in der Zeit nach dem Zweiten Weltkr ieg  w a r  die W irk u n g  der ideo

13 H it ler-S ta l in -Pakt  1939. Das Ende O stm itte leuropas?  Hrsg. v. Erwin O b e r lä n d e r  (Fischer 
4434, Frankfurt/Main  1989).
1,1 S. vor allem H artmu t  Ullrich  in: Great and Small Powers in M odern  and C o ntem p ora ry
Ages, in: C om ité  In ternational des Sciences H istoriques. X V Ie Congrès  In ternational des 
Sciences Historiques .  Bd. III: Actes (Stuttgart  1986) 482-489 , hier 488 ff. Vgl. auch Rober t  L.
Rothstein ,  All iances and Small Powers  (N ew  York 1968) und G ün th e r  Stökl, Die kleinen 
V ö lker  und die Geschichte, in: H istor ische Zeitschrift 212 ( 1971 ) 19-40; O tm a r  Etöll (Hrsg .) ,  
Small States in Europe and D ependence (The Laxenburg  Papers  6, W ien  1983).
17 Vgl. Paul Elerre, Die kleinen Staaten Europas und die Entstehung des Weltkr ieges (M ü n 
chen 1937).
,s Miros lav Elrocb,  Die Vorkämpfer der  nationalen Bew egung bei den kleinen Völkern 
Europas (Acta Univcrsitatis  Caro linae .  Phil, et Hist. M onograph ia  24, Praha 1968).
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logischen Tei lsys tem best im m ungen  des „Sozialistischen W elt lagers“ und der 
„Freien W elt“ weit greifbarer.

6. Im internationalen System  sind jeweils  in den Stagnat ionsphasen Subsystem e 
entstanden, die zu r  S tab il is ierung des Gesam tsystem s dienten, im östlichen E u
ropa waren  dies vor allem die Kleine Entente, die Balkanentente und in gewissem 
Sinne eine Baltische Entente. Diese Kleinbündnisse verloren jedoch in dem Maße 
an W irksam keit ,  als m die Region  von der unmitte lbaren  N achbarschaft her er
neut G roßmächte e inzugre ifen  begannen (Italien, Deutschland, Sowjetun ion).

7. Die neuen Staaten der Zeit nach dem Ersten Weltkr ieg  waren Nationalstaaten 
dem mehr oder w en ige r  deutl ichen Anspruch  nach; de facto handelte es sich fast 
ausschließlich  um mult inationale  Staaten. Dies w ar  die dauerhafte U rsache für In
terferenzen mit den jeweil igen  N achbar ländern  aufgrund der erstmals allgemein 
verbreiteten Irredenta-Probleme.

8. In den neuen bzw. erneuerten Staaten O stm itte l-  und Südosteuropas haben 
nicht nur die mangelnde polit ische Erfahrung, sondern auch die besonderen 
Schw ier igke iten  der U n if iz ie rung der Staaten mit ihren Gebieten un tersch ied li
cher staatlicher und z.T. auch ku lturh istor ischer  Provenienz sowie  nicht zuletzt 
die ökonom ischen  E ntw ick lungsuntersch iede auch in der  Phase der R uhe  im in
ternationalen System  zu Instabil ität der inneren O rdnungen , ja in zunehm endem  
M aße zur  E inführung autoritärer  innerstaatlicher System e ge füh rt19, vor al lem 
dann, als die  Folgen der W eltw irtschaftskr ise  erschwerend hinzutraten .

9. Die innerstaatlichen Spannungen haben freilich zunächst keinen unm itte lba
ren Einfluß auf die G esta ltung des in ternationalen System s gehabt, sich aber auf 
D auer  im Zuge der A usw echs lung  der Führungsgruppen  auch als Faktoren des 
al lmählichen Wandels in ternationaler  O rien t ierungen  erwiesen. Für das quasi ab 
geschlossene Z w angssystem  im kom m unistischen O steuropa  nach 1948 lassen 
sich h ingegen solche W echse lw irkungen  interner und externer Faktoren  in H in 
sicht auf die  System stab il i tä t  nicht in erheblichem M aße feststellen; h ier war  die 
zentrale Lenkung zu stark.

10. Es mag als C harak te r is t iku m  des östlichen Europa angesehen werden, daß 
Entscheidungsphasen in H ins icht  auf das internationale  System  jeweils  unter be
sonderem „D ruck“ stattgefunden haben bzw. stattfinden. Infolge der W e ltw ir t 
schaftskrise fielen die osteuropäischen Staaten in eine Phase nationalistischer In
troversion ; dies verbaute in zunehm endem  Maße ein einvernehmliches Eingehen 
auf Probleme der Großregion ; nach dem Zweiten Weltkr ieg  schwand eine e igen
ständige H and lungsfäh igkeit  im Zeichen der Sow jet is ierung im Laufe wen iger  
Jahre ; erst aufgrund des Zusam m enbruches der Sow je tun ion  öffnete sich ein 
neuer H and lungssp ie lraum , der allerd ings im Abstand von nur w en igen  Jahren 
w iederum  an Grenzen zu stoßen scheint.

19 Ein Samm elband der Referate eines im September 1993 abgehaltenen Sym pos ium s in 
Lambrecht/Pfa lz  über die  autor itären Staaten der Zwischenkriegsze it  in Ostm itte leuropa 
und Südosteuropa ist in Vorbereitung.
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Nach der Revue e in iger G rundprob lem e im Zusam m enhang mit  der Transforma
tion des internationalen System s infolge krisenhafter V eränderungen im östlichen 
Europa sollen je tz t  e inige Konzeptionen der Veränderungen beleuchtet werden, 
die in diesem Bereich eine Ro lle  spielten.

1. A m  Eingang, d .h .  e tw a um  die  M itte  des zweiten  Jah rzehn ts  unseres J ah r 
hunderts ,  en tw icke lten  sich zw e i r ivalis ierende K onzeptionen über den von uns 
behandelten Raum : Die germ anozentr ischc M itte leu ropa ideo log ie20 (N aum ann) 
und die ihr entgegengesetzte , vor  a llem von M asa ryk  und seinem U m fe ld  vertre
tene des „Neuen E uropa“, das in Gegnerschaft zu den M itte lm ächten  sich aus den 
Kleinen V ö lkern  mit dem okrat ischer  Tradit ion an der Seite der A ll i ie rten  konst i
tu ieren solle21.

2. Zu Beginn  der d re iß iger  Jah re  tauchten einige A lternat ivkonzepte  auf, die 
z.T. in verschiedener Weise das D onauraum prob lem  angingen, darunter  A n 
schlußpläne, der T ard ieu-P lan  e iner D onaukonföderat ion  un ter  französischer  Pa
tronage und andere M od if ika t ionen  des bestehenden System s; nichts davon, außer 
1938 und für kurze  Zeit der A nsch lußgedanke , hat sich verw irk l ichen  lassen22.

3. Die V eränderungskonzeptionen  H it lers23 und M usso lin is24 in H ins icht  auf 
das östliche Europa lassen sich nur in w en igem  m ite inander vergle ichen; beide 
strebten z w ar  unter anderem auch d ie Vollendung des N at iona ls taatssystem s an, 
aber auf verschiedenen W egen (N ationa l is ierung  Italiens durch  G ew altass im ila 
tion der nationalen M inderhe iten  -  ungebrem st von M inderhe itenschu tzver
pfl ichtungen; in Deutschland eher um gekehrt :  durch „H e im h o lu n g“ der A u s 
ländsdeutschen durch  U m sied lungen , aber auch durch  G renzänderungen , die sehr 
bald  den Bereich der N at ion  überschritten). Die Fortführung der N at iona ls taa ts 
b i ldung (S lowake i,  U n abhäng ige r  Staat Kroatien) gehörte eher zu den Vehikeln 
für die imperia len Ziele des nationalsozia l ist ischen bzw. des faschistischen Staates; 
diese Ziele standen e indeutig  im Vordergrund.

K onzeptionen der Veränderung

20 H enry  C ord  M eye r ,  M itte leu ropa  in G erm an Thought  and Action  1815-1945 (Internat io 
nal Scholars Fo rum  4, The H ague  1955); J a cq u e s  Droz,  L’ Europe Centra le .  Evolution h is to 
r ique de l ’idee de »M it te leu ropa«  (Paris 1960).
21 Thomas G. Masaryk,  The N ew  Europe. The Slav S tandpoin t  (London  1918); s. auch M it 
te leuropa-K onzeptionen  in der  ersten Hälf te des 20. Jahrhunderts .  EIrsg. von Richard G. 
Plaschka  u.a .  (Zentra leuropa-Stud ien  l,  Wien 1995) passim..
12 S. z .B  . J a c q u e s  Barié ty ,  Der Tard ieu-P lan  zu r  San ierung des D onauraum s (Februar-M ai 
1932), in: J o s e f  Becker, Klaus H i ld eb ran d  (Hrsg .) ,  In ternationale Bez iehungen  in der  W elt
w ir tschaftskrise 1929-1933 (M ünchen  1980) 361-387.
23 H ans-A do l f  J a c o b s en ,  Nationa lsoz ia l is t ische A ußenpo l i t ik  1933-1938 (Frankfun/M ain ,  
Berlin  1968); Elitler, D eutschland und die  Mächte. Mater ia l ien  zu r  A ußenp o l i t ik  des D eu t
schen Reiches, hrsg. v. M an fr ed  Tunke  (Bonner Schrif ten zu r  Poli t ik  und Zeitgeschichte 12, 
Düsse ldorf 1976).
24 Z. B. G iovann i  Zambon i ,  M ussol in is  Expansionspol it ik  auf dem  Balkan  (H am b urg er  h i
storische Studien 2, H am bu rg  1970); Augusto  Torre  u.a . ,  La Poli t ica  Estera ita liana dal 1914 
al 1943 (Saggi 38, R om a 1963).
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4. W ie  d ichtgedrängt die U m gesta ltungsp läne  für das östliche Europa in den 
frühen v ierz iger Jah ren  waren , zeigt die deutsch-sow jet ische R iva l itä t  vor dem 
Jun i  1941, nach dem Kriegsbeginn  auch zw ischen  diesen beiden Partnern  schießen 
d ie P lanungen der deutschen F ührung  sozusagen  ins K raut23; die sowjetischen 
Forderungen , nun im Lager  der A ll i ie rten , bleiben h ingegen unnachg ieb ig  beim 
E roberungsstand von 1940 und w erden  so auch von den Westa l l i ierten respek
t iert26.

5. Die nach dem Sieg und der  Spa ltung der A n ti-H it le r -K oa l i t ion  geschaffenen 
internationalen  System vorste l lungen  waren  innerhalb der beiden B löcke trotz a l
ler ausgre ifenden Gebärden w eitgehend  statisch und an den Status quo von 1946 
gebunden. N ationa le  und nationalstaathche Fragen waren  in O steuropa  in den 
fo lgenden Jah rzehn ten  vorgeb lich  zw e itrang ig ,  in W irk l ichke it  aber w u rden  sie in 
hohem Grade zu r  K onform is ie rung innerhalb des Teilsystems instrumenta lis iert: 
D ie faktische nationale  H o m ogen is ie rung  w urde  durch  die massiven U m s ied lu n 
gen fast vollendet -  und der Rest  unter lag einer N at iona l i tä tenpo l it ik  der Verdrän
gung.

6. Erst nach dem Z usam m enbruch  des O stb locks tritt das vorher  zu rückge 
staute nationale, das nationalstaatl iche Prinzip  um  so s tärker  und sozusagen k o m 
pensatorisch zu Tage. D arüber  h inaus aber drängen die  vom B lo ckzw ang  befre i
ten Staaten „zu rü ck“ oder „vorwärts  nach E uropa“, und dam it  auch zu einem 
neuen Sicherheitssystem , das zunächst einen regionalen C h arak te r  e iner A rt  Vise- 
gräder  M itte leu ropa  anzunehm en schien27, das aber jetzt -  aus Furcht vor  dem 
Chaos und vor den Schreckgebärden , die von Osten kom m en, sich eher fluchtar
tig, wenn auch voll Angst, die gerade erst gewonnene E igenständ igke it  w ieder  e in
zubüßen , nach Westen orientiert.

I n s t r u m en t e  d e r  V eränderung s o w i e  d e r  S tab i l i s erung bzw. d e r  
K r i s en e in d äm m  un g

In e iner weiteren , dr itten Schicht gälte es nun, die Instrum ente  der  Veränderung 
des internationalen System s -  aber auch solche der S tab il is ierung und der Krisen
e indäm m ung zu  beobachten. A uch  hier sind nur A n deu tungen  möglich.

1. Tendenzen e iner Revis ion  des bestehenden System s w u rden  durch  K oopera
tion revis ionist ischer Kräfte gefördert (freilich nicht sehr w irk sam , da die revis io
n istischen Staaten meist un tere inander  konkurr ier ten ) , ferner durch  A us landsp ro 
paganda, die meist effiz ienter w a r  als gemeinhin angenommen.

25 Zum  Generalp lan Ost u .a .  R ol f -D ie t e r  Müller , H it le rs  O stkr ieg  und die deutsche S ied 
lungspol it ik .  Die Zusam m enarbe it  von W ehrmacht,  W irtschaft  und SS (Fischer Taschenbuch 
10573, Frankfurt/M. 1991) 94 ff.
26 Vgl. Lothar K et t ena ck er , Krieg zu r  Friedenssicherung. Die  D eutsch landp lanung der br i t i 
schen Regierung während  des Zweiten W eltkr ieges  (Göttingen  1989) passim.
27 Vgl.  Hans L em b er g ,  O steuropa ,  M it te leuropa ,  Europa. Formen und Probleme der 
„R ückkehr  nach Europa“, in: Der U m bru ch  in Osteuropa ,  hrsg. v. J ü r g e n  Elvert, M ichae l  
Salewski  (H istor ische M itte i lungen  der Ranke-Gesel lschaft ,  Beiheft 4, S tuttgart  1993) 15-28.
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2. Eines der w ichtigsten  Instrum ente  der Veränderung des System s bestand in 
dieser Zeit in der propagandist ischen oder potentiell bzw. aktiv  terrorist ischen 
N utzbarm achung  außerstaatl icher A kteure : Freicorps, O rgan isat ionen  w ie die 
kroatische Ustasa, die m azedonische I M R 0 2S beispielsweise; vor a llem w ären  hier 
die sogenannten „fünften Ko lonnen“ unter den deutschen M inderhe iten  ins Feld 
zu führen, deren [nd ienstnahm e durch  die verschiedenen Agentu ren  der o ff iz ie l
len und inoffiziellen A ußenpo lit ik  des Reiches seit der W eimarer Zeit stetig z u 
nahm 29. M utatis  mutandis  gilt das auch für andere N ationa lstaaten  und „ihre M in 
derhe iten“, wenn auch ungle ich  schwächer. H inzuzu rechnen  wären  die sogenann
ten „substaatlichen“ Akteure ,  also nichtsouveräne Staatsteile in föderalist isch o r
ganisierten Staaten'’1".

3. Krisen und Kriege selbst haben ipso facto oder w il len tl ich  von seiten der 
Kriegstreiber in stärkstem M aße  auf die Veränderung des internationalen  Systems 
e in g ew irk t ’ 1.

4. Im Gegensatz zu den S törfaktoren sind -  w irk sam  gew orden  vor allem m den 
Phasen der Ruhe  -  die system stab ilis ierenden Institutionen und Vorkehrungen 
ausgebaut worden. Für die Zeit nach dem Ersten W eltkr ieg  w ar  dies vor allem der 
V ölkerbund, die V erkörperung des neuen internationalen Systems; in der  Phase 
nach dem Zweiten W eltkr ieg  die  b lock-in tegrat iven  O rgane  und Institutionen auf 
beiden Seiten zunächst  im m il itär ischen und ökonom ischen , dann im Westen stär
ker im suprastaatlichen Bereich32. Im O stb lock  bildete das stärkste integrative In
strument die H ierarch isterung der kom m unist ischen  Parteien und der S icherheits
apparate mit der Spitze in Moskau-’3.

’ s S. Stefan Troebst, M ussol in i ,  M akedon ien  und die Mächte, 1922-1930. Die „Innere M ake 
donische Revolu t ionäre O rgan isa t ion“ in der  S iidost-Pol it ik  des faschistischen Italien (D is
sertationen zur N eueren  Geschichte 19, Köln, Wien 1987).
-1' S. Basüaan S cho t , Nation oder Staat? Deutschland und der M inderheitenschutz .  Zur V ö l
kerbundspoli t ik  der  S tresem ann-Ara (H istor ische und Landeskundliche Ostmitte leuropa- 
Studicn 4, M arburg  1988).

Vgl. I v o  G. Duchacek , D an ie l  Latoncb e, G crth  S t ev en son  (ed s .) , Perforated S o v e re ig n tic s  
and International Relations.  Trans-sovere ign Contacts  of S n b n a t io n a l Governments  (C o n tr i 
butions in Political Science 211, N ew  York u.a. 19S8); I v o  G. D u cha cek , Perforated Sover- 
eignities:  Toward a T ypo lo gy  of N ew  Actors m International Relations, in: Federal ism and 
International Relations. The Rôle of the Subnational Units ,  hrsg. v. Hans M ich e lm ann , P. Sol- 
datos  (Oxford 1989).
Jl S. u.a .  Gordon  A. Craig, Alexander L. G eo r g e ,  Zwischen Krieg und Frieden. K onfl ik t lö 
sung in Geschichte und G egenwart  (M ü n c h e n  1984); H an d bo ok  of W ar S tu d ie s , hrsg. v. Ma
nns  /. Midlcrsley (Boston 1989); Just ice  and the Genesis of War. (C am br idge  1993); K r iegsur
sachen, hrsg. v. R einer  S t e in w eg  (Edition Suhrkam p (238, Frankfurt/Main 1987).

Die Identität Europas. Fragen, Posit ionen, Perspektiven, hrsg. v. Werner W eid en fe ld  
(M ünchen, Wien 1985); L udger  Kühnhard t ,  Europäische U nion  und föderale Idee. Europa
poli t ik  in der U m bruchze it  (Perspektiven und O rientierungen  14, S tuttgart  1993); Marce l l  v. 
Donath  u.a. ,  Die Europäische Gemeinschaft (Wissenschaft liche Zeitschrift der  H um bo ld t-  
Univers ität  zu Berlin. Reihe Gesel lschafts- und Sozia lw issenschaft  7, Berlin  1992).
”  J en s  Hacker, D er Ostblock.  Entstehung, Entw ick lung  und S truk tu r  1939-1980 (Baden- 
Baden 1983).
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5. B em erkensw ert  sind die  A nstrengungen  vieler der neuen Staaten nach 1918/
19 gewesen, trotz des verordneten Minderheitenschutzes-’4 mit dem Um stand fer
tig zu werden, daß es in den N ationa lstaaten  erhebliche nationale M inderheiten  
gab35. Da es in den seltensten Fällen gleich oder auch auf D auer gelang, die zu ih 
rem M inderheitenstatus unvorbere itet  gelangten B evö lkerungsgruppen  in eine ge
meinsame S taatskonzeption  e inzub inden , und da der M inderh e itensch u tz -M e
chanismus des V ö lkerbundes  sowohl den M inderheiten w ie  den siegreichen 
Staatsnationen als beschwer l ich  erschien, g ingen die  Staaten dazu über, auf ver
schiedenen Wegen eine nationale H om ogen is ie rung  anzustreben. D afür standen 
seit dem Beginn der zw anz ige r  Jahre  drei mögliche Verfahren zur  Verfügung, von 
denen zunächst nur  eines als anw endbar  erschien: die mehr oder w en iger  sch le i
chende A ss im il ierung an die s taatstragenden N ationen36. Erst im neuerlichen Kri
senfall w urden  G renzänderungen  und U m sied lungen  ins A uge  gefaßt, die M e 
thode, mit denen in der Phase des Zweiten Weltkrieges -  schon ab 1938 -  freigie- 
big um gegangen wurde . Gerade das, was w ir  heute als „ethnische Säuberungen“ 
bezeichnet finden, ist seit der Ara des Ersten W eltkr iegs nicht nur zu r  innerstaat
lichen Stab il is ierung, sondern  ausdrück l ich  als friedensstiftendes Instrument im 
internationalen Bereich angesehen und auch von vornherein  in die  alli ierten 
N achkr iegsp lanungen  des Zweiten  Weltkr iegs e ingebaut und nach dem g le ichze i
tigen M uster  der N S-H errschaf t  in den besetzten Gebieten Europas verschärft 
w o rd en 37.

6. Nach dem Zweiten  W eltkr ieg  hat paradoxerweise  die antagonist ische B lock
b ildung mit dem G le ichgew ich t des Schreckens in hohem M aße das internationale  
System  stabil is iert38. In gew issem  Sinne hat -  ebenfalls paradox -  erst die die bei
den Blöcke übergre ifende KSZE als S icherheitssystem  eine Destab il is ierung des 
b ipo laren  Systems vorbereitet-’9.

J ‘1 Erwin Viefbaiis, Die  M inderheitenfrage und die Entstehung der M inderheitenschutzver-  
träge auf der Pariser Fr iedenskonferenz 1919 (W ürzb u rg  I960).

Einen Überb lick  geben Stephan M. Elorak u .a . ,  Eastern European N ationa l M inorit ies  
1919-1980 (Lit t leton, Co . 1985).
-,f’ Vgl.  die Beobachtungen  von J o h n  S. S teph en s , Danger Zones of Europe. A s tu d y  of N a 
tional M inorit ies  (Merttens Lecture on W ar and Peace 3, London 1929).
>/ Elans L em b e r g , „Ethnische Säub erung“ : Ein Mit tel zu r  Lösung von N ationa l i tä tenpro 
b lem en? in: Aus  Poli t ik und Zeitgeschichte . Beilage zur W ochenze itung  Das Parlament. B 
46/92 (6. N ovem ber 1992) 2 7 -38 ."
-'s Zum Ost-W est-K onfl ik t  s. Werner Link, Ost-West-Konfl ik t.  Die O rgan isa t ion  der Inter
nationalen Beziehungen im 20. Jah rhundert  (Stuttgart  “ 1988); W olfgang Michalka  (Hrsg.) ,  
O st-W est-K onfl ik t  und Friedenss icherung (Stuttgart  1985); Der W est-O st-Konfl ik t .  G e
schichte,  Posit ionen, Perspektiven, hrsg. v. J ö r g  Cal ließ  (H is tor isch-poli t ische Diskurse 2, 
Paderborn u .a .  1988). Im Ze itpunkt des U m bruchs  (Tagung Februar 1990): Die Welt nach 
dem Ost-West-Konf l ik t.  Geschichte und Prognosen , hrsg. v. Martin R o b b e , D ie t e r  Senghaas  
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y> Wilfr ied v o n  B red ow ,  D er KSZE-Prozeß. Von der Zähm ung zu r  Aus lösung des Ost- 
W est-Konfl ikts  (Darm stadt  1992); Vojtech Mastny, The H e ls ink i Process and the Rein terp re
tation of Europe 1986-1991. Analys is  and D ocumentat ion (N ew  York 1992).
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U nd b e u t e  f

Die krisenhaften Veränderungen, deren W irkungen  auf die Transformation des in 
ternationalen System  im östlichen Europa beleuchtet werden  sollten, haben zu 
Beginn dieses Jah rhunderts  in Bosnien angefangen. H eute  ist abermals  Bosnien 
der Krisenherd in Europa, der d ie Tagesaktualität beherrscht. A berm als , freilich 
unabhäng ig  von den bosnischen Ereignissen, gibt es seit dem Ende der unge 
wöhn lich  langen Stagnat ionsphase w ieder  eine in O steuropa  ausgelöste Verschie
bung des internationalen Systems: D urch  den Zerfall des einen der  beiden B löcke 
ist ein M ach tvaku um  entstanden, aus dem sich m öglicherweise  m ehr oder wen iger  
tum ultuar isch  der russische (oder der G U S-)  Kernbercich rekonstitu ieren  könnte. 
Die Frage ist, ob es dem anderen, zw ar  intakt gebliebenen, aber seines W iderlagers 
auf der  gegenüber l iegenden Seite beraubten und daher ebenfalls in seiner Exi
s tenzberecht igung sozusagen  unsicher gewordenen  west l ichen  B lock gelingt, 
durch  eine U m arm u ngsp o l i t ik  ein nicht polares, neues System  der  One World 
oder  wen igstens des einen nördlichen W eltsystems herzuste llen , w ie  es eine Zeit 
lang um  die M itte  dieses Jah rhunderts  von der Anti-FIit ler-Koalit ion bzw. vor a l 
lem von dessen west l ichem  Teil e r träum t wurde.



Ernst Nolte

Zwischen Totalitarismus 
und bürgerlicher Gesellschaft: 

Fehlentwicklungen des internationalen Systems 
im 20. Jahrhundert

Das T hem a bedarf der E rläu terung und Präz is ierung . U n te r  dem „internationalen 
Sy s tem “ ist offenbar das „ internationale  S taa tensystem “ zu verstehen, und vom 
Anfang des 20. Jah rhunderts  an w u rde  mehr und mehr von einem „W eltstaatensy- 
s tem “ gesprochen. Insofern ist die Frageste l lung in die N achfolge  von Rankes 
„großen M ächten“ zu stellen, und m der G egenw art  mag als bekanntes Beispiel 
Paul Kennedys „Aufstieg und Fall der großen M äch te“ herangezogen werden. 
Diese B etrachtungsweise  ist das eigenste E igentum der Geschichtsw issenchaft; 
kein anderes Fach hat hier ernsthaft m itzureden. Ihrem Idea ltyp  nach handelt es 
sich um eine streng realistische Betrachtungsweise , die sich m oralische Urte ile  
verbietet; der Aufstieg Spaniens im 16. J ah rhundert  w ird  ebenso ohne Parte i
nahme und tadelnde U rte i le  dargeste l lt  w ie  der N iedergang Ö sterre ich -U ngarns  
seit der B ildung des ita lien ischen und des deutschen Nationalstaates ; w o rau f  es 
ankom m t, ist das M achtpotent ia l  der e inzelnen Staaten, das zu einem w esen tl i 
chen Teil auf der Produkt ivkraft  von Landwirtschaft ,  Industrie  und H ande l ,  aber 
auch auf der Effiz ienz oder Ineffiz ienz der polit ischen O rgan isat ion  beruht und 
das jedem  Staat seinen beherrschenden oder un tergeordneten  P latz  in dem inter
nationalen System  anweist. D ie Verschiebungen dieser M achtbalance der großen 
M ächte  zu verfolgen, ist die höchste Aufgabe der Geschichtsw issenschaft. Sie darf 
sich daher nicht scheuen, e twa ohne tadelnden oder verw underten  U nterton  test
zustellen, daß Deutschland im Jahre  1917 dicht v o rd e m  endgült igen  Siege gestan
den habe oder durch Stat istiken deut l ich  zu machen, daß der Jahres index  der In
dustr ieprodukt ion  1938 im Falle Deutschlands und auch der U SA  das A n dert 
halbfache des Index von 1913 betragen habe, im Falle der Sow je tun ion  aber das 
Ach tfache1. Allenfalls der A nsatz  eines moralischen Urte ils  kann, w ie  bei Ken
nedy, durch den Begriff der „U berdehn ung“ h ineingebracht w erden , und nur

1 Paul K enn edy ,  Aufst ieg  und I;all der großen M ächte.  Ö konom ischer  W andel und m il i tär i
scher Konfl ikt von 1500 bis 2000 (F rankfurt  a .M. 1989, Orig .ausg .  N ew  York 1987) 408, 451.
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wenn eine G esam tvorste l lung  vom Scheitern aller H egem onia lbcstrebungen  in
Europa vorliegt, w ie  bei L u d w ig  Dehio, kann der Versuch H it lers ,  die H errscha lt  
über den Kontinent zu gew innen , mit moral ischem A kzen t  verurte ilt  werden.

Aber im Titel w ird  auch der Begriff  der „bürgerl ichen Gesellschaft“ verwendet. 
D arunter  ist offensichtlich zunächst  das innenpolit ische System  einiger der in 
Frage stehenden M ächte zu verstehen, ein System, das häufig „westliche D em o
krat ie“ genannt w ird ,  das man aber besser als L iberales System  bezeichnen sollte, 
denn um  1910 konnte w eder  in Deutschland noch in England ernsthaft von „D e
m okra t ie“ die Rede sein. Wohl aber gab es A rt iku la t ions-  und O rgan isat ionsfre i
heit für alle möglichen polit ischen Tendenzen einschließ lich  einer rad ikalen  und 
systemfeind lichen  O pposit ion , es gab also Parteien, Parlamente und Wahlen, und 
die Freiheit  des Geisteslebens w ar  so gut w ie unum schränkt . Das W irtschafts leben 
w ar  durch ein hohes M aß an freier  K onkurrenz  zw ischen  Indiv iduen und Firmen 
gekennzeichnet , und das Streben nach A utark ie  w ar  weit w en iger  ausgeprägt als 
die Tendenz zur  E rw eiterung des Welthandels . Die Anfänge dieses „freiheitlichen 
Sys tem s“ w aren  schon seit 1815 trotz aller Restaurationen und Reaktionen  klar 
erkennbar, und man mochte sie sogar auf m itte la lterliche W urze ln  zurückführen. 
A l le  großen M ächte des W eltstaatensystcms waren zug le ich  Bestandte i le  eines in 
ternationalen Libera len System s, das eine A nzah l von Rege ln  anerkannte  und das 
sich durchw eg  als den fortgeschrit tenen Teil der M enschheit  betrachtete. Ein o p 
tim ist ischer B lick  in die  Z ukunft  w a r  vorherrschend: die Fortschritte  der N a tu r 
wissenschaft und des vernünftigen  Denkens w ü rden  in absehbarer Zeit auch die 
zurückgeb liebenen  Teile der Welt auf die Stufe der M odern itä t  heben, und v ie l
leicht w ürde  sogar ein rationaler  Interessenausgleich an die Stelle der k r ieger i
schen M achtkäm pfe treten. A ber  die Verfechter des Pazif ismus und des K osm o
polit ismus b ildeten doch nur  eine A r t  Vorhut, und Ruß land  sow ie  Japan  müßte 
man als eine N achhut ansehen, die  noch einige Zeit benötigen w ürden , bis auch sie 
„europäis iert“ sein w ürden . Es gab um  1910 nichts, was d iesem „Libera len S y 
s tem “ g le ichgew ich t ig  gegenübergestanden hätte, und ein Reg im e w ie  der Bona- 
partismus N apo leons III. w a r  nur noch eine ferne Erinnerung.

A ber  seit 1917 kam  ein Reg im e zur  Existenz, auf das ein deutscher Schriftsteller, 
A lfons Paquet, aus unm itte lbarer  A nschauung heraus schon im Som m er 1918 den 
Terminus „revo lut ionärer Tota l ism us“ anw andte\  Z w ar  ging die russische O k to 
berrevolution d irek t aus der N iederlage  des Zarenreiches im Krieg gegen 
Deutschland hervor, und ohne das verzweife lte  Aufbegehren  der  Soldatenmassen 
gegen die unerträg l ichen  Lasten des bereits ver lorenen Krieges hätte sie schw er
lich stattgefunden, aber sie sch loß doch zugle ich die tiefsten Ü berzeugungen  der 
sozialist ischen B ew egung  Europas in sich und betrachtete sich selbst als das ex
akte Gegenteil jener Konzeption vom unaufhörl ichen R ingen  der  großen Mächte, 
das sie als „Im per ia l ism us“ verw arf  und mit dem unm ensch lichen  A usb eu tun gs
system  des modernen, wenn  auch bis lang fortschritt l ichen Kapita l ismus zusam-

2 Alfons Paquet ,  Im Kommunist ischen  Rußland. Briefe aus M oskau  (Jena 1919) 111.
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menbrachte . Eine neue und w e it  machtvollere  G roßm acht w ürde  alle bisherigen 
Großm ächte  und deren System  hinwegfegen , nämlich die G roßm acht  der Weltre
volution , welche zu r  W irk l ichke it  machen w ürde ,  w as  innerhalb des Liberalen 
oder kapitalistischen System s nur von einer M inderheit  fortschritt l icher M en 
schen erträum t w orden  w ar : die  e inheit liche M enschheit  ohne Klassen, Staaten 
K onkurrenz , A usbeu tung  und Herrschaftsapparate . Was in der Verschwörung 
Babeufs und im Aufstand der Pariser  Kommune nicht zu r  Entfa ltung gelangt war, 
erzie lte hier den entscheidenden D urchbruch : die „Ewige L in k e“ in Gesta lt  des 
M arx ism us. Wer sich die G läub igke it ,  den Schw ung und den Enthusiasmus der 
frühen Ver lautbarungen der Kom m unistischen Internationale  vor Augen stellt, 
der kann nicht um hin  e inzuräum en , daß hier etwas schlechthin Außerordentl iches 
zu r  W irk l ichke it  g ew orden  war, das sich ebensosehr der bürgerl ichen Gesellschaft 
w ie  der Konzeption von den „großen M äch ten“, mit e inem Wort: dem Liberalen 
System , grundsätz l ich  entgegenste l lte  und  das den Terminus „F eh len tw ick lung“ 
voller  Verachtung zurückgew iesen  hätte.

A ber  die russische Revo lu t ion  w ar  auch ein A usbruch  e lementarer W ildheit 
und Volksleidenschaft, die ebensosehr ein schreckenerregendes w ie ein enthusias
mierendes Gesicht hatte, und erstmals in der  europäischen Geschichte vollzog 
sich eine genuine und umfassende K lassenvernichtung, welcher  der Adel, das B ü r 
gertum  und dann auch das se lbstw irtschaftende B auern tum  zum  O pfer fielen. 
N ich t  zufä l l ig  drängten sich daher schon früh vielen Beobachtern Termini wie 
„asiat isch“ oder mindestens „die neuen Zaren“ über die Lippen. Spätestens mit 
dem Scheitern des „deutschen O k to b er“ 1923 und dem Tode Lenins zerstoben die 
Hoffnungen auf die bevorstehende W eltrevolution und dam it  auch auf die Befre i
ung der russischen Avantgarde aus ihrer Fesse lung an zurückgeb l iebene  Verhält
nisse; eine neue N orm ali tä t  schien sich mit der Herrschaft des Georgiers Stalin ab 
zuzeichnen ; Sow je truß land , je tz t  „U nion der Sozia l istischen Sow je trep ub l iken“ 
genannt, schien w ieder  in das neue System  der G roßmächte eingetreten zu sein, m 
das System  des Versail ler Friedens, w enn  auch als eine marginale  und geschwächte 
Großmacht. Aber  das marxistische Verständnis der G egenw art  blieb g le ichwohl 
dem liberalen oder evo lut ionär-optim ist ischen oder der V ö lkerbunds idee  entge
gengesetzt: Für Stalin und die  K PdSU  w a r  die Sow je tun ion  nach w ie  vor der re 
vo lu tionäre  Staat schlechthin, der in a ller Welt und zum al in Deutschland zahllose 
Anhänger  besaß, der die H offnungen  der Kolon ia lvö lker  auf sich zog und der ab 
1928 ein präzedenz loses U nternehm en  industr ie l len  Aufbaus  sow ie  militärischer 
A ufrüs tung  ins Werk setzte. U nd  auch die o rthodox-m arx ist ische Auffassung der 
K au tsky  und Otto  B auer  w u rde  mit der liberalen nicht identisch, denn sie suchte 
die  Sow je tun ion  als eine E n tw ick lun gsd ik ta tu r  zu begreifen, der z w ar  nur eine be
grenzte, aber doch eine posit ive Ro lle  in der künftigen  W e lten tw ick lung  z u z u 
schreiben sei.

Eine spezifische A n tw o r t  entw icke lte  die l iberale Auffassung erst, als sich seit 
dem Jahre  1922 in Italien ein R eg im e durchsetzte , das schroff an tikom m unist isch  
w ar  und dennoch sehr m erkw ürd ig e  Ä hn lichke iten  mit dem sowjetischen Regime 
aufwies: die M onokrat ie  e iner Staatspartei und ihres Führers, d ie straffe Lenkung
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des geistigen Lebens, die A usscha ltung  aller polit ischen Gegner, die Propagierung 
einer einz igen Ideologie usw. Je tz t  gelangte die Lehre vom Totalitar ismus zur  
A usb ildung , zunächst in Italien, und sie gewann an B edeutung , als im Jah r  1933 
H it ler  und die N S D A P  in Deutschland zur  M acht kamen. A ber  s tärker und e in 
f lußre icher waren  noch für mehrere Jahre  die überw iegend  marx istischen „Theo
rien über den Faschism us“ , die einen kausalen N exus zw ischen  dem  Imperia l is
mus als bisher letztem Stad ium  des west l ichen Kapita l ismus und dem Faschismus 
herstellten, so daß die Sow je tun ion  immerhin  als „antifaschistische M ach t“ ange
sehen werden  konnte. Die inte l lektue lle  und die polit ische A use inanderse tzung 
der dre iß iger  Jahre  spielte sich also nicht so sehr zw ischen  „Totalitar ismus“ und 
„bürgerlicher Gesellschaft bzw. Tota l i ta r ism uskonzep tion“ ab als v ie lmehr z w i 
schen philosowjctischem  Antifasch ismus und philofaschistischcm A n t ik o m m u 
nismus. Selbst Paul K ennedy  kom m t nicht umhin , den Begriff „faschistische 
M ächte“ zu verwenden , der ein ideologisches M om ent in die p rinz ip ie l l  un ideo lo 
gische und unm oralische (oder übermoralische) K onzeption  der „großen M ächte“ 
einführt, und ein Buch w ie  dasjen ige von David Davies, das 1930 ganz im Geiste 
der noch optim ist ischen V ö lkerbunds idee  die Etablierung e iner internationalen 
Polize im acht gefordert hatte, schien 1936 einer fernen Vorzeit anzugehören3. 
W inston  Church i l l ,  einst der mächtigste und entschlossenste Feind des K om m u
n ism us ’ und Sow je truß lands , verlangte jetzt ein Bündnis  der  Westmächte und der 
Sow jetun ion  zw ecks  W iderstands gegen die aggressiven und revis ionist ischen A n 
sprüche H it ler-D eutsch lands, und Nevil le  C ham ber la in  neigte allem Anschein 
nach zu einem antisow jet ischen A usg le ich  mit dem D eutschen Reich. Daneben 
hielt sich auch in England und A m er ika  die Auffassung, im w e ltpo lit ischen  Spiel 
der M ächte  handle es sich wesentl ich  um  einen Kampf der „H ave-no ts“ wie 
Deutschland, Italien und Japan  gegen die  „H aves“ w ie  G roßbr itann ien , U S A  und 
auch U dSSR , der durch  ein E ntgegenkom m en der besitzenden Länder entschärft 
werden  sollte; so e tw a in dem Buch von Frank H. S im onds und Brooks Emeny 
„The Great Powers in W orld Pol i t ics“ von 19394. N u r  eine marginale  Ro lle  spielte 
die älteste aller G eschichtskonzeptionen, die u rsprüng lich  katholische Verfalls
lehre von der fortschreitenden Säkular is ierung , welche mit Begriffen w ie  „Revo
lution des N ih i l i sm us“ zu ganz pessim istischen A usb l icken  gelangte. Erst der H it-  
lc r-Sta l in -Pakt schien 1939 die Entgegensetzung von „Total itar ismus“ und „bür
ger licher Gesellschaft“ bzw. „L ibera lem  Sys tem “ ganz in den Vordergrund zu 
bringen, und die Kampfschrift  des ehemaligen Kom m unisten  Franz Borkenau 
„The Total itar ian  E nem y“ w ar  1939 so etwas w ie ein Trompetenstoß. Die Pläne 
der Engländer und Franzosen , durch Luftangriffe gegen Baku und andere A k t io 
nen in den Angr iffskr ieg  der  Sow je tun ion  gegen F inn land e inzugreifen, w ürden  
eine definitive polit ische Rea l is ie rung dieser Konzeption bedeutet  haben, doch

- D av id  Davies,  The Problem ot the X Xtli  Century .  A S tudy  in International Relationships 
(London  1930).
4 Frank FL Simonds, Brooks Emeny,  The Great Powers in W orld  Poli tics (N ew  York 1939).
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Hitlers  Angriff gegen die Sow je tun ion  ließ abermals die antifaschistische und nun 
nicht mehr exk lus iv -kom m un ist ische  Konzeption vom Kampf der dem okra t i 
schen V ö lker  gegen die faschistischen „Feinde der M enschheit“ die O berhand ge
winnen. Aber nach dem T rium ph von 1945 gelangte die e lementare Feindschaft 
zw ischen „K apita l ism us“ und „K om m un ism us“ , zw ischen  „freier W elt“ und 
„Totalitar ismus“ rasch von neuem ins Offene, und erst je tzt w urde  auf west l icher 
Seite die „klassische T ota l itar ism ustheor ie“ in Gestalt  der großen W erke von H an-  
nah Arendt und Friedrich/Brzez insk i entwickelt.  Im „Kalten Krieg“ trat für die 
U S A  die Sow jetun ion als H auptfe ind  an die Stelle des nationalsozia list ischen 
Deutschland, und für die Sow je tun ion  stellten sich die Vereinigten Staaten als die 
d irekten  und noch gefährlicheren N achfo lger  H it lers  dar. In der Perspektive der 
Lehre von den „Großen M äch ten “ lag nichts anderes als der Kampf von zwei „Su
perm ächten“ um  die Herrschaft  über die zunächst  noch bipolare Welt vor, und in 
d iesem Kampf w aren  Ideologien und Konzeptionen untergeordnete, wenngleich  
nicht unw ich t ige  Kampfmittel. Es mochte sich w ie  ein für die  U S A  unheilvolles 
Vorzeichen ausnehmen, daß in den sechziger und s iebziger Jahren  die Totalitaris
m ustheorie in großen Teilen der west l ichen Welt zurückgedrängt ,  ja heftig be 
kämpft wurde , und zw ar  zugunsten  neuer und bald überw iegend  neom arx ist i
scher „Theorien über den Faschism us“, die mit dem schroffen A ntiam er ikan ism us 
der weltwe iten  E m pörung über  den imperialist ischen „V ietnam -Krieg“ meist aufs 
beste zusam m enstim m ten. A ber  im R ückb l ick  aus der Zeit nach der Entscheidung 
von 1989/91, d. h. der W iedervere in igung Deutschlands, dem Zusam m enbruch 
der kom munist ischen Regime m O steuropa und der A uflösung der Sowjetun ion 
in ihre Bestandteile , läßt sich vermutl ich  sagen, daß das N ebene inander von 
scheinbar oder w irk l ich  ph i losow jetischer  E ntspannungspo lit ik  und partie llem 
Festhalten an Elementen der T ota l itar ism uskonzeption  nichts anderes als eine ob 
jektive „D oppelstra teg ie“ des Libera len System s bzw. der west l ichen  D em okrat ie  
war, um jenes inzw ischen erstarrte „A ußerordent l iche“, das 1917 in die Welt ge 
kom m en  war, auf andere Art zu besiegen, als Ado lf  H it ler  es mit seiner d irekten 
und schließlich militär ischen E ntgegensetzung versucht hatte. Im Jah re  1991 ging 
die „Ära des Kalten K rieges“ zu Ende, welche seit 1945/47 die „Epoche des F a 
sch ism us“ abgelöst hatte, aber ebenso wie diese zu dem Zeita lter  gerechnet w e r 
den muß, das nach dem N am en der stärksten H erausforderung der vorw iegenden 
N orm  oder des „N o rm a len “ innerhalb des Jahrhunderts ,  das Zeita lter  des chil ia- 
stischen G ew altkom m unism us  genannt w erden  sollte. Ob ihm ein „Ende der G e
schichte“ folgen w ird ,  d. h. ein Welta lter  der unbestr ittenen Herrschaft  der l ibera 
len, auf Verhandlungen und Kompromisse ausger ichteten D em okrat ie ,  wie 
Francis F u ku yam a  behauptete , oder  ob ein Ringen von Z ivil isat ionen an die Stelle 
des Kampfes der großen M ächte  treten w ird , w ie  Samuel P. H unt ing to n  glaubt, 
oder ob die Welt  im Chaos ethnischer und sozia ler  Konflikte vers inken  w ird  oder 
ob gar am Ende eine O k o -D ik ta tu r  als rettender Totalitar ismus die Menschheit 
vor der Selbstvernichtung bewahren  w ird ,  darüber  könnte am Ende des 20. J ah r 
hunderts nur ein Prophet, aber s icherlich kein H isto r iker  e twas Überzeugendes 
sagen.
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Trotz aller gebotenen Vorsicht ist indessen die B ehauptung zulässig , am Ende 
des 20. Jahrhunderts  habe das L ibera le  System  oder, w en n  man w il l ,  die p lura l is t i 
sche D em okrat ie  -  einen spektaku lären  Sieg errungen, und das g leiche müsse von 
der T ota l itar ism uskonzeption  gesagt werden, die seine adäquateste  inte l lektuelle  
A usdrucksform  sei. Ich w il l  daher abschließend noch e inige Bem erkungen  zu d ie 
ser Konzeption machen, die häufig und zu unrecht als eine undifferenzierte  E in
heit  aufgefaßt w ird .

Die bekannteste und  einflußreichste  Version ist die „k lass ische“ oder s t ru k tu 
relle. Sie stellt in den Spuren des polito logischen Fachs „Com para t ive  G overn 
m en t“ einen Vergleich zw ischen  den totalitären B ew egungen  und Regim en an, 
vorw iegend  zw ischen  dem B o lschew ism us bzw. S ta l in ismus und dem N at iona lso 
zia l ismus, und arbeitet die M erkm a le  heraus, in denen sie übere inst im m en und 
durch  die sie dem als N o rm  aufgefaßten „westlichen Verfassungsstaat“ entgegen
gesetzt sind, e twa die bekannten  sechs M erkm ale  von Friedr ich  und Brzezinsk i ,  
von denen die A l le inherrschaft  e iner offiz ie llen Ideologie, die Existenz einer d ik 
tatorisch geführten Staatspartei und die D om inanz  e iner terrorist ischen G eheim 
polize i die w ich tigsten  sein dürften. Bei H annah  A rend t  fällt ein besonders starker 
A k zen t  auf den Terror und die M assenvern ichtung, und  die Vorgeschichte n immt 
einen großen P latz  ein, aber nur die Vorgeschichte des N at iona lsoz ia l ism us , w ä h 
rend der M arx ism us als Vorgeschichte des Bolschew ism us ausgespart  w ird . Weder 
H annah  A rendt  noch Friedrich/Brzez insk i setzen B olschew ism us und N at ion a l
sozia l ism us um standslos gleich, aber es sollte hervorgehoben werden , daß sie in 
bezug auf die V ernich tungsm aßnahm en der beiden R eg im e keine essentielle U n 
terscheidung vornehmen. Bei H annha  A rendt  heißt es: „Es ist offenbar, daß die 
bolschewist ische P ropaganda . . .  den M ord  ebenso vorbere itet w ie  die N az i -P ro 
paganda . . .  D ie B olschew isten  lassen angeblich nur  die M il l ionen  in Arbeits lagern  
verrecken, d ie vorher  bereits abgestorben waren , w ährend  die N az is  nur d ie jen i
gen in die G askam m ern  schickten , d ie es nach den ew igen  G esetzen der N atu r  gar 
n icht hätte geben dürfen“5. Bei Friedrich  und B rzezinsk i ist zu lesen: „M uch more 
typ ica l  and indeed un ique  in its scope is the l iqu idat ion  of vast masses of people, 
categorized  in an a rb it ra ry  fashion as ’enemies of the peop le1 and therefore unsu it 
able for further existence in the tota l itar ian  system. Such w as  the fate of the Jew s  
k il led by the N az is  in the death camps, or of the Polish officers m urdered  by  the 
Russ ians in K atyn .“6

Die Frage a l lerdings, ob nicht eine posit ive Kraft, eine machtvo lle  Ü b e rzeu 
gung, ein in der Realität  verw u rze l te r  „G laube“ erforderl ich war, um  die „D e
m okra t ie“ in großen Staaten zu vern ichten , w ird  im Rahm en  der  strukture llen  
Version nicht ausdrück l ich  aufgeworfen. Sie w ird  von der „sozialreligicxsen Ver

5 Hannah Arendt, Elemente und U rsp rünge totaler Herrschaft  (F rankfurt  a .M. 1955, 
O rig .ausg .  N ew  York 1951) 550.
6 Carl J. Friedrich, Z b i g n i ew  Brzezinski,  Tota l itarian D ictatorsh ip  and A u toc racy  (C a m 
bridge 1956) 141.
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s ion“ beantwortet ,  und es ist aufschlußreich , daß man an deren A nfang Ernst 
Bloch stellen darf, der sich doch w eitgehend mit der einen der  beiden H au p tfo r 
men des Totalitarismus identif iz ierte . D er K om m unism us ist für ihn nichts ande
res als die endlich  zu ird ischen W irkungsm ög lichke iten  gelangte innerste Sehn
sucht des M enschen nach dem  „ganz A n d eren “, nach dem „Parad ies“, nach der 
Verw irk l ichung dessen, was bisher als das Subvers iv-U top ische  im M enschen 
sich nur als Protest gegen die unmensch lichen  Verhältnisse und zu le tz t  den Ka
pita l ismus darstellen konn te7. D er N ationa lsoz ia l ism us aber ist bloß die Perver
s ion dieser Erlösungssehnsucht, und er muß an seiner inneren U n w ahrhaf t igke it  
zugrundegehen .

W enige Jahre  später stellte sich Erik Voegelin beiden H auptform en  des m oder
nen Totalitar ismus in g le icher D istanz gegenüber, und  er stützte  sich auf den ne
gativ gefaßten Begriff der  „Säku la r is ie rung“, aber er sah sow oh l im B o lschew is 
mus w ie im N ationa lsoz ia l ism us einen Restbestand re lig iöser G laubenskraft  zu 
großer Stärke konzentr iert ,  und  z w ar  einmal in dem Enthusiasmus der H ingabe  
an die Idee der welter lösenden  „Klasse“ und  zum  anderen in e iner Vergötzung des 
„Volkes“8. Dem  Sinne nach w a r  dam it  auch die  Frage aufgeworfen , ob nicht die 
west l iche M oderne  mit ihrer „p luralistischen D em okrat ie“ einerseits die e lem en
tare Voraussetzung der tota l itären Soz ia lre l ig ionen sei und andererseits  als ein Z u 
stand vollendeter G laubens los igke it  und Irrelig iosität deren Telos sein könnte.

A ber  erst die h istorisch-genetische Version der T ota l itar ism uskonzeption  fragte 
ausdrück l ich  nach den h istor ischen W urze ln  der totalitären System e und  zugle ich  
nach einem etwaigen kausalen  N exus zw ischen  ihnen. A ls  erster B egründer  ist 
Jacob Talmon zu nennen, der 1950 im ersten Band seiner Trilogie nur die „U r 
sprünge der totalitären D em okra t ie“ bei Rousseau und anderen  A uto ren  des 18. 
Jah rhunderts  zum  G egenstand machte, der aber im zweiten  Band schon den K on
flikt zw ischen der extremen L inken und einer extremen Rechten  im 19. J ah rh u n 
dert  schilderte, bis er 1980 im  dritten Band zu der „polit ischen Polar is ierung im 
20. J ah rh u n d e rt“ ge langte , wenn  auch nur bis zu einem A usb l ick  auf die z w an z i 
ger Jahre. Karl A ugust  W ittfogc l setzte 1957 in e iner weitaus  früheren Zeit an, 
nämlich bei der „hydrau l ischen“ oder „or ienta l ischen“ Gesellschaft, von der her 
er den „voll en tw icke lten  Apparatstaat  der U d S S R “ zu verstehen suchte. Dieser 
reproduz iere  in m oderner  Gesta lt jene „einzige herrschende Klasse, deren opera
tiver Kern ständig als e ine organis ierte , zentra lis ierte  und halbm il itär ische E in
he it“ auftrat, so daß sie fundam enta l von den „herrschenden Klassen“ der „viel- 
zentrigen und auf P rivate igen tum  beruhenden Gesellschaft“ verschieden war, in 
der  es so etwas w ie „K lassenkam pf“ und damit genuine E ntw ick lung  geben 
konnte. Ü b er  den Faschismus und den N ationa lsozia l ism us sagt W ittfogel nur 
wen ig , aber aus seiner C harak te r is ie run g  läßt sich leicht die These ableiten, daß es

7 Ernst Bloch ,  Erbschaft d ieser Zeit  (N euausgabe Frankfurt  a .M. 1962, O rig .ausg .  1935).
8 Eric Voegelin, Die poli t ischen Rel ig ionen. Hrsg. und mit einem N ach w ort  versehen von 
P e t e r  J. Opitz  (München 1993, Orig .ausg .  1938).
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sich dabei um eine unvo l lkom m ene Gestalt des Tota litar ismus gehandelt habe, die 
wesentl iche M erkm a le  des west l ichen und v ielzentr igen System s bewahrte , näm 
lich einen sozialen P lura l ism us9.

Wenn die h istor isch-genetische Version sich in erster L inie und d irek t den tota
litären Phänomenen des 20. Jah rhunderts  zuw enden  wollte ,  dann mußte sie auch 
den M arx ism us als Vorgeschichte und dessen V erw urze lung  im Liberalen System 
und besonders in der Industrie llen Revolu tion  zum  T hem a m achen 10. Sie mußte 
zum  zweiten  das A ußerordentl iche  und schlechthin P räzedenz lose  in der bolsche
wist ischen Revo lu tion  herausarbeiten und ernstnehmen, und z u r  Veranschauli
chung zitiere ich b loß einen Satz des gestürzten Erich Lionecker, der  auf die Frage 
des Interv iewpartners  nach seiner ersten Liebe, d. h. nach einem M ädchen , ganz 
spontan antwortete : „M eine erste Liebe w ar  eigentlich die So w je tun ion .“ 11 Wann 
je hätte es dies in der modernen Weltgeschichte gegeben, daß H underttausende 
von Deutschen, Franzosen  und Italienern einen fremden Staat als die Heim stätte  
ihrer Ü berzeugungen , als geliebtes Vaterland empfanden? D ieser Enthusiasmus 
w ar  jedoch nur die Kehrseite des Willens, die „K lassenfe inde“ als Feinde der 
M enschheit  zu vernichten. D er Faschismus aber, und insbesondere dessen rad i
kalste Gestalt , der N at iona lsoz ia l ism us , ist am besten zu verstehen als die haßer
füllte A n tw ort  aut diesen, w ie er es empfand, Verrat am w irk l ichen  Vaterland und 
diese Selbstidentif iz ierung mit e inem „asiat ischen“ P hänom en12. A ls radikale 
A n tw ort  mußte er indessen die g leiche Anschau l ichke it  der Feindbest im m ung 
und ein ähnliches Überschre iten  der nationalen G renzen anstreben, und daher 
w urde  die Ersetzung „des Kap ita l is ten“ durch „den J u d e n “ und die Verdrängung 
der N ation  durch die „Rasse“ notwendig . Der ursprüng lichen  Erlösungs- und 
Vernichtungsideo logie  trat eine postulatorische und art if iz ielle , aber ebenfalls 
kraftvolle Erlösungs- und Vernichtungsideologie  gegenüber, abkürzend  und 
etwas p lakativ  ausgedrückt: der Gulag w ar  u rsprüng licher  als A usch w itz ,  aber das 
eine unterschied sich g le ichw oh l wesentlich  von dem anderen , und beide müssen 
als Bestandteile des „europäischen Bürgerkrieges von 1917 bis 1945“ gesehen w e r 
d e n 13, jen e r  Sieg der p lura l is t ischen Dem okrat ie  in der „W ende“ der Jah re  1989/91

9 Karl August Wittjogel ,  Die orienta lische Despotie . Eine vergle ichende U ntersuchung tota
ler M ach t (Köln, Berlin  1962, O rig .ausg .  1957) 452, 410, 552. 
iu Ernst Nolte,  M arx ism us und Industr ie l le  Revolu t ion  (S tuttgart  1983).
11 R einbo ld  Ändert, Wolfgang H erzb er g ,  Der Sturz. Erich H o necke r  im K reuzverhör (Ber
lin, Weimar 1990) 129.
12 Ernst Nolte, Der Faschismus in seiner Epoche (M ünchen 1963) bes. 51.
L> Ernst Nolte, Der europäische Bürgerk r ieg  1917-1945. N ationa lsoz ia l ism us und Bolsche
w ism us (Frankfurt a .M., Berlin  1987).
Der Begriff „europäischer B ü rgerk r ieg“ ist nicht von mir  erfunden worden . In aller  Regel 
w ird  er aber als Metapher iü r  die europäischen S taatenknege  des 20. Jah rhunderts  verstan
den, die als Bürgerkr iege  innerhalb  der übergeordneten Einheit Europas verstanden werden. 
D ona ld  C. Watt setzt in se inem Artike l „The European Civ il  W ar“ (in: W oljangJ . Momrnsen, 
Lothar K et tena ck er , The Fascist Cha l lenge  and th e  Policv of Appeasement (London 1983) 3 -
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n i m m t ,  von hier aus betrachtet, ein Aussehen an, das die V ersch iedenheit  der  be i
den wichtigsten  „A n t iko m m un ism en “ herausstellt , aber ihre Ä h n l ich k e it  nicht 
leugnet und das von e iner bloßen Se lbstverherr l ichung des „w est l ichen  S y s tem s“ 
weit entfernt ist. Hätte  man sich k largem acht, daß der Versuch e iner G esam t in te r 
pretation des 20. Jah rhunderts  vorlag, der zugle ich eine S yn these  des D enkens be 
deutender Vorgänger w ar  -  und nicht e tw a eine „1‘a sch ism u s th eo n e“ oder  ein 
„Rev is ion ism us“, -  wäre  im sogenannten  H is ton kers t re it  w en ig e r  an A ufregun g  
und mehr an N achdenken  zu verzeichnen gewesen.

21) den Begriff in G egensatz sow ohl zu dem Verständnis  der  „großen  M äch te“ w ie  zu der 
Konzeption eines „Manichean Struggle  between Com pet ing  Ideo log ies“ .





Wilfried von Bredow 

Globalisierung und Regionalisierung des 
internationalen Systems im Spannungsfeld von 

WeltOrdnungsanspruch und Pluralismus

„Die Inseln, Kontinente, Gestirne sind bei H erodo t noch belebt. W ir  H eut igen  
betrachten sie von außen bis hin zu den Sate ll itenbildern , sehen nur ihre Kruste, 
ihre Haut. H erodo t kennt ihre innere, ausstrahlende Kraft. D aher  w ird  er jetzt, 
wo Erdgeschichte die  Weltgeschichte abzu lösen  beginnt, w ieder  besonders anz ie 
hend.“ 1

Dies w urde  am 28. Jan u a r  1981 notiert. Im letzten Jah rzehn t  ist d ie A n z ie 
hungskraft der Texte H erodo ts  kaum  m erklich  gestiegen; die andere und auf den 
ersten B lick  etwas sperrig form ulierte  Bem erkung des A utors  über  die Ab lösung 
der Weltgeschichte durch Erdgeschichte scheint h ingegen ins Schw arze  getroffen 
zu haben.

W eltg es ch i ch te  w a r  ein K onstrukt , ein erst mystisches, dann ein ra t iona lis t i
sches, schließlich ein tro tz ig -verzweife ltes  Pro jekt ,  dem pa t c b w o rk  von Ethnien, 
Gesellschaften, K le ingruppen und  Ind iv iduen ein O rdnungsm uste r  vorzustel len , 
ja schmackhaft zu machen. Sie bestand wesentl ich  aus dem U bersch ießenden  der 
Phantasie, gleichviel für welche Welt hier ein U rsp rung , ein Weg und ein Ziel (eine 
Utopie) aufgeboten wurden .

Für den weitesten H or izo n t  sozia ler  B ez iehungen zw ischen  sich als gle ich und 
doch unterschiedlich begreifenden M enschen kann man auch „internationales S y 
s tem “ sagen. Dieser Terminus aus den Sozia lw issenschaften k l ingt ein wen ig  
künstlich und unhistorisch. Indes sind auch die Soz ia lw issenschaft ler  schon seit 
längerem w ieder  auf die alte Einsicht zu rückgekom m en , daß ihre systematischen 
A nalysen  ohne historische U nterfü tte rung  nichts taugen. In der  Geschichte der 
M enschen umfaßte die Vorste llung von (der ganzen) „W elt“ sehr unterschiedliche 
Konzepte und K onstrukt ionen  geograph ischer  und sp ir itue l ler  Landschaften und 
Territorien. So hat es also auch  im Verlauf der Geschichte „ in ternationale  S y 
steme“ mit ganz verschiedenen Gestalten und in ganz verschiedenen G rößenord 
nungen gegeben. Erst das in Europa im M itte la lter  entstehende und sich in den 
folgenden Jahrhunderten  im m er  w e ite r  ausbreitende internationale  System  ist

1 i r n s t  Jü n g e r ,  S iebzig verweht III (Stuttgart  1993) 13.
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global oder, w ie es Hans F reycr  in einem Buch mit dem tr ium phalen  Titel „Welt
geschichte E uropas“2 ausdrückt,  p lanetarisch geworden . D am it  ist gemeint, daß 
all jene wirtschaft lichen, polit ischen, sozialen und ku ltu re l len  Vorgänge, bei denen 
Menschen (als Indiv iduen, in Gruppen , staatlich organis iert  und repräsentiert)  in 
Kontakt miteinander treten, zu e iner immer weitergehenden , sch ließ lich  kein 
F leckchen des G lobus auslassenden Verflechtung der lokalen , regionalen und 
kontinenta len Gebiete der Erde geführt haben.

H in ter  dem etwas blassen Wort „Verflechtung“ sind höchst unterschied liche 
Arten von H and lungszusam m enhängen  (Interaktionen) verborgen, von der m i l i 
tärischen Eroberung über die kooperat ive Verwaltung a l lgem einer  In frastruktur  -  
etwa im W eltpostverein -  bis hin zu H andels-  und K u ltu rabkom m en  und grenz 
überschreitenden Geschäftsbez iehungen3.

Es gibt auch bedrohliche Aspekte  solcher Verflechtung oder Interdependenz, 
zum  Beispie l die E ska la t ionsm öglichke it  lokaler  Kriege oder, noch dramatischer, 
die  potentie ll  g lobalen Folgen  öko log ischer  Fehlentscheidungen oder Katastro
phen. Es versteht sich von selbst, daß die  D ichte der planetar ischen Verflechtung 
nicht übera ll  gleich ist und daß Interdependenz-B ez iehungen  zumeist  a s ym m e
trisch sind. Die U ng le ichhe it  der Lebensbed ingungen auf dem Globus ist enorm. 
Je  größer die  In terak tions-D ichte  g lobaler  Bez iehungen w ird ,  je mehr M enschen 
darin verw icke lt  sind, je deutl icher  das Bild von der U ngle ichheit  in das B ew u ß t 
sein der jen igen tritt, che darun ter  zu leiden haben, desto schw ier iger  w ird  es, so l
che Ungle ichheit  zu legitim ieren. W ahrgenom m ene und als i l leg itim  empfundene 
Ungle ichheit  w ar  schon im 19. J ah rhundert  eine der  am m ächtigsten w irkenden  
Konflik t-M otivat ionen  in den sich industr ia l is ierenden Gesellschaften. Sie hat 
auch dem großen S truk tu rko nf l ik t  des 20. Jahrhunderts  zug runde  gelegen, dem 
O st-W est-K onflik t  zw ischen  1917 und 1989/90. D ieser K onflik t  hat von Anfang 
an die G loba lis ierung des internationalen  Systems vorangetr ieben, w u rd e  er doch 
von seinen Protagonisten (und insbesondere von seiten der Bolschewisten) als 
eine das Schicksal der  M enschheit  und der Erde entscheidende A use inanderse t
zung interpretiert , nicht nur als europäischer, sondern als p lanetar ischer B ü rger 
krieg sozusagen.

Das Ende des O st-W cst-K onflik ts  1989/90 hat, auch weil  es vergle ichsweise 
unverhofft eintrat, eine M enge V erw irrung gestiftet.Und z w a r  nicht nur, weil  eine 
für das 20. J ah rhundert  und darüber  hinaus von vielen als zukunfts träch tige  A lte r 
native zur  bürgerl ichen  Gesellschaft gehaltene polit ische O rd nu n g  zusam m enge
brochen ist, sondern w e i l  d ieser Z usam m enbruch auf dram atische Weise zugle ich’ O
auch den B lick auf schon längerfr istig  ablaufende, indes durch  den Ost-W est- 
Konflikt überschattete p lanetar ische Veränderungsprozesse frei gemacht hat.

2 Hans Freyer,  Welgeschichte Europas (Stuttgart  3 1969).
* Wil fr ied v o n  B redow ,  D er  gegenwärt ige  Wandel des in ternationalen Systems und die neue 
Debatte über „M itte leu ropa“, in: P e t e r  K rü g e r  (Hrsg .) ,  Kontinuität  und Wandel in der  S taa
tenordnung der N euzeit .  Beit räge zu r  Geschichte des in ternationalen System s (M arbu rgcr  
Studien zu r  Neueren Geschichte 1, M arb urg  1991) 133-145, Wilfr ied v o n  B redow ,  T u rbu
lente W eltordnung . In ternationale Poli t ik  am Ende des 20. Jah rhunderts  (Stuttgart  1994).
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A usdruck  dieser V erw irrung (auf gar n icht so niedrigem N iveau übrigens) war 
zum  Beispiel der eine Zcit lang heftig umstr ittene Topos vom „finde der Ge
sch ichte“ . Francis F ukuyam a ,  der ihn popu lär  gemacht hat, konnte dam it zu Best
se l ler-Ruhm  gelangen, aber nur um  den Preis, daß kurz  nach dem Erscheinen se i
nes Aufsatzes (das w a r  1989) die Feu il le tonisten aller Länder sich vereinten, um 
über ihn, den Topos, herzufallen. Das umfangreiche und mit e twas umständlichen  
geschichts-ph ilosophischen Reflexionen beladene Buch F u k uyam as ,  mit dem er 
1992 seine Thesen von 1989 erhärten w o llte4, ist dann kaum  noch zur  Kenntnis 
genom m en worden. (Im m erh in  soll auf eine elegante Ausnahm e im deutschspra
chigen Raum  hingew iesen  werden, cm kluges und gelehrtes, ironisches und ernst
haftes Buch von M art in  M e ye r1.)

Freil ich bot F u ku yam a  zahlre iche Angriffsflächen. Sein A ufsatz  und sein späte
res Buch w urden  w ahrgenom m en  als T riumphgesang „des W estens“ über den nie
dergebrochenen „O sten“ . A ber  versteckte sich dahinter nicht e twas ganz anderes? 
Sagen wir: die Ablösung der  Weltgeschichte durch Erdgeschichte? 1989 erschien 
auch ein inzw ischen mehrfach wiederaufgelegtes und jedenfalls in Deutschland 
v ielz itiertes Buch über die Gefahren der U m w eltze rs tö ru ng  und über die M ö g 
l ichkeiten, ihnen zu begegnen. Dieses Buch trägt den Titel „E rdpo li t ik“6. Der 
A u to r  versteht unter „E rdpo lit ik“ nichts anderes als „weltweite  U m w e ltp o l i t ik “ ; 
freilich umfaßt diese in seiner Sichtweise alle anderen polit ischen und w ir tschaft
l ichen Betätigungen auf dem „Raumschiff  E rde“ .

E rdg es ch i ch t e  läuft ab, w enn  die Welt mit ihren Bew ohnern , allen m iteinander 
und prinz ip ie l l  in g le icher Weise (weil  g le ichermaßen betroffen), nicht mehr ein 
K onstrukt aus U rsprung , Weg und Ziel, wenn sie stattdessen zum  p lanetar ischen 
internationalen System  gew orden  ist. Wenn ihre H eterogen itä t  Folk lore  w ird  und 
nur noch die Ethnologen, die Tourism usbranche und populist ische Polit iker  be
schäftigt, wenn ihre U ne inhe it l ichke it  über den Kamm der neuen Technologien 
für K om m unikat ion  geschoren w ird  und wenn die  öko logischen Katastrophen, 
die am H or izon t  lauern, alle M enschen auf ganz neuartige Weise g le ichmachen.

K ulturk r it iker  und Geschichtsph ilosophen (sin istre Gesta lten nennt sie N abo- 
kov) pflegen an dieser Stelle den Griffel h inzu legen  (oder den Personal C om p ute r  
nach der Abspeicherung ihrer Gedanken abzuschalten). Aus (meiner) p o l i t ikw is 
senschaft l ichen Perspektive fängt es aber erst an, r ichtig spannend zu werden. 
Denn wenn w ir  es jetzt w irk l ich  mit der A usb i ldung  p lanetar ischer H or izon te  für 
die W ahrnehm ungen und H and lun gen  der (das heißt: von im m er mehr) M enschen 
zu tun haben, ist der sozia le , polit ische, w irtschaftliche, ku ltu re l le  Wandel, den 
w ir  beobachten können und  dem w ir  zugle ich  auch selbst unter l iegen, ein inte l
lektuell fasz inierender und prakt isch-po lit isch  höchst gefährlicher Vorgang. L e tz 
teres deswegen, weil er zu Konflikten führt, die erstens ihre Intensität aus der Un-

4 Francis Fukuyama,  The End of H is to ry  and the Last Man (N ew  York 1992).
3 Martin Meyer,  Ende der Geschichte? (M ünchen  1993).
6 Ernst Ulrich v o n  Weizsäcker, Erdpoli t ik .  Ö kolog ische  Realpolit ik  an der Schwel le zum 
Jahrhundert  der  U m w el t  (D arm stadt  1992, 3. erw. Aufl.).
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Übersichtlichkeit und den daraus resultierenden U nsicherhe iten  des Wandels be
ziehen, die zweitens terr itor ia l  im m er schw ier iger  begrenzbar  und die drittens 
mangels kom petenter  K onfl ik t-R ege lungs-Inst i tu t ionen  sich herköm m lichen  
K onf l ik t-L ösungs-M echan ism en  zu entz iehen drohen.

Im folgenden sollen zunächst e inige der hervorstechenden A spekte  dieses 
W andlungsprozesses sk izz ie r t  werden. Im Anschluß daran  möchte ich dann eine 
F rageste l lung aufgreifen, d ie d irek t  in eine der zentra len W idersprüch lichke iten  
dieses W andlungsprozesses führt ,  nämlich die nach den M ög lichke iten  und  G ren
zen eines universa l ist ischen P o l i t ik -M ode l ls  zu r  B earbe itung  der mannigfachen 
A b lösungs-  und U bergangskonfl ik te .

1. G loba l i s i e rung

Die Rede von der G loba lis ie rung oder P lanetar is ierung des in ternationalen  S y 
stems geht einem leicht von den Lippen, denn der gemeinte  Vorgang scheint of
fenkund ig  zu sein. M an  kann  sein Profil insbesondere an v ier  se iner Züge ident i
fizieren:
-  Instant-K om m un ikat ion  rund um  den Globus ist zu e iner A lltagsangelegenheit  

geworden ;
-  die Re ichweite  m il itär ischer  Waffen ist planetarisch geworden ;
-  W irtschaftsvorgänge w ie  Produkt ion , H andel und D ienstle is tungen sind nicht 

nur im m er enger w e ltw e it  vernetzt w orden , v ie lmehr kom m t es im m er häufiger 
vor, daß sie sich in U n te rvo rgänge  aufspalten, die an ganz verschiedenen, oft 
durch Tausende von K ilom etern  getrennten Orten der Erde abgespult  werden;

-  öko logische Prob lem e und Katastrophen haben im m er häufiger nicht nur p o 
tentiell, sondern aktuell  erdumfassende Konsequenzen.
W er zunächst  e inm al anzunehm en versucht ist, daß G loba lis ie rung die m on

diale H arm on ie  befördere , muß rasch zu skeptischeren Einsichten gelangen. Von 
H om ogen is ie rung  der Lebensbed ingungen  und gesellschaft l ichen Verhältnisses 
läßt sich wen ig  entdecken. H äufig  kom m t es sogar zu gegenläufigen E n tw ick lun 
gen. E inzelne staatliche A k teu re  können ihre M achtposit ion  verstärken und nut
zen dies zu U m verte i lung  von Ressourcen auf das eigene Konto. G loba lis ierung 
muß aber in erster L in ie  als ein Prozeß aufgefaßt werden , der in hohem M aße In
stabil ität produziert .

Eine sich selbst der  F r iedensforschung zuordnende A rbe itsg ruppe  hat zu B e
ginn der neunz iger  Jahre  24 zentra le  E ntw ick lungen  innerhalb  des Globalis ie- 
rungs-Prozesses aufgelistet:
-  w idersprüch liche E ntw ick lun g  der Weltbilder;
-  verschärftes W ohlstandsgefalle ;
-  D ifferenzierung der Entw ick lungs länder ;
-  anhaltendes W achstum  der Weltbevö lkerung;
-  ungle iche W achstum sraten  der Bevö lkerungen ;
-  erheblich zunehm ende W anderungsbew egungen ;
-  Verschiebung der W anderungsursachen ;
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-  Konzentration  des Welthandels ;
-  S truk tu rum brüche  im W elthandel;
-  Verselbständigung der W eltf inanzm ärkte ;
-  Verlagerung der Kapita lströme;
-  anhaltendes W achstum der Verschuldung;
-  abflachende M il itärausgaben ;
-  leichte R ück läuf igke it  von Rüstungstransfers ;
-  zahlre iche regionale Kriege;
-  wachsende Bedeutung der Vereinten Nationen;
-  Z erstörung der Erdatmosphäre ;
-  Verknappung und Verschm utzung des Wassers;
-  Belastung der Böden durch  Erosion, W üsten b i ldung  und Vergiftung;
-  w e ltw e ite  ,In form at ionsrevo lu t ion“;
-  W andel der ,W e ltku l tu r1 infolge der ,In form at ionsrevo lu t ion“;
-  anhaltende U ngle ichheiten  im B ildungswesen ;
-  Fortschritte  bei den polit ischen Menschenrechten ;
-  Rückschrit te  im H in b l ick  auf die sozia len Menschenrechte'' .

Das ist eine gemischte B ilanz , die zunächst Rat los igke it  erzeugt. Denn eine 
Synthese  dieser Trends ergibt keinen inhalt l ich faßbaren „G esam ttrend“ .

D er Prozeß  der G loba lis ie rung darf also keinesfalls mit der  A usb i ldung  und 
D urchsetzung einer bestim m ten W elt -O rdn ungs-S truk tu r  verwechselt  werden. 
V ie lmehr haben w ir  es m it  e inem Vorgang zu tun, der die K onkurrenz  zw ischen 
O rdnungsangeboten  sozusagen  im m er w ieder  neu eröffnet. D er planetar ische 
C h arak te r  von Polit ik  ergibt sich nicht, hat Panayotis  K ondylis  bemerkt, aus der 
U n te rw erfung  des polit ischen H andelns un ter  universell als gü lt ig  anerkannte 
N orm en . Ê s verhalte  sich eher um gekehrt :  „N orm en mit un iverse l lem  C harak te r  
oder  wenigstens universe l lem  A nspruch  entstehen als ideelle B eg le itersche inun
gen von polit ischen Phänom enen planetar ischen U m fa n g s . . .“8.

N orm en  oder H an d lungsm ax im en  für d ie Akteure  g lobaler  Polit ik  lassen sich 
sehr viel leichter postu lieren  als durchsetzen9. N ich t zu letzt  deswegen ist letzteres 
so schwierig , weil  das Feld der Akteure ,  d ie inter- und transnational handeln, in 
zw ischen  breit aufgefächert w orden  ist und  keineswegs nur Staaten und ein paar 
andere umfaßt. Aus jenen „paar anderen“ früherer h istorischer Sequenzen  sind in 
zw ischen  unübersehbar  viele polit ische, w irtschaft l iche, w e ltanschau liche G rup 

7 St if tung Entw ick lung  und Frieden (Hrsg .) ,  G lobale Trends. Daten zu r  W eltentw ick lung  
(Bonn 1991) 19-24.
8 Panajotis  K ondy l i s , P lanetar ische Poli t ik  nach dem Kalten Krieg (Berl in  1992) 3.
9 Das Postulieren ist die L ieb l ingsbeschäft igung einer normativen und wertor ient ie rten  Po
l it ikwissenschaft .  Dagegen ist nichts e inzuw enden , vorausgesetzt sie läßt sich dadurch  ihre 
Sehschärfe beim  Beobachten nicht eintrüben. Respektab le  Beispiele  fü r  normative Betrach
tungen des gegenwärt igen  internationalen Systems sind etwa: Lynn H. Miller, Global Order. 
Values and Pow er  in International Politics (Boulder, C O  1990) und S e y om  B row n ,  In terna
t ional Relations in a C h ang ing  Global Sys tem  (Bou lder ,CO  1992).
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peil- sowie  E inzelre isende geworden . Und gar nicht wen ige davon agieren im 
Kontext der G loba lis ierung intentional g e g e n  sie.

2. Ausb i ldung v o n  M ak ro -R eg ion en

Wenn Polit ikw issenschaft ler  den Vorgang der G loba lis ierung beschreiben, gehen 
sie in der Regel vom Nationalstaat  als B ezugsgröße aus und stellen dann lest, wo 
und inw iew e it  diese Bezugsgröße infolge Kom petenzversch iebungen und A u to r i 
tätsverlagerungen durch löchert  w ird . Solche Verschiebungen und Verlagerungen 
bedeuten nun aber nicht, daß sich unm itte lbar  „oberha lb“ des Nationalstaats  eine 
neue Ebene polit ischer Institutionen und Regime mit g lobaler  Re ichweite  hcraus- 
kristall is iert . Stattdessen läßt sich eine Zwischen-Ebene beobachten , die nun a l ler
dings in sich w iederum  ganz uneinheit l ich  erscheint, so daß es fast schon il legitim 
ist, ihr einen einzigen N am en  zu geben. Noch verw irrender  w ird  das Begriffsge
füge, wenn w ir  uns vor A ugen  halten, daß dieselbe Kette von Beze ichnungen -  
R egion , R eg iona li smus,  R eg i on a l i s i e ru n g  -  auch in anderen Zusammenhängen , 
nämlich für E ntw ick lungen  „unterha lb“ der Ebene des N ationa lstaats  Verwen
dung findet.

Zur Kennzeichnung der in diesem Kapitel gemeinten Sachverhalte  soll von M a 
k ro-R eg ionen  gesprochen werden . Eine Region, gleichviel welcher  G rößeno rd 
nung, zeichnet sich durch  eine Reihe in terner G em einsam keiten  aus, die sie von 
ihrer U m geb ung  untersch ieden sein lassen. Dabei ist es erstens nicht so w ichtig , 
um was für G em einsam keiten  es sich jeweils  handelt, aber es k om m t zweitens dar 
auf an, daß sie intern und extern als G emeinsam keiten  e rkennbar  sind und erkannt 
werden.

Wenn auch bestimmte objektive Faktoren , zum  Beispiel geographische G ege
benheiten, den Kern reg ionaler  Gemeinschaften auszum achen  scheinen, darf doch 
nicht aus dem Auge  ver loren  werden, daß menschliche A nstrengung  derartige 
Faktoren durchaus relativieren oder für kürzere  oder längere Zeit außer  Kraft set
zen kann. Regionen als sozio -po lit ische und ku ltu re l le  Sachverhalte  sind immer 
Konstrukte , das heißt, daß sie von den beteil igten M enschen  als solche gewollt, 
akzeptiert,  verändert werden.

A uf  der Ebene von M akro -R eg io nen  erscheint es erst e inmal einfach, klare A b 
grenzungen zu identif izieren. Es erscheint aber nur so. Selbst der Verweis auf geo
graphische Gegebenheiten , die zusam m en mit h istorischen Langze it-E ntw iek lun- 
gen so etwas w ie  ein grobes Geflecht von M akro -R eg ion en  entstehen ließen, hilft 
nämlich manchmal nicht, wenn  man eine solche M akro -R eg ion  definieren, d .h .  
um grenzen  wil l .  D ie Frage e twa „Was genau ist E uropa?“ w ird ,  je nach Kontext, 
ganz unterschied lich beantwortet ,  weil die G eographie im m er schon durch  Polit ik 
überlagert  w ird  (und die am algam icrte  Geopolit ik  sowieso  nicht viel mehr leistet,



als uns ein paar polit ische Triv ia litäten des 19. Jahrhunderts  in Formeln zu verpak- 
ken ) lü.

Man kann die Probe m achen und fragen: „Wo verlaufen die G renzen der R e 
gion E uropa?“ -  die A n tw or t  w ird  v ie ls t im m ig und kakophon isch  sein. A uch  
wenn man das polit ische Verhalten als K riterium bemüht, kom m t man nicht viel 
weiter. Ernst B. Eiaas hat formuliert : „M em bers of regional group ings perccive 
themselves as being increas ing ly  in terdependent as the volumc and rate of transac- 
tions between them rises as compared to third countr ies .“ 11

Dies mag für k le in räum ige  Regionen zutreffen, vielleicht auch noch für be
st immte Phasen der oft fä lschlich als M uster  von M akro -R eg ion a l is ie rung  angese
henen (W est-)Europäischen Integration zur  Zeit des O st-W est-Konflik ts .  A ber  es 
muß offen bleiben, ob M akro -R eg ion en  ein derart iges B ew ußtse in  von einem be
sonderen Grad der Interdependenz erzeugen können und ob sie es für ihre A u s 
b ildung und Existenz w irk l ich  benötigen. Die Zwischenbilanz  der erst w es teu ro 
päischen, je tzt mehr und mehr Süd-, N o rd -  und demnächst vie lle icht auch 
O st(m itte l)-E uropa e inbeziehenden Integration von Europäischer W irtschaftsge
meinschaft (EW G), Europäischer  Gemeinschaft (EG) und Europäischer  Union 
(EU) fällt zw iespä lt ig  aus. Die Interdependenz auf bestimmten Feldern, z. ß . der 
Wirtschaft, hat enorm zugenom m en  und erhält eine hohe Z ustim m ung . Jedoch 
ermangelt es der sie ergänzenden polit isch-ku lture l len  Einheit, auch in m ittlerer 
Perspektive. „Die Europäische Gemeinschaft ist ein W irtschaftsriese noch ohne 
ausreichende polit ische H and lungsfäh igke it ,  innere Solidar ität und kollektive 
Identität. Die innereuropäischen polit ischen, gemeinschaft lichen und kulture l len  
Differenzen werden durch den Prozeß ökonom ischen  Z usam m enwachsens sogar 
noch schärfer artikuliert. A ufgrund  der wachsenden polit ischen H an d lu n gs 
zwänge  werden sie um so schärfer aufe inanderpra l len .“ 12

Dieser Zweifel lenkt die A ufm erksam ke it  auf einen zw ar  bekannten , indes häu 
fig übersehenen Sachverhalt. M akro -R eg ion en  definieren sich oft gar nicht so sehr 
über geographische Kriterien und über  die das ganze Spek trum  sozia len  Handelns 
betreffende kollektive Identität der Indiv iduen. Stattdessen geht es um sektora le  
Gemeinsamkeiten . Andere  Lebensbere iche werden  davon w en ig  berührt. Solche 
Sektoren mit großer, aber auch w ieder  beschränkter B edeutung sind vor allem: 
militärische Sicherheit, W irtschaft , Kultur.

Sicherbe itspoh tik .  O b w o h l  S icherhe itspo lit ik  dort , wo sie am ris ikoreichsten 
ist, g lobale D imensionen aufweist  (und im übrigen  auch einer der dynam ischsten  
M otoren für G loba lis ierung w ar  und bleibt), haben sich in den letzten J ah rzeh n 
ten auf dem Globus sicherheitspolit ische M akro -R eg ionen  herausgeb ildet,  die zu-

Vgl. Dan Diner, W eltordnungen. Ü ber  Geschichte und W irku ng  von Recht und Macht 
(Frankfurt/M. 1993) 125-163.
11 Ernst B. Eiaas, The S tudy  of Regiona l Integrat ion. Ref lections on the J o y  and A ngu ish  of 
Pretheoriz ing, in: L. N. L rndb cr g , St. A. S ch e in g o ld  (Hrsg.) ,  Regional Integration. Theory  
and Research (Cam bridge ,  Mass. 1971) 10.
u  Richard Münch,  Das Pro jekt Europa. Zwischen  Nationals taat ,  reg ionaler  A utonom ie  und 
Weltgesel lschaft  (Frankfurt/M. 1993) 103.
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weilen , wenn auch nicht immer, identisch w aren  mit dem G eltungsbere ich  großer 
B ündnissystem e. So stellten bis 1990 N A T O  und W arschauer  Pakt zw e i  s icher
heitspolit ische M akro -R eg io nen  dar  (wobei nicht nur die N A T O  transat lant i
schen C h arak te r  besaß).

Seit dem Ende des O st-W est-K onflik ts  f indet eine s icherheitspohtische U m 
struktur ierung  statt, von der sich schwer absehen läßt, w an n  sie und wenn , welche 
festeren Formen sie annehm en w ird . Ob sich zum  Beispiel eine auf Europa k o n 
zentrierte  oder gar beschränkte  s icherheitspolit ische M akro -R eg io n  ausbilden 
w ird  (das berühm t-berücht ig te  „Europäische S icherhe itssystem “, das schon im 
O st-W est-K onflik t  eine bestimmte polit - ideo logischc F unkt ion  besaß), ob es eine 
„K SZ E-Reg ion“ 13 geben w ird ,  kann man nicht wissen. Eis g ibt auch s icherheits
polit ische M akro -R eg ion en  mit negativem Vorzeichen, K onfl ik t-R eg ionen  w ie  
z. B. den N ahen Osten. Die von Haas angesprochene Interdependenz kann auch 
gewaltsam  und destrukt iv  sein.

Wirtschaft. Eine ökonom isch  bestimmte M akro -R eg ion  ist en tw eder  die Folge 
langfrist ig geplanter polit ischer  Kooperation oder sogar das Fundam ent einer p o 
litischen Integration. In den letzten Jah rzehn ten  haben sich lose regionale  E inhei
ten (keine „W irtschaftsb löcke“) herausgebildet; d ieser Vorgang, unterschied lich 
w eit  vorangekom m en auf den verschiedenen Kontinenten, ist über die Sachbere i
che Schulden, H ande l und G eldpol it ik  in den letzten Jah ren  besch leun igt  worden. 
In W eiterführung einer Ü bers ich t  von G ilp in 14 kann man unterscheiden: die E u
ropäische U n ion  und ihr unmitte lbares U m fe ld  (E FT A -Länder  und die osteuro
päischen Länder  west l ich  von Ruß land) ;  die N ordam er ikan ische  Freihandelszone 
N A F T A ; die  pazif ischen Randstaaten  (A PE C). Eine transatlantische F re ihandels 
zone ist im Gespräch.
Interessant ist, daß sich diese Reg ionen  zum  Teil geograph isch  über lappen und 
daß sie in sich institut ionell  ganz verschieden aufgebaut sind. A uch  kann  man von 
keiner dieser M akro -R eg io n en  mit A usnahm e der europäischen sagen, daß sie 
Vorformen einer polit ischen Integration sein sollen. U nd  schließ lich  fällt auf, daß 
bei dieser überaus kurzen  A ufzäh lung  große 'Feile des G lobus un erw ähnt  bleiben. 
Diese Territorien, in denen die Kraft zu r  M akro -R eg ion a l is ie run g  fehlt, werden 
P robleme haben, in e iner sich w e ite r  g lobalis ierenden W eltw irtschaft  erfolgreiche 
B ilanzen  zu erreichen. H ie r  läßt sich ein Konflik tpotentia l  von beträchtlicher 
Sprengkraft  ausmachen.

Kultur.  Kulture lle  F aktoren  spielen für N at ionsb i ldung  und die Sprengung 
m ult i-e thn ischer  polit ischer  E inheiten eine kaum  überschätzbare  Rolle . K u ltu 
relle Sym bo le  und K onstrukte  b i lden, verstärken, repräsentieren kollek tive  Iden
tität. Im Zuge der G loba lis ierung und vor allem auch verstärkt  durch  die m oder
nen K om m unikat ionsm itte l  können solche ku ltu re l len  Faktoren  w ie  die Sprache

13 Winfr ied Lang, Der internationale Regiona l ismus.  Integrat ion und D esintegrat ion von 
S taatsbeziehungen in w el tw e ite r  Verf lechtung (Wien 1982) 55 -  sie m üßte  je tzt  „OSZE-Re- 
g ion“ heißen.
14 R ober t  Gilpin, The Poli tical E conom y of International Relations (Princeton , N.J. 1987) 
397-399.
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oder die Re l ig ion  aber auch m akro-reg iona lis t ische W irkungskraf t  entfalten. 
N euauf lagen  von Pan-Bew egungen  des 19. Jahrhunderts  oder bestimmte G lau 
bensr ichtungen der großen R elig ionen  können, jedenfalls in ihrer P rogram m atik  
und Propaganda, den exklus iven  „B es itz“ großer  zusam m enhängender  Territo
rien anstreben. U nd  w ie  im Fall des is lamischen F undam enta l ism us nach dem Sieg 
Khomein is im Iran kann solche Po l i t ik  anderen globalen oder m akro-reg iona len  
E ntw ick lungen  nachhalt ig  in die  Q uere  kom m en, zum  Beispiel dann, wenn  neue 
M igra t ionsbew egungen  sich mit M iss ion ierungsabsich ten  v erb in den 13.

Die A usb i ldung  von M akro -R eg io nen  ist ein zu neuartiger und  zu une inhe it l i 
cher Vorgang, als daß es h ier bereits po lit ik -theoret ische Instrum entarien  zu ihrer 
A na ly se  gäbe. Wenn man vom  N ationa lstaat  aus auf die zahlre ichen, im m er d ich 
ter werdenden  Vernetzungen inter- und transnationaler  A rt  b lickt, fallen neben 
den M akro -R eg io nen  auch die Internationalen  Reg im e als institutioneile  R eak t io 
nen auf die A nforderungen  zunehm ender  G loba lis ierung ins A u g e 16. Viele re 
nom mierte  polit ische Beobachter gestehen solchen inter- und transnationalen  und 
-reg ionalen  Bez iehungen kein  sehr großes G ew icht zu. Ein Beispiel dafür ist 
H en ry  K issinger mit seiner Prognose: „Das neue in ternationale  System  w ird  
durch einen scheinbaren W iderspruch  geprägt sein: A u f  der einen Seite w ird  die 
Zersp litterung zunehm en, auf der anderen Seite w ird  ein Prozeß  der  wachsenden 
Globa lis ierung zu verzeichnen s e in . .. Sechs große Kräfte w erden  neben einer 
Vielfalt k le inerer Länder die H auptro l len  spielen: die U S A , Europa, C h ina ,  Japan, 
ein neues, aus der Sow je tun ion  entstehendes Staatengebilde und  wahrsche in lich  
auch Ind ien .“ 17 Ein bißchen kom pliz ier te r  w ird  es schon werden.

3. R ena issan ce  natio>7aler u n d  m ik r o - r e g i o n a l e r  H or iz on t e

Im 19. Jah rhundert  w u rde  d ie Erde in dem Sinne verstaatlicht, daß mehr und  mehr 
Terr itor ien zu Staatsgebieten w urden ; m anchm al infolge des Beschlusses e iner p o 
litisch handlungsfäh igen  G rupp ierung  unter  den dort lebenden Ind iv iduen, häufi
ger jedoch als Kolon ia l is ierung. (Der term ino logische Untersch ied  zw ischen  Ko
lonis ierung = Besied lung und K olon ia l is ierung = zur Kolonie eines M u t t e r l a n 
des' machen, sei in K lam m ern erwähnt.)
Die A b grenzung  der Staaten gegeneinander ist im übrigen eines der klassischen 
Probleme zw ischenstaatl icher  Polit ik . Zu verschiedenen Zeiten w u rden  un ter 
schiedliche B egründungen  angeführt, w arum  welche G renzen legitim , s icher oder 
.natür lich1 seien. Im 19. und 20. Jah rhun dert  hat sich mit der Ideologie  des N a t io 
nalismus (in ihren v ielfält igen Versionen) die Vorstellung ausgeprägt, daß die

13 Vgl.  dazu die Auseinanderse tzung mit  Sam ue l  P. H un t in g ton s  Thesen bei D ie t e r  S eng-  
haas,  D roht ein in ternationaler K u lturkam pf?  (Ebenhausen 1993), ferner Wilfr ied v o n  Bre-
dow ,  Konflik te und Kämpfe zw ischen  Zivil isationen, in: K. Kaiser, H.-P. S chwarz  (Hrsg.) ,
Die neue W eltpol it ik  (Bonn 1995) 104-111.
16 H ara ld  Müller , Die Chance  der Kooperat ion. Reg im e in den in ternationalen Beziehungen  
(Darm stadt  1993).
u H en r y  A. Kissinger,  Die sechs Säulen der W elto rdnung (Berl in  1992) 17.
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ideale Gestalt  eines Staates dann erreicht sei, wenn er ein N ationa l-S taat ,  wenn 
also das Staatsvolk eine (einz ige)  N at ion  ist. V ie lvö lkerstaaten w ie  z. B. das Osma- 
nische Reich oder Ö ste rre ich -U ngarn  hatten seit M itte  des 19. J ah rhunderts  mit 
starken  internen Spannungen und Konflikten zu kämpfen, we i l  die von ihnen re
gierten V ö lker  (jedenfalls viele) ihre nationale Se lbständ igke it  anstrebten, z u w e i 
len m it  den M itte ln  organis ier ter  phys ischer  Gewalt .

A m  Ende des Ersten W eltkr iegs traten k leinere polit ische Einheiten an die Stelle 
der  gesprengten V ie lvölkerstaaten . Sie konnten  jedoch das Prob lem  des eska l ie 
renden N at iona lism us n icht lösen. Im Gegenteil :  H ie r  w u rden  M assenver tre ibun 
gen und „ethnische Säu berungen“ bis hin zum  versuchten V ö lkerm ord  o rgan i
siert, die man, ohne Z yn ism us , nur  als Probeläufe der späteren Groß-Verbrechen 
im 20. J ah rhundert  bezeichnen kann.

In zw e i folgenreichen Fällen blieb die Vorstellung, eine sich als N at ion  begre i
fende G roßgruppe  solle ein e igener N ationa l-S taa t  w erden  können, p ro g ram m a
tisch unbeachtet, wenn  auch aus verschiedenen G ründen. Die bolschewist ische 
Revolu t ion  in Ruß land  eröffnete der neuen Herrschaftse l ite  dort  eine gegenw arts
bezogene und w e ltgesch ichtl iche  End-Perspektive , w onach  der nationale Z usam 
menhalt im Vergleich zu K lassenzusam m enhängen  sekun där  sei. Die N ationa litä -  
ten -Prob lem atik  in der U dSSR  w u rde  als „b loße“ ku ltu re l le  P rob lem atik  und als 
e igentlich h istorisch überho lt  definiert; Ansätze  polit ischer B risanz  w u rden  jedes 
M a l  mit b ruta ler  W ucht un terdrückt. Gehalten hat das, mühevoll  und unter  In
kaufnahm e beträcht l icher Opfer, bis 1990/91.

D er zweite  Fall s ind die Kolon ien  und ihre A b gren zun g  gegeneinander. Diese 
geschah, w ie  bekannt, in v ielen Fällen sehr oberflächlich und berücksicht ig te  se l
ten die bestehenden Stam m es- und  anderen  Z usam m enhänge . A llerd ings  gab es in 
den wen igsten  Kolonien N at ionen  und N at iona lbew ußtse in ;  letzteres entw icke lte  
sich erst im Kampf gegen d ie Kolonialländer. N ach der E ntko lon ia l is ierung gab es 
m it  e inem M ale  Staaten ohne Nationen . Ein g roßer  Teil der  polit ischen Energien 
in diesen neuen Staaten m ußte  darauf v erw and t w erden , aus dem Staatsvo lk  eine 
N at ion  zu bilden, ein konf l ik tre icher  und in v ielem unberechenbarer  Prozeß.

G egenwärtig  gibt es ungefähr 3000 größere  G ruppen  auf dem Globus, die ih 
rer Se lbstw ahrnehm ung nach als ethnische/nationale M inderhe iten  in einem 
Staat leben, der nicht „ihr Staat“ ist. N ich t  alle, aber viele d ieser G ruppen ver lan 
gen eine Ä nderu ng  ihrer polit ischen S ituation , sei es A u tonom ie  oder mehr A u 
tonomie, sei es einen e igenen Staat. N ich t  nur  die zerfallene U dS SR  oder das 
nicht länger vom Part isanenm ythos zusam m engehaltene Jugo s law ien , auch viele 
ehemalige Kolonien (z. B. Indien, Sri Lanka , Somalia) , aber ebenso hochmoderne 
Industriestaaten w ie  Kanada geben den Schaup latz  ab für angestrebte oder ver 
w irk l ich te , mit fr iedlichen oder mit gew altsam en M itte ln  un ternom m ene Sezes
sionen.

Von der Renaissance national defin ierter  polit ischer  Ziele m uß eine andere p o 
litische E ntw ick lung  untersch ieden werden , die sich in den letzten Jahren  vor 
al lem in einigen hochm odernen  Industriestaaten bem erkbar  gemacht hat: (M in i- )  
Reg iona lism us als Protest gegen zunehm ende Zentra l is ierung und gegen Regie-
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rungs- und V erw a ltungszw änge , die als bedrohlich em pfunden werden , j e  nach 
den besonderen gesellschaftl ichen und polit ischen Konste lla tionen greift diese 
Form  des Reg ionalism us auch auf „nationa le“ oder ethnische B egründungen  und 
Legit imationen zurück , e tw a im Fall  der U re inw o hn er  in N o rdam er ik a  oder A u 
stralien.

A uch  in Westeuropa hat sich eine A rt  k le inräum iges polit isches D enken , hier 
a l lerdings w ieder  unter anderen  A usp iz ien ,  verbreitet. Das l iegt nicht zuletzt  
daran, daß als Gegenüber dieses Reg iona lism us (als Feind, als Verhandlungspart
ner) nicht nur e inzelne w esteuropäische Nationalstaaten  f igurieren , vie lmehr 
im m er  s tärker die Europäische U n ion  und ihre zentralen B ürokratien . A ußerdem  
hat das polit ische Versagen der nach dem Zweiten  W eltkr ieg  in manchen Staaten 
W esteuropas etablierten M achte in r ich tungen  dem auf k leinere polit ische und 
wirtschaft l iche E inheiten hin ausger ichteten Reg ionalism us nachhalt ig  Auftr ieb 
gegeben. D afür ist gegenw ärt ig  Italien das instruktivste  Beispiel.

M eine  These ist, daß sowoh l d ie A usb i ldung  von M akro -R eg io n en  als auch die 
Renaissance von N at iona l ism us und  der M in i-R eg iona l ism us  K om plem entär-Er
scheinungen der G loba lis ierung sind. Diese stellt den entscheidenden Trend histo- 
r isch-polit ischer E n tw ick lung  der G egenw art  und Z ukunft dar. Sie läßt sich nicht 
anhalten oder gar rückgäng ig  machen. Sie ist freil ich mit jenen anderen zu be
obachtenden E ntw ick lungen  durchaus kom patibel ,  w enngle ich  auf konfl ik tre iche 
Weise. Es dürfte deshalb  nur in eine Sackgasse führen, w o l l te  man zum  Beispiel 
k le in räum ige  Perspekt iven polit ischen H andelns oder polit isch sich ar t iku l ie 
rende kollektive Identitäten von ethnischen G ruppen schlicht für Ü berble ibse l e i
ner e igentlich  schon überho lten  Vergangenheit halten.

D ie  Frage, die sich hier stellt, ist v ie lm ehr die: W ie und auf w e lcher  G rund lage  
kann  trotz der vielen Part iku la r ism en  ein universalist isches P o l i t ik -M ode l l  gelten, 
ohne das die Bearbe itung g lobaler (und für Polit ik  zugänglicher)  Probleme ke i
nerle i Erfolgsaussichten hat?

4. Ein P lan et  u n d  v i e l e  Welten ?

Eine der Bruch lin ien  in der  T heorie  des Polit ischen ver läuft zw ischen  den sich 
über lappenden und  e inander w idersprechenden  Interessen der verschiedenen A k 
teure. Dies ist die Grenze zw ischen  Konsens und Dissens, K oopera tion  und K on
flikt, Frieden und Krieg. Synthet ische A k teure  haben es trotz  aller M ög lichke iten  
zu r  Vereinheit l ichung von W ahrnehm ung und Werten ihrer M itg l ieder  nicht ganz 
einfach, einen internen G rundkonsens auf lange D auer  zu erhalten. Als das große 
und in der Rege l w irk sam e  Bügeleisen für w iderstrebende W ahrnehm ungen  und 
Interessen dient die P rok lam ie rung  eines gemeinsamen Feindes.

A uch  und gerade der O st-W est-K onfl ik t  erhielt  seine Intensität durch das 
Feindbild , das die Protagonisten  voneinander  aufgebaut hatten und das wegen se i
ner B edrohlichkeit  erhebliche Vereinheitl ichungsleistungen zustande brachte. 
N ach  dem Ende des O st-W est-K onflik ts ,  so lautet eine unbehag lich  st im m ende 
Ü ber legung , w ird  mit dem Zerfall der zweifachen E inheit l ichkeit  gem einsam er
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W ahrnehm ungsm uster  und  Interessen (auch wenn  es sich zu le tz t  im  kom m un is t i 
schen Bereich nur noch um eine s im ulier te  E inheitl ichkeit gehandelt  hat) eine 
Aufsp l i t te rung in viele gegensätz l iche  Interessen erfolgen.

Das können w ir  täglich beobachten. U n d  auch, daß große A nstrengungen  u n 
ternom m en werden, andere M echan ism en  der Interessenvereinheit l ichung zu er 
proben. Dabei müssen aber zw e i  grund legende Schw ier igke iten  überw unden  w e r 
den. Erstens g ibt es keinen G esam takteur  auf p lanetar ischer Ebene. Die M ensch 
heit ist nur ein Sammelbegriff , und die Vereinten N at ionen  sind nur ein v irtuel ler  
Akteur. Z w ei t en s  gibt es für g lobale  Interessen kein Feindb ild , denn man hat es ja 
allenfalls mit une ins icht igen  Part iku lar is ten  zu tun. Wie kann man unter  diesen 
Voraussetzungen jenen „broader, more encompassing v iew  that includes tw en ty -  
f irs t-cen tury  expansion of hum an activities, interests, competit ions, and potentials 
for Cooperation we l l  b eyond  international borders“ 18 mit Verbind lichke it  verse
hen?

H ier  findet gegenw ärt ig  eine spannende internationale  D ebatte  statt, d ie sich a l 
lerd ings noch im S tad ium  der M ater ia l-  und  A rgum en ten -Sam m lung  befindet. Es 
ist ja auch schw ier ig  und ähnelt der Q uad ra tu r  des Kreises: eine Balance zu finden 
zw ischen  den ku ltu re l len  D ifferenzen auf der einen Seite und einem m u lt i -k u l tu 
rellen G rundkonsens (der eben keine M ega-Form  von p o l i t i ca l  co r r e c tn e s s  sein 
dürfte); E ntfa ltungsm öglichke iten  für U ngle ichheiten  zu schaffen; sozialen W an
del in untersch ied liche R ich tungen  zu akzeptieren, ohne A nachron ism en  zu k o n 
servieren. D urchaus nicht unw ahrsche in l ich  ist eine Verknüpfung der negativen 
A spekte  der G loba lis ierung, also der Zerfall  polit ischer V erständ igung infolge 
sektierer ischer Z ersp litterung (eine A rt  globale L ibanonis ierung) in Verbindung 
mit einer technologisch und ökonom isch  bestimmten, bestehende Gefälle in den 
Lebensniveaus einfr ierenden globalen H errschaftss truk tu r19.
Ich w i l l  m ich hier auf ein Schlüsse le lem ent eines p lanetar ischen G rundkonsenses 
konzentr ieren : die M en s c h en w ü rd e  und, mit ihr verbunden, d ie M en s ch en r e ch t e .

5. U n iversa l i tä t  d e r  M en s ch en r e c h t e ?

D ie Vorstellung, daß es so etwas w ie  eine dem M enschen als G attungsw esen  inhä
rente Q ua l i tä t  gäbe, die bestimmte unveräußerl iche  und n icht w egnehm bare  
Rechte umfaßt, ist eh rw ürd ig ,  aber sie bestimmt nur in den seltensten Fällen das 
Verhalten der M enschen untereinander. Genauso steht es mit der  geschichtsph ilo
sophischen Konstrukt ion , mit der die universa le  V erw irk l ichung  der M enschen 
rechte quasi zum  Ziel der M enschheitsgeschichte erhoben w ird .  In der Rückschau  
auf die Geschichte der M enschen  ergibt sich da eine gem ischte B ilanz  (was zur  
O rnam entie rung  von Teleologien nicht taugt), so daß von so lchen K onstrukt io -

18 R ob e r t  C. North,  War, Peace, and Survival .  G lobal Poli tics and Concep tua l  Synthesis  
(Boulder, C O .  1990) 24-25.
19 Vgl. B en jam in  R. Barber,  J ih ad  vs. M cW orld ,  in: The A tlant ic  M o n th ly  3 (1993).
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nen nicht viel mehr für die Z ukunft  b leibt als die (durchaus sym path ische) Auf 
fo rderung zur  w e iteren  D urchsetzung  der Menschenrechte.

In der  Geschichte der M enschenrechte  kann  man auf viele eh rw ürd ige  D oku 
mente m enschlicher Ü ber legungen  verweisen , auf eine Reihe pol i t ischerTaten  zu 
ihrer D urchsetzung -  und auf eine schier endlose Reihe  von Verletzungen Dieses 
quantitat ive Verhältnis zw ischen  Ideen, Taten und Untaten  sieht auch für die G e
genwart  kaum  günst iger  aus. U n d  dennoch hat sich gegenüber früheren Epochen 
ein Grundsachverha lt  verändert , eben durch die G loba lis ierung und die » loba l  
w erdende  Interdependenz. T heodore  von Laue hat diesen Prozeß „ W este rn iz a - 
t io n“20 genannt und als ihren C h arak te rzug  bestimmt, daß nun zum  ersten Mal so 
etwas w ie  ein friedliches Zusammenleben aller V ö lker  in den Bereich des Vorstell
baren gerückt  sei.

M it  der moralischen Ü ber legenheit  der „w est l ichen“ Kultur(en) hat dies 
nichts zu tun, auch nichts mit e iner Verbesserung der  Substanz oder Q ual i tä t  des 
M enschen  (einer i d é e - f ix e  des 19. und des frühen 20. Jahrhunderts) .  W ir  leben, so 
kann  man von Laue verstehen, nicht in der „global c i ty “ oder dem von M arsha ll  
M acL uhan  überoptim ist isch  antiz ip ierten  „global v i l lage“, sondern  eher in einer 
A rt  kom prim ierte r  z iv i l isator ischer D iaspora unter w est l ichem  Vorzeichen.

S t im m t das, dann ver liert  die zw ischenzeit l ich  e inmal mit großem  N achdruck  
d iskutier te  Frage nach der Berecht igung, den M enschenrechten Universa l ität  z u 
zusprechen, viel von ihrer Bedeutung. Denn aus der Perspektive der westlichen, 
global gewordenen  Soz ia lo rdnung  heraus betrachtet, gehören die M enschen
rechte in den innersten Kern dessen, was von Laue zum  besten Teil der w est l i 
chen Zivil isat ion zählt. U nd  w en n  es etwas zu beklagen  gibt, dann sind es zuerst 
die  ungezählten  Verstöße gegen die M enschenrechte innerhalb unserer  Z ivil isa
tion.

A us der Perspektive anderer K u lturen  mögen die Menschenrechte vielleicht als 
eurozentr isch  und imperia l ist isch interpretiert werden . Sie sind dennoch universal 
geworden . Le ider nur  als A nspruch  und nicht in der  Realität  polit ischen H an 
delns. A ber  h inter den A nspruch  kann jedenfalls kein A k teu r  mehr zurück, der 
den Rahm en  des gegenwärtigen  internationalen  System s nicht verlassen will .  
Selbst w er  diesen Rahm en  verlassen wil l ,  und es gibt als Folge der durch die G lo 
balis ierung ausgelösten Erschütterungen im m er w ieder  A k teure  mit diesem P ro 
gramm, w ird  erkennen müssen, daß es nicht geht.

M an  kann  die  M enschenrechte  übers icht lich  in zw e i Fundamentalrechte z u 
sammenfassen, aus denen sich alle w e iteren  ergeben: das Recht auf eine gegen p o 
litische Flerrschaft absicherbare E igensphäre und das Recht auf ausköm m liche 
Lebensbed ingungen. Beides zusam m en kann man w iede rum  begreifen als die E r
öffnung der M ög lichkeit ,  ein Ind iv iduum  sein zu können, als das Recht auf M en 
schenwürde . Ins Polit ische übersetz t ,  heißt das (übrigens ganz nüchtern und ohne

20 T h eod o r e  H. v o n  Lane, The W orld  R evo lu t ion  of Western izat ion. The 20th C e n tu iy  in 
Global Perspective (Oxford 1987).
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jeden predigerhaften N ebenton), daß jede durch M acht  struktur ierte  W eltord
nung zu ihrer Leg it im ation  den Z ie lwert  D em okrat ie  braucht.

Anders als zu r  Zeit des O st-W est-K onflik ts ,  damals w a r  die G loba lis ierung  b i
polar  gebrochen (machtpolit isch , gesellschaftspolit isch und ideologisch), en tw ik -  
kelt sich das internationale  Sys tem  gegenwärtig  zw ar  m it  vielen machtpolitischen 
Bruchlin ien , aber eine gesellschaftspolit ische und ideologische A lternative  mit 
entsprechenden Angeboten  zur  In terpretation von M enschenw ürde  und D em o
kratie gibt es nicht mehr. Zugle ich gew innt  die G loba lis ierung an D ynam ik . D a
mit w ird  die D isk repanz  zw ischen  A nspruch  und Realität  bei der A ch tung  der 
M enschenrechte dramatischer, jedenfalls  besser sichtbar. W ie  soll man dam it  u m 
gehen?

6. I n t e r v e n i e r e n ?

N ach  dem Ende des O st-W est-K onflik ts  schien es zunächst  noch so, als w ürden  
je tz t  im internationalen Sys tem  M acht und Leg it im ation  w e itgehend  Zusammen
gehen21. D ieser E indruck  w a r  völl ig  falsch. Zu viele der akuten  weltpo lit ischen  
Prob lem e konnten  nicht aufgegriffen, geschweige denn befr ied igend gelöst w e r 
den. Zuvie le Konflikte  sind in mil itär ische G ewalt  eskaliert -  w obe i die entschei
denden w e ltpo lit ischen  A k teu re  en tw eder n icht eingegriffen haben, w e i l  sie sich 
nicht e in igen konnten , oder  sie haben an der falschen Stelle e ingegriffen, oder sie 
haben in bester Absicht e ingegriffen und w en ig  erreicht. Das, w as  h ier mit dem 
Verb „eingre ifen“ bezeichnet w ird ,  um faßt das ganze Spek trum  dip lom atischer  
und auch bestimmte mil itär ische H and lungen , letztere jedoch  nur  unter ganz ge
nau und  sehr restr ikt iv  defin ierten Voraussetzungen.

Soll man diese Restr ik t ionen  lockern, w en n  es um  die D urchsetzung von M en 
schenrechten geht? Ein Vorschlag, dies zu tun, stützt sich auf die fo lgende A u s 
gangsüberlegung : „Wenn Konflikte  zunehm en , sei es, we i l  G loba lis ie rungsp ro 
zesse im m er auch zu M arg ina l is ie rungen  und entsprechenden Konflik tpotentia len  
führen, sei es einfach, weil  unvere inbare  Interessen härter  aufe inanderstoßen, m uß 
Streitsch lichtung zu einem existentie llen A ktionsfe ld  von W elt innenpo lit ik  w e r 
den .“22

Zu so lcher Art S tre itbe ilegung soll es, so dieser Vorschlag, auch  dann kom m en 
können, wenn die stre itenden A k teu re  n icht dam it  e inverstanden sind. U m  das zu 
begründen , greift sein A u to r  auf den N o rm enko rb  bürgerl icher  („w est l icher“) 
Gesellschaften zu rück  und postu lier t ,  daß die Po lit ik  a ller A k teu re  daraufh in  zu 
prüfen sei, ob sie dem  Schutzgebot gegenüber  dem e inzelnen gerecht werden . Ver
fehlen A kteure  diese Funkt ion , dann müssen E inm ischungen in seine inneren A n-

21 P ierr e  Hassner , Im Zweifel für die  In tervention. Ein P lädoyer ,  in: Europa-Arch iv  48 
(1993)152 -153 .
22 D ie t e r  Senghaas ,  W elt innenpo li t ik .  Ansätze für  ein Konzept, in: E u ropa-Arch iv  47 (1992) 
648-650 .
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gelegenheiten zum  Z wecke der Schaffung von Voraussetzungen für die Erfüllung 
d ieser Funktion  möglich  sein.

H ie r  geht es nicht mehr nur  um  simples Eingreifen, v ie lmehr um  Intervention. 
A ls  Anstoß  für eine Debatte über  die Legit im itä t  e iner solchen Intervention for
mulier t  Senghaas sieben Vorschläge. In fo lgenden Fällen hält er eine Intervention 
für  legitim:
-  im Fall e iner G enoc id -Po l it ik  am eigenen Volk;
-  im Fall e iner Polit ik  der M assenvertre ibung;
-  im Fall der N otw end igke it ,  in Kriegen und B ürgerkriegen  hum an itäre  H i lfs 

aktionen durchzusetzen ;
-  im Fall der Verletzung fundam enta ler  M enschenrechte in einem Staat;
-  im Fall der  öko logischen K riegsführung oder  der D rohung  damit;
-  im Fall des Strebens nach M assenvern ichtungsw affen  und ihrer Pro life

ration.
Es gibt zw e i Lesarten für diese Liste. Dem beinhart-rea l istisch e ingestellten B e

trachter erscheint sie w en ig  nützl ich , w e i l  sie die Geltung von un iverse l len  N o r 
men voraussetzt , die  sie doch erst durchsetzen  soll. D er pragm atisch  eingestellte 
Betrachter teilt  zw ar  diese Skepsis, verm ag aber doch bei dem einen oder  anderen 
Vorschlag wenigstens den A nsatz  e iner M ög lichke it  für einen langsamen p laneta
rischen E in igungsprozeß zu erkennen. Viel ist das nicht, aber w eitergehende 
Hoffnungen  w erden  noch lange unerfü llt  bleiben.

U nd  z w a r  nicht nur w egen  der Intransigenz „böser“ Akteure . Wer sich in der 
polit ischen Geschichte umgesehen hat, w ird  den Impuls zur  hum an itären  So lida
rität und zur  grenzüberschre itenden Hilfsbere itschaft nicht schmälen , aber er 
w ird  zu größter Vorsicht anraten. Denn es gibt keine M ethode, machtpolit ische 
und  hum an itäre  M otive  bei in terventionsbere iten A k teuren  deut l ich  zu trennen. 
Erinnert  sei auch an die Informationsunsicherheit ,  der alle A k teure  ausgesetzt 
sind. Gerade wegen der im m er w e iter  ausgefeilten Inform ationstechn iken  ist M as 
senkom m un ikat ion  ein Geschäft, das sehr viel mit Emotionen, Propaganda und 
se lekt iver  W ahrnehm ung zu tun hat.

7. D er  u n g e r e c h t e  Faktor Zeit

W ie könnte  internationale  Polit ik  befreit werden „von der Kluft und  Spannung 
zw ischen  dem Universe l len  und dem  Besonderen , zw ischen dem  A bso lu ten  und 
dem  Relativen , welches der beständigste  C h arak te rzug  des menschlichen Lebens 
is t“23? Wenn Polit ikw issenschaftler  solche Fragen formulieren , deuten sie dam it  
ihre Rat los igke it  an.

G egenüber dem Traum von dem großen und e inheit lichen E ntw urf  für  die Erde 
ist man gezwungen , auf die Funkt iona l i tä t  des Doppelstandards h inzuw eisen . 
Doppelstandards sind eine große H ilfe  bei der  B ew ält igung  schw ier iger  A n forde
rungen, freil ich sind sie in moralischer H insicht mehr als anrüchig . N eh m en  w ir

23 Hassner , In tervention, 158.
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als Beispiel die Ause inanderse tzung in Deutschland über  die Veränderung von 
A sy lrech t  und -praxis. Die in m ancher Univers itätsstadt d rohend an die H äu ser 
w ände  gesprühte Forderung  „Aufenthaltsrecht für a l le !“ läßt n icht nur  K o m m u
nalbeamten die H aare  zu Berge stehen. Was w ürde  geschehen, w enn  umstandslos 
die  M enschenrechte jedes e inzelnen M enschen auf der Erde durchgesetzt  werden 
m üßten?  Die augenb lick l iche Folge w äre  ein volls tändiger Kollaps, ein H ob- 
bes’scher Krieg aller gegen alle. Was w ü rde  geschehen, wenn  die Vereinten N a t io 
nen oder eine andere Institut ion sofort und konsequent jede Verletzung von M en 
schenrechten durch Intervention ahnden w ürden ?  Dies zöge nichts anderes als 
den Z usam m enbruch  des in ternationalen  Systems nach sich.
W ir  stoßen hier auf ein vertracktes Problem , das offenbar an Schärfe in dem M aße 
zun im m t, w ie  die „großen E rzäh lungen“ der M oderne  im Rauschen  der G e
schichte aufgehen. Die Form en der Vergesellschaftung vom  Typ des C lans und 
der Großfam ilie , Re lig ionen mit  ihrer Transzendenz sow ie  sch ließ lich  W eltan
schauungen und Ideologien mit ihren imm anenten  Sinnversprechungen haben es 
fert iggebracht, den Ind iv iduen eine Lebensperspekt ive vorzustel len , die über  ihre 
eigene Lebenszeit  h inausreicht. Die Indiv iduen w aren  sozusagen  eingebettet in 
eine Kontinuität , in welcher  sie ihren eigenen Platz  hatten, aber n icht isoliert w a 
ren.

U m  diesen P latz  e innehmen zu können, w u rden  auch E ntbehrungen akzeptiert. 
In einer der w irkungsm ächt igs ten  „großen E rzäh lungen“ des 19. und 20. J ah rh u n 
derts, dem auf M arx  zurückgehenden  K om m unism us, bot das Pro letar iat , boten 
die pro letarischen M assen als die „Engel der G eschichte“ solch eine über in d iv idu 
elle Lebensperspektive . „Die Sehnsucht danach, in der M asse aufzugehen, ist auch 
der Antr ieb , mit der Lebensze it  Antei l  an der Weltze it  zu  gew inn en .“24

Verlieren solche K onstrukte  ihre B indungskraft ,  b leibt als P lanungs-  und Le
bensperspektive für das Ind iv iduum  nur der aktive Teil seines eigenen Lebens. 
Das ist eine kurze  Frist, e ingerahm t von Erziehung, Pflege und dem N ichts. Wenn 
sich in dieser Frist  entscheiden muß, ob das eigene Leben als sinnvoll  oder als m iß 
g lückt empfunden w ird ,  und wenn die Entscheidungsinstanz nur jeweils  das Ich 
am Ende dieser Frist ist, dann erhalten Phänomene w ie  manifeste oder s t ru k tu 
relle Benachte i l igung, W ohlstandsgefä l le  und das A usb le iben  von Chancen  zur  
Veränderung der Verhältnisse einen viel höheren Stellenwert.

U ber  solche Phänom ene ist man aber inzw ischen  fast auf dem  ganzen Globus 
z iemlich gut informiert , so daß man sich übera ll  z iem lich genau ausrechnen kann, 
ob dort, w o  m an  ist, eher die l ichten oder eher die dunk len  A spekte  des Lebens 
dominieren. Langfr istig , das heißt über die Lebenszeit  m ehrerer Generationen 
verteilt anzustrebende Verbesserungen der Lebensumstände erscheinen dann den
jenigen, die sich als Benachte i l igte  empfinden, w en ig  attraktiv. E igene E ntbehrun
gen als Investition in die Z ukunft  von anderen haben ihren Sinn eingebüßt.

Wie reagiert man in e iner solchen S ituat ion? Viele tun es dadurch , daß sie in die 
hellen M etropolen, in den reichen Westen wandern , um dort irgendw ie  ihr G lück

24 Hans B lum enb e r g ,  Lebenszeit  und Weltze it  (Frankfurt/M. 1986) 310.
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zu machen. Was im Einzelfa ll  durchaus  eine vernünftige Entsche idung ist (selbst 
unter dem Vorbehalt, daß  man auch scheitern kann), hat als M assenphänom en der 
neuen M igra t ion  potentie l l  zers törer ische  F o lgew irkun gen . Aber d ie Zeit läuft 
weiter. Sie ist der e igentl ich  ungerech te  F ak to r  im globalen W andel hin zu einer 
neuen Gesta lt  des in ternationa len  Systems.

In einem der  k lügsten  und luz idesten  po lit ischen  Rom ane deutscher  Sprache 
aus dem 2o. J ah rhun dert  w ird  geschildert ,  w ie  ein k leines westeuropäisches Land, 
e ine moderne IndustriegeselLschaft mit e inem dem okrat ischen , p lura l is t ischen  p o 
lit ischen System , durch  das Versagen der  po lit ischen Elite in den B ürgerkr ieg  ge 
trieben w ird . Den innersten Kern dieses Versagens macht die U nfäh igke it  der ä l 
teren G enerat ion aus, den N ach w ach sen den  die e igenen Werte der Tolerenz und 
M äß igun g  verständ lich  zu machen und  als lebenswertes  M odell  für das Z usam 
m enleben vorstellen  zu können. D ieser  R om an , „Bericht über B ru n o “ von Joseph 
B re itbach23, ist eine bek lem m en de  L ek tü re  n icht nur  angesichts der ak tuellen  bin- 
nen-gescl lschaftl ichen Prob lem e D eutsch lands und  Europas. Er schärft auch die 
krit ische Skepsis angesichts der raschen V eränderungen , die das internationale  S y 
stem der G egenw art  mit und seit dem  Ende des O st-W est-K onflik ts  durch läuft  
und deren von den untersch ied lichsten , w echse lnden  Emotionen und E indrücken 
heim gesuchte Zeugen, Opfer, B eobachter  und T äter  die Zeitgenossen, w ir  alle, 
sind.

Die g laub w ü rd ige  V erm itt lung  jener  k lassischen, aber heute darum  nicht w en i
ger notwendigen  Werte der T oleranz und M äß igun g  und der M enschenw ürde  
nicht nur  d iachron an d ie fo lgenden G enerat ionen , v ie lmehr synchron  über einen 
von Ungle ichhe it  und Zeitmangel gekennze ichneten  Globus, das ist vermutlich  
eine der entscheidensten  K om ponenten  jeder Erdgeschichte gerecht w erdenden  
Polit ik .

G lo b a l i s i e r u n g  u n d  R e g i o n a l i s i e r u n g  2 6 5
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107f., l lO f . ,  113-119, 121, 125, 130, 133, 
136, 139, 142, 144-146, 150, 153 f., 157, 
160-162 ,170 , 173, 176-178, 187, 189,190, 
194, 208f . ,  213, 218, 229 

W ilna  127 
Worms 84

Zips 101



Schriften des Historischen Kollegs: Kolloquien

1 H einrich Littz (Hrsg .) :  Das römisch-deutsche  R eich  im  poli t ischen S ys tem  
Karls  V., 1982, XIL 288 S .  ISBN 3 -486-5  1371-0

2 Otto Pf lanze  (Hrsg .) :  Innenpol it ische Problem e des B i sm arck -R e iches ,  1983, XII, 
304  S.' ISBN 3 -4 86 -51 481 -4

3 Hans C on ra d  P ex e r  (H rsg .) :  Gastfreundschaft ,  Taverne und Gasthaus im  M it te l 
alter, 1983. XIV, 275 S. ISBN 3 -4 86 -51 661 -2

4  Eberhard Weis (Hrsg .) :  Reform en  im rheinbünd ischen  Deutschland, 1984, XVI, 
310  S. ISBN 3 - 4 8 6 - 5 1 6 7 ! -X

5 Heinz Angermeier  (Hrsg .) :  S ä k u la re  A spek te  der  Reform at ionszeit ,  1983, XII, 
278 S. ISBN  3 -4 86 -51 841 -0

6 G era ld  D. F e ldm an  (Hrsg .) :  Die N achw irkungen  der Inflation au f  d ie  deutsche 
Gesch ichte  1 9 2 4 -1 9 3 3 ,  1985, XII. 407  S. " v e r g r i f f e n

7 J ü r g e n  Kocka  (Hrsg .) :  A rbe iter  und B ürger im  19. Jahrhundert.  Varianten ihres 
Verhältn isses  im europäischen  Verg le ich ,  1986, XVI, 342 S. v e r g r i f f e n

8 K o n r a d R ep g e n  (Hrsg .) :  Krieg und Poli t ik  1 6 1 8 -1 6 4 8 .  Europäische Problem e und 
Perspekt iven , 1988, XII, 4 5 4  S. ISBN  3 - 4 8 6 - 5 3 7 6 1-X

9 Antoni Maczak  (Hrsg .) :  K lien te lsys tem e im Europa der Frühen Neuzeit ,  1988, X, 
386  S. ISBN 3 -486-54021  -1

10 E berha rd  K o lb  (Hrsg .) :  Europa vor dem  K rieg  von 1870. M äch tekonste l la t ion  -  
Konfl ik tfelder -  Kr iegsausbruch , 1987, XII. 2 2 0  S. ISBN  3 -4 86 -54 121 -8

11 Helmut G e o r g  K o e n i g s b e r g e r  (H rsg .) :  R epub l iken  und R ep ub l ik an ism us  im 
Europa der Frühen Neuzeit ,  1988, XII, 323  S. ISBN 3-486 -54341 -5

¡ 2  W infried Schulze  (H rsg .) :  S tänd ische  G ese l lschaft  und soz ia le  M obil i tä t ,  1988, X, 
4 1 6  S. ISBN  3 -4 86 -54 351 -2

13 J o h a n n e  Autenrieth  (H rsg .) :  R en a is san ce -  und Humanistenhandschriften ,  1988, 
XII, 214  S. mit A bb i ldungen .  ISBN  3 -4 86 -54511 -6

14 Ernst S chu l in  (Hrsg .) :  Deutsche G esch ich tsw issenschaft  nach dem Z w eiten  W elt
kr ieg  ( 1 9 4 5 - 1 9 6 5 ^  1989, XI, 303  S. ISBN  3 - 4 8 6 - 5 4 8 3 1-X

15 Wilfr ied B a rn e r  (Hrsg .) :  Tradit ion, Norm, Innovation. Soz ia le s  und li te rar isches 
Trad it ionsverha lten  in der  Frühzeit  der  deutschen  A ufk lä rung ,  1989, XXV, 370  S. 
ISBN 3 -4 86 -54 771 -2

16 Hartmitt B oo ck m ann  (Hrsg .) :  Die A nfän ge  der  ständ ischen  Vertretungen in P reu
ßen und se inen  N achbar ländern ,  1992, x "  264  S .  ISBN  3 -4 86 -55 840 -4

17 J o h n  C. G. R öh l  (H rsg .) :  Der Ort K a iser  W i lh e lm s  II. in der deutschen  Gesch ichte ,
1991, XIII, 366  S. ISBN  3 -4 86 -55 841 -2
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18 G erhard  A. R itter (H rsg .) :  Der A ufs t ieg  der  deutschen A rbe ite rbew egung .  S o z i a l 
dem okra t ie  und Fre ie  G ew erkschaften  im Parte iensystem  und So/.ia lmilieu des 
Kaiserre ichs ,  1990. X XL 461 S. ISBN  3 - 4 8 6 - 5 5 6 4 1-X

19 R oger D itfm isse  (H rsg .) :  Revolu t ion  und G egenrevo lut ion  1 7 89 -18 30 .  Zur g e i 
s tigen A use inanderse tzung  in Frankre ich  und Deutschland, 1991. X V[II ,  27 4  S. 
ISBN 3 -4 86 -55 844 -7

20 K laus .Schreiner (H rsg .) :  L a ien f röm m igke it  im späten Mittela lter .  Formen , Fu nk
tionen, po l i t isch -soz ia le  Z usam m enhänge ,  1992, XII. 411 S .  ISBN  3 -4 8 6 -5 5 9 0 2 -8

21 Jürgen M iethke  (H rsg .) :  Das Pub l ikum  po li t ischer Theor ie  im 14. Jahrhundert .
1992. IX, 301 S. ISBN  3 -4 86 -55 898 -6

22 D ieter Simon  (H rsg .) :  Eherecht und Fam il iengu t  in A nt ike  und Mittela lter ,  1992, 
IX, 168 S. ISBN  3 -4 86 -55 885 -4

23 Volker Press (H rsg .) :  A lternat iven  zur R e ich sver fassung  in der  Frühen N euze i t?  
(mit Be iträgen  von H. Car l ,  H. Duchhardt, G. H aug-M oritz ,  A. Gotthard, H. L a n 
ger, M. Lanzit iner, P. M oraw . M. M out.  J. Pänek. A. Sch in d l in g .  G. Schm id t ,
P. Stadler ,  D. S t ieverm ann .  G. Vogler)  1995. XII, 254 S. ISBN 3 -4 86 -5 6 0 3 5 -2

24  Kurt Raajiaitb  (H rsg .) :  A n fän ge  poli t ischen Denkens in der  Antike. G r iechen land  
und d ie  nahöst l ichen  Kulturen, 1993, XXIV. 4 5 4  S. ISBN 3-486-55993 -1

25 Shulam it Volkov (H rsg .) :  Deutsche Juden  und die  M oderne (mit B e it rägen  von 
A. Barka i ,  H.-P. Bayerdörfer ,  U. Frevcrt.  A. Funkenste in .  A, Herz ig ,  M . A . K a
plan. R. Katz. G. Sch ram m , D. Sork in ,  S. Volkov. A. S. Z uckerm an)  1994. XXIV. 
170 S. ISBN 3 -4 86 -56029 -8

26 Heinrich A. W inkler (Hrsg .) :  Die deutsche S taatsk r ise  19 30 -19 33 .  H and lungs-  
sp ie lräum e und A lternat iven . 1992. XIII. 296  S. ISBN 3 -4 86 -55 943 -5

27 Johannes Fried  (Hrsg .) :  D ia lekt ik  und Rhetor ik  im früheren und hohen Mit tela lter .  
Rezeption. Ü berl ieferung und g e se l l scha f t l iche  W irkung  ant iker  G e lehr sam ke it  
vo rnehm lich  im 9. und 12. Jahrhundert  (mit  Beiträgen  von J. Van Engen, J. Fried, 
W. Hartmann, F. Kerff, L. Kuchenbuch. C. Leonard i ,  D. E. Luscom be .  J. M a ren 
bon. P. von M oos .  G .O tte ,  G. Seh r im pf)  1997, ca. 320  S. ISBN 3 -4 8 6 -5 6 0 2 8 -X

28 Paolo Prodi (H rsg .) :  G laube und Eid. Treueformeln .  G laubensbekenntn isse  und 
S oz ia ld isz ip l in ie ru ng  zw ischen  M it te la l ter  und Neuzeit ,  1993, X X X , 2 4 6  S.
ISBN 3 -4 86 -55994 -X

29  Ludw ig Sehnuigge  (H rsg .) :  I l leg i t im itä t  im Spätm it te la l te r  (mit Be it rägen  von 
K .Borchard t ,  N. Buls t,  F. R. A znar  Gil ,  M. Haren, C. Hesse, H.-J. Hoffmann- 
Nowotny, P. Landau , F. Rapp, K. Sehre iner .  C. Schuchard .  K. S chu lz .  B. S ch w arz ,  
M . M. Sheehan . F. Tamburin i ,  G. W ie land .  D. W i l low e i t )  1994, X, 314  S.
ISBN 3-486-56069-1
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30 Bernhard K ölver (Hrsg .) :  Recht. S taat  und V erwaltung  im klass ischen  Indien ' 
Be iträgen  von H. Bechert .  G. Berke iner ,  B. C hattopadhyaya .  Ch Gupta FJ ' i c  i '1111 
H. Kulkc ,  R. W. L ar iv iere .  M. N jam m asch .  B. R. Pant, M. R. p ant p  R is c|^ ' Cl’ 
M. Sche te l ich ,  B. Ste in ,  M. W itze i )  1996, ca. 300  S. ISBN 3 -486 -56193  6

31 E lisabeth Fehrenhach  (Hrsg .) :  A del und Bürgertum  in Deutschland 1 7 70 -18 48  
(mit Be it rägen  von H. Berghoff ,  H. Brandt.  L. Gail ,  E. Keil , D. L an «e w ie s c h e  
H. M öller .  S. Pa letschek, T. P ierenkemper.  H. Reif ,  W. S iem ann .  E Treichel
H.-P. U l lm ann ,  B. W under)  1994, XVI, 251 S. ISBN 3-486-56027-1

32 Robert E. Lerner (Hrsg .) :  Neue R ichtungen  in der  hoch- und spätm itte la lter l ichen  
B ib e lex eg ese  (mit Be iträgen  von R. Berndt, D. Burr. G. Dahan, J.  Van En»en  R F 
Lerner, D. Luscom be .  Chr. M e ier .  A. J .  M inn is .  G. L. Potestä.  S. Schmolinskv 
L .S in i th )  1996. 191 S. ISBN 3 -4 86 -56 083 -2

33 Klaus H ildebrand  (Hrsg .) :  Das Deutsche R e ich  im Urteil  der  Großen M äch te und 
eu ropä ischen  Nachbarn ( 1 8 7 1 - 1 9 4 5 )  (mit Be iträgen  von P. Alter,  W. A ltge ld
H. Altr ichter . J . Bariety . K. Hildebrand, E. Hösch, H. J am es .  D. Junker. J. Koralka 
H. Lem berg ,  K. Pabst,  H. Rumpler ,  N. Runeby, P. S tad ler )  1995. X. 232 S.
ISBN 3 -4 86 -56 084 -0

34  Wolfgang J. M om m sen  (Hrsg .) :  Kultur und Krieg. Die R o l le  der  Inte llektuellen. 
Künstler und Schr if ts te l le r  im Ersten W eltk r ieg  (mit Beiträgen  von Th. Anx,
H. Börsch -Supan , Chr. Corne l ißen . W. Gephart, G. Häntzsehel,  G. Hübinger.
H. Joas .  E. Koester, G. Krumeich , F. Longer, Chr. Lenz,  St. M e ineke .  W. J. M o m m 
sen, P. Paret, D. Schubert .  A. Schum ann ,  J.  S eg a l ,  P. Watier)  1995. X. 2 8 0  S. 
ISBN 3 -4 86 -56085 -9

35 P eter K rüger (Hrsg.) :  Das eu ropä ische  S taa tensys tem  im Wandel.  S trukture l le  
Bed ingungen  und b ew eg en d e  Kräfte seit der  Frühen Neuzeit (mit Beiträgen  von 
J. Berenger .  W. von Bredow. A. D oer ing-M anteu ffe l .  H. Duchhardt. H. Th. Gräf. 
W. D. Grüner. H. H. Hahn, L. Herbst,  P. Krüger. J.  Klinisch. H. Lem berg .
K. M ale t tke .  E. Nolte. H.-J. Rup ieper ,  P. Schroeder .  K. Zernack) 1996. XVI.
272 S. ISBN 3 -486 -56171 -5

36  P eter Blickte (Hrsg.) :  Theorien  ko m m u na le r  Ordnung in Europa (mit Beiträgen  
von A. B lack ,  P. B l ick le .  L. G all .  H. M a ie r ,  H. Nader.  W. Nippel.  O. G. Oexle.
H. R. Schm id t .  K. Schre iner .  J . Tracy, M. Walther. .1. W eitze l)  1996. ca. 280  S. 
ISBN 3 -4 86 -56192 -8

37 ila n s  E berhard M ayer (Hrsg .) :  E inw andere r  und M inderheiten .  Die Kreuziahrer-  
staaten als  m ult iku lture l le  G esel lschaft  (m it  Be iträgen  von G. ü e d e y a n .  P. W. 
Ldbury.  M .-L . Fav reau -L i l ie .  B. Hamilton, R. Hiestand, D. Jacoby.  B. Z. Kedar. 
N. Kenaan-Kedar .  H. E. M ayer ,  J . R ichard ,  J . R i le y -S m ith )  (in Vorbereitung)
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38 Mcmlio  B e l l o m o  (Hrsg .) :  Die Kunst der  Disputation in der  europä ischen  R ech ts 
gesch ich te  ( 1 3 . - 1 4 .  Jah rhundert)  ( in  Vorbereitung)

39 Frantisek Sm ah e l  (Hrsg .) :  Häres ie  und vorze it ige  R eform at ion  im Spätm it te la l te r  
( in  Vorbereitung)

4 0  Alfred H averkamp  (Hrsg .) :  Formen der Information, Komm unikat ion . S e lb s td a r 
s te l lung  in den m itte la l ter l ichen  G em einden  Deutsch lands und Italiens (in Vor
bere itung)

SonderpnbUkution

Horst Fuhrmann  (Hrsg .) :  Die K au lbach -V i l la  a ls  Haus des Histor ischen Kollegs .  
Reden  und w issen scha f t l iche  Be it räge  zu r  Eröffnung, 1989, XII, 232  S. ISBN 
3-486 -55611 -8



Schriften des Historischen Kollegs: Vorträge

1 H einrich Lutz: Die deutsche Nation zu B eg inn  der Neuzeit.  Fragen nach dem  
G el ingen  und Sche i te rn  deutscher  Einheit  im 16. Jahrhundert,  1982, IV, 31 S.

vergriffen

2 Otto Pflanze: B i sm arck s  H errschafts techn ik  a ls  Problem der g egen w är t ig en  
H istor iographie .  1982, IV, 39 S. vergriffen

3 H ans C onrad Peyer: Gastfreundschaft  und ko m m erz ie l le  G ast l ichke it  im 
Mit te la lter ,  1983. IV. 24 S. vergriffen

4 E berhard Weis: B ayern  und Frankre ich  in der  Zeit  des Konsulats und des ersten 
Empire ( 1 7 9 9 - 1 8 1 5 ) ,  1984 ,41  S. vergriffen

5 H einz A ngerm eier: R e ich sre fo nn  und Reform at ion , 1983, IV, 76  S. vergriffen

6 G erald  D. Feldm an: Bayern  und S ach sen  in der  Hyper inf lat ion 1922/23, 1984, 
IV, 41 S.

7 Erich Angerm ann: A braham  Linco ln  und d ie  Erneuerung der nat iona len  Identität 
der  Vere in igten S taaten  von A m er ika ,  1984. IV, 33 S.

8 Jürgen Kocka: Trad it ionsb indung und K lassenb i ldung . Zum soz ia lh is tor ischen  
Ort der  frühen deutschen A rbe ite rb ew egun g ,  1987. 48  S.

9 K onrad  Repgen: K r iegs leg i t im at ionen  in A lteuropa .  Entwurf e iner  h is torischen 
Typo log ie .  1985, 27 S. vergriffen

10 A n to n i M gczak: Der S taat  als  Unternehmen. A del und A m ts träger  in Polen und 
Europa in der  Frühen Neuzeit.  1989, 32 S.

11 E berhard Kolb: Der sch w ie r ig e  W eg  zum Frieden. Das Problem der K r ieg s 
b eend igung  1870/71. 1985, 33 S. vergriffen

12 H elm ut Georg K oenigsberger: Fürst und Genera lstände .  M a x im i l i an  1. in den 
N ieder landen  ( 1 4 7 7 - 1 4 9 3 ) .  1987, 27 S .  vergriffen

13 W infried Schulze: Vom G em einnutz  zum Eigennutz. Uber den N onnenw ande l  in 
der  ständ ischen  G esel lschaft  der  Frühen Neuzeit .  1987, 40  S. vergriffen

14 Johanne A utenrieth: „Lit terae V i r g i l i a n a e “ . Vom Fort leben e iner  römischen 
Schrif t .  1988. 51 S.

15 Tilemann G rim m : B l ickpunk te  a u f  S i idostas ien .  His torische und ku lturanthropo
lo g ische  Fragen zur Poli tik .  1988. 37 S.

16 Ernst Schulin: G esch ich tsw issenschaft  in unserem Jahrhundert.  Probleme und 
U m risse  e iner  Gesch ichte  der  Historie,  1988, 34 S.

17 H artnm t Boockm ann: Geschäfte  und G eschäft igke i t  au f  dem  R e ich stag  im späten 
Mittela lter .  1988. 33 S. " vergriffen

18 W ilfried Borner; L itera tu rw issenschaft  -  e ine G esch ich tsw issenscha ft?  1990.
42  S.
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19 J o h n  C.C. Röhl :  K a iser  W i lh e lm  II. E ine S tud ie  über  C äsa ren w ahn s in n ,  1989,
36  S. vergriffen

20  Klaus Schreiner: M önchse in  in der  A de lsge se l l scha f t  des hohen und späten 
M itte la lters .  K lösterliche G em einschaftsb i ldung  zw ischen  sp ir i tue l le r  S e lb s t 
behauptung und soz ia le r  A npassung ,  1989, 68 S.

21 R oger D u fm isse:  Die Deutschen und Napoleon im 20. Jahrhundert,  1991, 43  S.

22  G erhard A. R itter: Die Soz ia ld em o kra t ie  im Deutschen Kaiserre ich  in s o z ia l 
gesch ich t l iche r  Perspektive ,  1989, 72  S.

23 Jürgen M iethke: Die m it te la l te r l ichen  Univers itä ten  und das ge sprochene Wort. 
1990, 48  S.

24  D ieter Sim on: Lob des Eunuchen, 1994, 27 S.

25 Thom as Vogtherr: Der König  und der  H e il ige .  Heinrich IV., der  h e i l ig e  R em ak lu s  
und d ie  M önche  des D oppelk losters  S tab lo -M a lm ed y ,  1990. 29  S.

26  Johannes Schilling: G ew esene  M önche . L ebensgesch ichten  in der  Reformat ion , 
1990, 36  S.

27 Kurt Raaflaub: Po li t isches Denken und Krise der  Polis.  Athen im V erfassungs
konflikt des  späten 5. Jahrhunderts  v .Chr. ,  1992, 63 S.

28 Volker Press: A ltes  R eich  und Deutscher Bund. Kontinuität in der  D iskontinuität ,
1995. 31 S.

29 Shidaniit Volkov: Die Erfindung e iner  Tradition. Zur Entstehung des modernen 
Juden tum s in Deutschland. 1992, 30  S.

30  F ranz Bauer: Gehalt  und Gesta lt  in der  M o num en ta lsym b o l ik .  Zur Ikono logie  des 
Nationa lstaats  in D eutschland und Italien 18 60 -19 14 ,  1992, 39 S.

31 H einrich A. Winkler: M ußte W e im ar  sche i te rn?  Das Ende der ersten R epub l ik  und 
d ie  Kontinuität der  deutschen G esch ichte ,  1991, 32 S.

32 Johannes Fried: Kunst und K omm erz .  Über das Z usam m en w irken  von W issen 
schaft  und Wirtschaft  im M itte la l ter  vornehm lich  am  Be isp ie l  der  Kauf leute und 
H andelsm essen ,  1992, 40  S.

33 Paolo Prodi: Der Eid in der  eu ropä ischen  Verfassungsgesch ichte ,  1992. 35 S.

34 Jean-M arie M oeglin: D ynast isches  Bew ußtse in  und G esch ichtsschre ibung . Zum 
Se lbstvers tändn is  der  Wit te lsbacher ,  H absburger und Hohenzollern  im Spä tm it te l 
alter, 1993, 47  S.

35 B ernhard K ölver: R itual und h is tor ischer R aum . Zum  indischen G esch ich tsver 
ständnis , 1993, 65 S.

36 Elisabeth Fehrenbach: A del und Bürgertum  im deutschen Vormärz,  1994, 31 S.
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37 Ludw ig S c h m u g g e :  S ch le ic h w e g e  zu Pfründe und Altar. Päpstl iche Dispense vom 
G eburtsmake l 14 49 -15 33 .  1994, 35 S.

38 Hans-W erner Hahn:  Zw ischen  Fortschritt  und Krisen. Die v ie rz ige r  Jahre des 
19. Jahrhunderts  a ls  Durchbruchsphase der deutschen Industr ia l is ierung 1995 
47 S.

39  R o h en  E. Lerner: F l in imeisv is ion  oder S i t in ende l ir ium ?  Franz iskaner  und Pro
fessoren a ls  Traum deuter  im Paris  des 13. Jahrhunderts .  1995. 35 S.

4 0  Andreas Schulz: W eltbürger und Geldar is tokraten .  H anseat isches  Bürgertum im 
19. Jahrhundert.  1995. 38 S.

41 Wolfgang ./. M om m sen :  Die H erausforderung der bürger l ichen  Kultur durch die 
künst ler ische Avantgarde .  Zum Verhältnis von Kultur und Poli t ik im W ilh e lm in i
schen D e u t s c h la n d , ! 994 ,  30  S.

42  Klaus H ildebrand: Reich -  Großmacht -  Nation. Betrachtungen  zur Geschichte 
der  deutschen Außenpol i t ik  18 71 -19 45 ,  1995, 25 S.

43  H ans E berhard M ayer: Herrschaft und Verwaltung im Kreuzfahrerkön igre ich  
Je rusa lem . 1996, 38 S.

44  P eter B lickte: Reformation und kom m una le r  Geist. Die Antwort der  Theo logen  
au f  den W ande l der  Verfassung im Spätm itte la l te r ,  1996, 42  S.

45  P eter Krüger: W ege und W idersp rüche der europä ischen  Integration im 20. J a h r 
hundert. 1995. 39 S.

4 6  Werner Greiling: „ In te l l igenzb lä t ter“ und g e se l l scha f t l iche r  Wandel in Thüringen. 
A nze igenw esen ,  N achrich tenverm itt lung .  Räsonnem ent und Soz ia ld isz ip l in ie -  
rung, 1995, 38 S.

Jahrbuch des H istorischen Kollegs 1995
(mit Be iträgen  von M. Be llom o. A. Esch. A . H averkam p, FI.-Chr. Kraus.  F. Sm ahe l )
1996, V I I I J 80  S. ISBN 3 -4 86 -56 176 -6



Schriften des Historischen Kollegs: Dokumentationen

1 S t if tung Histor isches K o l leg  im St ifterverbund für d ie  Deutsche W issenschaf t :  
Firste Ver le ihung des Pre ises  des Historischen Kollegs . A ufgaben ,  S t ipend iaten ,  
Schr if ten  des Historischen Kollegs ,  1984. VI, 70  S. ,  mit A bb i ldungen  v e r g r i f f e n

2 Theodor-Sch ieder-G edäch tn isvo r lesung :  Horst Fuhrmann. Das Interesse am 
M itte la l te r  in heut iger  Zeit.  Beobach tungen  und Vermutungen -  Lothar Gail .  
Theodor  S c h ie d e t -1908 bis 1984. 1987, 65 S. " v e r g r i f f e n

3 Leopold von Ranke:  Vorträge an läß l ich  se ines 100. Todestages ,  G edenkfe ie r  der 
Historischen K omm iss ion  bei der  B ayer ischen  A k a d em ie  der  W issenschaf ten  und 
der S t if tung Historisches K o lleg  im S t ifterverband für die  Deutsche W issenschaf t  
am 12. M a i 1986, 1987, 44  S.

4  S t if tung  Histor isches K o lleg  im S t if terverband für d ie  Deutsche W issenschaf t :  
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